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Vorliegende, möglichst treu ans dem Russischen 
übertragene, Schrift ist in der Zweiten Abtheihrag 
S. K. M. Eigener Kanzellei ausgearbeitet worden. 
Sie ward im Frühling 1845, als die beiden ersten 
Theile des ProYinzialrechts, dem sio gewissermassen 
ein geschichtlicher Kommentar sein sollte, dem Reichs- 
rathe übergeben wurden, diesem gleichfalls zugesandt. 
Der allgemeine Theil der Schrift gibt: 1) eine Ueber- 
sicht der politischen Geschichte des Ostseegebiets, de- 
ren Kenntniss die Entwickelung der demselben eigen- 
thümlichen Institutionen und Rechtsbestimmungen erst 
ganz verständlich macht; 2) eine Uebersicht der Rechts- 
quellen, mit besonderer Berücksichtigung ihrer Bedeu- 
tung für den gegenwärtigen Zustand des Rechtswesens 
im Ostseegebiete; 3) eine Uebersicht dessen, was die 
Staatsregierung seit der ersten Hälfte des vorigen Jahr- 
hunderts für die Kodifikation des Provinzialrechts gc- 
than. Der besondere Tneil wird eine Uebersicht der 
allmählichen Entwickelung des ProYinzialrechts geben, 
je nach den einzelnen Theilen und überhaupt der An- 
ordnung, welche für dasselbe dem Systeme der Reichs- 
gesetzgebung gemäss angenommen sind. Diejenigen Ma- 
terien, welche gar nicht in das auf Allerhöchsten Befehl 
promulgirte Provinzialrecht aufgenommen sind, kom- 
men daher hier überhaupt nicht oder bloss beiläufig 
in Betracht. 

Der Uebcmtxer. 
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ERSTE PERIODE* 

VON DER ERSTEN ANKUNFT DER DEUTSCHEN BIS 
ZUR THEILUNG DES OSTSEEGEBIETS ZWISCHEN 



(um— i*ei). 

Die ersten Nachrichten von den das Ostseegebiet, in- Kenntnisse ton dem 
soweit es jetzt Russland unterworfen ist, bewohnenden ostseegebietc bei den 
Stammen sind sehr unvollständig und unzuverlässig. Nach Ä,len ^^IJ* 1 / 11 "" 1 * 
Tacitus Meinung (*) wohnten die Ehsten (") auf dem (Ersles j a hrhuudori 
rechten Ufer des Suevischen (d. h. Baltischen) Meeres; nach Chrisit Geburt), 
ihre Sitten und Gebräuche waren die der Germanen, 
ihre Sprache der Brittanischen ähnlich; sie beschäftigten 
sich mit Ackerbau und fischten aus dem Meere Bern- 
stein, den sie glesum (Glas) nannten. 

Iornandcs, der Golhische Geschichtschreiber (*") lomandes. 
des Vl-ten Jahrhunderts, sagt: «am Ufer des Occans, (MOwch Christi g«- 
in den die Weichsel dreiarmig sich ergiesst, wohnen burlJ * 
die Windivarier, beim Meere aber die Ehsten.» 

In seiner, Alfred dem Grossen gewidmeten, Reise wuifttan. 
sagt der ums Jahr 890 lebende Wuifstan; «Die Weich- (W> nach cbrisii Co- 
sel ist ein grosser durch Witland fliessender Strom, burl) * 
Witiand aber gehört zu Ehstland (Eslum). Die Weich- 
sel ergiesst sich ins Ehslische Meer; im Osten von Ehst- 
land flicsst der Strom Ilßn (wahrscheinlich der Niemen), 
aber die Weichsel fliesst aus dem Süden durch Wit- 
land. » 



(*) Tacitus. De silu, moribus el populis Gerraaniae. cap. XLV. 

(•*) Wahrscheinlich erhielten die Ehsten ihren Namen wegen der 
Lage des durch sie bewohnten Landes nach Osten (Ost, Est, Bast) ron 
den Germanen. 

{***) Iornandcs. De Origine et actibus Gelarum. Lugd. 1595, pag. 103. 

1 
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Ansichten der Ge- Aus diesen Bruchstücken und aus dem allgemeinen 
lehrten «her die Her- G dcr v 0 i ke rwanderung im Anfange des Mitlel- 

kunfl der Letten und ° '. . . .7 

Eh»tea in Lirland. alters kann man mit einiger Wahrscheinlichkeit schlies- 

sen, dass die Ehstcn Finnischen Stammes sind und 
zuerst zwischen der Weichsel und dem Niemen (im 
jetzigen Königreiche Preussen) wohnten. In Folge von 
Kriegen mit den Baltischen Slaven und den benach- 
barten Gothen nach Osten ziehend, und wiederum auf 
andere Finnische Stämme und die Russischen Slaven 
drängend, bemächtigten sie sich ihrer nunmehrigen 
Wohnsitze in Ehstland und einem Theile des jetzigen 
Livlands. 

Über die Herstammung des, jetzt den übrigen Theil 
Livlands und Kurland bewohnenden, Lettischen Volks 
giebt es gleichfalls keine sicheren Nachrichten. Viele 
Gelehrten, unter ihnen auch unser berühmter Karam- 
sin (*), meinen, dass zur Zeit als die Gothen nach den 
Grenzländern des Römischen Reiches fortzogen, die 
Veneder und Finnen die südöstlichen Küsten des Bal- 
tischen Meeres besetzten und, mit den Überresten der 
ursprünglichen Bewohner d. h. mit den Gothen sich 
mischend, die Wälder für den Ackerbau auszuroden 
begannen, worauf sie sich Laiischen oder Bewohner 
gereinigter Länder nannten, denn «Lata» bedeutet in 
der Litthauischen Sprache «Reinigung». Diese Ansicht 
wird auch dadurch bekräftigt, dass in der Lettischen 
oder Litlhauischen Sprache sich eine Menge Slawi- 
scher, Gothischer und Finnischer Worte findet. Andere 
Schriftsteller dagegen behaupten, dass die Letten ein 
selbständiger, besonderer Ur-Stamm sind, seit unvor- 
denklicher Zeit in Europa lebten und sich in der Ge- 
schichte vom Untergange des Römischen Reiches unter 
.der Benennung von Herulern berühmt machten; die 

(*j KapananBi, RcTopia roey^apetaa Pocciflcxaro, I, pag. SS. (Aus- 
gabe von Elnerlfng). 
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Slavischen und Gothischen in die Lettische Sprache 
eingedrungenen Worte scyen aber nur eine Folge der 
Berührungen des Le (tischen Volkes mit den benach- 
harten Völkern (*). 

Welche übrigens auch die Herstammung und die Geauuunf de» o»t- 
ersten Schicksale des Ehstnischen und des Lettischen * XIII<n 

Jahrhunderte. 

Volkes gewesen sein mögen, so sehen wir doch aus den 
Deutschen Chronisten und Schriftstellern, dassimXH4en 
Jahrhunderte verschiedene Stämme dieser Völker und 
namentlich die Ehsten, Liven, Letten, Kuren oder Ku- 
ronen und Semigallen das jetzige Ehstland, Livland und 
Kurland bewohnten (**), und dass dieses Gebiet seit 
jener Zeit unter der allgemeinen Bezeichnung «Livland» 
zusammen gefasst zu werden begann. Die Ehslen be- 
wohnten das jetzige Ehstländiche Gouvernement (die 
Kreise Harrien, Jerwen, Wieck und Wirland mit 
Allentacken) bis zur Narowa hin, den nordöstlichen 
Theil Livlands (d.h. die damals Ungannia und Sak- 
kala genannten Kreise von Dorpat und Fellin) und die 
Inseln Oesel, Dagö und Moon. Die Liven und Letten 
sassen im ganzen jetzigen Li vländischen Gouvernement, 
mit Ausschluss des Dorptschen und Fellinschen Kreises 
und der Insel Oesel. Die Kuren nahmen den östlichen 
Theil Kurlands ein, längs dem linken Ufer der Düna, 



[*) Vergleiche: Schlözer, Probe Russischer Aanalen. Bremen, 1768, pag. 
11.— Heder, De lingua Herulica seu Lilhuanica et Samogilica, tum P rüt- 
tle a, deinde Lettica et Curlandica, in Miscell. Berol.— Watson, Abhand- 
lungen über den Lettischen Volkerslamm, über die Abstammung der 
Lettischen Sprache von der Slavisch-Russischen und über den Einflus» 
des Gothischen und Finnischen aufs Lettische (in den JahresTerhand- 
luiigen der Kurlanflischen Gesellschaft für Litteratur und Kunst, Bd. 2. 
Mitau, 18*9). 

(**) Hupel, Neue nordische Miscel\aneen. I und II, Riga 1793. Ver- 
sucheiner alten Geographie Livlands. pag. 1—184.— Watson, Darstellung 
der alten Eintheilug von Kurland, wie die Deutschen solche Torfanden, 
(in den Jahresverhandlungen jfler Kurlandiscben Gesellschaft für Litte- 
ratur and Kunst. Bd. 3. miau, 1893). 

* 
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von Dünaburg bis Goldingen. Die Semgallen nebst den 
übrigen Stämmen Letlischer Herkunft wohnten nach 
Westen hin, von Windau bis zum südlichen Ufer des 
Kurischen-Haffs. 

Alle diese Stämme lebten von einander abgesondert, 
zerfielen in verschiedene freie Gemeinheiten unter 

1 testen (Seniores) (*), welche im Kriege anführten und 
in Friedenszeiten Recht und Gerechtigkeit handhab- 
ten (**). Die Berathungen über besonders wichtige ge- 
meinsame Angelegenheiten fanden gewöhnlich in Volks- 
versammlungen Statt, wo oft das Loos die Entscheidung 
bestimmte. Eine Verschiedenheit nach Ständen bestand 
wahrscheinlich nicht; alle Einwohner genossen auf 
gleiche Weise der persönlichen Freiheit; die Kriegs- 
gefangenen wurden Sklaven. Die ältesten lebten in 
befestigten Schlössern, die im Kriege als allgemeine 
Zufluchtsorte dienten; das Volk in den Dörfern und 
Einzclhöfcn beschäftigte sich mit Ackerbau, Viehzucht, 
Fischerei, nicht selten mit Seeraub. Die Religion die- 
ser Stämme war eine heidnische; sie verehrten verschie- 
denartige Götzen. Dews war die Hauptgolthcit der 
Letten, wie Jummala bei den Ehsten; überdies verehr- 
ten Erstcre Perkun oder den Donnergott, Seminik oder 
den Geber der Bodenfrüchte u. s. w., Letztere Thor 
den Kriegsgott, Walnemoinen den Gott des Gesangs u. 
s. w. Tempel gab es nicht, wohl aber heilige Haine; die 
Opfer wurden auf steinernen Altären dargebracht (***). 
Er/ihiun,;cii<iosNe- Sehr bemerkenswerth erscheint, dass der älteste 
Mor >oo dem o*i ,ce- Chronist unseres Vaterlandes, Nestor, in seiner Chro- 
nik aller obengenannten Stämme erwähnt. Seinen Er- 
^— — — — • 

(*) Vergl. Arndt, Liefländische Chronik I. Origines Livonia s*cra el 
Chilis, pag. 6 uud flg. 

(•*) Kelch, Lieflandische Hisloria, pag. 81 and flg. 

(***) Kelch, pag. 45— 30.— Verhandlungen der gelehrten Ehstimchcn 
Gesellschaft, I, pag. 43, 91.— Das Inland. 1836, p. 38!. 
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Zählungen nach lebten zur Zeit Rurik's, ausser den 
Slavischen Völkern, auch viele von anderem Stamme 
in Russland an den Ufern des Wariägischen (Ballischen) 
Meeres, und unter diesen die Livcn (in Livland), die 
Tschuden (in Ehslland), die Narova (in der Gegend 
Narwa's), die Lctgalen (Letten), die Simgolen (in Sem- 
gallen) und die Kors (in Kurland) (*). Unter den im 
Jahre 862 den Rurik und dessen Brüder herbeirufen- 
den Stammen nennt Nestor auch die Tschuden (Fin- 
nisch-Ehstnische Stämme), welche demnach schon da- 
mals in befreundetem Verhältniss mit den Russischen 
Slaven standen und im Bunde mit ihnen vielleicht Ret- 
tung vor den Einfüllen der Normannen suchten. 

Wahrscheinlich seil jener Zeit, d. h. seit dem IX-tcn Verhältnisse 
Jahrhunderte, wurden die Ehsten und die übrigen Be- Voiks-siammedcs 
wohner des Ostseegebicls dem Wariägo - Russischen g^hen^iaTon 6 " 
Reiche zinspllichlig. Aus unsern Chroniken ist ersicht- 
lich, dass ganz Livland dem Wladimir Tribut zahlte. 
Die Zwisligkeitcn unter seinen Söhnen gaben jenem Lan- 
de wieder die Unabhängigkeit. Jaroslav (**) unterwarf 
im Jahre 1030 abermals die Tschuden, gründete ein 
befestigtes Schloss in Gersikc und erbauetc die Stadt 
Jurjew, das jetzige Dorpat, an der Stelle einer allen 
Tschudischen Niederlassung (***). Tribut von den Be- 
wohnern einfordernd, wollte Jaroslaw doch nicht sie 
gewaltsam zum Christentum bekehren und liess sie 
bei ihrem früheren nationalen Bestände. Seitdem blie- 
ben die Ehstnischen und Lettischen Stämme in Abhän- 



(*) Vergl. Karamsin: Hcropia Toc. Pocc. I, pag. 22— v. Jannau, Ge- 
schichte von Lief- und Ehslland. I, pag. 20, 21. (in Hupcls neuen nord. 
Miscell. III und IV). 

(**) In der Taufe Georg oder Jurji genannt. Sollet in «.pälere Zeilen 
hinein hallen Viele in Ausstand, besonders von den Fürsten, ausser den 
bei der Taufe erhaltenen Namen, noch andere tolkslh'imliche oder wie 
die Chronisten jener Zeil sagen «Fürstliche» Namen. 

(***) Arndt, Lieftändische Chronik, I, pag. 98. 
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gigkeit von den Russischen Fürsten in Pleskow, Now- 
gorod und Polozk; ihre \on Zeit zu Zeit wiederkeh- 
renden Auflehnungen zu Wiedererwerbung völliger 
Unabhängigkeit blieben ohne Erfolg; die Russen zogen 
gegen die Tschuden und Leiten und, mit Schwert und 
Feuer Schrecken verbreitend, bestraften sie die Auf- 
ruhrer. Im Anfange des XH-ten Jahrhunderts war, nach 
den Erzählungen des ältesten Livländischen Chroui- 
sten (*), in jenen Ländern durch seine Macht berühmt 
der Fürst Wladimir von Polotzk; er herrschte über 
das südliche Tschudischc Land bis zu den Mündungen 
der Düna, hatte dort ein festes Schlosz Kukenois (jetzt 
Kokenhusen) und erhob Tribut von den Bewohnern, 
die er als seine Unterthanen ansah (**). 
Ankunft Bremischer Im Jahre 1158 lernten Deutsche Kaufleutc aus Bre- 
K.ufletne in Livi.od men au f der Fahrt nach der Stadt Wisby f ") das Ost- 
un Jahre i!58. seegebiet kennen, indem sie vom Sturme dorthin ge- 
trieben wurden, wo die Düna ins Meer strömt. Dreis- 



(*) Die Chronik Heinrich des Leiten, der im Anfange des Hillen lahr- 
huaderls lobte, ist in Lateinischer Sprache geschrieben und zum ersten 
Male in Druck gegeben von dem Hannoverschen Bibliothekar Gruber, 
unter dem Titel: Orfgine* Livonfte sarrie el civilis, scu Chronicon Livo- 
iiicum vetus, continens res gestas trium primorum Episcoporum: qui- 
bus devicta? a Saxonibus et ad Sacra Cristiauorum traduetas Livonia) ab- 
solvitnr Historia: a pio quodam sacerdote, qtii ipse tanti* rebus inter- 
fuit, conscripta et ad annum Christi na(i 1226 dedueta.— E codice ma- 
nuscripto recensuit, scriptorura cum aclate, tum locis vicinorum tes- 
timoniis illustravit, silvamque documentorum et triplicem indicem ad- 
jccil loan Daniel Gruber. Francofurti et Lipsiae. Anno 1740, in Mio.— 
Diese Chronik ist ins Deutsche übersetzt von Arndt im Jahre 1747 und 
abgedruckt im ersten Theile seines Livländischen Geschichtswerks. 

(**}Karamsin a. a.O. III, p. 5& — Kruse, Neerolivonica. Dorpal,1824, 
2te Beilage.— Einige Liven und Letten waren schpn xur christlichen 
rechtgläubigen Lehre bekehrt. Hiasrn: Ehst- Lief- und Lellländische Ge- 
schichte, p. 79 (in den Monumente Livonia? antique I). 

(••*) Die Stadt Wisby auf der Insel Gothland war in jener Zeit der 
Mittelpunkt des Handels der Deutschen mit dem Norden und insbeson- 
dere mit Norgorod. 
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sig Werst von der Mündung des Stromes, an einem 
Ikeskola (jetzt Üxkull) genannten Orte sich eine kleine 
Befestigung erbauend, traten sie in Berührung mit 
den Landesbewohnern und begründeten bald dauernde 
Handelsbeziehungen zu denselben. 

Bei dem jener Zeit cigenthümlichen Bestreben das Meinhard, 
Christenthum zu verbreiten, erschienen bald auf den "»off™» LiYiand.im 
Spuren der Kaufleute auch predigende Priester: der Jahre " Bekeh ' 
erste von ihnen war im Jahre 1186 der Augustiner- WO hner zum Chmten- 
mönch Meinhard. Ihm erlaubte der Fürst von Polozk, thume. 
Wladimir, die ihm unterworfenen Livländischen Hei- 
den zum christlichen Glauben zu bekehren, die Folgen 
davon nicht voraussehend und gleich seinen Vorfahren 
auf Livland keinen Werth setzend. Meinhard taufte 
mit Güte und mit Gewalt, gründete die ersten christli- 
chen Kirchen in Üxkull und Kirchholm und erhielt 
vom Pabste, als Lohn für seinen christlichen Eifer, die 
Würde , eines Bischoffs in dem neubekehrten Lande 
mit Abhängigkeit vom Bremischen Erzbischofie ('). 

Nach dem Tode Meinhards in Jahre 1196 nahm sein «•rthoid, ** nrei- 
Nachfolger Berthold die Waffen zu Hülfe, um sicherer |JJJ£J^ llTl01 
die Heiden zum Lateinischen Glauben zu bekehren. 
Er kam nach Livland in Begleitung vieler Deutschen 
Ritter und Krieger, die durch den Wunsch angelockt 
wurden, vom Pabste Vergebung ihrer Sünden zu er- 
halten für die Theilnahme an dem Kreuzzuge gegen die 
Livländischen Heiden (**). Die Li von empfingen ihn 
dfe Waffen in der Hand; Berthold vergoss das Blut 
der Heiden ohne Schonung, ging als Sieger aus man- 
chen Kämpfen hervor, und fiel im Jahre 1198 bei Ver- 
folgung der von ihm geschlagenen Feinde. 



(*) Voigt, Geschichte Preuwen», I, p. 380-3W;-Arndt, I, p.8 (k). 

(••) Arndt. I, p. 17,8 3 und 4;-Gedebu»ch, LiefländUche Jahrbücher, 
I V 1,S Iii-Voigt. I, p. 893-400. 
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Alben Ton Appet- Der dritte Bischoff von Li Wand, Albort von Appel- 
dorn, «icr driue Bi- cm jj U g C « nrn \ ehrgeiziger Prelat, legte im J^ih- 

urandung^ig^^ re ^ cn ^rund zur ^dt I*'& a unc * versetzte darl- 
fliuhümer und des hin seinen Bischofssitz. Mit Hülfe der Kreuzfahrer 
schwenordeni. besiegte er mehr als einmal die Landeseingeborenen, 

bekehrte einen grossen Theil derselben zum Christen- 
thume und gründete einige Kirchen. Es bedurfte nur 
noch einer Sicherung der durch diese Erfolge "gegrün- 
deten Macht. Zu diesem Ende wurden von Albert^wei 
Maassregeln von der grössten Wichtigkeit ergriffen; «Ufo 
Vergebung der eroberten Gebiete als Lehen an Denket 
Kreuzfahrer und die Stiftung eines neuen RiUerorden^ • 

Die Kreuzfahrerund reisigen Pilger aus Deutsch- 
land erschienen nicht blos um dem Bischoffe zu helfen;: . 
in Livland, sondern insbesondere weil sie den H r * c g- 
gegen die Heiden an den Ufern der Düna den Kriegs- r\ 
zügen nach dem entfernten Asien vorzogen; nacji #e-* 
endigung eines einjährigen Kampfes in Livlajid kehrten \ 
sie meist in ihr Vaterland zurück. Um sie nun ohriicrnd' 
an Livland zu fesseln, gab der Bischoff vielen vön ih- 
nen eroberte Ländereien mit mancherlei Vorrechten; 
aber immer nur zu Lehen und mit der Verpflichtung, 
zur Leistung des Kriegsdienstes. Aus den unter diesen • 
Bedingungen sich ansiedelnden Deutschen Auswandc- . ~ 
rem bildete sich in der Folge der Vasallenstand. 

Zugleich stellte Albert dem Pabste Innocenz III die ' 
Notwendigkeit der Gründung eines neuen RiUeror~ - 
dens vor, der sich ausschliesslich dem Kampfe gegen 
die Livländischen Heiden zu widmen hätte. Im Jahre 
1202 weiheteder Pabst dieses Unternehmen und schrieb 
durch eine besondere Bulle dem neuen Orden der 
Brüder von der Kriegerschaft Christi (Fralres militia», ; 
Christi) oder der Schwertbrüder (Gladiferi, Ensiferi) 
vor, das Gewand und die Regeln der Ritter des Tem- 
pels anzunehmen, nur mit dem Unterschiede, dass die 
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Ritter, statt auf dem weissen Mantel bloss ein rothes 

Kreuz zu haben, auf demselben das Zeichen eines ro- 
then Schwertes unter einem kleinen ebenfalls rolhen 
Kreuze tragen sollten (*). In Kraft derselben Bulle war 
der Orden gehalten die Oberherrlichkeit des Rigaschen 
Biscbofls über sich anzuerkennen. Albert ernannte den 
Ritter Winno (von Rohrbach) zum Meister (1202 — 
1 208) des neuen Ordens, und bestimmte zum Unterhalte 
desselben den dritten Theil aller eroberten und noch zu 
erobernden Lander; die nachbleibenden zwei Dritlhci- 
lc sollten der Kirche, d. h. dem Bischoße, gehören. 

In den eroberten Gebieten wurden nun, als abhän- 
gig von dem Rigaschen Bisthume, welches 1255 in ein 
Erzbisthum verwandelt ward ("), nach einander fol- 
gende Bisthümer gegründet: 

1) das Bisthum Leal, welches aber bereits nach we- 
nigen Jahren seinen besondern Bestand verlor, und erst 
mit dem Dorptschen, darauf mit dem Oesclschen Bis- 
thume verbunden wurde (***); 2) das Bisthum Dorpat; 
3) das Bisthum Oesel (in Habsal); 4) das Bisthum Sem- 
gallen (in Seiburg), welches im Jahre 1246 mit dem 
Rigaschen Stifte verbunden wurdef***), und 5) das Bis- 

O Arndt I, p. 31, S 6, II, p. 1—5; Voigt 1, p. 393—418. 

(**) Index corporis historico-diplomatici Livonin, Esthonia», Curo- 
niae, herausgegeben ton Napiersky. Riga 1835, 1, N° 467. 

(•*•) Im Jahre 1219 ernannte BischofT Albert von Riga seinen Bruder 
Herrin an xu dem eben erledigten Bisthumc in Ehstland (Gadeb. 1,1, 
p. 136); da aber der König von Dänemark sich dem widersetzte, so 
gründete llcrbman sich einen BiscbolTssitz in Leal und nannte sieh 
nunmehr Bischoffvon Leal (Brandis, Chronik p. 79 in den Monumcnla 
Livonie anliqu« HI). Im Jahr 1224 die Investitur als Bischoffvon Dor- 
pat erhallend, nannte er sich noch 1234 UischofT von Dorpat und Leal 
(Brandis, p. 124. Mon. Liv. ant. III). Allein Pabst Gregor IX theitlc 1235 
die Wieck, in welcher Leal liegt, dem Bise ho üb Heinrich von Oesel zu 
(Turgenew. Monumcnla Rnssiai anliqua. N° 44), der zwar noch 1238 Be- 
stimmungen trifft, um eine Kathedrale in Leal zu begründen (Turgenew, 
N° 45); aber Habsal ward bald der eigentliche Silz des Bischofls und 
Kapitels im Stifte Oesel und Wieck. 

('•••) Index II, p. 366.-Gadebusch, I, l,p. 244,245. 
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thum Kurland (in Pillen). In jedem derselben besass der 
Schwertorden einen bestimmten Theil (*) des Landes 
als Lebn vom örtlichen Bischofle. Die übrigen Lande- 
reien in den einzelnen bischöflichen Gebieten, inso- 
weit sie nicht zum Unterhalt der Bischöfle, Kapitel und 
Kirchen bestimmt waren, wurden nach dem vom Erz- 
bischofle gegebenen Beispiele von den Bischöflen an 
Deutsche Auswanderer, gleichfalls nach Lehnrecht, 
ausgetheilt. — Sehr bald bildeten diese neuen Ansied- 
ler in jedem Gebiete einen besonderen Vasallenstand; 
in der Folgezeit theille auch selbst der Orden, nach 
solcher Deutschen Gewohnheit, in einzelnen seiner 
Landschaften Lehen aus. 

Alle diese obenerwähnten Einrichtungen Bischoff 
Alberts erhielten ihre Bestätigung von den Päbsten und 
Komischen Kaisern, und seit der Zeit ward das ganze 
neubekehrte Land als Besitz des Römischen Stuhls und 
Theil des heiligen Bömischen Reiches angesehen ("). 
Nicht bloss der Erzbischoff, sondern auch die Livlfin- 
dischen Bischöfle wurden Lehnsfürsten des Reichs und 
Glieder des Reichstags (***). 
Eroberung Ehstitnds Die Liven und Letten unterwerfend und die Einfälle 
durch den Danischen des Fürsten von Polotzk, Wladimir Mslislavitsch, zu- 
Komg woidemar ii. rüc^schiag^^ dehnte Albert seine Eroberungen bis 

Ehstland aus. Aber ein missglückter Kampf gegen die 

(*) Im Rigasehen und Oeseischen Stifte ein Drittheil, im Dorpi- 
schen die Hälfte, im Kurländischen n*ei Drittheile. (Arndt II, p. 15, 
flg. x - Gadebusch I, i, p. 244). 

(•*) Siehe die mannigfachen Urkunden der Deutschen Kaiser und Bul- 
len der Päbste. 

(*•*) Gadebusch I, 1, p. 182;-Hupels Nord. Mise. St. Ja, 25, p. 888;- 
Napiersky, De diplomaic quo Albertus, episcopus Lironis declaratur 
prineeps iroperii romano germanici, num authenticum sit et quo anno 
datum, disquisitio. Riga?, 1832; -m*rn,p. 107. (Monum. Li von. ant. I).— 
Archiv für Geschichte Liv- Ehst- und Kurlands I, p. 841.-Brandis p. 
m (Monum. LIt. ant. III). -Die Urkunde Kaiser Carl V, rom 15 Januar 
1530. (Index, N° 2982, abgedruckt: Monum. Liton. ant. IV, p. CCLIV) 
benennt ummtlicbe Bise hoffe LivUnds als Reichsfürst«n. 
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Ehsten zwang ihn sich an den kriegerischen und in je- 
ner Zeit so mächtigen König von Dänemark, Wolde- 
mar II, (*) zu wenden. Dieser König, im Jahre 1219 
an der Ehslnischen Küste landend, eroberte den gröss- 
ten Theil des jetzigen Ehsllands, erbaue le das feste 
Schloss Reval, gründete dort ein vom Erzbischoffe von 
Lund abhängiges Bisthum, und'thcilte die eroberten 
Ländereien den ihn begleitenden Deutschen und Dänen 
aus, welche (diese Güter nach 'Lehnrecht besitzend) in 
der Folge den Stand der Ehstländischen Vasallen bilde- 
ten. Nach dem Vergleiche Albert's mit Woldemar II, 
bildeten von den Ehslnischen Landschaften die Kreise 
Barrien, Wirland mit Allcntacken, Wieck und Jer- 
wen den dänischen Antheil, während der Fellinsche 
und Dorpische Kreis zum Gebiete der Bisthümer und 
der Ordensländer geschlagen wurden. Doch diese 
Verlheilung war nicht von Dauer; denn bald darauf 
bemächtigte sich der Orden, während der Entfernung 
des Königs von Dänemark, des ganzen Ehsllands, wel- 
ches auch bis zum Jahre 1238 in seinen Händen blieb. 

In die Regierungszeit von Bischoflf Alberls Nachfol- Vereinigung des 
ger, Nico laus, fallt die Vereinigung des Schwertordens 8chweri«rdenf mii 
mit dem Deutschen Orden,.eine Begebenheit, die uM*r££ Mm -* tm 
ligen Einfluss auf das Schicksal Livlands halle. 

Der Deutsche Orden war im Jahr 1190 unter den 
Mauern von Ptolemais (Akkon) gestiftet worden, wel- 
ches damals von den Kreuzfahrern belagert wurde. 
Er hatte eine zweifache Bestimmung; Pflege der Armen 
und Kranken und Kampf mit den Ungläubigen. Nach 
der Eroberung von Ptolemais durch den Englischen 
König Richard (Löwenherz) und den Französischen 
Philipp August im Jahre 1191, ward der Orden in der 
genannten Stadt angesiedelt und erbauete daselbst das 



{*) Arndt 1, p. 137 u. folg.-Voigl II, p. 305 m 306. 
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Hauptordenshaus. Anfangs war der Orden unbedeu- 
tend; sein ganzes ßesilzlhum bestand aus einigen Gü- 
tern in Syrien und Palästina, die ihm zum Unterhalte 
geschenkt worden. Der Begründer seiner Macht war 
dessen vierter Meisler, Hcrrman von Salza (erwählt im 
Jahre 1210). Seinem Orden bedeutende Herrschaften 
in Sicilicn und Deutschland erwerbend, bestimmte er 
einen besondc ren Meister nach Ma rhu rg zum Oberbefehl 
über die die einzelnen Schlösser des Ordens in Deutsch- 
land verwaltenden Komthuro und Vögte; er selbst aber 
nahm den Titel eines obersten Meisters, Hochmeisters 
(Magister generalis, Summus Magister) an. 

Im Jahre 1228 Hess sich der Deutsche Orden, auf 
die Einladung des Fürsten von Masovien Konrad, in 
den Kampf mit den heidnischen Völkern Preussens ein, 
sich vorläufig vom Kaiser Friedrich II die Landes- 
hoheit über die zu unterwerfenden Länder ausbedin- 
gend. Der Kampf mit den Prcussischcn Heiden zog 
sich durch 55 Jahre hin und endigte im Jahre 1283 
mit der völligen Unterwerfung derselben und der Ein- 
führung des Christenthums in diesen Ländern. In der 
Folge vermischten sich die eigentlichen Landeseinge- 
borenen mit den Siegern und ganz Prcussen ward die 
Hauptprovinz des Deutschen Ordens, unter der Ver- 
waltung eines besonderen Landmeisters (Magister pro- 
vincialis). Nach der Wiedereroberung von Ptolemais 
durch die Ungläubigen im Jahre 1291, wurde das 
Hauptordenshaus nach Venedig versetzt, im Jahre 1309 
aber durch den Hochmeister Siegfried von Feucht- 
wangen nach Marienburg. Seitdem ward das Schloss 
von Marienburg die Residenz der Hochmeister und der 
Sitz der ganzen Ordensverwaltung (*). 

Kaum war der Deutsche Orden in die Grenzen Preus- 
sens eingedrungen, als im Jahre 1229 in Rom beim 

('} Voigt, II und in. 
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Hochmeister Hcrman von Salza Abgesandte des zwei- 
ten Meisters der Schwertbrüder, Volquin, erschienen 
mit dem Vorschlage einer Verbindung beider Orden('). 
Denn die fast ununterbrochenen Einfalle von Seiten 
der Russischen Fürsten, die Streitigkeiten mit den Dü- 
nen und die unaufhörlichen Aufstände der Eingebore- 
nen Livlands bewogen Volquin für die Schwertbrüder 
eine Stütze in einer Verbindung mit dem Deutschen 
Orden zu suchen. Salza ging anfangs nicht darauf 
ein: die Verhandlungen hierüber dauerten mehrere 
Jahre. Unterdessen erlitt der Schwertorden aber im 
Jahre 1236 von den Litthauern eine entscheidende Nie- 
derlage, in welcher Meister Volquin mit einem gros- 
sen Theile der Brüder ums Leben kam. Da entschlosz 
sich denn Salza, auf die eindringliche Bitte des Biga- 
schen Bischoffs Nikolaus und der übrig gebliebenen 
Schwertbrüder, die Anträge anzunehmen, und Pabsl 
Gregor IX bestätigte die Vereinigung (**) der Schwert- 
brüder mit dem Deutschen Orden durch die Bulle vom 
14-tcn Mai 1237. Die Hauplbcdingungen dieser Ve- 
reinigung waren: 1) dass der Deutsche Orden in den 
Besitz der den Schwertbrüdern gehörigen Gebiete tre- 
te; 2) dass er in Livland als Vasall die Oberherrlich- 
keit der örtlichen Bischöffe anerkenne, und 3) der von 
den Schwertbrüdern dem Könige von Dänuemark ent- 
rissene Theil Ehstlands diesem zurück gegeben wer- 
de ("*). 

C) Arndt, 11, p. 33.-Voigt II, p. 340 und 341. 

{'*) Mitteilungen aus dem Gebiete der Geschichte Liv-Khsl- und Kur- 
lands. Riga, I, p. 436— 447. 

(•**) Arndt II, p. 39.— Dogiel, Codex diplomalicus regni Polonta V, 
>° XIX.— DiouUii Fabricii Livonüe Historie compeudiosa Series. p. 32 
und 33.— Schurxüeisch, Uisloria Ensiferorum Ordini» Tcutouici Livono- 
nun. p. 7—9. 



AiiendHcho Unter- Nach der Vereinigung der Orden, bildete der Theil 
werfung derUndesein- Livlands, welcher den Schwertbrüdern gehört hatte, 
geborenen de. o.Lee- eine p rovinz des Deutschen Ordens. Der Zweig des- 

gebiet.. Kriege milden , . _ _ . » 

Nachbaren. selben in Livland erhielt die inneren Einrichtungen 

(1237-1289;. des Deutschen Ordens in Preussen und erkannte als 
sein Haupt den Hochmeister und das Hauptkapitel. 
Die örtliche Verwaltung der Ordensgebiete in Livland 
verblieb, eben so wie in den «mderen Provinzen des 
Ordens, dem Provinzial-Meisler (*), dem Provinzial- 
Kapilcl, den Ordcns-Komthurcn und Vögten (**). 

Das Verhältnisz des Ordens in Preussen und seines 
Zweiges in Livland zu den örtlichen Bischöflen war ein 
durchaus verschiedenes. Seiner Entstehung und seinen 
Statuten nach war der Orden in Preussen unabhängig 
von der örtlichen geistlichen Gewalt, und die dortigen 
ßischüffe,vier an der Zahl, waren ihm in Beziehung auf 
die weltliche Verwaltung untergeordnet. In Livland aber, 
nach Inhalt schon des Vereinigungsvertrags und der 
ßestätigungsbullc Pabst Gregor IX vom 14 Mai 1237, 
befand sich der Deutsche Orden in derselben Unter- 
ordnung unter die Bischöfle, in welcher bisher die 
Schwertbrüder gestanden hatten; d. h. der Orden er- 

(*) Alle Besitzungen de. Orden, zerfielen in vier Provinzen: Sicilien, 
Deutschland, Preussen und Livland. Jede derselben wurde von einem 
besonderen Meisler verwaltet (Magister provinciali«, Laudmeister), von 
denen der in Deutschland Deutschmeister genannt wurde. Nach Ueber- 
führung der Ofdensresidenz nach Marienburg im Jahre 1309, trat in 
Preussen an die Stelle des dortigen Landmeister, der Hochmeister 
selbst. Die I i \ 1 indischen Meister nannten sich in allen Urkunden blos 
Meister des Deutschen Ordens in Livland (Magister Ordini. Theutonici 
per Livoniam). Wenn aber ein Ordensbruder oder sonst Jemand sich 
an den Meister wandte, nannte man ihn gewöhnlich: «Domine Magi- 
ster, Herr Meister», woraus in der spätesten Zeil die jetzt allgemein 
angenommene Benennung «Hermeister» entstand. Aus dieser Ableitung 
schon ist ersichtlich, das. e. falsch isi «neermeister» zu schreiben, und 
das. man statt dessen «Hermeister» schreiben müssle. 

(••)VergI. Vebersichl der Anfinge und stufenweisen Entwicklung 
der Verfassung des Ostseegebiels. Erste Abtheilung. 
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kannte die Oberherrlichkeit der Bischüfle; sein 
Haupt, der Meisler, erhielt die Ordensgebiete als 
Lehen von den Bischoflen und leistete als Vasall den- 
selben den Eid der Treue. In diesem, dem Streben des 
Ordens nach der vollen Landeshoheit über seine Gebie- 
te so widersprechenden Verhallnisse verbarg sich der 
Keim der anhaltenden Streitigkeiten zwischen dem Or- 
den und dem Rigasrhen Erzhischoflc. 

Bis zum Jahre 1289 war der Orden fast ausschliess- 
lich mit allendlicher Unterwerfung der Landeseingebo- 
renen, Unterdrückung aufrührerischer Stämme und 
Kriegen mit den Kachharen beschäftigt, nämlich den 
Litlhauern und Bussen. Die von dem ersten Livländi- 
schen Meister Deutschen Ordens, Herrman Balk, im 
Jahre 1238 eroberte Stadt Pleskau blieb nicht lange 
im Besitze des Ordens. Im Jahre 1242 enlriss sie ihm 
der Fürst Alexander Newsky ('), zur Zeit von Balck's 
Nachfolger, Heinrich von Heimburg, und unerachtet 
der vielfachen Einfälle und der Versuche des Ordens 
sich Pleskau's wieder zu bemächtigen, blieb diese 
Stadt doch den Bussen. — Noch während der erst im 
Jahre 1266 mit völliger Unterwerfung und Bekeh- 
rung endenden Kämpfe mit den Bewohnern der Insel 
Oesel("), begann seit 1245 ein hartnäckiger und lang- 
dauernder Kampf mit den Kuren, die vom Christen- 
thume abfielen und den BischofT Engelbert tödleten (***); 
selbst mehrere Ordensmeister verloren in diesem Krie- 
ge das Leben. Mit den Kuren vereinigten sich auch 
die Semgallen und Litthauer. — Im Jahre 1252 nahm 
der Litthauische Fürst Mindogw, vom Orden besiegt, 
die heilige Taufe an und ward Verbündeter desselben. 

(*) Arndt, II, p. 40, 41 —45. — Gadebusch I, 1, p. 239. - Karamsin, 
IV, p. SO, 81. 

(**] BuxherTden, Beitrag« zur Geschichte der Insel Oesel. 1838, p. 4. 
(••*) Arndt II, p. 46. 
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Allein im Jahre 1200 kehrte er wieder zum I leide n- 
thum zurück, ward wie früher Feind des Ordens und 
fand Verbündete an den Russen. Endlich im Jahre 
1287 gelang es dem Ordcnsmeisler Konrad von Her- 
zogenstein die Kuren und Scmgallcn zu überwinden (*). 
Durch seine Siege verbreitete er Schrecken unter den 
Litthauern und sicherte durch Eroberung aller festen 
Plätze (**) die Herrschaft des Ordens in Kurland uud 
Semgallen (*"). 

Kampf de» Deutschen Im Ausgange des XUI-ten Jahrhunderts, als die lelz- 
ordens mit den Enbi- ( en heidnischen Völkerschaften das Christenthum anneh- 
.chs^o» Mg«. mend skh vö , lig unlerwarfen> vermehrten sich die 

Streitigkeiten zwischen der geistlichen und der weltli- 
chen Gewalt immer mehr. Der BischofT von Riga, 
durch den Pabst zur erzbischöfllichcn Würde und da- 
mit zum Haupte der Kirche in Livland erhoben, fuhr 
fort sich als den obersten Gebieter des gesammten Liv- 
lands zu betrachten. Der Orden seinerseits wollte diese 
Ueberlieferung aus der Zeit der Schwertbrüder nicht 
anerkennen; das Beispiel Preussens ermuthigte ihn 
nach völliger Unabhängigkeit von den Bischöflen zu 
streben, ja nach Unterordnung dieser unter ihn in 
Betreff der weltlichen Verwaltung. Seine Macht und 
Gewalt wuchsen täglich, und seine sich in allen Ge- 
genden Livlands ausbreitenden Besitzungen waren in 
ihrer Gcsammtheit viel bedeutender, als die Gebiete 
des Erzbischoffs und der einzelnen Bischtiflc. Wäh- 

(*) Schuriüeisch, Uisloria Ensiferorum, p. 38. «Victa est landein 80- 
migallorum pertinacia».— Iiiarn, p. 137, (Monum. Liv. ant. I). 

(*') Terweten, Durben, Doblcn, Raketen, Sydobre u. a. in. 

(**•) Dieser Kampf ist sehr ausführlich, wahrscheinlich zu Endo des 
Xllllen Jahrhunderls in Dielleb von Ainpeke's Reimchronik geschildert, 
welche zuerst als Bruchstück nach einer Handschrift in Riga von Berg- 
mann 1817 herausgegeben worden; der fehlende Theil ward in der Fol- 
ge im Jahre 1844 nach der Heidelberger Handschrift von Napiersky her- 
ausgegeben, und endlich ward diese Chronik in ihrem vollen Umfange 
von der lillcrarischen Gesellschaft in Stuttgart! 1844 gedruckt. 
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rend des Kampfes zwischen diesen beiden Mächten 
entstand im XHI-ten Jahrhunderte eine dritte: die Städte. 
Sowohl der Orden als die Bischöfte luden dringend 
ihre Landsleute aus Deutschland ein, sich in dem neube- 
kehrten Gebiete anzusiedeln und ertheilten ihnen ver- 
schiedene Privilegien. Viele zogen selbst herbei, ge- 
reizt durch die Vortheile des Handels. So erhoben sich 
die Städte, meist von Auszöglingen der freien Deutschen 
Sladtcommunen gegründet; sie erhielten eine mit der 
ihrer MuttersUidte übereinstimmende Verfassung. Am 
wichtigsten von ihnen war Riga, welches bald die 
Haupthandelsstadt am östlichen Ufer des Baltischen 
Meeres wurde und eine bedeutende Stellung im Han- 
sealischen Bunde einnahm (*). — Riga hielt die Seite des 
Erzbischoffs. Der Besitz dieser reichen Stadt erregte 
den Neid des Ordens und gab die erste Veranlassung 
zum offenen Bruche mit dem Erzbischofie. Der Ordens- 
meister Eberhard von Monheim brachte im Jahre 1330, 
nach einer durch ein ganzes Jahr sich hinziehenden 
Belagerung, Riga in seine Gewalt. Durch den Unter- 
werfungsvertrag, den sogenannten Sühnebrief ("), er- 
kannten die Rigaschen Bürger die Oberherrlichkeit 
des Ordens an. Bei der Stadt selbst erhob sich ein 
Ordensschloss, von welchem aus er sie beherrschte. 
Die Abtei Dünamünde ward in ein festes Schloss ver- 



(*) Pernau, Windau, Goldingen, Wenden, Wolmar, Lemsal, Koken- 
busen und die übrigen kleinen Städte dea OsUeegcbiels geborten in ih- 
rer Geaammtheit zur Hanta. Aber Pernau war bis ins XV-te Jahrhun- 
dert— Riga, Reval und Dorpat waren bis Ende des XVI-ten Jahrhunderts 
wirkliche slimmf uhrende Glieder dieses Bundes, und erhielten als Sta- 
pelorte des Bändel» mit Bussland, und namentlich mit Nowgorod, Ples- 
kau und Polozk, eine besondere Wichtigkeit. Sartorius, Geschichte des 
Hanseatischen Bundes, I, p. 472, 473, II, p. 455, 456, 457. — Diese 
Verbindung mit der Ilansa trug wesentlich mr Begründung der unab- 
hängigen Stellung bei, welche forsuglieh die drei letztgenannten Städ- 
te ihren Landesherren gegenüber einnahmen. 

('•) Arndt, II, p. SS— Index R* Ml— 314. 

2 
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wandelt; an der Mündung der Düna liegend, war es 
der Schlüssel Livlands. 
Erwerbung Ehst- Im Jahre 1347 crweiterle der Orden seine Bcsitzun- 
lands durch Kauf vom g en durch den Kauf (*) des Dänischen Ehstlands vom 

DäuischenKönigeWol- Rö . WoWemar ji, Diese Land schaft bildete, schon 
demar III. e 

(1347). vor der Vereinigung der beiden Orden, eine Provinz 
Dänemarks und erhielt von dessen Königen ihre Ein- 
richtung und Verfassung. In den Verband der Ordens- 
länder eintretend, behielt sie die ihr von den Dänischen 
Königen ertheilten Privilegien und eine gewisse Beson- 
derheit gegenüber dem übrigen Livland, da sie un- 
mittelbar dem Hochmeister unterworfen war und in 
direkter Verbindung mit ihm stand. Die Erwerbung 
Ehstlands war für den Orden um so wichtiger, als da- 
durch seine Ilülfsmiltel in dem Kampfe mit dem Bi- 
gaschen Erzbischofle vermehrt wurden. Nach langen 
Wechsel vollen Kämpfen, in denen Biga sich häufig wie- 
der an das Erzslift anschloss, schien endlich das Über- 
gewicht des Ordens entscheidend zu werden. Im Jahre 
1449 gelang es ihm seinen Kanzler Sylvester auf den 
Bigaschen Stuhl zu erheben. Zwei Jahre darauf 
schloss der Meisler Johann von Mengdcn mit dem neuen 
Erzbischofle den Vertrag zu Wolmar, kraft dessen der 
ErzbischofT und das Kapitel von Biga in den Ordens- 
verband eintraten und die Ordenskleidung (**) tragen 
musslen, eben so wie dies in Prcusscn der Fall war. 
Der Pabst bestätigte den Vertrag durch die unter dem 
Namen «Bulla habitus» ("*) bekannte Bulle. 

Aber gerade diese Bulle gab Veranlassung zu neuen 
Zwistigkeiten, und der Erzbischoff sah sich genüthigt 

(*) Arndt, II, p. 100. Die betreffenden Urkunden sind abgedrückt in 
Monum. Liv. ant. III, p. 41—66 der Collectanea des M. Brandis. 
(**) Index N° 1847. 

I***) Kallmeyer, Geschichte der IlabitsYcrajidcrungen des Iligaschen 
Domkapitels (in den Mittheilungen aus dorn Gebiete der Geschiebte 
Liv- Ehst- und Kurlands, II, p. 199—340). 
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einen neuen Vertrag zu Kirchholm (im Jahre 1452) 
einzugehen, in welchem unter Anderem auch in Bezug 
Riga 's festgesetzt wurde, dass der Erzbischoff mit dem 
Ordensmeister die Oberherrlichkeit über die Stadt 
theilen sollte. Dieser Vertrag ward auch wieder die 
Quelle neuer verderblicher Handel, denn er beein- 
trächtigte den Erzbischoff in seinen Gerechtsamen, gab 
der Stadt Riga zwei Oberherrn und befriedigte doch 
nicht die Herrschsucht des Ordens. Der Krieg zwischen 
ihm und dem Erzbischofle entbrannte von Neuem mit 
grosserer Erbitterung und Riga ergriff wieder die 
Parthei des Erzbischoffs. Während auf diese Weise in 
Livland das Recht des Stärkeren den Streit zwischen 
dem Orden und dem Erzbischofle entschied, suchten 
beide kämpfende Mächte durch ihre Prokuratoren in 
Rom sich selbst zu rechtfertigen und den Gegner zu 
beschuldigen. Übrigens achtete der Orden wenig auf 
die Vorwürfe des Pabslcs, selbst nicht auf den Bann- 
fluch, und fuhr in seinen feindseligen Handlungen ge- 
gen den Erzbischoff fort (*). 

Jm Verlaufe dieser inneren Zwistigkeiten erstarkten 
die Vasallen beider streitenden Thcile. Denn, ihrer 
Hülfe bedürftig, bemühten sich der Orden wie der 
Erzbischoff dieselben durch neue Privilegien an sich 
zu fesseln. Die Vasallen der verschiedenen Territorien 
verbanden sich immer enger unter einander, und bil- 
deten besondere ständische Korporationen, welche 
eine Stimme in den Angelegenheiten der Verwaltung 
erhielten. Auf dieselbe Weise entwickelte sich auch 
die Unabhängigkeit der Städte; ihr wachsender Reich- 
thum erhöhte ihre Wichtigkeit für die Landesherren. 

(*) Siehe bei Dogiel (Codex diplomaticus Rcgni Polonie) V, die auf 
diesen Gegenstand bezüglichen pabsllichen Bnllen - Bergmann, Li?- 
laoda Orden und Obergeistlichkeil im Kampfe (in dem Magazine für 
Kussland* Geschichte, Lander- und Völkerkunde. Milan 1825, 188C). 
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Durch die Handelsverhältnisse eng mit einander ver- 
bunden, bildeten die Städte ebenfalls einen besonde- 
ren Stand, welcher gleich dem der Vasallen zu den 
allgemeinen Berathungen der Landesherren oder den 
sogenannten Landtagen hinzugezogen wurde, die da- 
mals einen sichtbaren Einfluss auf die allgemeinen An- 
gelegenheiten des alten Livlands erhielten. 
Regierung Pleiten- Nach & eT Wahl Walther von Plettenbergs zum Or- 
berg'i. densmeister wurde das gute Vernehmen zwischen dem 

(1494-1535). Orden und der Rigaschen Geistlichkeit wieder herge- 



i.Liw 8 uu»ueunuii»Bu. s | e ]]|. m Liviand begründete sich innere Ruhe, und alle 

Belagerung Ple§- 1 ° 

kau's. Schlacht bei it- Kräfte des Landes konnten auf seine auswärtigen Ver- 
bonk. weffen«tui- hällnisse gerichtet werden. 

Der Grossfürst Alexander von Lillhauen (in der 
Folge König yon Polen), sich im Kriege mit dem Rus- 
sischen Grossfürsten Johann III befindend, schloss im 
Jahre 1501 einen engen Bund mit Livland. Pletten- 
berg, aufgebracht gegen den Grossfürsten Johann we- 
gen der von den Deutschen Kaufleuten in Novgorod 
ausgestandenen Unglücksfalle und wegen anderer Be- 
leidigungen. Hess mehr als 200 Russische Kaufleute 
in Dorpat festnehmen, drang mit einem zahlreichen 
Heere ins Gebiet von Pleskau und gewann 10 Werst 
von Isborsk einen Sieg(*). Im Jahre 1502 belagerte er 
Pleskau, wurde aber von den Heerführern Johanns 
zurückgeschlagen. Ein Waffenstillstand ward im Jahre 
1503 auf 6 Jahre abgeschlossen und 1509 auf 14 Jah- 
re verlängert, — bei welcher Gelegenheit der Orden 
dem Bündnissemit Litthauen entsagte und sich verpflich- 
tete, den Bestand der Russischen Kirchen wie früher 
sicher zu stellen (**). Plettenberg erneuerte im Jahre 
1521 den Waffenstillstand oder Beifrieden mit Russ- 



(*) Karamsin, VI, p. 190 u. folg.-Arndl, II, p. 177. 
r*J Karamüa, VII, p. 19. 
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land auf 10 Jahre, das Versprechen wiederholend, 
nicht mit dem Könige von Polen in Verbindung zu 
treten (*). Im Jahre 1535, nach der Thronbesteigung 
des jungen Zaren Johann IV, schlössen die Novgorod- 
schen Statthalter einen Waffenstillstand mit Livland 
auf 17 Jahr (**). Auf diese Weise hatte Russland im 
Laufe ron ungefähr 50 Jahren weder Krieg mit Liv- 
land, noch festen wirklichen Frieden, stand aber 
mit den Ostseeländern in freundlichen Handelsbezie- 
hungen (***). 

Unterdessen begaben sich wichtige Veränderungen u. Untergang des 
im Zustande des Deutschen Ordens in Preussen. Die »*uisth** Orden, in 
inneren Zerwürfnisse desselben, seine feindselige Stel- (1M5) 
lung zu den übrigen Ständen des Landes und auswär- 
tiger Krieg mit Litthauen und Polen, stürzten dcnOrden 
von jener Stufe der Macht und Grösse herab, auf wel- 
cher er sich im XIV Jahrhunderte befand. Die Schlacht 
bei Tannenberg (1410) erschütterte nicht blos die 
Kraft des Ordens, sondern entschied auch sein Schick- 
sal (****). Im Jahre 1440 schlössen die Stände der Vasal- 
len und der Städte den sogenannten Preussischen Bund 
zur Verteidigung ihrer Gerechtsame gegen jede Be- 
einträchtigung. Der Hochmeister sah sich gezwungen 
eine Verbindung zu bestätigen, die von ihrer ersten 
Stiftung an sich dem Orden feindlich erwies. Im Jahre 
1454 begann der Preussische Bund einen offenen Krieg 
gegen den Orden, undsich eines grossen Theils der Or- 
denschlösser bemächtigend, trug er dem Polnischen 
Könige Kasimir IV die Herrschaft über ganz Preussen 
an. Anfangs widersetzte sich der Orden und es gelang 



<*) Ktranuin, VII, p. 7S, Anmerkung JUS. 
(••) Knrtmiin, VIII, p. IS, Anmerkung 1«. 
(••• ) Sammeln, VIII, p. 157. 
(••••) Voigt. VII, p. 85 und folg. 
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ihm seihst die Polen zu vertreiben; allein im Jahre 
1466 war er gcnüthigl mit dem Könige in Thorn ciuen 
Frieden zu schlicssen, vermöge dessen das westliche 
Prcussen mit den Städten Danzig, Thorn, Elbingen und 
Marienburg, so wie den Bisthümern \on Ermcland und 
Kulm eine Polnische Provinz wurde, wahrend das öst- 
liche Prcussen mit der Stadt Königsberg dem Orden 
als Lehen der polnischen Krone verblieb. — Nach der 
Regierung verschiedener dem Könige von Polen als 
ihrem Lehnsherren huldigenden Hochmeister, ward 
im Jahre 151 1 Albrecht Markgraf von Brandenburg 
zu dieser Würde erwählt, welcher die Huldigung ver- 
weigerte, was einen Krieg mit Polen zur Folge hatte. 
Im Jahre 1525 schloss Albrccht mit dem Polnischen 
Könige in Krakau einen Vertrag, nach Inhalt dessen 
er das Hochmeisterliche Amt niederlegte und mit der 
Herzogswürde ganz Prcussen, als erbliches Lehen des 
Königreichs Polen, erhielt. — So endete der Orden in 
Prcussen: Markgraf Albrccht ging zur Lutherischen 
Lehre über und die Reformation ward in seinem Lan- 
de eingeführt. Fast alle Ordensbrüder traten in den 
weltlichen Stand. Die Übrigen entfernten sich nach 
Deutschland und vereinigten sich mit den dortigen 
Brüdern, worauf von ihnen ein neuer Hochmeister ge- 
wählt wurde; dieser und seine Nachfolger hatten ihren 
Sitz in Mergentheim (*). 

(*} Seine ziemlich bedeutenden Besitzungen iu Deutschland bewahrend, 
ward der Deutsche Orden als Glied des Fränkischen Reichskrciscs aner- 
kannt, und in dieser neuen Gestalt dauerte er fort bis zu Anfang des 
jetzigen Jahrbunderls. Als das Römisch-Deutsche Reich verschwand, zu- 
gleich mit vielen zu seinem Bestände gehörigen verschiedenartigen Ho- 
heiten und Gewalten, so horte auch die Selbständigkeit des Deutschen 
Ordens auf. Im Laufe von sechs Jahren, von 1806 Iiis 1811 , ging fast 
alt sein Grundbesitz in die Bände der Glieder des Rheinbunds Ober. 
Seit dieser Zeit besteht der Orden in Deutschland nur in den Gebieten 
des Oestreichischen Dauses und bildet unter dessen Schutz noch jetzt 
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Bei dieser schwierigen Lage des Preussischcn Or- 
dens gelang es Plettenberg sich fast ganz unabhängig 
von demselben zu machen (*), obwohl er immer einige 
äussere Formen und Gewohnheiten der Unterordnung 
beibehielt. Für die dem Hochmeister in den Kriegen 
mit Polen erwiesenen Dienste erhielt Plettenberg Ton 
ihm im Jahre 1520 eine besondere Urkunde, welche 
die Brüder des Deutschen Ordens in Livland ermäch- 
tigte sich sclbt einen Meister zu wählen; Hochmeister 
und Generalkapitel verpflichteten sich den als Livlün- 
dischen Ordensmeister zu bestätigen und anzuerkennen, 
auf welchen die Wahl gefallen. Zugleich ward vom 
Hochmeister die unmittelbare Oberherrlichkeit über 
Ehstland dem Orden in Livland abgetreten (**). Diese 
Urkunde ward im Jahre 1525 durch einen neuen in 
Grob in geschlossenen Vertrag bestätigt; indessen wur- 
de in demselben erklärt, dass die Beziehungen der 
Livländischen Brüder zum Orden in Preussen auf dem 
alten Fusse bleiben, und dass sie auch in Zukunft den 
Hochmeister als Haupt des Ordens anerkennen und ihm 
gehorsamen sollten. Wie aber Markgraf Albrecht die 
Hochmeisterliche Würde niederlegte und als nunmeh- 
riger Herzog von Preussen Vasall Polens wurde, 
machte Plettenberg sich zum völlig unabhängigen Be- 
herrscher der Ordensgebiele in Livland und ward im 

eine halbgeistliche ziemlich reicho Korporalion mil verschiedenen wich- 
tigen Vorrechten. Es giebt ausserdem noch einen, aus einem Bailli oder 
Landkomlhur u. swölf Rittern bestehenden, Zweig dieses berühmten 
Ordens im Königreiche der Niederlande, welcher dort, namentlich in der 
ProTinx Utrecht, alle ton Alters dem Orden gehörenden Besitxungen 
behalten hat. 

(*) Arndt II, p. 183 u. folg.;-Schurrfleisch, p. 117 und 118. 
(•♦) Siehe diese Urkunde in der handschriftlichen Sammlung der Ehst- 
ländischen Privilegien, die sich in der S-ten Abtheilung der eigenen 
Kanielei Seiner Kaiserlichen Majestät befindet.-Vergl. De Brey, Essai 
critique snr I histoire de Livonie II, p. SO, Sl. 
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Jahre 1527 in den Reichsfürstenstand erhoben (*). In- 
dessen ist ersichtlich, dass er mit dem neuen Hochmei- 
ster in Mergentheim in Verbindung blich; dies ergiebt 
sich schon daraus, dass er im Jahre 1533 vom Hoch- 
meister Walther von Kronberg die Bestätigung des 
von ihm zum Koadjutor erw ählten Herrman von Brüg- 
geney erbat. 

in. Einführung der In dieser Zeit auch, ungefähr ums Jahr 1522, drang 
neformtuo». die Lut h er i 8C h e Lehre in Riga ein ("); ihre Erfolge 

(1522 — 1530) 

in Livland waren gewaltig. Mit Ausnahme der Geist- 
lichkeit und der Ordensbruder nahmen fast alle Ein- 
wohner — Vasallen, Stadtbürger und Bauern — die neue 
Lehre an. Plettenberg verstand sich dies zu Nutzen zu 
machen. Obwohl Haupt eines Römisch - Katholischen 
Ordens, beschützte er offenbar die Verbreitung der Re- 
formation und zog dadurch nicht blos Privatpersonen, 
sondern ganze Stände an sich. Die Bewohner Riga 's 
entsagten ihrem Erzbischoffe Johann Blackenfeld, der 
die Prediger der neuen Lehre aus seiner Residenz Kc— 
kenhusen verjagte; sie verboten ihm den Eingang in 
ihre Stadt, bemächtigten sich seiner Güter und erklär- 
ten, dass sie über sich nur die Gewalt des Ordcnsmei- 
sters anerkennen wollten. Plettenberg seinerseits be- 
stätigte alle ihre Privilegien und vernichtete den Kirch- 
holmschen Vertrag, durch welchen die Oberherrlich- 
keit über Riga zwischen dem Erzbischoffe und dem Or- 
densmeistcr getheilt worden war ("*). Endlich nahmen 
die aufrührerischem Vasallen des Erzbischoffs ihn selbst 



(*) Schnraileisch, p. 117. «Auipicio Caroli V iu Tabulas principuin 
relatus». - Arndt, II, p. 183, 18». 

(••) Arndt, II, p. 184. 

{—) Sieh« die Crkunde Plettenberg*» tom Jahre 151S Inder hand- 
schriftlichen Sammlung der Rigaaebeu Privilegien, welche sich in der 
ft-ten Abtheilung der eigenen Kanielei Seiner Kaiserlichen Majestät 
befindet. 
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gefangen (*), und sperrten ihn in Ronneburg ein, wo 
er sechs Monate blieb und darauf nach Wolmar zu der 
allgemeinen Versammlung der Stande gebracht wurde. 
In dieser unterordneten sich der Erzbischoff und alle 
Bischöffe Livlands formlich und einmüthig dem Schut- 
ze Plettenberg's, der unter der Benennung eines Pro- 
tektors der wirkliche Beherrscher Livlands wurde (**). 
Blanckenfeld protestirte später gegen die Bestimmung 
des Wolmarschen Landtags, jedoch ohne Erfolg. 

Der Nachfolger Blanckenfeld's, Thomas Schöning, 
erwies sich nachgiebiger. Wegen seiner Nachsicht für 
die Reformation gab ihm die Stadt Riga die Erzbi- 
schöfllichcn Güter zurück, in die er darauf sich theilte 
mit seinem Koadjutor Wilhelm, aus dem Hause der 
Markgrafen von Brandenburg, der ein Bruder des 
ersten Herzogs von Preussen, Albrecht, war. Im Jahre 
1530 schloss der Erzbischoff mit der Stadt einen Ver- 
trag, der 1542 auf dem Tage zu Lemsal bestätigt wurde 
und Riga bedeutende Privilegien sicherte. Zu gleicher 
Zeit wie Riga, wandten sich Dorpat und Reyal gleich- 
falls der Reformation zu (***); auch hier führte sie zu 
Bestätigung und Erweiterung der städtischen Rechte 
und Privilegien. Die protestantisch gewordenen Sliidte 
strebten sich auf jede Weise gegen die Einwirkung 
ihrer katholischen Landesherren zu sichern. 

Der Nachfolger Plettenberg's, Herman von Brug- rjebersicht der 
geney, genannt Hasenkampf, bestätigte und vermehrte benh « ile11 yon 
die Privilegien Rigas. Diese Stadt wurde seit jener * Tod * bU nua 

(*) Hiera p. 196 (Hon um. Liv. ant. I). — Di« Verhandlungen zu Ha- 
jen und Wolmar im Jahre 1536 (Archiv für die Geschieht« Li»-Ehst- 
und Kurland», II p. 93-130). 

(") Dieses Protektorat des Ordensmeisters über die Übrigen LWIandi- 
seben Landesherren dauerte indessen kaum bis zum Tode Plettenberg s. 
Vergl. Index N° 2989. 

(•••) Taubenheim, Einiges ans dem Üben Job. Lohmuller's, ein Bei- 
trag sur Reformalionsgeiebichte Livlands. Blga 1830. 
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Untergänge des Or- Zeit fast ganz unabhängig; sie trat in unmittelbare Ver- 
dens, bindung mit den Deutschen Protestantischen Fürsten, 
(1535-1564). we j c |, e - im j a j, re i53g di csc nj e in den Schmalkaldi- 

I. Innere Angele- 
genheiten Li vi ands. sehen Bund aufnahmen (*), und auch die anderen 

Städte als in ihrem Schutze befindlich ansahen (**). 

Nach dem Tode Thomas Schöning'« bemächtigte sich 
Riga der vier Klöster und der Stiftsgüter, dem im Jah- 
re 1539 zum ErzbischofTe erwählten .Koadjutor Wil- 
helm von Brandenburg erklärend, ihn nicht in Besitz 
der erzbischöfflichcn Güter treten zu lassen, wofern er 
nicht die Freiheit des Augsburgischen Religionsbe- 
kenntnisses bestätige. Im Jahre 1547 erhielt Riga Si- 
cherung der Religionsfreiheit und Bestätigung der Pri- 
vilegien, worauf die Stadt freiwillig dem ErzbischofTe 
huldigte, um dadurch das Gleichgewicht zwischen sei- 
ner Macht und der des Ordensmeisters herzustellen (***). 

Nach Brüggeney waren Ordensmcisler: Johann von 
der Recke (1549 — 1551), Heinrich von £alen (1551 
—1557), W ilhelm von Fürstenberg (1557—1559), und 
Golhard Kettlcr, der letzte Meister (1559-1561) (*"•). 
Sic alle erwiesen auf gleiche Weise der Reforma- 
tion Schutz, bedrängten den Erzbischoff, sich bemühend 
dadurch ihre Macht äusserlich zu vermehren, die den- 
noch aber sichtlich ihrem Untergange sich näherte. 
Der Orden, die Bischöffe und die Stände vereinigten 
sich gegen den ErzbischofT von Riga, Wilhelm von 
Brandenburg, der im Jahre 1553 den Prinzen Chri- 
stoph von Meklenburg sich zum Koadjutor ernennend, 
noch die allgemeine L'ngencigtheit gegen sich ver- 

(•) Siehe hierüber die Urkunde in der Sammlung der Rigaschen 
Privilegien, die sich in der 8-ten Abiheilung der eigenen Kanzelei Sei- 
ner Kaiserlichen Mn jostat befindet. 

(•*) Ranke, Deutsche Geschichte im Zeitalter der Reformation. IV, 
p. 139. 

('**) Arndt. II, p. 211. 

(••**} Index II, die Synchronistische Tabelle. 
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mehrte. Alle fürchteten sich, unter den Landesherren 
einen Erzbist ho ff aus regierendem Hause zu haben, 
und erklärten einstimmig, dass durch diese Ernennung 
der Wolmarschc Abschied (1540) gebrochen worden, 
laut dessen kein auslandischer Fürst von irgend einem 
Herrn oder Stande in Livland zum Koadjutor berufen 
werden dürfe (*). Dies führte zu vielen Zwistigkcilcn, 
ja selbst bis zum Kriege, welcher bis zur Thcilung 
Livlands dauerte. 

Nach dem Tode Wilhclm's im Jahre 1563, ward 
sein Koadjutor Christoph von den Polen sieben Jahre 
lang gefangen gehalten, bis er förmlich dem Erzbis- 
thume entsagte und nach Deutschland ging. Zum Erz- 
bischoff aber ward der kaum siebenjährige Herzog 
Sigismund August von Mcklcnburg bestimmt, aliein 
schon im Jahre 1566 das Bigasche Erzbislhum aufge- 
hoben (**). Die bereits protestantisch gewordenen Bis- 
thümer Beval, Ocscl und Kurland waren selbst noch 
früher in den Besitz des Herzogs Magnus von Holstein 
gekommen (*'*), während das Dorptsche von den Bus- 
sen besetzt worden. 

Der letzte Waffenstillstand mit Bussland war im Jah- n. Krfogmii Johann 
re 1535 auf 17 Jahre geschlossen; nach Ablauf des- > v -- SchUch » bci Er * 
selbcn im Jahre 1553 endete der Frieden, der nun- ™" u E F^^durYh 
mehr fünfzig Jahre gedauert hatte. Jobann IV, im die Ru»sen. 
Beginne seiner Begicrung die Erhebung Busslands (1553-1560). 
durch innere bürgerliche Ausbildung beabsichtigend, 
sah mit Aerger die Missgunst des Ordens, der nicht 
nur den des Kriegshandwerks Kundigen, sondern auch 
den Künstlern, den Weg nach Moskau versperrte. Im 
Jahre 1554 willigte der Zar noch einmal, auf die Bitte 
der Livländischcn Gesandten, in eine Verlängerung des 

(*) Hiaern. p. 901 (Monum. Li», «nl. I). 
(*•) Index II, p. 358. 

(•") Hiacrn. p. 325, 320. (Monum. Lir. ant. I). 
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Waffenstillstands auf 15 Jahr, unter der Bedingung, 
dass das Dorptsche Gebiet den althergebrachten Zins, 
zu einer Mark von jedem Manne, zahlen solle und 
zugleich innerhalb drei Jahren die aufgelaufene Schuld 
für die letzten 50 Jahre,— dass der Ordensmeister eid- 
lich verspreche nicht im Bunde mit dem Könige von 
Polen zu sein,— dass die von den Lutheranern zugleich 
mit den Katholischen Kirchen zerstörten Bussischen 
in Dorpat, Reval und Riga wieder aufgebaut würden, 
und dass der Handel für frei erklärt werden solle. 
Als aber im Februar 1557 die Gesandten des Ordens- 
meisters und des Bischoffs von Dorpat ohne den Zins 
zu bringen in Moskau erschienen, mit der Absicht die 
Unrechtfertigkeit der Forderungen Russlands zu be- 
weisen, so befahl ihnen der Zar zurück zu kehren, 
und fing an sich zum Kriege vorzubereiten (*). 

Derselbe begann im Jahre 1558; das Russische Heer 
drang mit Feuer und Schwert in Livland ein und zer- 
störte in einer Ausdehnung von 200 Werst dessen gan- 
zen südlichen Theil. Die Landesherren entschlossen sich 
nochmals Gesandten nach Moskau zu schicken; aber 
der Zar verlangte nun nicht mehr den blossen Zins, 
sondern auch Unterwerfung. Der Krieg entbrannte wie- 
der. Die Russen drangen abermals in Livland ein. 
Dorpat, Wesenberg, sechs andere Festungen und zwölf 
Schlösser ergaben sich ihnen; in den nicht unterwor- - 
fenen Gebieten von Fellin, Reval und Wenden ward 
Alles zerstört. Im Januar 1559 standen die Russen 
drei Tage vor Riga, verbrannten die Schiffe in der 
Mündung der Düna, verheerten deren Ufer und Kur* 
land bis an die Gränzen von Preussen und Litthauen (**). 
Der greise Fürstenberg legte die Meisterwürde nie- 

O Kararasin VIII, p. 159.— Arndt II, p. 186 u. flg. 
(**) Earamaia VIII, p. 170.-Bredenbacb, Belli Livoniel HUtorla, p. 
15-H. (Hitloria Ruthen! cae Scripiore» exttri, Sacult XVI. Vol. I). 
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der und der Komthur von Fe 11 in, Gotthard Kettler, 
übernahm dieselbe; aber schon gab es keine Mittel zur 
Rettung. 

Während dessen erschienen Fürsprecher für Livland. 
Der König von Polen, Sigismund August, begehrte von 
Johann, er solle dieses Land nicht bekriegen, weil es 
vom Kaiser und den Deutschen Ständen ihm übergeben 
worden. Johann antwortete: «Die Lhländer sind alte 
Zinsner Russlands und nicht die eurigen; ich bestrafe 
sie Tür ihre Untreue, ihre Betrügereien, ihre Ver- 
brechen und die Zerstörung der Kirchen». Gustav 
Wasa bat Johann, als grossmühtiger Nachbar Liv- 
land den Frieden zu geben aus Mitleiden mit der 
Menschheit, und erklärte sich bereit dem Ordensmeister 
zu schreiben, er möge sich reuig dem Zaren zu Füssen 
werfen. Johann antwortete: «es ist nicht nöthig dem 
Meister zu schreiben; ich werde schon selbst Mittel 
finden ihn zur Vernunft zu bringen». Der König von 
Dänemark, Friedrich II, bat Johann Ehstland nicht zu 
beunruhigen, welches eine uralle Dänische Provinz 
und nur auf gewisse Zeit dem Orden anvertraut sey. 
Der Zar antwortete, dass dieses Land schon sechs hun- 
dert Jahre Russland gehöre und dass der Grossfürst 
Georg Wladimirowitsch, genannt Jaroslaw, Livland 
erobert, die Stadt Dorpat gegründet, dort griechische 
Kirchen erbaut und das ganze Land mit Zins belegt 
habe f). 

Endlich willigte Johann ein, dem Orden einen Waf- 
fenstillstand von sechs Monaten (vom Mai bis zum No- 
vember 1559) zu geben, unter der Bedingung, dass der 
Ordensmeister entweder selbst in Moskau vor ihm als 
Bittsteller erscheine oder statt seiner die Vornehmsten 
sende, zur Abmachung eines ewigen Friedens (**). 



(*) Karamfcin VIII, p. 176-178. 
(**) Karamsin, VIII, p. 17S, 179. 
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Allein der Meister und der ErzhischofT kamen zum 
Beschlüsse sich nicht Johann zu unterwerfen, und schlös- 
sen in Wilna mit Sigismund August die sogenannten 
Verträge zur Verteidigung Livlands (pro defensione 
Livonia»), der erstcre am 31 August, der andere am 
15 September, in welchem sie sich dein Schutze 
des Königs unterwarfen, jedoch unter Vorbehalt der 
Oberherrlichkeit des Römischen Reichs. Als Pfand 
ihrer Ergebenheit traten sie dem Könige ab: der 
Ordensmeister auf dem linken Ufer der Düna sechs 
Schlösser, worunter Dünaburg, — der ErzbischofT zwei 
auf dem rechten Ufer, nämlich Lennewarden und Ma- 
rienhausen. Der König verpflichtete sich Livland ge- 
gen den Angriff des Moskau ischen Fürsten zu verthei- 
digen (*). 

Der Krieg musste nunmehr von Neuem beginnen. 
Die Russendrangen in Livland ein, schlugen die Deut- 
schen bei Fcllin und zogen verheerend durch das ganze 
Land vom Peipus-Sce bis zum Rigascheu Meerbusen. 
Der Ordensmeister w urde bei Dorpat und Lais zurück- 
geworfen, der Landmarschall Philipp Schall von Bell 
wurde in einer Schlacht fünf Werst von Ermes aufs 
Haupt geschlagen, seine Schaar völlig vernichtet, er 
selbst mit einigen Komlhurcn und vielen Rittern gefan- 
gen genommen. In Folge dessen ergab sich Fellin, und 
der unter den Gefangenen befindliche frühere Meister 
Fürstenberg ward nach Moskau geführt (**). 
ThciinnR Lf?iands Der Untergang des Ordens wurde unvermeidlich; 
™*cheuPoien,scime- bci dicscr ^1^11^ Lage desselben begannen die 

den und Dänemark. 

benachbarten Mächte nicht an Hülfe für Livland, son- 

(') Dogiel V, N° CXXX11I und CXXXIV, die Vollmachten der Abge- 
sandten zum Abschlusso dieser Verlrage, vom Erzbischofle unter dem 
20-slen, vom Heister unter dem 33-stcn Januar 1559 erlhoilt. Dogiel 
V, N° CXX1X.. Siehe anch die N° CXXX und CXXX1!.— Karamiin VIII, 
p 182.— Arndt II, p. 348.— Hiasrn p. 322 (Muuum. Lir. ant. 1). 

('*} Karamsin IX, p. 13, 15 und folg.— Arndt II, p. 356, 357. 



Digitized by Google 



1 



31 

dem au die Vereinigung mit ihren eigenen Gebieten, Der letzte 
wenn auch nicht des ganzen Landes, so doch eines * ler Gotthard Keiner 
Theils desselben zu denken. In dieser Absicht suchten erhäUd " ne ™« lhuin 

Kurland als polnisches 

sie die Livländischen Stände dazu willig zu machen, 
durch das Versprechen ihnen die Vorlheile und Rechte 
zu bestätigen, welche unter der Herrschaft des Ordens 
und der Bi schofle zu bewahren sie bereits nicht mehr 
hoffen konnten. Denn die Bitten der Livländcr um 
Hülfe beim Reiche blieben ohne Erfolg. Von Seilen 
der sonst eng verbündeten Hansa war gleichfalls eine 
kräftige Unterstützung nicht zu erwarten, sowohl weil 
die Macht derselben bereits verfiel, als auch weil ihr 
Bestreben Handelsbeziehungen mit Russland ohne Ver- 
mittelung der Inländischen Kaufleute anzuknüpfen 
(welche alle Vorlheile dieses Handels mit unserem Va- 
terlande an sich rissen), noth wendiger Weise die fast 
völlige Lockerung des alten Verbandes der Hansastädte 
mit den Livländischen vorbereitete (*). 

Als erster Bewerber um die Livländischen Gebiete 
trat der Dänische König Friedrich II auf, welcher, um 
seinen Bruder Magnus für die Abtretung eines Theils 
von Holstein zu entschädigen, für ihn die Bisthümerf) 
Ocsel und Kurland vom Bischoffc Johann von Mönnich- 
hdusen kaufte; dazu erwarb der Herzog selbst später 
den Bischoßstitcl und die Stiftsgütcr des Bisthums Rc- 
val vom Bischofle Moritz Wrangcl (***). 

Herzog Magnus landete im Aprii 1560 in Oesel nicht 
weit von Arensburg. Im July erschien er auf dem 
Landtage in Pernau, wo der Ordensmeister, der Erz- 
biscbofT und alle Livländischen Stände zusammenka- 
men, während Fellin sich den Russen ergeben muss- 

C) Uiarn p. 183, 224 (Mon. Liv. ant. 1).-Gadebntth I, «, p.5«0. 
{*•) Seit der Reformatio!! war in den protestantisch gewordenen Lan- 
dern das Bisthum mehr eine fürstliche als eine geistliche Würde. 
(*") Arndt II, p. «51, 2S2.-Hiarn, p. «25, 2i* (Mon. Liv. ant I). 
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te (*); als aber die bisher mit ihm verbündeten Russen 
ihn angriffen, war er gezwungen wieder nach Oesel zu 
fliehen (**). Inmitten der allgemeinen Verwirrung des 
Landes fuhr er fort nicht blos Oesel zu besitzen, son- 
dern auch das alle Bisthum Kurland oder Pilten und 
einen Theil Ehstlands um Habsal herum. 

Nach Dänemark bemühte sich einen Theil Livlands 
zu erwerben der schwedische König Erich XIV, wel- 
cher, die geheimen Unterhandlungen des Ordensmei- 
sters Kettler mit Polen erfahrend, den Ehstländischen 
Ständen und der Stadt Reval antrug, sich Schweden zu 
unterwerfen, und ihnen Bestätigung ihrer Privilegien 
so wie Verteidigung gegen ihre Feinde versprach. 
Die Landes-Ritterschaft (die Vasallen) und die Stadt, 
die bereits vergeblich in Dänemark Hülfe gesuchte**), 
vertrauend auf die Seemacht des gleich ihnen lutheri- 
schen Schwedens, erklärten feierlich und öffentlich dem 
Ordensmeister, dass sie vom Feinde bedrängt, von ihm 
keine Hülfe erhaltend und folglich sich selbst über- 
lassen, sich genöthigt sähen andere Mittel zur Vertei- 
digung zu suchen und dass sie daher seiner Herrschaft 
entsagten. Kettler wandte, um sie zurück zu halten, so- 
wohl Versprechungen als Drohungen an, aber vergeb- 
lich (****). Am 4-ten Juni 1561 huldigte die Ritterschaft 
dem Könige, am 6-ten Juni die Stadt, nachdem sie von 
den Schwedischen Kommissaren die durch besondere 
Urkunden verbürgte Versicherung erhalten hatten, dass 
Schweden in Ehstland die Augsburgische Konfession 
aufrecht erhalten, die Privilegien, welche Ritterschall 
und Stadt von früheren Herrschern des Landes erhal- 

(*) Nyongtaedt, Lieflindiscbe Chronik, p. 6S (Monum Li*, ant. II). 

(**) Karamsin. IX, p. 15 und. folg.-Hiirn. j>. 289 (Mon. II?, ant. I). 
(*••) Hiarn. p. 118,119. (Mon. Lif.ant. I). - Russow, Chronika der 
Provinz Liefland 1578, fol. 67. 
(**••) Kelch, p. 153, und folg. 
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ten, bestätigen und das Land gegen die Feinde schützen 
und schirmen werde (*). Erich bestätigte alle Abma- 
chungen der Kommissare durch die am 2-len August 
zu Norköping ausgestellte Königliche Urkunde. Die 
wichtigsten Punkte für die Ritterschaft sind: 1) die 
Aufrechthallung der Evangelischen Religion; 2) die 
Bestätigung der früheren Freiheiten und Rechte, wie 
solche von Alters her von Königen, Hochmeistern und 
Meistern ertheilt worden; 3) die Bestätigung des Be- 
sitzrechts an den Gütern, mit der vollen peinlichen 
Gerichtsbarkeit in deren Grenzen; 4) Verteidigung 
gegen den Ordensmeister, dem sie die Treue aufge- 
kündigt; Schulz vor den Ansprüchen des Königs von 
Dänemark und des Römischen Kaisers, falls sie ihre 
alte Lehnsherrlichkeit überEbstland beanspruchen woll- 
ten; 5) die Erhaltung für die Ritterschaft der Ämter und 
Würden in der Land es Verwaltung, auf welche sie zur 
Zeit des Ordens ein Recht gehabt; 6) die Bestätigung 
des Rechts, nicht vor gesprochenem Urtheile, selbst bei 
Hochverrat}), gefangen gesetzt, sondern immer nach alter 
Gewohnheit vor die Gerichte des Landes gefordert und 
dort gerichtet zu werden. Der Stadt Reval ward am 
selben Tage in Norköping eine besondere Urkunde aus- 
gestellt, welche, ausser vier Punkten, die den ersten 
der eben erwähnten ähnlich sind, noch einige beson- 
dere dieser Stadt eigentümliche Vorrechte enthält, als 
da sind: die der Stadt gewährte Erhaltung ihrer Han- 
seatischen Rechte u. s. f. (**). 

(•) Arndt II, p. 26U-263 — Dogiel V, N»CXXXVII.-Vollstandige Ab- 
schriften dieser Urkunden 1) der der Ritterschaft übergebeneu Tora 4-ten 
Juni; 8} der Siedl vom 6-ien Jony, befinden sich in der handschriftli- 
chen Sammlung der Privilegien der Ehstländischen Ritterschaft und der 
Stadt Reval, welche aus den dortigen Archiven der 2-len Abtheilung 
Seiner Kaiserlichen Majestät Eigenen Kaniellei mitgethcilt worden sind. 

{••) Bei Dogiel finden sich diese Privilegien nicht. Eine vollständige 
Deutsche Abschrift ist In der Sammlung dor t-ten Abtheilung enthalten. 

3 
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Nachdem die Schwedischen Truppen in Hera! ein- 
gerückt waren, sendete Erich Gesandte an den Zaren 
Johann, um über die Ursachen der Besitznahme Ehst- 
lands Aufklärung zu geben, mit Antrag von Frieden 
und Freundschaft. Obwohl der Zar nicht ohne Aerger 
die Vorgänge in Ehslland erfuhr, so willigte er doch 
In den Frieden um nicht die Zahl der Feinde zu ver- 
mehren, bevor er mit Livland fertig geworden. 

Vor allen drängte sich Polen zur Thcilung und Er- 
werbung Liylands. König Sigismund August mischte 
sich 1557 in die Zwistigkeiten zwischen dem Erzbi- 
schofle Wilhelm, dem Ordensmeister, den Livländi- 
schen Ständen und der Stadt lliga. Ursache dazu war 
dass Fürstenberg, damals (1556) Koadjutor des Ordens- 
meisters Galen, den Erzbischoff sammt dessen Koadju- 
tor ergriff und in eine Festung einsperrte (*). Unter 
dem Vorwande den Erzbischoff zu befreien, fiel Sigis- 
mund mit einem zahlreichen Heere in Kurland ein. Im 
September 1557 wurde zu Poswol (sieben Meilen von 
der Stadt Bauske), unter Vermittelung der Kaiserlichen 
und der Dänischen Abgesandten, diese Sache dahin bei- 
gelegt, dass der Erzbischoff und sein Koadjutor die 
Freiheit erlangten und ihre Güter und Rechte wieder 
erhielten; unter Anderem ward Letzterem die Nach- 
folge im Erzbisthume gesichert und endlich die Grenze 
zwischen Litthauen und den verschiedenen Li vländischen 
Gebieten festgestellt (**). Zu gleicher Zeit ward ein 
ßündniss zwischen Polen und den Livländern gegen 
den Russischen Zaren geschlossen, mit der Abma- 
chung, dass die Wirksamkeit desselben bis zum Ablau- 
fe der Waffenstillstände aufgeschoben bleiben sollte, 

(♦) Arndt II p. SSO, 331-Nyenitidt. p. il (Monom. Li*, ant. II). 

(**) Dogiel V, N° CXXVI und CIXVTI.-Gtdobuftch I, I, p. 501 Und 
folf. 
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die der König von Polen mit dem Russischen Fürsten 
auf fünf Jahre (bis 1502) und der Orden auf 15 Jahre 
(bis 1569) eingegangen. Doch der Krieg mit Johann 
begann, wie oben angegeben, schon nach einigen Mo- 
naten; <}ie Siege der Russen drohten dem Orden un- 
vermeidlichen Untergang, und ErzbischoCT und Meister 
begaben sich, im Herbste 1559, unter den Schutz Po- 
lens. Allein der König gab, seines eigenen Interesses 
wegen, keine wirksame Hülfe. Vergeblich wandten 
sich die Livländer an Kaiser und Reich (*); auch kümr 
merte sich Ketller, wie man yoraussetzen kann, wenig 
um Erfolg. Während die Verhandlungen in Deutsch- 
land noch fortdauerten, versammelte er die haupt- 
sächlichsten Ordensgebieligcr in Riga und erhielt am 
5 April 1560 von denselben eine Urkunde, durch wel- 
che sie ihn zwar beauftragten, nochmals beim Kaiser 
so wie anderen Fürsten um Unterstützung anzusuchen, 
ihm jedoch vorbehaltend — um Livland nicht fremden 
Händen übergehen zu müssen— in den welllichen Für- 
stenstand zu treten, sich zu verheirathen und die Or- 
densgebiete als erbliches Fürstenthum zu besitzen, 
indessen unter der Abmachung, dass er sich verpflichte 
ihnen ähnliche Vortheile zu verschaffen. Für den Fall 
aber, dass dieses sich als unausführbar erweise, bevoll- 
mächtigten sie ihn, sich an den Konig von Polen zu 
wenden, mit dem sie schon durch den Poswoler-Ver- 
frag und die Verpfändung eines grossen Theils von 
Livland und seiner Schlösser in doppelter Verbindung 
standen, und sich ihm zu übergeben, aber mit der 
Bedingung, dass der Meister, die Gebietiger und die 
übrigen Ordcnsgüeder vom Könige Landgüter erhiel- 



C) Die erkunden Über dies« Verhandlungen finden lieh in AbichrfT- 
ton Im Braminiowfchmi Mnteum (Siebe Mitteilungen ans dem Gebiete 
«ter CrfKhiehtaLiT.-Ehtt. und Kurland» II p. 108 und folg). 
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ten f). Diese Abmachung wurde aller Wahrschein- 
lichkeit nach geheim gehalten, um den bereits drohen- 
den Abfall Ehstlands zu verhindern, um so mehr als 
derKoadjutor des ErzbischofTs, Christoph von Mecklen- 
burg, und die Stadt Riga den Gedanken einer Unter- 
werfung Livlands unter den König von Polen zuruck- 
st iessen (**}. 

Statt aller Hülfe von Sigismund August erschien im 
September 1561 sein bevollmächtigter Gesandte Fürst 
Radzivil, Woiwode von Wilna, Marschall und Gross- 
kanzler des Grossfürstenthums Litthauen, in Riga (***). 
Er schlug den Ständen vor sich Littbauen zu unterwer- 
fen, ihnen bedeutende Vortheile aus dieser Verbindung 
verheizend, zugleich mit Bestätigung aller ihrer alten 
Rechte und Freiheilen. 

Am meisten widerstrebte dem die Stadt Riga* Der 
Magistrat ging auf nichts ein, vor Allem im Namen der 
städtischen Korporationen verlangend: 1) die Versiche- 
rung, dass die Anerkennung der Oberherrschaft Li(r 
rhauens für die Stadt keine nachtheiligen Folgen haben 
und nicht den Zorn des Römischen Reiches erregen 
werde; 2) die Sicherung der Augsburgiscben Lehre 
und 3) die Bestätigung aller Privilegien, Rechte und 
Gewohnheiten der Stadt durch besondere Königliche Ur- 
kunden. Radzivil versprach dies und ertheille der Stadt 
im Namen des Königs am 8- ten September die soge- 
nannte Cautio prima Radziviliana (****). Bei den indes- 

(*) Arndt. II, p. 258.— Dio Urkunde hierüber abgedruckt bei Ziegen« 
hörn: Staatsrecht der Herzrgthümer Kurland nnd Serogallen. Beilage 
N« 45 pag. 48. 

(**) Hiera, p. 838 (Monuro. Iii. ant. I). 

(•*•) Litter» fidei, data Nicoiao Duci Palatino Vilnensi ad Archiepia- 
copum Rigensem ac reliqnos Livoniae Status Legato, und: Litterai plenl- 
potejiti« eidem Duci. Dogiel V, K° CXXXVI. 

('*••) Sit findet sich bei Arndt, II, p. 8T0 und bei Ziegenhorn. Beil a ge 
>• 47, pag. 45. 
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sea begonnenen Unterhandlungen machte Radzivil den 
Inländischen Ständen folgende Vorschläge: 1) der 
Erzbischoff und sein Kapitel sollten unter derOberherr- 
lichkeit des Königs stehen; 2) der Ordensmeister solle 
die geistliche Würde ablegen, 3) Livland auf dem 
rechten Ufer der Düna mit Riga dem Könige abgetre- 
ten werden und 4) Kettler als Lehen von Polen, Kur- 
land erhalten. Der Meister und die Ordensgebietiger 
neigten sich zur Annahme dieser Anträge; aber die 
Stände des Landes erklärten auf den dritten Punkt, sie 
wünschten Kettler zum alleinigen Herrn oder wenig- 
stens erblichen Verwalter des ganzen Landes, und 
überdies verlangten sie eine förmliche ßeslätigung so- 
wohl der Freiheit des Augsburgischen Bekenntnisses 
als auch ihrer Privilegien (*). Zu grösserer und voll- 
kommener Versicherung über die Absiebten des Kö- 
nigs von Polen, sandten die Liv ländischen Stände nach 
Wilna, wo die eigentlichen Verhandlungen vor sich 
gehen sollten, ihre Deputirlen mit der Vollmacht den 
Unterwerfungsvertrag auf folgende drei Hauptgrund- 
lagen abzuschließen : 1) dass die Freiheit des Augsbur- 
gischen Glaubensbekenntnisses bestätigt und gesichert 
werde; 2) dass die Freiheiten und Rechte der ver- 
schiedenen Stände und Korporationen des Landes eben- 
falls bestätigt würden, zugleich mit Beibehaltung Deut- 
scher Verwaltung und Justiz, so wie der Deutschen 
Sprache in allen Verhandlungen; 3) dass die Lehngüter 
in weiblicher wie in männlicher Linie vererben, und 
die Besitzer das Recht haben sollten Gesammt-hand- 
Verträge über dieselben zu schliesscn (**). 

In Wilna, wo zugleich mit den Deputirten der Kö- 
nig selbst, der Kanzler Radzivil, der Erzbischoff und 
- Ii.. i 

(*) Ziegenhorn • 69, 63 und Beilage N* 46. 

(••) Dogiel V, No CXXXVI, Deutwh bei Ziegenhorn. I\° 46. - Arndt, 
II, p. 178. 
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der Ordensmeister sich befanden, wurde nach yielen 
Verhandlungen das Schicksal Livlands endlich durch 
den Abschluss des Unterwerfungsverlrags vom 28-ten 
November 1561 (Pacta Subjectionis) entschieden. Die- 
ser Vertrag wurde bekräftigt durch Beschwörung von 
Seiten des Königs, des Meisters, der Ordensgebietiger, 
der Deputirteu der Ritterschaften und Städte. Der Erz- 
bischoff, für sich den Eid leistend, erklärte, dass er von 
der Ritterschaft und den Ständen des Erzstifts nicht 
Vollmacht zum Huldigungseide erhalten. Die Stadt Ri- 
ga nahm für diesmal nicht an der Beeidigung Theil (*). 
inh.u des unter- Die Hauptpunkte des Unterwerfungsvertrags sind; 
werfungsTortregs uud 1) Der König nimmt die Vertheidigung Livlands 
de» eogeneiinten Pri- übep ^ g e g en a y e dessen Feinde und namentlich die 

IST 8igUmUndi RuSSen Rosches). 
( i56i den 28-ten no- 2) Er verspricht seine Verwendung und seinen 

vember.) Schutz dahin, dass den Livländern aus der durch die 

grössle Gefahr veranlassten Unterwerfung durchaus 
kein Nachtheil an Vermögen und Rechten bei Kaiser 
und Reich erwachsen solle. 

3) Er verspricht allen Ständen freie Ausübung der 
Augsburgischen Konfession und die Aufrechthaltung 
der ihnen bisher zugestandenen Verwaltung des gan- 
zen Kirchenwesens ("*). 

4) Er bestätigt alle Rechte und Freiheiten, geistli- 
che und weltliche, insbesondere des Adels, und na- 
mentlich das Recht der samenden Hand und das Gnaden- 
recht ("*), so wie alle Wurden, Besitzungen, ständi- 
schen Beschlüsse und hergebrachte Gerichtsbarkeit. 

(•) Die Eidesformel bei Dogtel V, p. SIS -SSO. 

(*•) «Liberum usum Religionis, Culuuque Divini et receplorurn ri- 
tuuin, secuaduin Augusianam Confessionem, in suis Ecclesiis, lotiusque 
rei Ecclesiattic« integrem adminislrellonem, »ieut eam bactenus ha- 
buerunt» . 

(***) «Tarn simultane* investitura) jui, quam eillbertatem gratis in 
auccetsloue hareditari* ad utrumque seium». Unter der Bezeichnung 
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5) Für Diejenigen, welche kraft dieses Vertrags un- 
mittelbar dem Könige unter tbänig geworden, soll die 
Appellation nur an den Königlichen Statthalter erlaubt 
sein oder an die Richter und Senatoren, welche in 
Riga eingesetzt werden sollen, durch Wahl der frü- 
heren Ordensglieder und der Landesritterschaft und 
zwar nur aus der Milte der besitzlichen Eingebore- 
nen, nämlich der Ritterschaft (Vasallen) und der Raths- 
glieder in den Städten. Für die Unterthanen des Her- 
zogs soll die Appellation an diesen selbst gehen, und 
nur für besonders wichtige Falle wird der Ritterschaft 
erlaubt, von der Entscheidung des Herzogs nach alter 
Gewohnheit an den allgemeinen Liyländischen Landtag 
xu appelliren (*). 

6) Der König verpflichtet sich, dass deutsche Ge- 
richte und Verwaltung aufrecht erhalten und in die 
Aemter nur Landeseingeborene Deutscher Herkunft 
und Sprache eingesetzt werden sollen. 

7) Der Ordensmeister wird gleich dem Herzoge von 
Preussen zum erblichen Herzoge in Kurland erhoben. 
In demTheile des alten Livlands, der dem Konige ver- 
bleibt, wird er dessen Statthalter sein. 

8) Dem Herzoge von Kurland werden, als Lehen des 
Königs von Polen, verliehen Kurland und Semgallen 
(die damaligen Grenzen derselben waren fast dieselben 



• Gnadenrecht». (Feudum gratis), Überlas gratia) verstand man die Auf- 
dehnung des Erbrechts im Lehen bis rum fünften Gliede männlichen 
und weiblichen Geschlechts. Die/es Recht wurde im Jahre 1397 den 
Vasallen in Harrten und Wierland vom Hochmeister von Jungingen 
erlheilt, den Vaaallen des Rlgaachen EristifU aber 1457 durch den Er«- 
bischoff Sylvester. In der Folge ward et auch in den übrigen Inlän- 
dischen Landschaften eingeführt. 

(*} «In cansis tarnen gravibus et maximi momenti," licebit equestr| 
ordini a Principe suo ad Convenlum pro%incia!em lerraru» Uroni» 
juxt« vcttrem coniuetudinem, provocare». 
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wie jetzt). Der König erhält als unmittelbare Herr- 
schaft das ganze übrige nicht vom Feinde eingenom- 
mene Livland auf dem rechten Ufer der Düna, mit dem 
Anrecht auf Ehstland und das Stift Dorpat, sobald die- 
selben aus Feindes Hand befreit sein werden. 

9) Im Falle der Polnische Reichstag nicht auf die 
Vereinigung Livlands und dessen Verteidigung ein- 
ginge, so findet die Vereinigung nur mit dem Gross- 
fürstenthume Litthaucn Statt (*). 

Am selben Tage (28 November) ertheilte der König 
die denkwürdige Urkunde, die unter dem Namen «Pri- 
vilegium Sigismund August's» bekannt ist; sie diente 
auch in der Folge als Hauptgrundlage aller Rechte 
und Privilegien Livlands und Kurlands. Diese Urkun- 
de (") besteht aus sieben und zwanzig Artikeln, von 
denen die wichtigsten nach der Reihefolge sind: 

Artikel I — HI. Die Freiheit des Glaubens nach dem 
Augsburgischen Bekenntnisse bleibt unverletzlich, die 
Kirchen werden erhalten, die in Verfall gerathenen wer- 
den hergestellt, das ihnen Abgenommene wird wieder 
zurückgegeben; die Prediger erhalten genügenden Un- • 
terhalt; es werden Masregeln ergriffen werden zur 



(•) Dogiel, V, N' CXXXVIfl.— Ziegenhorn. Beilage N° SO. 

(**) Dogiel, V, N° CXXXII. Pririlegia ffobilitati a Siglsurando Augu« 
sto Rege, circa tubjectionem uniters« Livoni« indulu. Datom Viloaj, 
feria sexta post festum St. Catharinau Anno 1561. -Aua diesen Worten 
«feria seita post festnm St. Catharinau haben Arndt (II, p. 175) und 
Andere geschlossen, dass die Urkunde am 30-ten November ausgestellt 
»ey, veil der Tag der heil. Catbarina nach dem römischen Kalender am 
SS-ten Noyember gefeiert verde, folglich der 6 te Tag darnach auf 
den 30-ten Norember falle. Allein im Jahre 1561 war der Sontagt- 
bnehstabe (Liitera dominicalis) E. In diesem Jahre fiel der Sonntag aur 
denSSten; der Diemtag als der S5-tc (feria lertia) war der Cathari- 
nentag, also der 88-te die: feria sexta post feslum S. Catbarina. — Siehe 
Ziegeohorn f 71.-L'art de ve>ifier les dates: I, p. 31 und Calendrier 
solaire perpetuel p. 16. Hots Novembre. 
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Einrichtung Ton Schulen, Hospitäler und anderen 
gottgefälligen Anstalten. 

Art. IV. Verwaltung und Gerichtswesen bleiben bei 
den einheimischen Deutschen Gesetzen und Gewohn- 
heiten; zur Abfassung eines Provinzialgesetzbuchs 
aus den Gewohnheiten, Privilegien und Präjudikaten 
wird der König gesetzkundige Männer ernennen, wel- 
che, wenn ihre Arbeit von den Livländischen Ständen 
gebilligt worden, sie dem Könige zur Bestätigung vor- 
legen. 

Art. V. Der König wird Würden, Aemter und Haupt- 
mannschaften (dignitates, officia, capitaneatus) anord- 
nen und dieselben nur besitzlichen Landeseingeborenen 
ertheilen, gleich wie in Preussen. 

Art. VI. In Riga soll ein oberstes Gericht seinen 
Sitz haben, die Glieder desselben soll der Adel aus 
Landeseingeborenen mit Bestätigung des Königs wäh- 
len. Das Gericht wird sich einmal jährlich versammeln 
um in Appellationssachen zu entscheiden. In besonders 
wichtigen Sachen geht die Beschwerde über seine Ent- 
scheidungen an das Königliche Tribunal. 

Art. VII und VIII. Der Lehnbesitz wird nach Lehn- 
briefen, Urkunden, Gewohnheiten und langjährigem 
Besitz bestätigt, und die ausser Gebrauch gekomme- 
nen Rechte erneuert. Besonders wird das Recht Ver- 
träge über die gesammte Hand zu schliessen (jus si- 
multanes investiturs seu conjuncta? manus), sowohl in 
den bisher besessenen als in den in Zukunft auf jede 
gesetzliche Weise erworbenen Lehngütern bestätigt, 
und zwar so, dass es erlaubt sein solle solche Verträge 
nicht bloss mit Bluts-oder Geschlechtsverwandten zu 
schliessen, sondern auch mit Fremden. Der Adel wird 
also hiermit berechtigt über die Lehngüter zu schalten, 
sie zu verschenken, zu verkaufen, zu veräussern und 
sie willkührlich zu benutzen, ohne hierzu einer Ein- 
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willigung des Königs oder eines sonstigen Oberen zu 
bedürfen (*). 

Art. IX. Die Livländischen Edelleute haben das 
Recht auf alle Würden, Freiheiten und Vorrechte des 
Polnischen Adels, eben so wie sich die Preussischen 
Edelleute dessen erfreuen. 

Art. X. Das Erbrecht in den Lehngütern, wie sol- 
ches dem Adel in den Ehstländischen Landschaften 
Harrien und Wierland und in dem Rigaseben Erzstifte 
aus besonderer Gnade bewilligt wordea, soll auf alle 
Livländischen Edelleute ausgedehnt werden, mit Vor- 
behalt jedoch des Königlichen Rechts an ausgestorbe- 
nen Lehen. 

Art. XVIII. Der Verlust des Eigenthums kann nicht 
anders als nach auf ordentlichen Process gefälltem Ur- 
theile erfolgen. Dem dennoch Gekränkten wird gestat- 
tet, auf ausserordentlichem Wege seine Klage in das 
Tribunal vor den König zu bringen, und zu diesem 
Ende sicheres Geleit zu verlangen. 

Art. XXI. Das Jagdrecht, die Wald-und Wiesen- 
nutzung, das Servitutsrecht in fremden Wäldern, das 
Recht des Bierbrauens zum Verkauf u. s. f. werden 
nach Inhalt der Verleihungsurkunden und nach Jahr- 
hunderte alter Gewohnheit bestätigt, jedoch ohne Nach- 
theil für die Erhebung der Steuern, welche mit Bestim- 
mung der Stande und sämrntlichen Adels auferlegt 
werden. 

Art. XXII und XXIII. Die Bauern sollen nach alter 
Gewohnheit denjenigen ausgeantwortet werden, wel- 



(•) «Ul habeamu» liberam polestalem de bonis noslris disponendi, 
dandi, donandi, vendendi, alienandi et in usus beue plaeitoi, noo requi- 
•ilo Majestaiis Yeslr» consensa et alterlus cujusf is superioris, eonver- 
tendi.» Hierbei ist zu bemerken, dass diese gante Urkunde nur eiae Be- 
stätigung mit ausführlicher Anfiählung der tob den Livländiscbeo De- 
patirlen vorgelegten ArUke) ist. 
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eben sie nach Eigentumsrecht gehören, wenn nicht 
ihre Herren selbst in ihren Ueberzug willigen. Dersel- 
ben Gewohnheit nach sollen auch die Bauern zu keinen 
Arbeiten anders als für ihre Herren gezwungen wer- 
den. 

Art. XXVI, Dem Livländischen Adel wird nach 
Vorbild des Ehslländischen das Recht der bürgerlichen 
und peinlichen Gerichtsbarkeit, einem Jeden über sei- 
ne Bauern, ertheilt. 

Zum Reichstage nach Warschau ziehend, um von De» Füraten Radien 
demselben die Bestätigung dieser Verträge zu erhallen, veraicherumaachrm 

j i/M T r- , u j • i • fürdieRilU>fachaftdes 

ernannte der König den Fürsten Kadzivil zu seinem Erig i ifU mg Ä ( am 44 en 
Bevollmächtigten in Livland. Unterdessen entliess Kett- Maratttt). 
ler die Stadt Riga des ihm geleisteten Eides der 
Treue (*), und am 4-ten März 1562 erhielt die Erz- 
sti mische Bitterschaft von Radzivil eine besondere 
Versicherungs-Urkunde (**). Die Hauptartikel dieser 
fast ihrem ganzen Inhalte nach dem Privilegium Si- 
gismund August's ähnlichen Urkunde sind: 

1) Kapitel, Räthe, Ritterschaft und übrige Eingeses- 
sene des Rigaschen Erzslifts haben Freiheit des Glau- 
bens und des Gottesdienstes nach Augsburgischem Be- 
kenntnisse. 

2) Die Klöster werden in Lehr-und Wohlthätigkeits- 
anstalten verwandelt. 

3) Kapitel, Räthe und Ritlerschaft bleiben bei dem 
dem Erzbischoffe geleisteten Eide, jedoch unbeschadet 
dem unmittelbaren Huldigungseide an den König (***), 
und behalten das Recht nach dem Tode des Erzbischofls 
ihm einen Nachfolger zu wählen. 

4) Die Livländischen Adligen (Nobiles) sollen vor- 
zugsweise (prae aliis) zu den geistlichen Würden, den 

(•) Arndt II, p. a89.-Ziegenhorn: Beilage K° 5*. 
(•') Ziegenborn: Beilage H« 55. 

(•••) «Directo Unu domiaii jnramtnto Majeslali Rcgi» »aWo». 
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Befehlshaberstellen in den Schlossern und zu den übri- 
gen Aemtern ernannt werden. 

5) Wie den geistlichen und weltlichen Ständen des 
Erzbisthums, so auch allen übrigen Eingesessenen des- 
selben, werden alle ihre Privilegien, Gewohnheiten, 
Statuten und Gerichte, ihre Besitzungen bestätigt, wie 
auch das Recht der samenden Hand in den Lehen, das 
auch auf das weibliche Geschlecht ausgedehnte Erb- 
recht in den Lehen, genannt Fcudura gratiae, und die 
andern Rechte, nach Inhalt der von den Erzbischüflen 
und dem Kapitel ertheilten Urkunden, wie solche von 
Päbsten und Kaisern bestätigt worden. 

6) Es soll Niemand einer Strafe unterworfen werden, 
ausser nach Urtheil und Recht; sollte aber sich gegen 
Jemand eine Sache ergeben, so ist dieselbe nach alter 
Gewohnheit vor dem Kapitel und den zwölf Rathen 
des Erzbisthums zu verfolgen. Appellationssachen sol- 
len in Livland selbst von Königlichen, aus den in der 
Provinz angesessenen Adligen und Landeseingebore- 
nen zu wählenden Rathen beurtheilt werden. 

7) Der Adel bleibt steuerfrei, ausser in Beziehung 
auf die bestehenden oder mit Einwilligung der Stünde 
aufzulegenden Steuern. 

8) Die Bauern sollen ihren rechten Herren ausgeant- 
wortet werden. 

9) Die Erzstifftischen Rathe, der Ritterschaftshaupt- 
mann und die beiden Mannrichter sollen nach dem 
Alten bei den Mann-und Gerichtstagen von dem Lan- 
desherrn ihren Unterhalt bekommen. 

Ende der uibetin- Hierauf (den 5-ten März) legte Kettler auf öffentli- 

unds i^TzeitT Chcr Versamm,un 8 der Slände dic Meisterwürde nieder, 
onienshemchnft. ^ie Ritterschaft des Erzstiflls und der Ordenslande, so 

wie die kleinen Städte, huldigten dem Könige; Radzivil 
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verlas das Diplom, durch welches Kettler zum Herzoge 
von Kurland erhoben wurde, worauf die Ritterschaft 
von Kurland und Semgallen ihm den Eid der Treue 
leistete: am folgenden Tage ward Kettler auch ab Ad- 
ministrator von Livland proklamirt (*). 

Nun fehlte nur noch die Huldigung Riga's. Diese Stadt 
aber verlangte vorher die Bestätigung der ersten soge- 
nannten Cautio Radziviliana vom 8-ten September 1560 
und aller alten Privilegien, Urkunden und Rechte, von 
wem sie auch gegeben sejen,und forderte zugleich, dass 
alle diese Urkunden so wie die Unterwerfungsverträge 
nicht bloss von den Li Ith au i sehen Ständen, sondern auch 
vom Polnischen Reichstage bekräftigt werden sollten. 
Zu diesem Zwecke gab Radzivil der Stadt am 17-ten 
M&rz 1562 eine neue Versicherungsurkunde (Cautio 
altera Radziviliana), durch v« eiche, neben Bestätigung 
aller allen Rechte und Privilegien, der Stadt Riga 
Unabhängigkeit zugesichert wurde, für den Fall der 
Polnische Reichstag die Verträge nicht bestätige und 
es Riga nicht möglich erschiene in einen Verband mit 
Polen und Litlhauen zu treten, so wie auch für den 
Fall der König ohne Erben stürbe ("). Auf diese Bedin- 
gungen hin bequemte sich Riga dem Konige den Hul- 
digungseid zu leisten (***). 

Auf diese Weise zerfiel das alte Livland in fünf 

Theile: 

1) Narwa, Dorpat und Theile der Landschaften Jer- 
wen und Wierland, so wie alle an Russland gren- 
zenden Ortschaften, waren damals in der Gewalt Jo- 
hann IV. 

2) Schweden erwarb Harrien, Reval und die Hälf- 
te von Wierland. 

H Ziegeoborn 8 70. Beilage >°6t. 

C) Dogicl V, ?»• CXLIII.-Ziegenhorn. Beilage N° 57. 

Dogiel V, p. S56, 258 und iM.-Ziegenborn. Beilage N° äO. 
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Magnus von Holstein besass das übrige Ehstland, 
Pilten und Oesel. 

4) Kettler: Kurland und Semgallen, — und 

5) Sigismund: das sudliche Livland mit der halb 
unabhängigen Stadt Riga (*). 



H Karamsia IX, f. J7.-Aradt II, p. »1-194. 
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ZWEITE PERIODE. 

tJEBERftlCHT DER POLITISCHEN BEGEBENHEITEN, 
VON DEM UNTERGANGE DES ORDENS BIS ZUR VER- 
EINIGUNG DES OSTSEEGEBIETS MIT RUSSLAND- 

ERSTES KAPITEL. 
(Jeher sieht der Begebenheiten in Livland zur 
Zeit der Polnischen und darauf der Schwedi- 
schen Herrschaft. 

Der Untergang des Ordens vermochte nicht den Lei- i. Anfang dar ro- 
den Livlands ein Ende zu bringen, wo die vier nordi- ni,che 
sehen Mächte in Nebenbuhlerschaft sich befanden, je- A ^JJJ 
de nach Ausdehnung ihrer Herrschaft strebend (*). (ists-iHS.) 
Sigismund August, sich als den rechtmässigen Erben 
der sämmtlichen Livländischen Gebiete betrachtend, 
forderte gleich nach Abschluss des Unterwerfungsver- 
trags den Zaren Johann IV auf, sein Heer aus den 
früheren Ordenslanden heraus zu ziehen und allen 
von demselben angerichteten Schaden zu ersetzen. 
Aber der Zar antwortete ihm: «dass er die Verträge 
seiner Vorfahren und den eigenen Eid vergessend, in 
das Eigenthum Russlands eingedrungen; denn Livland 
ist unser, war es und wird es sein (**)» . 

Von den vergeblichen Verhandlungen abstehend, nah- 
men nun beide Mächte ihre Zuflucht zu den Waffen. 
Es begann ein hartnäckiger Krieg, mit wechselndem 
Glücke, aber unwandelbarer Grausamkeit geführt. Von 



(* ) Karmmaia IX, p. IT u. folg. Gadebatc*, II, t.-De Braf , UI. 
Abschnitt 5. 
(*♦) Karamsio, IX, p. 90 und folf. 
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Zeit zu Zeit nahmen auch Schweden und Dänemark thä- 
tigen Antheil an demselben; Ersteres, um seine Herrschaft 
über die Grenzen Ehstlands hinaus zu erstrecken, das 
andere Reich zu Gunsten des Herzogs Magnus, der den 
Gedanken gefasst, aus den alten Ordens - und bischöfli- 
chen Ländern sich ein Königreich zu schaffen unter 
der Oberberrlichkeit Russlands. Aber obwohl im Jah- 
re 1570 in Moskau als König von Livland prokla- 
mirt (*), erreichte er doch nicht sein Ziel, da er — bald 
dem Zaren wieder untreu — von den Russen eben so 
oft angegriffen wurde, als von den durch seine Ansprü- 
che auf Livland und Ehstland beleidigten Königen von 
Polen und Schweden. — Mehrmals schlössen die krieg- 
führenden Möchte Waffenstillstände (**), und griffen 
dann doch wieder zu den Waffen. Livland erlitt un- 
terdessen das äusserste Mass des Elends und der Zer- 
störung, zerrissen von allen Schrecknissen eines lang- 
wierigen Krieges, und Opfer und Beute der benach- 
barten Völker. Hunger und Elend wütheten nicht bloss 
in den Hütten, sondern auch in den Schlössern (***). 

Inmitten der allgemeinen Verwirrung bewahrte 
Riga, das nur bedingungsweise Sigismund August 
gehuldigt hatte, eine Art Unabhängigkeit. Die Stadt 
schlug nicht blos den Anfall der Russischen Heerfüh- 
rer zurück, sondern widersetzte sich auch den Eingrif- 
fen des Lilthauischen Gross-Marschalls Chodkiewicz. 
Bevor er die Oberherrlichkeit des Königs anerkenne, 



(*) Gadebuscb, IT, I, p. 1S2. 

(**) Der wichtigste dieser Vertrage ist der von Stettin, im Jahre 1570 
»wischen Dänemark, Schweden und dem Kaiser geschlossen, in wel- 
chem Letiterer noch eis eigentlicher Oberherr der Livländitchen Gebie- 
te auftritt, und Dänemark die Schutzherrschaft über die Tora Könige 
für Henog Magnus gekauften Gebiete übertragt,— Schweden aber nur 
torlauüg im Besitze ron Ehstland laset. Gadebusch, II, 1, p. 1*8. 

("*) Karamsin II, p. 138. - Vergl. die Schilderung des Krieges bei 
Russow, der Zeitgenosse desselben war und in Reral lebt«. 
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verlangte der Magistrat eine vorläufige förmliche Be- 
stätigung aller städtischen Rechte und Privilegien (*). 

In Grundlage des Unterwerfungsvertrags verwaltete 
Livland anfangs, unter dem Namen eines Administra- 
tors, der Herzog von Kurland, Gotthard Kettler. Al- 
lein bald kam an seine Stelle der Litthauische Gross- 
Marschall Chodkiewicz, der im Jahre 1566 eine beson- 
dere Instruktion über die Verwaltung des Landes 
erhielt (**)• 

Es konnte sich die innere Verfassung Livlands mit- 
ten im Kriegsgewühle nicht befestigen. Als dieses Land 
sich dem Polnischen Könige unterwarf, bemühte sich 
Sigismund August die Liebe seiner neuen Unterthanen 
zu erwerben durch die Bestätigung der alten und die 
Ertheilung neuer Rechte. Allein von den feindlichen 
Mächten zerrissen, so dass einzelne k Theile des Lan- 
des bald von dieser, bald von jener derselben besetzt 
waren, konnte Livland der ihm ertheilten Rechte und 
Vortheile nicht froh werden. 

Die Stellung Livlands war eine sonderbare und so- 
gar in Beziehung auf Polen und Litthauen eine ungün- 
stige, deren Regent, nun auch sein Beherrscher gewor- 
den, nicht die geringste wirksame Hülfe brachte. Die- 
se Stellung wurde noch ungewisser als Chodkiewicz 
zum Statthalter ernannt ward und damit selbst jeder 
Schatten einer besonderen Unabhängigkeit vollkom- 
men verschwand. Endlich beschlossen die Livländischen 
Stände sich mit den Litthauern zu vereinigen, wie man 
es ihuen vorschlug. 

Diese Vereinigung Livlands mit dem Gross fürsten- 
thume Litthauen geschah in Grundlage eines besonderen 
Vertrags ('") zwischenden Livltodischen undLitthaui- 

(*) Dogiel V, N° CXLIII. 

(*♦) Dogiel, V, If° CXLII.-Gidebmeh II, 1, p. «5. 

(* **) Ziegenhorn, Beilege, 64.-Dogiel, V, N° CXIIV und CXLV. 
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schert Ständen zu Grodno am 25-sten December 1560 
geschlossen und vom Könige bestätigt. Die Hauptpunkte 
desselben sind: 1) Aufrechthaltung des Augsburgischen 
Bekenntnisses und der alten Rechte und Freiheiten 
Livlands; 2) die Berechtigung der Livlander an den 
Versammlungen der Litthauischen Stände Theil zu neh- 
men, und das Versprechen dass nichts ohne ihr, 
der Livländer, Wissen in Bezug auf Livland beschlos- 
sen werden solle. 3) Die Ernennung eines Administra- 
tors aus den Deutschen oder in Ermangelung dieser 
aus die Deutsche Sprache verstehenden Litthauern. 
4) Die Thcilung des nunmehr als Herzogthum bezeich- 
neten Livlands in verschiedene Kreise, mit je einem 
aus den Eingeborenen ernannten Senator. 5) Die Eil** 
richtung von Landgerichten in jedem Distrikte nnd ei- 
ner Appellationsinstanz aus den Senatoren. 6) Die Ab- 
fassung eines Codex der Ortlichen Gesetze. 7) Die Be- 
setzung der Aemter in Livland mit Eingeborenen u. s. 
w. — Bald darauf ward Livland im Jahre 1569 zugleich 
mit Litthauen in Grundlage des Reichstagsbeschlusses 
zu Lublin (*) mit Polen vereinigt. Die Livländer erba- 
ten sich hierbei vom Könige eine besondere Urkunde, 
durch welche er ihnen versprach, alle durch frühere 
Verträge bestätigten Rechte und Freiheiten zu bestäti- 
gen und dieselben durch die auf die Vereinigung mit 
Polen geschehene Eidesleistung keinen Abbruch leiden 
zu lassen ("). 

Ii. »ei larung st©. Nach der kurzen Regierung Heinrich's von Anjou 

(Heinrich III), Nachfolger des im Jahre 1572 gestor- 
benen Sigismund August, erwählte ein Theil der Pol- 
nischen Stände den Kaiser Maximilian II, ein anderer 
den Fürsten von Siebenburgen, Stephan Bathory. Maxi- 
milian, dessen Parthei unter anderen auch die Stadt 

C) Dogiel, !f° CLXVU.-Vergl: !!• CLXIÜ. 
(••) Gadfbvich, II, 1, p. !07.-Dogiol, CLXVI. 
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Riga ergriff, starb jedoch bald (1576) und Bathory be- 
stieg den Polnischen Thron, sich mit der fünfzigjährigen 
Schwester Sigismund Augusts vermählend (*). 

Bathory, erkennend, dass er Livland ausserhalb Liv- 
lands erobern müsse, drang in die eigenen Grenzen Russ- 
lands ein, eroberte 1579 Polozk und Weliki Luki und 
wandte sich gerade nach Moskau. Allein Pleskau hielt 
seinen Zug auf, und die ruhmvolle Verteidigung Schui- 
sky's rettete Rusland vor dem weiteren Eindringen der 
Polen (**). Im Jahre 1582 am 15 Januar vermittelte der 
Päbstliche Legat Antonius Posse vin den Frieden zwischen 
Russland und Polen durch den Vertrag von Zapolje. 
Johann entsagte allen Ansprüschen an Livland, dasselbe 
als eine Polnische Provinz anerkennend. Ueberdies trat 
er Polozk und Welisch an Polen ab; die übrigen von 
Bathory eingenommenen Provinzen und Städte wurden 
an Russland zurückgegeben (***). — Indessen hatten die 
Schweden die gleich im Anfange des Kriegs von den 
Russen unterworfenen Landschaften Livlands eingenom- 
men; sie blieben Schweden durch einen im Jahre 1583 
geschlossenen Vertrag (**"). Die Dänen hatten sich schon 
früher vom Kampfplatze zurückgezogen und Herzog 
Magnus starb in demselben 1583-sten Jahre; die Polen 
bemächtigten sich hierauf der noch von ihm besessenen 
Schlosser in Livland ( ). So blieb denn diese Provinz 
nur noch der Zankapfel zwischen Schweden und Polen, 
ohne dass es jedoch jetzt zu einem offenen Kriege 
kam (******). Bathory, annehmend, dass seine Siege ihn 
genügend von Seiten Russlands gesichert, wandte seine 

C) Karanuin, IX, p. 143 and folg. 
(••) Earamiin, IX, p. 191-200. 
(*•*) Karamsin, IX, p. 801— SOS. 

(••*») KaraiMia, IX, p. US. - Hiatra, p. 331-335. (Monom. Lfe. 
«*.!). 

( ) GadebuKk, II, 1. p. SM-WS. 

(•♦••**) Hü*«,*. 335-337 (Monum. Lif.aiH. IJ. 
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Aufmerksamkeit auf Livland, wo Biga noch einige 
Unabhängigkeit bewahrte, trotz aller gewaltsamen Be- 
strebungen Chodkiewicz's. Sich überzeugend, dass sie 
nicht länger sich der Macht des Königs werde wider- 
setzen künnen, willigte die Stadt endlich ein die Ober- 
herrschaft Bathory's über sich anzuerkennen (*)• Sei- 
nerseits verpflichtete sich der König, nicht nur die 
Freiheit des Augsburgischen Bekenntnisses so wie die 
städtischen Rechte und Freiheiten aufrecht zu erhalten, 
sondern erthcilte auch der Stadt am 14 Januar 1581 
eine Privilegienurkunde (Corpus Privilegiorum Ste- 
phaneum) ("), bekräftigt auf dem Reichstage in War- 
schau am 16 November 1582 (***). Diese Urkunde dien- 
te während der ganzen Zeit der Polnischen Herrschaft 
als Grundlage wie der Stadtverfassung, so auch der 
ständischen Rechte der Bürger f 4 ). 

Die Privilegien Rigas bestätigend und vermehrend, 
welche Stadt sowohl durch ihren Reichthum, als durch 
ihre llandclsbezichungen zu Litthauen besonders wich- 
tig erschien, begann der König sich auch mit der Ord- 
nung der Livländischcn Angelegenheiten zu beschäfti- 
gen. Trotz aller während des Krieges den Livländern 
gegebenen Versprechungen (**"*), mit denen er sie zu 
Anstrengungen im Kampfe gegen die Russen aufzumun- 
tern gesucht, begann Stephan Bathory, so wie er des 
Sieges gewiss war und besonders nach erfolgtem Frie- 
den, in dem verheerten und zu Grunde gerichteten Liv- 
lande nur eine Eroberung zu sehen, mit der er nach 
Belieben verfahren könne, um so mehr, als ein ernst- 
licher Widerstand unmöglich war. Die innere Yerfas- 

(*) Fach«. Hittoria mutali reg im in is et privilegiorum civitatis Ri- 
gensium, 1654. pag. 305-308. (Monom. Lir. aal. IV). 
(••) Dogiel, V, N° CLXXXIV. 
(••♦) Dogiel, V,N« CLXXXIV. 

(*••*) Der Inhalt dieses Corpus Privilegloram Stephaneum ging in 
die von Gustav Adolph der Stadt Riga am 25 September ltt! erlheil U» 
Urkunde über. 

( ) Gadebusch, 11,1, p. 199, IIO-lffl.-Riarn, p. 323. (Mon. Lir. 
«it. I). 
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sung Livlands war begründet auf dem Vereinigungs- 
vertrag mit Litthauen vom Jahre 1566, und in Vielem 
yod der inneren Einrichtung Polens ganz verschieden. 
Bathory wollte diese Verschiedenheit vernichten, um 
so Livland mit Polen zu verschmelzen; Er theilte im 
Jahre 1582 das ganze Land in Palatinate, ordnete Ge- 
richtsbehörden nach Polnischem Muster an, unterord- 

i 

nete sie dem Königlichen Tribunal in Lublin und setz- 
te in Wenden einen eigenen Römisch-Katholischen Bi- 
schoff ein, dem er grosse Güter und die erste Stelle in 
dem Livländischen Gerichtskonvente verlieh (*). Zu- 
gleich wurden, im Widerspruch mit dem Unterwer- 
fungsvertrage und vielen andern Urkunden, fast alle 
wichtigeren Aemter in Livland mit Polen und Lit- 
thauern besetzt, die Durchsicht aber einer von der 
Ritterschaft vorgelegten Zusammenstellung der örtli- 
chen Gesetzgebung wurde bis auf eine gelegenere 
Zeit aufgeschoben (**). Alle Vorstellungen der Livlan- 
der gegen diese Eingriffe in ihre Rechte ("*) blieben 
unbeachtet; selbst die Sicherheit des privaten Grundbe- 
sitzes ward durch fortwährende Revisionen (****) beein- 
trächtigt, vermöge welcher viele Lehngüter zum Besten 
der Krone eingezogen und dann wieder an Polen und 
Litthauer vergeben wurden. 

Der im Jahre 1586 eingetretene Tod Stephan Batho- in.*efi«ning8igis- 
ry'sunddie darauf erfolgte Thronbesteigung Si^i»- "^"f - ■"-▼•»•to«»™"« 
mund III, eines Sohnes des in Schweden regierenden 
Königs Johann III, verbesserte nicht nur nicht die Lage 
Li Wand's, sondern es kam zu den früheren Bedrückunr 
gen nun auch religiöse Verfolgung. Der König erwies 
den schon von seinem Vorgänger in Livland eingefuhr- 



Llvlands mit Schwe- 
(1587-1619.) 



(* ) Reichstagsbeschluss über Livland (Constitutione« Livonin). Er 
findet sich in der allgemeinen Sammlung der Gesetze. Volumen legum. 
II, 1040. — Dogiel. V, N* CLXXXV1I. 

(*•) Schwarts. Versach einer Geschichte der Inländischen Hilter- und 
Uodreehle, p. 171, 171. (Neue Nordische Hiscellea V und VI). 
«*••) Hiara, p. S4S-355 (Mon. Ut. ant. I). 

r ") Siehe: Deberticht der fttufenweiiea Feststellung des Staaderecbu 
im Oslaeegebiele. 
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ten Jesuiten einen besondern Schutz (*). Hiermit stan- 
den auch die schon einige Jahre früher in Riga ausge- 
brochenen Unruhen in Verbindung, zu denen der soge- 
nannte Kalendcrstreit die Veranlassung gab ('*). Durch 
deren Beilegung gewann Sigismund einen grössern Ein- 
fluss in Riga, als bisher die Königliche Gewalt dort 
gehabt. Indessen bevorzugte auch er diese Stadt, und 
bestätigte alle ihre Privilegien, eben so wie die Dorpats 
und der andern Städte (***), welche insgesammt weniger 
als der Adel bedrückt wurden. Die unfreundliche Ge- 
sinnung Sigismund III gegen den Livländischen Adel 
offenbarte sich deutlich in dem Reichstagsbeschlusse (****) 
von 1589 (ordinatio Livonia?), durch welchen bestimmt 
wurde, alle Starosleien und andere obere Aemter an 
Polen und Litthaucr zu erlheilen, alle Güten Verleihun- 
gen seit ErzbischofT Wilhelm's Zeit in Untersuchung 
zu ziehen und neue, dem Lande fremde, Rechte statt 
der althergebrachten Rechte und Gewohnheiten einzu- 
führen. Rald darauf ward Sigismund auch König in 
Schweden; der Krieg mit den Russen endete und alles 
schien eine Befestigung seiner Gewalt zu begünstigen. 
Allein sie begann auch schon in Schweden wankend zu 
werden, in Folge der Unzufriedenheit wegen seiner 
Anhänglichkeit an die Römisch - Katholische Kirche, 
und dies bewog ihn vielleicht mehr Aufmerksamkeit 
auf Livland zu wenden und sich milder gegen dasselbe 
zu erweisen. Als daher die Lhländcr 1597 auf dem 
Reichstage (*•*••) sich heftig über die erlittenen Bedrü- 

(*} Gadebusch II, 2 p. 26, 52. 

(**) Nienstädt, p. 87—101, (Mon. Li*, ant. II).-Hi*rn p. 856 und 
folg. (Mon. LW. ant. I). 

<"*) Für Riga 31 Mai 1593, für Dorpat 1 July 1588. Die*, wie die 
Urkunden für die kleinen Städte, finden sich abschriftlich in der 
S-teo Abtheilung der eigenen Kaniellei Seiner Kaiserlichen Majestät. 

{••*•) Schwerts. Beitrag su Gadebusch's Inländischer Bibliothek, p. 
79 und folg. (Nordische Miscellen XXVIII). 

(•***•) Lironia snpplicanlis ad S. Kegiam Majegtatem illustrissimaa- 
que Ordines Regni Polonix et M. D. Utthuani« Oratio a Nunciis Nobili- 
tatisLivoni» ... in Com i Uli Varsavienslbue Anni MDXCVI1 dif VII 
Mensis Martii public« habit«. Craeovi«. 



Digitized by Google 



55 

ckungen, über die fortwährenden Eingriffe in ihre 
Rechte, namentlich durch die letzte Ordination be- 
schwerten, fanden diese Klagen Berücksichtigung. 
Durch dieOrdination(') von 1598 wurde einige Abhülfe 
gewährt und zugleich eine Kommission nach Livland 
bestimmt, welche den Zustand des Landes untersuchen 
und Vorschläge zu dessen Verbesserung machen, aber 
auch die Güter-Besitztitel prüfen sollte. Dieser selben 
Kommission ward aufgetragen, ein Gesetzbuch für 
Livland auszuarbeiten und zur Königlichen Bestäti- 
gung Torzulegen. Als jedoch der in Folge dessen von 
David Hilchen angefertigte Entwurf (") im Jahre 1600 
vorgestellt wurde, so verschob der König die Durch- 
sicht auf gelegenere Zeit; zugleich wurde auf demsel- 
ben Reichstage, nach Vorschlag der Kommission, eine 
neue Ordnung der Gerichtsverfassung (***) in Livland 
festgesetzt. Indessen erklärten die Schwedischen Stände 
Sigismund des Schwedischen Thrones verlustig, und 
übergaben die Verwaltung des Königreichs seinem 
Oheime, Herzog Karl von Süderraanland; hierauf ent- 
brannte der Krieg, und wieder ward Livland dessen 
Schauplatz. Von dem Herzoge, dem Ehstland und 
Reval noch im Herbste 1600 gehuldigt hatten, Rettung 
von der Unterdrückung hoffend, trat der Adel, nament- 
lich aus dem nördlichen Theile Livlands, mit ihm in 
Verbindung (*"*). Auf den Vorschlag des Herzogs aber, 
zugleich mit der Unterthanschaft Schwedisches Recht 
anzunehmen, so wie einige Aenderungen in der Verfas- 
sung des Landes sich gefallen zu lassen, ging der Adel 
nicht ein. Den Ritterschaften der Kreise Wenden und 
Pemau ward versprochen sie bei der Augsburgischen 
Konfession und ihren alten Rechten und Freiheiten zu 

(•) SchwarU, Versuch u. s. w. p. 177 u. folg.— Gadebusch, 11,1, p.189 
—18«. 

(**) Schwartt (Versuch u. l. w. p. 188 und folg.) giebi all« Titel das 
Projekt«. 

(•••) Schwarts. Versuch u. i.w. p, 179-1 99. -Gadebutfch II,lp.tl9. 
(••*•) Gadebuach II, 9 p. 958-988, 999. -Schwerts. Versuch u. t. w. 
p. 196 und feig. 
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belassen. Der Bitterschaft des früheren Stifts Dorpa 
ward im Jahre 1602 eine besondere Urkunde crthcilt, 
durch welche alle ihre Privilegien bestätigt wurden (*)• 
Riga, obwohl vom Adel zur Theilnahme an die hier- 
auf bezuglichen Verhandlungen aufgefordert, zog es 
vor, auf Seite des Königs von Polen zu bleiben. Im 
Jahre 1605 erlitt der Herzog bei Kirchholm eine be- 
deutende Niederlage; dessen ungeachtet aber wandte 
sich das Kriegsglück, ihm bald wieder zu, da Sigis- 
mund von den Polnischen Ständen schlecht unterstützt 
wurde. Der Livländische Adel hielt zum grossen Theile 
die Parthei der Schweden, besonders seitdem Gustav 
Adolph (1611) zur Regierung gekommen und den Krieg 
mit grösserem Nachdrucke führte. Auch gegen das , durch 
die kaum beendeten inneren Unruhen erschöpfte Russ- 
land führte Gustav Adolph den Krieg mit Erfolg; der- 
selbe endete 1617 durch den für Schweden vorteilhaf- 
ten Frieden von Stolbowa ("). Durch diesen entsagte 
der Zar Michael unter Anderem auf immer allen 
Ansprüchen auf Livland und schloss dasselbe aus sei- 
nen Titeln aus; diese Bedingung ward gleichfalls in 
dem im folgenden Jahre mit Polen geschlossenen Ver- 
trage bestätigt ("*). 

Livland bleib indessen der Hauptschauplatz des 
Kampfes zwischen den Polen und Schweden; die einen 
wie die andern sahen in ihm ein feindliches, zu ero- 
berndes Land. Die inzwischen stattgehabten Friedens- 
Verhandlungen hatten keinen Erfolg. Gustav Adolph 
kam selbst nach Livland und nach langer Belagerung 
ergab sich ihm die Stadt Riga im Jahre 1621 auf ge- 
wisse Bedingungen ("••), Der König bestätigte in einer 



(*) Die Resolution für den Wendenschen und Pernauschen Adel rom 
11 July 160*. Die Pritilegienbestätigung für den Dörplschen Adel Tom 
18 luly tSOt. 

(••) Geyer. Geschichte Schwedens, III, p.97.-Gadebnten,lI,Sp. 510. 
(••'JGidebuMh, II, p.515. 

<••**) Ctvllo ceoerftli« ciret IrtcUtat iubjecUonU, ?on IS September 
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besonderen Urkunde (*) vom 25-sten September dessel- 
ben Jahres alle ihre Freiheiten und Rechte. Die Haupt- 
punkte dieser Urkunde, die noch ausgedehnter ist als 
die Stephan Bathory 's, bezogen sich auf Folgendes: l)Er- 
haltung des Augsburgischen Glaubensbekenntnisses 
und der bestehenden Verwaltung der Kirche und des 
Schulwesens. 2) Die Erhaltung der Stadtverfassung und 
namentlich der Befugnisse des Raths und seiner Juris- 
diktion, yon welcher nur in wichtigeren Sachen an den 
Konig appellirt werden soll. 3) Die Einsetzung des 
Burggrafengerichts. 4) die Bestätigung aller auf die 
Verwaltung der Stadt bezüglichen Rechte des Raths, 
der Gilden und Zünfte, und überhaupt aller städtischen 
Rechte und Statuten, so wie auch der hanseatischen 
Rechte. 5) Die Ertheilung des Rechts an die Stadt und 
die Bürger, mit Erlaubniss des Königs adlige Güter 
zu kaufen, unter der Verpflichtung dafür die gewöhn* 
liehen Dienste zu leisten und in Bezug auf dieselben 
unter Jurisdiction der Landgerichte zu stehen. 6) Die 
Erhaltung und Erweiterung aller Berechtigungen und 
Einrichtungen in Betreff des Handels, der Schiffahrt, 
Zölle u. s. w. 

Während auf diese Weise die Stadt in aller Bezie- 
hung Sicherung und selbst Erweiterung ihrer Rechte 
erlangte, bat der Adel, der im selben Jahre 1621 hul- 
digte, lange vergeblich um Bestätigung seiner Privile- 
gien und seines Landbesitzes. Erst im Jahre 1629 am 
18 May erfolgte in allgemeinen Ausdrücken die lange 
erwartete Privilegienbestätigung ("), und im Herbste 
darauf überüess Sigismund Livland im Vertrag von 
Altmark (***) an Schweden, bis zur Wiederherstellung 
des allendlichen Friedens. 

(*) Diese, wie die rorlge Urkunde, befindet sieh abechrMUch in der 
PriTilegiensammlung der SUdt Big* in der S-len Abtheilung der Eige- 
nen Kanzellei Seiner Kaiserlichen Majestät. 

(**) Buddenbrook, Sammlung der Gesetze welche das heutige Inlän- 
dische Landrecht enthalten, II, p. S. 

(•••) Br wurde abgeschlossen am 16 September 1639.— Dt Hray, II. 
p. SOO. 
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IT. Senwedfaek* Gustav Adolph suchte während der noch übrigen 
HtiTKhaft in Lifiand. so kurzen Zeit seiner Regierung das verwüstete, in 
(istt-iTlOj. seiner inneren Ordnung aufgelöste Livland wieder 
einzurichten. Wie das Gerichtswesen, so wurde auch 
das Kirchen- und Schulwesen von ihm neu organisirt, 
im Jahre 1632 eine Universität in Dorpat gestiftet (*). 
In diesem Sinne wurde während der ersten vierzig 
Jahre von der schwedischen Regierung auch fortge- 
fahren. Freilich wurden als Generalgouvefneure fast 
nur Schweden angestellt, viele Einrichtungen ganz 
nach Schwedischem Muster getroffen, der grössle Theil 
der zahlreichen Krongüter in Livland an Schweden 
vergeben. Dagegen waren aber die eigentümlichen 
Verhältnisse des Landes und seine besonderen Rechte 
nicht so unaufhörlichen Eingriffen unterworfen, wie 
unter der Herrschaft der Polen. So wurde die alle In- 
stitution der Landräthe wieder erneuert, der Ritter- 
schaft eine den Umständen und den Verhältnissen zur 
höchsten Gewalt anpassende Verfassung gegeben, ihr 
Recht auf Besetzung der Landesämter wieder aner- 
kannt, ihr die Errichtung einer Ritlerbank bewil- 
ligt ("). Auch die Zusammenstellung eines örtlichen 
Gesetzbuches kam wieder in Anregung. Zwar ward 
der von der Ritterschaft (1643) vorgestellte Entwurf 
Engelbrecht von Mengdens nicht bestätigt ("*), allein 
die Gerichte wurden angewiesen, nach den alten Rech- 
ten und Gewohnheiten und dann erst nach Schwedischen 
und anderen Gesetzen zu urtheilen. Als Gbristina im 
Jahre 1644 mündig wurde und selbst die Regierung 
antrat, ertheilte sie der Ritterschaft eine General-Kon- 
firmation ihrer Rechte und Privilegien (•"'). Dies war 

<•) 6»debu»ch, III, 1, p. 4-30 

(**) Vergleiche die Cebersicht der »lufenweiten Feststellung des Stin- 
d«rechli im Ostseegebiele. 

(•••) 8chw.ru, Vernich u. s. w. p. 203 und folg. 

(•"*) Di« BesUligungsurkunde Chrütina*» i»t Tora IT August 10i8, 
werrnf die Urkunden der Regentin Hedwig Eleonore vom 13 .*©?. 1660 
ud Carl XI vom 10 Mai 1678 folgten. 
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schon früher für die Städte geschehen, die gleichfalls 
in dieser ersten Periode der Schwedischen Regierung 
sich allen Schutzes der Regierung zu erfreuen hal- 
ten (•). 

Mit dem Regierungsantritte Karl Gustav 's (1654) 
ward die 25 jährige Ruhe Livlands abermals durch 
äusseren Krieg gestört. Mit allen seinen Nachbaren 
musste Schweden damals Krieg führen, und Liylaud 
ward der Hauptschauplatz seiner Kämpfe mit den 
Polen und Russen. Letztere belagerten Riga (**) ohne 
Erfolg, Dorpat aber ergab sich ihnen nach hartnacki- 
ger Ycrtheidigung. Dessen ungeachtet ward der Stadt 
die Erhaltung aller ihrer Rechte und Privilegien ver- 
sprochen, worauf ihre und der Umgegend Einwoh- 
ner den Eid der Treue leisteten (***). Der Krieg dau- 
erte darauf noch einige Zeit mit wechselndem Glücke 
fort, bis im Jahre 1058 zu Wallisaar ein Waffenstill- 
stand auf drei Jahre mk Russland geschlossen ward; 
Dorpat, Kokenhusen und ein Theil des südlichen Liv- 
lands blieben in den Händen der Russen (**"). Der 
Krieg mit Polen, der hauptsächlich in Kurland und 
Preussen geführt wurde, endete durch den Frieden 
zu Oliva im Jahre 1600: Polen trat auf ewige Zeiten 
Livland an Schweden ab, behielt aber den südlichsten 
«chon seit 1557 besessenen Theil oder Polnisch-Livland. 
Zugleich blieb dem Könige von Polen gleich dem von 
Schweden vorbehalten, Livland in seine Titel und Wap- 
pen zu setzen (**"**)• Schon früher waren Friedensver- 
handlungen mit Russland in Kardis eröffnet worden; 
sie zogen sich in die Länge, weil die Russen ihre Er- 
oberungen in Livland behalten wollten, übrigens sich 

(•) Die Bebiäiigungsurkundeu der Privilegien Riga'» sind erlbeill 
ton Carietina am 8 Mai 1647, Karl X Gastet am IS Min 1S57, Hedwig 
Eleonore am S3 November 1660 und Karl XI am 30 September 167». 
(••) Gadebuach III, 1, p. W-460. 
(••♦) Gadebnacb III, 1, p. 4SI-470. 
!••••) Doaaoe CoÖpaaie 3aaoaon>, I, 1658 Dek. 90 '140). 

t ) ZaUMotriky. Jw Publienm Bega! Poloni», p. SM. Pacta 

OlWensla. 
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erbietend dafür eine Geldentschädigung zu zahlen (*). 
Zuletzt gaben sie aber doch diese Forderung auf, und 
im Jahre 1661 wurde der Frieden zu Kardis gc- 
schlössen, welcher Schweden völlig in Besitz Livlands 
setzte ("). 

Kurze Zeit ror dem Abschlüsse des Friedens von 
Oliva starb Karl Gustav. Während der nun folgenden 
Vormundschaftsregierung wurden, eben so wie in den 
ersten Jahren der eigenen Regierung Karl XI (seit 
1672), Generalkonfirmationen der Rechte und Privile- 
gien des Adels und der Städte ertheilt, und manche 
nützliche Veränderungen in Beziehung auf die innere 
Einrichtung des Landes getroffen. Das Bestreben die 
Schwedische Gesetzgebung auch auf Livland auszu- 
dehnen, wurde immer merklicher. Obwohl die Forde- 
rungen an die Landtage wegen Bewilligung von Bei- 
trägen an Geld, Materialien, Korn, Fourage zum Un- 
terhalt der Festungen und Truppen zugleich immer 
grösser wurden, so beginnt doch erst mit der Verän- 
derung der Regierungsform in Schweden, d. h. seit 
dem Jahre 1680, in Livland eine dreißigjährige Perio- 
de von Leiden, Ungerechtigkeit und Bedrückung, von 
denen dieses Gebiet erst durch Peter des Grossen sieg- 
reiche Waffen befreit wurde. 

Die Kriege, welche Schweden fast ununterbrochen 
seit Anfang des Jahrhunderts geführt, hatten es er- 
schöpft, alle seine Hülfsqucllcn versiegen lassen. Wäh- 
rend zweier Vormundschaftsregierungen hatte der hö- 
here Adel fast alle Staatsdomänen in seine Hände ge- 
bracht. Mehrfach war daher von den andern Ständen 
eine Wiedereinziehung derselben beantragt worden; im 
Jahre 1680 ward endlich beschlossen, diese Maassregel in 
Schweden auszuführen und zwar mit dem Zusätze, dass 
dies gleichfalls in Liv-und Ehstland geschehen solle. 
In Livland wurde sie auch auf die ganze polnische Re- 

<•) Gadebusch, 111,2, p. 5-§. 
<**) Do«. Co6p*n. 3aioi. 1661 Inn« 21 (301). 
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gierungszeit ausgedehnt, und somit aller Besitzstand 
im Lande erschüttert. Vergebens machte die Ritterschaft 
Vorstellungen gegen diesen Eingriff in alle alten, von 
den schwedischen Königen bestätigten, Privilegien und 
die vielfach geschehenen Versprechungen. Diese Kla- 
gen führten nur zu noch stärkeren und ungerechteren, 
ja härteren Maassregeln; die Wirksamkeit der sogenann- 
ten Reduktion wurde unter verschiedenen Vorwänden 
immer weiter ausgedehnt, auch selbst die Städte dabei 
nicht verschont. Als endlich die Zahl der Landräthe 
verringert, zugleich die Höhe der Auflagen immer 
unerträglicher ward, — sandte die Ritterschaft eine 
letzte Deputation, an der auch der berühmte und un- 
glückliche Patkul Theil nahm, nach Stockholm. Die 
Vorstellungen dieser Deputation waren aber nicht bloss 
erfolglos, sondern reizten den König noch mehr, und er 
beschloss mit einem Schlage selbst die Möglichkeit ir- 
gend welchen Widerstandes zu vernichten, indem er 
die ganze ritterschaftliche Verfassung (1694) aufhob 
und die Schwedische Gesetzgebung einführte. Seitdem 
handelten die Schwedischen Generalgouverneure mit 
unbeschränkter Macht und fast willkührlich. Nicht we- 
niger als drei Viertel alles Grundbesitzes des Adels 
wurde von der Reduklionskommission für die Krone 
eingezogen, — und nur aus Gnade den aus dem Besitz 
gesetzten Familien der Genuss der Revenüen mit oder 
ohne Arrendezahlung, oder auch wohl der 3-te Theil 
in den Revenüen ihrer Güter gelassen. Dies dauerte 
auch nach der Thronbesteigung Karl XII , im Jahre 
1697, fort und in dieser Lage befand sich Livland, als 
der grosse nordische Krieg entbrannte. 

Peter dem Grossen war es bestimmt, den Leiden 
dieses Landes ein Ende zu machen durch Vereinigung 
desselbenmit Russland, und durch die grossherzige Wie- 
deraufrichtung und Erweiterung seiner früheren Rechte 
und Privilegien, die zu der Zeit der Schwedischen Re- 
gierung so völlig verloren gewesen waren. 
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ZWEITES KAPITEL- 

Uder sieht der politishen Begebenheilen auf der 

Insel Oesel. 

(1561-1721). 

Es ist oben gesagt worden, wie im Jahre 1559 der 
König Ton Dänemark das Stift Ocscl und Wieck von Bi- 
schof Johann gekauft und damit seinen Bruder Herzog 
Magnus, für Abtretungen in Holstein, entschädigt hatte. 
Indessen wurde dieses Stift immer als Provinz Däne- 
marks angesehen, unter dessen Schutz es auch in frühe- 
ren Jahrhunderten mehrmals gestanden. Noch während 
des Herzogs Lebenszeit ertheilte daher der König der 
Oeseischen Ritterschaft eine Bestätigung aller ihrer 
Rechte und Privilegien, was später auch von seinen 
Nachfolgern auf dem Dänischen Throne geschah (*). 
Magnus führte indessen den Titel ab BischofT, und 
verwaltete das Stift, so weit sein unruhiges Leben es 
erlaubte. In dieser Eigenschaft gab er Arensburg 
eigentliches Stadtrecht und konfirmirte die Privilegien 
der Ritterschaft (**), die bei ihrer früheren Verfassung 
blieb, insoweit nicht das allmählige Aufhören des aus 
der Katholischen Zeit herübergekommenen Kapitels, 
und das Yerhältniss zu einem blossen Statthalter des so 
entfernten Herrschers, Veränderungen herbeiführte. 

Der furchtbare Krieg, der in der 2-ten Hälfte des 
16-ten Jahrhunderts die sämmtlichen jetzigen Ostseegou- 
vernements verheerte, Hess auch Oesel nicht unver- 
schont. Zu verschiedenen Malen fielen die Schweden 
plündernd ins Land und setzten sich selbst auf dem 
alten Ordcnsschlosse Sonnenburg fest (1568). Herzog 
Magnus, von dem Gedanken gereizt in Livland sich 
ein Königrich zu erkämpfen, kümmerte sich wenig um 

(*) Zar Zeil der Dänischen Herrschaft erhielt die Oeseische Hilter? 
•ehaft Beställgungsnrkunden von Friedrieh II am 14 März 1561 und IS 
September 1574, und von Christian IV am 27 September 1596. 

(•*) Die Urkunde för Arensburg ist von 8 Mai 1563, für die Mi- 
fernhält vemHimmelfahrUtage 1564. 
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Oesel, dessen Schiksal aber Gegenstand der Unterhand- 
lungen in Stettin (1570) war. Der Kaiser, vermittelnd 
zwischen Dänemark und Schweden, überliess dem Kö- 
nige von Dänemark die Schutzberechtigung über Oesel 
mit Einschluss von Sonnenburg, so wie der festen 
Schlösser in der W ieck (*). Die feindliche Stellung des 
Herzogs Magnus aber in Livland zu den Schweden, 
machte einen dauernden Frieden unmöglich. Die Wieck 
blieb der Kampfplatz zwischen des Herzogs S( haaren, 
Russen, Polen, und Schweden. Letztere bemächtigten 
sich auch wieder Sonncnburg's und König Johann III 
Terlehnte dasselbe dem Herzoge Magnus von Sach- 
sen f '), der aber bald von den Dänen vertrieben wurde 
(1576). Herzog Magnus von Holstein, an seinen Unter- 
nehmungen in Livland verzweifelnd, begab sich mit 
seinem Stifte Pillen in Litthauischen Schutz und hatte, 
wie es scheint, auf Oesel gar keinen Einfluss mehr. Der 
Besitz der Insel wurde den Dänen im Iahre 1580 durch 
Erneuerung des Stettiner Vergleichs von Seiten Schwe- 
dens wieder anerkannt ("*), und blieb für 30 Jahre un- 
gestört, mit Ausnahme des gleich Anfangs vom Statt- 
balter Georg von Fahrenbach gemachten aber miss- 
glückten Versuchs, unabhängig zu werden. Magnus's 
Tod im Jahre 1583 sicherte die Herrschaft des Kö- 
nigs von Dänemark über die Insel jedenfalls noch 
mehr. — Im Jahre 1611 wurde Oesel neuen Leiden 
unterworfen. Der Krieg zwischen Dänemark und 
Schweden brach abermals aus, und im Jahre dar- 
auf landeten die Schweden nicht nur auf Oesel und 
verheerten einen Theil desselben, sondern brachten 
auch Viele vom Adel auf ihre Seite. Indessen entsag- 
te Schweden schon 1613 seinen Ansprüchen und trat 
den Dänen nochmals Sonnenburg ab (****). Dreissig 

C) Gadabuacb II. l.p. 19S-1S9. Dia Vertragwrkoiida, auafatfalltTaa 
den K a iterlichen Komm i »Strien, ist untertcbrieben im 13 December 1S70. 
(••) Gadabaacb, 11,1, f. 171. 
<"•) Gadaboseh, II, 1, p. SM. 
r ") Gadabuttb, U, 1. p. Uf. 
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Jahre darauf kam es zu einem neuen Kriege, in wel- 
chem Dänemark gezwungen wurde, im Frieden zu Brem« 
aebrö am 13-tenAugust 1645 Oesel nebst Arensburg 
der Krone Schweden abzutreten. Der König Wladislav 
von Polen protestirte dagegen, weil die Insel zu Liv- 
land gehöre, schickte selbst Abgesandte nach Oesel, die 
dort auch Verbindungen anzuknüpfen suchten. Allein 
die Schwedische Regierung hatte schnell ihre Maassre- 
geln ergriffen, und behauptete sich in der neuerworbe- 
nen Provinz (*). 

Die Geschichte der Schwedischen Herrschaft in 
Oesel fallt zusammen mit der bereits dargestellten Be- 
herrschung Livlands. Auf dieselbe Weise wurden An- 
fangs die Rechte und Freiheiten der Ritterschaft von 
jeder neuen Regierung bestätigt ('*), und manche 
wohllhälige Anordnung im Lande getroffen; vielleicht 
wurde selbst in Oesel weniger als in Livland nach 
Schwedischem Muster und Gesetzen dabei verfahren, 
weil in der verhältnissmässig friedlichen Dänischen 
Periode sich die innere Einrichtung des Landes hatte 
vollständiger ausbilden können. Ueberdies war die 
Verwaltung Oeseis anfangs fast mit der Ehstlands verei- 
nigt, welchem Lande die Schweden geneigter sich er- 
wiesen als den Livländern. Obwohl mit jener Provinz 
unter demselben Schwedischen Gouverneur stehend, 
behielt Oesel doch seine eigene unabhängige Verfas- 
sung, — ja es erhielt endlich auch einen eigenen Statt- 
halter. — Aber eben so wie in Livland bildete das 
Jahr 1680 für diese Insel einen Wendepunkt des 
Schicksals. Die Reduktion wurde auch hier mit glei- 
cher oft ungerechter Strenge durchgerührt; die Auf- 



(•) Gadebusch, III, l.p.188 and folg.- Im Frieden YonOlif. euisagle 
Polen allen Ansprüchen auf Oesel. 

(") Zar Zeit der Schwedischen Hermhaft erhielt die Oesclsche Rit- 
terschaft BeslaUgangtarkanden von Chriilina am 18 August 1646, 
▼on Hedwig Eleonora an *S August 1664 und von Karl XI am 16 Okto- 
ber 1675. 
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Jagen stiegen, und die Gerichtsverfassung ward verän- 
dert. 

In dieser Lage blieb Oesel während des grossen nor- 
dischen Krieges. Bis zu dessen letztem Ende war die 
Insel im Besitz der Schweden, obwohl im Jahre 1710 
die Russen einen verheerenden Einfall gemacht und 
Arensburg zeitweilig eingenommen hatten. — Die dro- 
hende Gefahr scheint zu einer grösseren Milde von 
Seiten der Schwedischen Regierung geführt zu ha- 
ben, besonders als die Ritterschaft mit dem Russischen 
Generalgouverneur in Riga sich in Verbindung setz- 
te (*). Ja im Jahre 1719 am 30 Juny ertheilte die Kö- 
nigin Ulrika Eleonora der Oeseischen Ritterschaft eine 
Urkunde, die zugleich auch auf Livland und Ehstland 
sich bezog. Durch dieselbe bestätigte sie nicht nur, 
sondern erweiterte auch noch die Privilegien des Lan- 
des. Allein diese Urkunde konnte in Liv-und Ehstland 
nicht mehr Gesetzeskraft erhalten, wo die Ritterschaf- 
ten und Städte schon 9 Jahre früher sich feierlich von 
Schweden losgesagt hatten, und auch in Oesel mochte 
sie kaum irgend welche Wirkung gehabt haben; denn 
schon 2 Jahre darauf ward diese Insel durch den 
Njstadter Frieden an Russland abgetreten 



DRITTES KAPITEL. 

lieber sieht der politischen Begebenheiten in 
Ehsiland zur Zeit der Schwedischen Herr* 

schaft. 

(1561—1710.) 

Die Siege der Russen und der Untergang des Ordens 
nttthigten die Stadt Reval und die drei Ehstländischen 
Landschaften Harrien, Wierland und Jerven, Hülfe 
bei dem Schwedischen Könige Erich XIV zu suchen 
nnd sich ihm zu unterwerfen. Herzog Magnus fuhr in- 

(*) BuxhoeTden. Beiträge zur Geschichte der Proflns Oeeel p. 96. 

5 
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dessen fort den Titiel eines Bischoffs von Reval zu fuh- 
ren, und es gelang ihm selbst sich einiger an die Wieck 
grenzenden Landstriche zu bemächtigen, zu der Zeit 
als die Russen einen Theil von Wierland (Allentacken 
und Wesenberg) inne hatten. In Folge verschiedener 
Waffenstillstände, wurde Ehstland während mehrerer 
Jahre von den Russen in Ruhe gelassen f ); mit den 
Polen und Danen dauerte dagegen der Kampf fort. 
Zu diesen Feindenkamen noch Soldnerschaaren, die so- 
genannten Livlandischen Hofleute (**), — in dieser unru- 
higen Zeit aus Inländern und Ausländern gebildete 
Haufen von Söldnern, — die bald dieser, bald jener 
Macht dienten, bald aber auch nur für sich selbst han- 
delten, mehrere Versuche machten sich Revals zu 
bemächtigen, und eine Zeit im Besitz aller Schlösser in 
der Wieck vraren. Im Jahre 1570, als auch mit den 
Russen der Krieg wieder begonnen, forderte Magnus 
von Holstein die Ritterschaft und die Stadt Reval auf, 
sich ihm zu unterwerfen. Sein Verlangen wurde aber 
abgewiesen und seine langdauernde Belagerung Re- 
vals blieb ohne Erfolg ("•). Der Friede von Stettin 
sicherte im selben Jahre die Schweden gegen Däne- 
mark, während der Kaiser ihnen Reval und Ehstland 
überliess, sich nur die Einlösung von Stadt und Land- 
schaft gegen Ersatz der von Schweden aufgewandten 
Kriegskosten vorbehaltend (*"*): nicht im Stande diese 
Bedingung zu erfüllen, entsagte er aber das Jahr darauf, 
auf Anfrage König Johann UI von Schweden, seineu 
Rechten ( ). Unterdessen bedrängten die Russen und 
Herzog Magnus die Schweden immer mehr und mehr. 
Reval wandte sich an die Hansa und bat um Abstellung 
des die Stadt so beeinträchtigenden Handels nach Nar- 

(*) Karamain, IX. p. S6.— Gadebuach, II, 1, p. 39 und folg. 
(*•) Gadebnsch, II, 1, p. 38. 
(***) Rnsaow. fol. 1*5-130. 
(•**•) Der Slettiner Vertrag vora 13 Deceraber 1570. 
(•**"} Vergleiche den Betchlusa der Eh.UtndUhen RttterKhafl ronx 
10 Man I5W. 
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wa, so wie um Wiedereinlösung durch das Reich (*). 
Allein die Hansa zog den freien Handel mit den Rus- 
sen vor, und liess es bei Unterstützungen bewenden, 
die namentlich 1576 p) und zwar zu gelegener Zeit 
erfolgten, da Reval im folgenden Jahre eine schwere 
Belagerung durch ein Russisches Heer auszuhalten hat- 
te ('**). Musste dieses Heer auch unverrichteter Sache 
abziehen, so verheerte es doch das ganze Land. Erst 
durch das Bündniss mit Stephan Bathory, im Jahre 
1380, ward es den Schweden möglich sowohl den Rus- 
sen, als den Dänen und den Hofleuten die Spitze bie- 
ten zu können. Sie bemächtigten sich ganz Wierlands, 
Jerwens und der Wieck. Im Jahre 1582 unterwarf 
sich ihnen auch die Wiecksche Ritterschaft p"), die 
bisdahin zu Herzog Magnus, als dem Bischoffe und Für- 
sten des Stiftes Oesel und Wieck, gehalten hatte. Russ- 
land liess, durch den Waffenstillstand von 1583 (*****), 
die seit mehr als 20 Jahren inne gehabten Ehstlandi- 
schen Landschaften im Besitze König Johann IU. Auf 
diese Weise wurden im Jahre 1584 alle das jetzige 
Ehstland bildenden Kreise unter Schwedischer Herr- 
schaft in ein Fürstenthum Tereinigt. Johann HI dehn- 
te nunmehr die ursprünglich nur der Ritterschaft 
Ton Harrien und Wierland zustehenden Rechte und 
Freiheiten auf die gesammte Ritterschaft von Ehstland 
aus (• ). 

Nachdem der Friede von Zapolje (1582) die Polen 
im ungestörten Besitze von Livland gelassen, forderte 
Stephan Bathory das dazu von Alters her gehörige 
Ehstland von den Schweden. Die Verhandlungen hier- 
über blieben erfolglos, bis der Schwedische Kron- 
prinz Sigismund den Polnischen Thron bestieg. Die 

H Gadebusch, II, 1, p. 146 und Mg. 
(*•) Gadebusch, II, 1, p. 184. 
r*) Rqmow, ft»L 176-192. 

('•") Die Untenrcrftiagsarkuiid« ist Tom Aogut 1588. 
( ) Karamsin, IX, p. 2 15.- Gadebusch, II, 1, p. 307-30». 
( ) MoigUcha iMOlQtioo rom SS Auguel 1584. 
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Ehstländer, die Vereinigung mit Polen fürchtend, erba- 
ten sich Ton König Johann, III, 1588, eine förmliche 
Urkunde darüber, dass Sigismund Ehstland nie von der 
Krone Schweden trennen werde (*). Einestheils mochten 
sie hierzu, wie man annehmen muss, durch das Verfah- 
ren der Polen in Livland bewogen sein, andern Tbeils 
aus Furcht vor Sigismunds Vorliebe für den Römisch- 
Katholischen Glauben. Doch versprach er bei seiner 
Thronbesteigung, durch einen besonderen Abgesandten, 
der Ritterschaft und der Stadt Reval die Aufrechthal- 
tung des Augsburger Glaubensbekenntnisses, während 
er freilich zur selben Zeit den Polen den Besitz Ehst- 
lands zusagte (*'). 

Bald brachen die Misshelligkeiten des Königs mit 
den Schwedischen Reichsständen aus, welche Letztere 
einen Schutz und eine Stütze an Herzog Karl von Sü- 
dcrmanland fanden, der die Verwaltung im Namen des 
nach Polen zurückgekehrten Königs führte. In dieser 
Eigenschaft brachte er auch den Frieden zu Teusina 
(1595) mit den Russen zu Stande, wodurch Schweden 
von dieser Seite im Besitze Ehstlands sicher gestellt 
wurde (***). Als es darauf im Jahre 1597 zum offenen 
Ausbruche zwischen ihm und seinem königlichen Nef- 
fen Sigismund kam, und er die Ehstländische Ritter- 
schaft und die Stadt Reval aufforderte seine Parthei zu 
ergreifen, wiesen die Ehstländer seinen Antrag ab 
und rüsteten sich für Sigismund. Sie erklärten, als die 
Schwedischen Reichsstände ihnen die beschlossene Ab- 
setzung desselben mittheilten, dass sie bei dem recht- 
mässigen Könige, aber auch bei der Krone Schweden 
bleiben wollten (***'). Die Folge dieser Ausrede war, 

D Königliche Resolution rom 6 September 1588. 
(•") (Udebusch II. 9. p. «3, IM. 

(*••) Der bei den Verhandlungen zu Teusiaa gegenwärtige Gesandte des 
Römischen Kaisers protestirte gegen die Abmachungen über Ehstland 
und Livland, weil dieses den Rechten »eines Herrn an diesen Landern 
zuwiderlaufe. Gadebusch I. 9. p. 154. 

(••••) Gadebusch II. 9. p. 169, 189, 199 und folg. 
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dass als Sigismund wirklich auf immer des Throns in 
Schweden für verlustig erklärt ward, und derselbe zu- 
gleich am 12 März 1600 durch eine formliche Urkunde 
die Einverleibung Ehstlands mit Polen aussprach (*), 
Herzog Karl aber selbst in diese Provinz kam, ihm Rit- 
terschaft und Stadt huldigten, worauf er ihnen alle ihre 
Rechte und Privilegien bestätigte (**), wie solches auch 
Ton allen seinen Nachfolgern geschah. 

Gleichwie Livland hatte auch Ehstland seit der Mitte 
des XYI Jahrhunderts viel von Krieg und Verheerung 
gelitten. Obwohl nun auch, im folgenden XVII Jahr- 
hunderte, die Kriege Gustav Adolphs und Karl G 
stays mit den Russen manche feindliche Einfälle u^r 
Verwüstungen veranlassten, so konnte doch im Verhält- 
nisse zur früheren diese Zeit als eine Periode der Buhe 
angesehen werden. Während dessen, dass die Polen 
Livlands Verfassung umstürzten, kam die Schwedische 
Regierung ihren den Ehstländern in dem Unterwerfung»- 
vertrage gemachten Versprechungen nach, und liess sie 
ungekränkt sich ihrer alten Rechte und Einrichtungen 
erfreuen. Karl IX machte zwar den Ehstländern schon 
gleich im Anfange seiner Herrschaft den Antrag das 
Schwedische Recht anzunehmen, liess es aber, als man 
nicht darauf einging, dabei bewenden. Gustav Adolph 
sorgte auch hier insbesondere für das in den Kriegs- 
jahren völlig vernachlässigte Kirchen-und Schulwesen. 
Auch manche andere wohlthätige Einrichtungen wur- 
den in Ehstland von ihm und seinen Nachfolgern getrof- 

(*) Dogie! V. N° CXXV. Im Frieden ton Olha entsagte Polen allen 
Ansprüchen an Ehstland. 

(••) Zur Zeil der Schwedischen Herrschaft haben BcstaÜgungsurkun- 
den erhalten, nach denen ton Erich XIV: a) die Ebsiländische Ritter» 
ichafi: Ton Johann III, 9 Octbr. 1570; Sigismund 10 Oclober 1594; Karl 
von Südermannland, nachmals Karl IX, 3 September 1600; Gustav 
Adolph 17 Saptbr. 1613 und 14 Novbr. 1617; Christina 17 Januar 1651; 
Regentio Hedwig Eleonore 99 Novbr. 1660 und Karl XI 30 Septbr. 1675. 
■) Die Stadt Reval: tou Johann III, 11 Febr. 1576; Sigismund 10 April 
1594; Karl IX, 19 August 1601; Gustar Adolph 99 September 1613 und 
14 HoTbr. 1617; Christine 90 August 1646; Karl XI, 13 September 1675. 
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fon T und alles dies ward immer in Uebereinstimmung 
mit der alten Verfassung und den alten Rechten des 
Landes in Ausführung gebracht. Nur zur Zeit der Min- 
derjährigkeit und der eigenen Regierung Christina's 
geschahen einige Eingriffe und wurde auch die Bestä- 
tigung des yon der Ritterschaft vorgelegten Entwurfs 
des Ritter-und Landrechts ausgesetzt, was aber dessen 
Einführung in die Praxis nicht hinderte. Im Allgemein 
nen blieben die Rechte der Ritterschaft wie der Stadt 
ungekränkt, bis zur Regierung Karl XI, dessen Mass- 
regeln besonders seit dem Jahre 1680 eben so ver- 

Krblich auch für Ehstland sich erwiesen, als für 
e übrigen Theile des alten Livlands. Seit 1685 be- 
gann auch hier die Reduktion, jedoch mit geringerer 
Strenge und Ungerechtigkeit, ab in Livland. Sie wurde 
cinigermaassen gemildert durch Erlheilung yon Anwen- 
den und Überlassung eines Theils der Einkünfte an die 
alten Besitzer der von der Krone eingezogenen Güter. 
Dessen uncrachtet führte die Reduktion in Ehstland 
gleichfalls grosses Elend mit sich, wozu auch hier eine 
Überlastung mit Abgaben, mancherlei Willkührhand- 
lungcn und Veränderungen in der Gesetzgebung bei- 
trugen. In Ehstland entschloss man sich zwar nicht bis 
zur Aufhebung der Landesverfassung vorzuschreiten, 
dennoch aber befand sich auch diese Provinz in einem 
höchst gedrückten Zustande, als der grosse nordische 
Krieg ausbrach. 



/ 
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VIERTES KAPITEL. 

U eher sieht der politischen Verhältnisse im Her- 

(1561—1795). 

Beim Abschluss des Unterwerfungs-Vertrags mit dem 
Polnischen Könige Sigismund August (28 November 
1561), nahm Gotthard Keltler den Titel eines Herzogs 
von Kurland an und übernahm die Herrschaft über das 
neue Herzogthum. Er bestätigte alle Rechte und Pri- 
vilegien der Bitterschaft (d. h. der früheren Vasallen) 
und der übrigen Stände in Kurland am 17 März 
1502, und ertheilte der Ritterschaft insbesondere noch 
eine, unter dem Namen von des Herzogs Gotthard Pri- 
vilegium für den Kurländischen Adel (Privilegium 
Gotthardinum) bekannte, Urkunde am 20 Juny 1570. 
Sie wurde vom Polnischen Könige Stephan Bathory am 
25 November 1581 bestätigt (*). Auf Grundlage dieser 
Urkunden und späterer Landlagsbeschlüsse wurde der 
innere Rechtszustand und namentlich auch das Kirchen- 
wesen in Kurland festgestellt und den neuen Verhält- 
nissen gemäss geordnet. Zugleich gelang es dem Her- 
zoge den Krieg von seinem Lande entfernt zu halten, 
der in dieser selben Zeit Liv-und Ehstland verheerte. 
Durch seine Heirath mit einer Prinzessin von Mecklen- 
burg aber, trat er ganz in die Reihe der Fürsten ein, 
was ihm auch eine unabhängigere Stellung gegen Po- 
len gab. 

Herzog Gotthard starb am 17 Mai 1587, seinen bei- 
den Söhnen Friedrich und Wilhelm gleichen Antheil 
in der Verwaltung des Herzogthums hinterlassend. 
Eine solche Zertheilung der Herrschaft verursachte 
Streitigkeiten zwischen beiden Herzogen und dem Adel. 
Diese inneren Zwistigkeiten, in denen beide Partheien 
in Polen Hülfe suchten und abwechselnd fanden, füll- 



(•) Ziegenhorn. Beilage HN° 76 und Si. 
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teo das Ende de» XVI und den Anfang des XVII 
Jahrhunderts aus, wahrend zugleich der Krieg zwi- 
schen Sigismund III und den Schweden auch über ei- 
nige Theile Kurlands vielfaches Elend herbeiführte. 
Nach dem Tode Karl IX schwieg der "V^aflcnlärm des 
auswärtigen Krieges; dagegen aber artete der Streit 
des Adels mit den Herzogen in* blutige Händel (die 
sogenannten Nolde sehen Händel) (*) aus. Dies ging end- 
lich so weit, dass im Jahre 1616 die Polnische Regie- 
rung eine besondere Kommission anordnete, um die 
Kurländischen Angelegenheiten in Ordung zu bringen. 
Diese Kommission erklärte den Herzog Wilhelm seines 
Rechtes für verlustig und vertraute die Regierung sei- 
nem Bruder Friedrich. Eine andere Kommission er- 
liess im folgenden Jahre, auf Grundlage der Vorschläge 
des Adels, zwei Verordnungen, die Formula Regimi- 
nis und die Statuten, welche mit den Urkunden aus der 
Zeit der Unterwerfung und dem Privilegium Herzog 
Gotthardts die Hauptgrundlage des öffentlichen, wie 
des Privatrechts von Kurland bilden (**). 

Herzog Friedrich starb an 16 August 1642. Ihm 
folgte sein Neffe Jakob, der Sohn des am 17 April 
1640 in der Verbannung gestorbenen Herzogs Wilhelm. 
Seine Regierung (1642 — 1681) war weise und für 
Kurland segensreich. Die gesetzlichen Rechte des Adels 
nicht verletzend, wusste er die seinigen zu bewahren, 
und erhob Kurland, soweit die durch den Krieg Polens 
mit Karl X herbeigeführten unglücklichen Verhäl- 
nisse es erlaubten, auf eine hohe Stufe des Wohl- 
standes. Er schloss Handelsverträge mit Ludwig XIV 
und mit dem grossen Kurfürsten von Brandenburg, 
hatte mehrere Fregatten und besass, übrigens nicht 
lange, die Insel Tabago in Westindien und einen Theil 
von Guinea. 

C) Nepiersky. Aktenstücke nr Geschichte der Noldeschen Bendel 
(Mob. Ut. *nt. Hj. 

(") Ziegenhorn. S 1*7 und folg.— Kruse. Geschichte Kurlands unter 
den Herzogen I, p. 10S und folg. 
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Nach dem Tode Herzog Jacob's und seines Sohnes 
Friedrich Kasimir (1698), war die Vormundschaft über 
den minderjährigen Herzog Wilhelm und die Regie- 
rung des Herzogthums seinem Oheime, Herzog Ferdi- 
nand, anvertraut. Während dessen Verwaltung ward 
Kurland mehrmals verwüstet und litt überhaupt durch 
die Begebenheiten des grossen nordischen Krieges. 
Denn zu Polen gehörend, musste dieses Herzoglhum 
sowohl an dessen äusseren Kriegen, als häufig auch an 
dessen inneren Unruhen, bald mit den Waffen, bald 
mit Geld, Tbeil nehmen. Nachdem der Herzog Fried- 
rich Wilhelm zur Volljährikeit gekommen, vermähl- 
te er sich mit Anna, der Tochter des Zaren Johann 
Alexiewitsch. Allein auf der Rückreise aus St. Pe- 
tersburg erkrankte er und starb eines fast plötzlichen 
Todes am 2t Januar 1711 (*). 

Herzog Ferdinand übernahm nun abermals die Re- 
gierung. Aber die unaufhörlichen Misshelligkeiten mit 
der Ritterschaft brachten ihn auf den sonderbaren Ge- 
danken Kurland zu verlassen und sich in Danzig nie- 
derzulassen, von wo aus er das Herzogthum verwal- 
ten wollte. Die Beschwerden des Adels veranlassten 
die Polnische Regierung abermals Kommissarien nach 
Kurland abzuordnen. Ihre Entscheidungen, bekannt 
unter dem Namen: Decisiones Commissariales de 
anno 1717, beschränkten ausserordentlich die Macht 
des Herzogs und gaben die Verwaltung in die Hände 
der Oberräthe, so lange der Herzog abwesend sein 
würde. Letzterer aber, die Rechtskraft dieser Ent- 
scheidungen nicht anerkennend, übergab dem Rela- 
tions -Gericht in Warschau eine Appellation und ge- 
wann seinen Prozess. Dies musste zu neuen Streitig- 
keiten zwischen ihm und dem Adel fuhren, da durch 
das erfolgte Urtheil doch auch die Kommissariali- 
schen Entscheidungen nicht völlig aufgehoben wor- 
den waren. 
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Indessen erwählte der Kurländische Adelauf sei« 
ne eigene Hand den berühmten Grafen Moritz von 
Sachsen zum Nachfolger des kinderlosen Herzogs Fer- 
dinand. Der Reichstag von Grodno vernichtete diese 
Wahl und setzte fest, dass heim kinderlosen Abster- 
ben Herzog Ferdinands Kurland als eröffnetes Lehea 
unmittelbar mit Polen vereinigt werden solle. Allein 
die verwittwete Herzogin von Kurland, Anna loan- 
nowna, die während dessen den Bussischen Thron 
bestiegen, nahm sich Kurlands an und brachte den 
Polnischen Beichstag dahin, den Beschluss der unmit- 
telbaren Vereinigung Kurlands mit Polen aufzuheben, 
dem Adel das Becht überlassend sich einen Herzog 
unter Bestätigung von Seiten des Königs und des 
Bciclistags zu erwählen (*). Bussland erhielt seit die» 
ser Zeit einen entscheidenden Einfluss auf die Ge- 
schicke Kurland'» und mehr als einmal verhinderte es 
die Polnische Begierung die Bechte und Freiheiten 
dieser Landschaft zu vernichten. 

Mit dem in Danzig am 5 April 1737 erfolgten To- 
de Herzog Ferdinand 's starb der Kettlersche Stamm 
aus, und es ward Graf Johann Ernst Biron zur Her- 
zoglichen Würde von dem Kurländischen Adel, der 
mit dem Neuerwählten sich über gewisse Bedingungen 
vereinigte, erkoren und vom Konige und dem Polni- 
schen Beichstage bestätigt ("). Bald darauf, im Jahre 
1740, ward Herzog Biron in Folge der im Bussischen 
Kaiserhausse vorgekommenen Veränderungen aus Pe- 
tersburg entfernt, und es begann für Kurland ein mehr 
als zwanzigjähriges Zwischenreich (bis 1762). In die« 
ser Zeit ward Prinz Karl von Sachsen von seinem Va- 
ter August III zur Herzogswürde erhoben (***). Er ge- 
noss derselben aber nicht lange, weil der aus der Ver- 
bannung zurückkehrende Herzog Johann Ernst durch 
Bussland in seine Bechte wieder eingesetzt wurde und 

(*) Ziegenhorn, 8 175—810. 
(**) Ziegenborn, Beilage N° 320. 
(•••) Ziegenhorn, 8 801. 
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die Regierung von neuem übernahm. Der kurz da- 
rauf in Polen zum Könige erwählte Stanislaus August 
bestätigte nicht bloss die Rechte des Herzogs, sondern 
auch die der Ritterschaft und Städte f) Kurlands, von 
denen letzteren einige zur Zeil der Herzöge neube- 
gründet wurden. 

Während der Regierung Ton Johann Ernst's Nach- 
folger, seines Sohnes Herzog Peter, der dieselbe am 
25 November 1769 antrat, entstanden neue Misshel- 
ligkeitcn mit dem Adel. Dieselben veranlassten die 
Abfassung zw eier Verträge, bekannt unter dem Namen 
der Kompositionsakten vom 8 August 1776 und vom 
21 Februar 1793, welche das Verhältniss und die ge- 
genseitigen Rechte des Herzogs, der Obcrräthe und 
des Adels feststellten. Diese Kompositionsakten wur- 
den von der Polnischen Regierung durch den Reichs- 
tagsbeschluss vom 19 November 1793 bestätigt. 

Die Kaiserin Katharina II, die Ritte des Kurländi- 
schen Adels in Gnaden aufnehmend, würdigte die Kom- 
positionsakte vom 21 Februar 1793 ihrer Gewährlei- 
stung. In dem bei dieser Gelegenheit erlassenen Ma- 
nifeste vom 22 Februar 1794 heisst es: «Uns herab- 
lassend hierdurch den Namen und die Verpflichtung 
eines Bürgen auf Uns zu nehmen, in Bezug auf die 
erwähnte Kompositionsakte, geloben Wir mit Unserem 
Kaiserlichen Worte für Uns, Unsere Erben und Nach- 
folger, darauf zu halten dass diese Akte aufrecht ge- 
halten werde bei voller Kraft und Wirkung und nicht 
zu erlauben, dass den von Uns beschlossenen Verpflich- 
tungen zuw ider gehandelt werde». 



{•) Ziegenhoro, SS *7a-S7«. 
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FÜNFTES KAPITEL. 

Uebersichl der politischen Begebenheiten im 

Stifte Pillen. 

(1561—1795). 

Bei dem Zerfallen der Ordens- und bischöflichen 
Gebiete im Jahre 1561, war das Bisthum Kurland oder 
Pillen in den Besitz des Herzogs Magnus von Hobt ein 
gekommen. Als der Unterwerfungsvertrag vom 28 No- 
vember 1561 abgeschlossen wurde, verpflichtete sich, 
auf Vorstellung Kettlers, Sigismund August den Her- 
zog Magnus zur Vereinigung des Piltenschen Stifts 
mit dem Kurländischen Herzogthume zu vermögen. 
Allein dieses Versprechen ging nicht in Erfüllung, weil 
Letzterer die ihm vorgelegten Bedingungen nicht an- 
nahm Wohl aber übergab er, nachdem er seine Plitne 
auf Livland hatte aufgeben müssen, im Jahre 1579 
sich und sein Stift, in welchem er die letzten Jahre 
seines Lebens zubrachte, dem Schutze Stephan Ba-> 
tbory's (•). 

Nach Magnus Tode im Jahre 1583, entspann sich 
zwischen Dänemark und Polen ein. Streit über seine 
Besitzungen. Auf Grundlage des Kronenburgschen 
Vertrags vom 16 April 1585 verblieb Oesel bei Dä- 
nemark, während das Stift Pilten, dessen Rechte und 
Freiheiten namentlich in Beziehung auf Religion aus- 
drücklich gesichert wurden* an Polen fiel (**). Polen 
zahlte Dänemark deshalb 30,000 Thaler, die es von 
Markgraf Georg Friedrich von Brandenburg aufnahm, 
dem dafür das Stift verpfändet wurde (***). Die Pok 

(•) Ziegenhorn, 894. - Gadebusch II, I, p. 189, 19», 817. 

(*') Ziegenhorn, p. 108.-NeUelbladt. Fasciculus rerum Curlandica- 
rnm 1789.-p. US and folg. Transactio de Anno 1585. 
(*••) Ziegenhorn, p. 100 und folg. — Manifest der Ritterschaft und Land- 
schaft des Piltenschen Ereises über die Aufkündigung des mit Polen 
bestehenden Lehnsverbandes vom "As März 1795. Siehe IIojh. Co6p. 
3aa. H* 17810. Vergleiche auch Nettelbladt: Anecdota Curlandi», prav 
eipue territorU et episcopaius Pilleusis 1796. 
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nisthe Regierung ertheilte nun zwar den Herzögen 
von Kurland das Recht der Einlösung des Pfandes; al- 
lein, anfangs wollte der Markgraf dies nicht gestatten, 
und als nach seinem Tode der Herzog Wilhelm dazu 
berechtigt wurde gegen eine der verwittweten Mark- 
grälin zu zahlende Summe, so widersetzte sich dem 
der Piltensche Adel. Endlich im Jahre 1617 erklarte 
die Polnische Kommission den Herzog auch Piltens 
verlustig. Das Stift wurde nun gleichfalls durch eine 
Formula Regiminis in eine ordentliche Verfassung ge- 
bracht und die Rechte der Markgräfin wieder aner- 
kannt. Der von ihr unter polnischer Restati gung in 
Pilten eingesetzte Hauptmann, der Kurlandische Edel- 
mann Hermann von Maidel, kaufte ihr das Pfandrecht 
ab und erhielt im Jahre 1623 den Pi Renschen Kreis 
als Starostei vom König Sigismund III von Polen. Im 
Jahre 1656, zur Zeit des Krieges zwischen Polen und 
Schweden, wo der Piltensche Adel zu einer Vereini- 
gung mit dem Neutralität geniessenden Kurland mehr 
gestimmt war, lösete dessen Herzog Jacob Pilten ein. 
Er musste nicht nur die 30,000 Thaler an den damali- 
gen Starosten Otto von Maidel zahlen, sondern auch 
noch 50,000 Thaler an die Schweden, die sich dieses 
Kreises als einer Polnischen Provinz gewaltsam be- 
mächtigt hatten. 

Seitdem hielt Pilten sich ganz zum Herzoge von 
Kurland und erfreute sich aller dem Adel des Herzog- 
thums zustehenden Rechte und Privilegien; dennoch 
brachen auch hier Zwistigkeiten zwischen dem Her- 
zoge und dem Adel aus. Zwar wurden sie durch den 
Unionsvertrag von 1685 beigelegt; allein die Polnische 
Regierung hatte schon Mittel gefunden sich einzumi- 
schen, ja es war sogar ein Romisch-Katholischer Ri- 
schoff von Pilten ernannt worden, der dem Herzoge 
entgegen zu wirken suchte. Da Ferdinand von Kur- 
land sich ganz in Danzig niedergelassen und der Adel 
daher nur wenig von ihm erwarten konnte, zugleich 
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Tielleicht auch sich nachseiner unabhängigeren im Jahre 
1617 erhaltenen Verfassung zurücksehnte, so fiel es der 
Polnischen Regierung nicht schwer Veränderungen in 
den Verhältnissen des Landes herbeizuführen. Im Jahre 
1717 setzte sie die Einrichtungen Ton 1617 wieder in 
Kraft, entzog eigenmächtig dem Herzoge Ferdinand die 
ihm auf den Piltenschen Kreis zustehenden Rechte und 
bestimmte, dass fortan Pilten unter der unmittelbaren 
Oberherrlichkeit des Königs von Polen stehen solle.— 
Im Jahre 1727 und später 1791 versuchte die Pomi- 
sche Regierung die unabhängige Existenz des Pilten- 
schen Kreises zu vernichten und denselben unmittelbar 
und unbedingt mit Polen zu vereinen. Allein der Rus- 
sische Hof verhinderte die Ausfuhrung dieser Absicht 
und zwang Polen zur Abänderung der bezüglichen 
Reichstagsschlüsse. 



uigmzea Dy Vjüü 



DRITTE PERIODE. 

VEREINIGUNG DES OSTSEEGEBIETS MIT 

RUSSLAND. 



ERSTES KAPITEL. 

üebersicht der Vorgange bei der Unterwerfung 
Livlands, Ehstlands und der Insel Oesel unter 
die Russische Herrschaft. 

Es ist bekannt, wie gleich seit dem Anfange des gros- 
sen nordischen Krieges Livland und Ehstland der fort- 
währende Schauplatz desselben waren. Zuerst fielen die 
Sächsischen Truppen ins Land und suchten wiewohl 
Yergebüch sich Riga's zu bemächtigen. Später drangen 
die Russen ein und eroberten im Jahre 1704 Dorpat (*), 
dessen Rechte und Privilegien durch die Kapitula- 
tion gewährleistet wurden. Gleich darauf erklärte der 
Zar durch eine besondere Urkunde (**), dass er das 
Land unter seinen Schutz nehme als eine Provinz sei- 
nes Verbündeten, des Königs August von Polen. Nach 
der Erstürmung Narwa's versprach er im Vertrage 
von Grodno (1705) August II, Polen alle seine Erobe- 
rungen in Livland abzutreten. Zur selben Zeit bedang 
sich Karl XII im Vertrage zu Warschau von Stanislas 
Lcscvnsky aus, dass dieser sich nicht in seine Anord- 
nungen für Livland mischen solle (***). Da aber Au- 
gust II zu Altranstädt (1706) einseitig mit den Schweden 
Frieden schloss, so konnte und brauchte der Zar, den 
Krieg für sich alleine fortführend, sich nicht weiter 
verpflichtet zu halten, auf die etwanigen Rechte und 
Ansprüche Polens Rücksicht zu nehmen. 

n Gadebusch, III, t, Ankauf, p. 3*3-334. 
(••) Die* Urkunde Ist aufgestellt Im Lager vor Itanra den 11 
Jnly 1704. 

(•••) GadoWh, III, 1, Antaanf , p. 394-390 
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Die Russischen Truppen dehnten ihre Eroberungen 
bis nach Kurland aus, obwohl es ihnen nicht gelang die 
Schweden aus den Städten und festen Plätzen heraus- 
zudrängen. Der Sieg bei Poltawa, allen Unternehmun- 
gen und der Macht Karl XII ein Ziel setzend, hatte die 
rasche Einnahme des noch nicht eroberten Theils von 
Livland und Ehstland zur Folge. In der Gewalt der 
Schweden blieben nur noch Riga, Pernau und Reval, 
wohin ein grosser Theil der Bewohner des Landes, na* 
mentlich des Ortlichen Adels, zusammen geströmt 
war (*). Peter der Grosse, personlich auf dem Kriegs- 
schauplatze erscheinend, erliess einen Aufruf (Univer- 
sal) an die Einwohner Livlands, in welchem er sie zur 
Unterwerfung aufforderte, und ihren Evangelischen 
Glauben aufrecht zu erhalten versprach, so wie alle 
ihre alten Privilegien und Rechte ('*). 

Die Belagerung Riga's, die im November 1709 be- 
gonnen, zog sich trotz der in der Stadt wüthenden Pest 
und Hungersnoth bis in den Juli Monat des nächsten 
Jahres. Da liess sich der Befehlshaber der Schwedi- 
schen Garnison, General Strömberg, nach stattgehab- 
ter Berathung mit Adel und Bürgerschaft, in Verhand- 
lungen mit dem General-Feldmarschall Scheremetjeff 
ein und willigte in die Übergabe der ihm anver- 
trauten Stadt. Zugleich sandten der in der Stadt ver- 
sammelte Adel und die Bürgerschaft besondere De- 
putate hinaus mit der Anzeige, dass sie W illens seien 
sich Russland zu unterwerfen und den Eid der Treue 
zu leisten, wobei sie aber Vertragsbedingungen oder, 
wie sie in jener Zeit genannt wurden, Akkord-Punkte 
vorlegten über die Rechte und Privilegien, die sie 
aufrecht zu erhalten baten. D ie Verhandlungen dauer- 
ten bis zum 4 Juli und endigten mit der zwischen 

H Gadebusch, III, S.Anhang, IS 100-174. 

(••) Gadebusch, III, S. Anhang, p. 46«, 407. In November 1709 erliess 
Scheremeijeff im Leger ror Biga eine Bekanntmachung, in welcher er 
sagt, dass der Zar der Li v landischen und Ehstlandischen Ritterschaft 
versprochen habe, sie von der Schwedischen Dienstbarkeil zu befreien, 
und ihre Rechte, Freiheiton und Gewohnheiten wieder herzustellen. 
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dem General-Feldmarschal Scheremetjeff und der Gar- 
nison geschlossenen Kapitulation (*). Zugleich wurden 
von Scheremetjeff vorläufige Antworten und Resolutio- 
nen auf die von den Deputirten des Adels und der 
Bürgerschaft vorgelegten Akkordpunkte ertheilt; ande- 
re Punkte aber, deren Entscheidung seine Gewalt 
überstieg, wurden der Allerhöchsten Einsicht vorbe- 
halten (*•). Darauf leisteten am 12 Juli Adel und 
Bürgerschaft der Bussischen Herrschaft den Eid der 
Treue. Peter der Grosse seinerseits ertheilte ihnen am 
30 September 1710 Gnaden-Urkunden, in welchen er, 
die von Schercmetjeff ertheilten Antworten und Reso- 
lutionen bekräftigend, im Allgemeinen alle Rechte und 
Privilegien wie der Livländischen Ritterschaft, so auch 
der Stadt Riga bestätigte (***). Durch andere Urkunden 
vom 12 October 1710 entschied Peter der Grosse auch 
die Punkte, welche beim Abschluss der Gapitulation 
seinem Gutdunken vorbehalten worden waren (***")• 
Nach Riga ergab sich Pernau (12 August 1710), bei 
welcher Gelegenheit der Schwedische Kommandant 
Schweigel, die Bürgerschaft und der in der Stadt zu- 
sammengeströmte Adel, mit dem Bussischen General 
Bauer eine Kapitulation schlössen, aus welcher viele 
Punkte nach Inhalt der auf die Bigasche Kapitulation 
ertheilten Besolution bestätigt wurden ( ). 

Das Schicksal Ehstlands war dem Livlands ähnlich. 
Zuerst erliess Peter der Grosse am 16 August 1710 
gleichfalls einen Aufruf (Universal) an die Einwohner 
des ganzen Fürstenthums und insbesondere der Stadt 
Rcval, in welchem er sie bei der Evangelischen Lehre 

(*) 1710 den 4 Juli (2277). 
('*) 1710 den 4 Juli («78 und 9279). 
(**•) 1710 den 30 September (1301 und 3302). 
<*•") 1710 den 12 October (2303 und 230*). 
(•••••) 1710 den 12 Augutt (2286). 
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und ihren alten Rechten und Freiheiten 2u ei nahen ver- 
sprach (*). Da aber dieser Aufruf ohne Erfolg blieb, 
so begann die Belagerung der Stadt, die sich am 29 
September ergab auf eine Kapitulation, die zwischen 
dem General-Lieutenant Bauer und der Schwedischen 
Garnison geschlossen wurde. Auch in dieser wurden 
viele Punkte nach Inhalt der Antworten auf die Biga- 
sche und Pernausche Kapitulation bewilligt (**). Zugleich 
wurden auf die von der Ehstländischen Ritterschaft und 
der Bürgerschaft Revals vorgelegten Punkte vorläufige 
Antworten und Resolutionen ertheilt (**'), einige dersel- 
ben aber der Allerhöchsten Entscheidung vorbehalten, 
mit dem Versprechen, dass alle Artikel der Rigaschen 
und Pernauschen Kapitulation, welche dem Ebsthindi- 
schen Adel zum Yortheil gereichen könnten, auch für 
ihn gleiche Geltung haben sollten (*"*). Peter der Grosse 
ertheilte der Ritterschaft am 1 März 1712, der Bürger- 
schaft am 13 März desselben Jahres, nachdem sie den 
Huldigungscid geleistet hatten, förmliche Bestätigungs- 
lirkunden (*****). Zehn Jahre nachdem Liv- und Ehst- 
land sich Russland unterworfen hatten, ward der Ny- 
städtische Friedensvertrag geschlossen, durch welchen 
Schweden an Russland alle seine Rechte auf Livland, 
Ehstland und die Insel Ocsel abtrat, mit der Bedingung, 
dass Russland den Einwohnern freies Bckennüuss der 
Evangelischen Religion und die Privilegien, Rechte 
und Gewohnheiten erhalten solle, die sie unter der 
Schwedischen Herrschaft gehabt ( ). 

(*) 1710 den 16 August (2287). 
(**) 1710 den 99 September (2297). 
(* * * ) 1710 den 29 September (2298 und 2299). 
(****) 1710 den 99 September (9999; Punkt 40. 
(•**••) 1719 den 1 Man (9405) und 13 Marx (9501).' 
t ) 1721 den 30 August (9819). 



Digitized by Google 



83 

ZWEITES KAPITEL. 

Angabe des Inhalts der bei der Unterwerfung 
Uvlands, £ Astlands und der Insel Oesel unter 
Russlands Botmässigkeit ausgestellten Akten- 
stücke. 

Die Unterwerfung Livlands und Ehstlands unter die 
Botmässigkeit Russlands geschah, in Uebereinstimmung 
mit den von der Russischen Regierung erlassenen Uni- 
versalen, vermöge der Kapitulationen und Akkords- 
oder Vertrags-Punkte, die mit der Ritterschaft des 
Landes und den Deputaten der Städte abgeschlossen 
wurden. Diese Aktenstücke umfassen die allgemeinen 
Grundlagen der in den Gouvernements Livland und 
EhsÜand geltenden partikulairen Rechtsbeslimmungen 
und verdienen wegen ihrer Wichtigkeit eine detaillirtc 
Uehersicht. 

I. Universale und Kapitulationen. 
In dem Universale oder Aufrufe an die Bewohner 
Ehstlands (*] ist gesagt, dass der Monarch «nicht alleine 
ohne einige Innovation die im ganzen Lande und Städ- 
ten bisherzu übliche Evangelische Religion, alle ihre 
alten Privilegien, Freiheiten, Rechte und Immunitäten, 
welche unter der Schwedischen Regierung zeithero 
wellkundig violiret worden, nach ihrem wahren Sinn 
und Verstand heilig zu conserviren und zu halten gesin- 
net scy, sondern auch gelobe dieselbigen mit noch am- 

~ — M 

C) Dasselbe ist abgedruckt In der ÜMioe CoCpaiiie 3aR0Bon T. I 
mi)i dM Mdew ▼on Kaiser Peter I an die Bewohner LMands er- 
l«*ne Cnuersal ist nicht auf uns gekommen. Im Archive der Livlin- 
dischen Ritterschaft wird die Abschrift eines vom General-Feldmarschall 
Gr.fen Scheremetjeff ergangenen Aufrufs bewahrt, als Antwort auf die 
^Wendungen des Schwedischen Goufernours Slrömberg gegen das 
tttitersal Peter des Grossen. 
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pleren und herrlicheren nach Gelegenheit zu vermeh- 
ren. » 

Kapitulationen sind geschlossen worden mit den Städ- 
ten Biga f), Pcrnau f*) und Reral f), als mit von 
den Schweden besetzten Festungen betrachtet Daher 
hatten nicht alle Punkte dieser Kapitulationen die Be- 
stätigung der Rechte der Einwohner zum Gegenstande; 
vielmehr bezog sich der grössere Theil derselben auf 
die Bedingungen der Festungsubergabe, auf die Erlaub - 
niss die Stadt zu verlassen, aus dem Lande zu ziehen, 
und dem ähnliche temporaire Bestimmungen. 

In der Kapitulation der Stadt Biga erwähnen nur 
vierzehn Punkte der Sicherung von Standesrechten. Aus 
diesen bekräftigen vier Punkte (33, 36, 39 und 53) dem 
Adel seine alten Rechte, Landgüter, Gerichte, die freie 
Ausübung der Lutherischen Religion, die Erhaltung 
Deutscher Gewohnheiten und Sprache in den Gerichten 
und Kanzelleien, und sichern den Pfand-und Arrende- 
besitz. In zehn Punkten (45, 46, 48, 50, 52 — 57) ist 
den Burgern freie Ausübung der Religion versprochen, 
die Bestätigung der alten Privilegien, Gerichte, des 
Magistrats, die Sicherheit des Handels, der Städtern- 
künfte u. s. f. 

Die Kapitulation der Stadt Pernau enthält siebzehn 
Punkte, welche die Rechte und Immunitäten der Ein- 
wohner betreuen. Neun derselben (18 — 26) sichern das 
Augsburgische Glaubensbekenntniss, bestätigen die 
Rechte des Adels und der Landschaft, sichern das Ge- 
richtsverfahren, befreien die adlichen Häuser in den 

(*) 1710 den l Juli (3377) in 65 Punkten. 
(**) 1710 den 13 August (3386) in 41 Punkten. 

(*•*) 1710 den 30 September (3397) in 81 Punkten. Die Kapitulation der 
Stadt Dorpal ist nicht in der Uoaaoe Coftpanie Sskohobt. abgedruckt 
and findet sich auch nicht in der im Archive der 8-len Abtheilunc 
Seiner Kaiserlichen Majestät Eigener Kanzelles befindlichen Sammhu« 
der Privilegien und Aktenstücke. 
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Städten von Einquartierung, Fuhren u. s. w. Acht Punkte 
(27—34) haben zum Gegenstande die Bestätigung der 
Rechte der Burger. 

Die Kapitulation der Stadt Royal enthält dreizehn auf 
die Sicherung der Rechte und Privilegien bezügliche 
Punkte, ohne dabei getrennt von den Rechten des Adels 
oder der Stadt zu sprechen. In neun von diesen Punk- 
ten (12 — 20) wird die freie Ausübung des Augsburgi- 
schen Bekenntnisses gesichert, so wie die Erhaltung der 
Kirchenverfassung, des Eigenthums der Kirchen und 
der Prediger. Zufolge der vier übrigen Punkte, wer- 
den die Kriegs-und Civil- Beamten, die in der Stadt 
Häuser besitzen, Ton Einquartierung, Wache und 
Schiessstellung befreit u. s. w. (P. 21); die Obligatio- 
nen, Pfandverschreibungen, Immissionen u. s. w. bei 
voller Kraft erhalten (P. 22); Rechte und Privilegien 
der Dombürger bestätigt (P. 24) und wird endlich ver- 
sprochen, als Gouverneur in Ehstland einen die Deut- 
sche Sprache verstehenden Beamten anzustellen und die 
Deutsche Kanzellei zu bewahren (P. 26). 

II. Akkoropunkte und Vertragsartikel. 

Hierher gehören folgende Aktenstücke: 
1) Die Akkordpunkte, geschlossen zwischen der Rit- 
terschaft (*) und Landschaft des Fürstenthums Liyland 
und dem General-Feldmarschall Grafen Scheremeljeff 
am 4 JuU 1710 (2279); sie enthalten 30 Artikel und 



(*) In dem Russischen Texte der Akkordpunkte werden ohne genaue- 
re Unterscheidung die Worte: Ritterschaft (punapcTBo), Adel (abopah- 
ctbo, iujhxctctbo), Landschaft (aeacTBo), Landesbewohner (sencitie 
jKBTejH} gebraucht. In gegenwärtiger Uebersichl haben wir uns be- 
müht die Bedeutung dieser Worte in Ucbercinslimmung mit dem Deut- 
s chen Texte zu bringen, wo der Russischo zweifelhart erscheint. Uebri- 
gens sind in allen unseren Auazügen nach Möglichkeit die eigenen Aus- 
drücke der Akkordpunkte selbst beibehalten worden. 
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überdies in dem sogenannten Additamente noch 3 Ar» 
tikel. 

2) Die Entscheidung Kaiser Peter I anf die dem 
Gutdünken Seiner Majestät vorbehaltcnen Artikel des 
Adels und der Bewohner Liylands bei ihrer Unterwer- 
fung an das Russische Bcich vom 12 Oktober 1710 

(2304). 

3) Die Vertragsartikel vorgelegt von den Deputirten 
der Stadt Riga am 4 Juli 1710 (2278), in 22 Ar- 

4) Entscheidung Kaiser Peter I auf die dem Willen 
Seiner Majestät bei der Übergabe der Stadt Biga vor-* 
behaltenen Punkte, vom 12 Oktober 1710 (2303). 

5) Die Yertragsartikel zwischen der Bitterschaft 
und Landschaft des Herzogthums Ehstland und dem Ge- 
neral - Lieutenant Bauer, vom 29 September 1710 
(2299; in 41 Artikeln. 

6) Der Vertrag, abgeschlossen von den Deputirten 
der Stadt Beval mit dem General-Lieutenant Bauer, 
vom 29 September 1710 (2298); in 33 Artikeln. 

Diese Aktenstücke, obwohl in vielen Artikeln ein- 
ander vollkommen ähnlich, sind indessen in anderen 
wiederum verschieden. Jede Provinz, jede Stadt er- 
hielten abgesondert ihre Vertragsartikel, und berufen 
sich nie offiziell auf die Punkte aus denen einer ande- 
ren Provinz oder Stadt, wenn diese Punkte nicht aus- 
drücklich auch auf sie ausgedehnt sind. Dazu kommt, 
dass obwohl auf gleiche Weise die früheren Rechte 
wie Livlands so auch Ehstlands bestätigt werden, die 
Rechte dieser beiden Provinzen nicht dieselben waren. 
Die Geschicke Ehstlands, wie schon aus dieser kur- 
zen historischen Übersicht hervorgeht, unterscheiden 
sich vom ersten Anfange seiner- politischen Existenz 
an von denen der übrigen Theile Uvlands. Ehst- 
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land erhielt seine erste Einrichtung, seine Privilegien 
und Gesetze von den Königen von Dänemark; der Ein« 
fluss der Kaiser und Päbste war hier weniger gross, 
die Herrschaft Schwedens aber weniger drückend, als 
in Li v land, und endlich hatte es nie unter Polnischer 
Verwaltung gestanden. Daher ist bei der Übersicht der 
oben angeführten Akte unumgänglich, dieselben abge- 
sondert für jede Provinz und jede Stadt zu betrachten. 
Einige der in diesen Aktenstücken enthaltenen Punkte 
sind dauernden Inhalts: diese bilden noch jetzt die Grund- 
lage der Privilegien des Oslseegcbiels; andere sind 
temporair oder zufällig: sie bezogen sich auf Ver- 
zeihung von Verbrechen, die gegen die Bussische Re- 
gierung zur Zeit des Krieges begangen worden, auf 
Sicherstellung der Rechte der das Land Verlassenden, 
auf Bestätigung der damaligen Pfand-und Arrende-In- 
Laber in ihrem Besitz, auf die Zurückstellung der Ge- 
fangenen u. s. w. Die Punkte der zweiten Gattung ge- 
hören nicht in die gegenwärtige Übersicht. 

A. Akkordpunkte, geschlossen zwischen der Livländi- 
schen Ritterschaft und dem Feldmarschall Schercme- 

tjeff. 

1) Bewahrung des Augsburgischen Glaubens- 
bekenntnisses. 

Sowohl auf dem Lande als in den Städten soll der 
Evangelische Glaube nach den Vorschriften der Augs- 
burgischen Konfession aufrecht erhalten werden. Die 
Konsistorien, Kirchen und Schulen sollen in den Kreisen 
und in den Städten nach dem Alten verbleiben, mit Be- 
stimmung der Unterhaltung derselben aus den Kronein- 
künften; die Pastore sollen auf Vorstellung der Ein- 
gepfarrten angestellt werden (P. 1—3). 



2) Rechte der Ritter-und Landschaft. 

t) In Beziehung aaf die korporative Verfajiung. 

Der frühere Provinzialstaat (*), soll hergestellt und 
die Ritterschaft bei ihren früheren Rechten bewahrt 
werden (P. 5). In allen Distrikten sollen die unteren 
und oberen Gerichtsinstanzen beibehalten, in denselben 
aber Personen aus dem Adel des Landes oder sonstige 
dazu geschickte Eingeborene Deutsher Nation ange- 
stellt werden, mit aus den öffentlichen Einkünften be- 
stimmtem Gehalte (P. 6). In den Gerichten sollen die 
Sachen abgeurtheill werden nach den Livländischen 
Privilegien, nach alten Gewohnheiten und nach den 
alten Livländischen Ritterrechten, wo aber diese defi- 
ziren möchten, nach den gemeinen Deutschen Rechten, 
so lange als nicht ein vollständiges Landrecht zusam- 
mengestellt und bekannt gemacht sein wird (P. 10). 

b) In Beziehung auf den Dienst. 

Der Adel und die Landeseingeborenen sollen ein 
Vorzugsrecht haben bei der Anstellung zu allen Civil- 
und Kriegsämtern (P. 11). 

c) [n IWii , hnn <T auf Gerichtswesen und Kiiminalsachen 

In Kriminalsachen soll der Adel nur der Jurisdiktion 
der Krone unterliegen (P. 7). Die Restraf ung der Ver- 
brechen gegen die Regierung und die Staatscinrich- 
tungen soll nicht auf Andere, desto weniger auf die 
ganze Korporation ausgedehnt werden (P. 8). 

d) In Beziehung auf Abgaben nnd ObliegenbeÜen. 

Auf die adligen Besitzungen sollen, ausser den be- 
stehenden, keine Abgaben gelegt werden (P. 18). 
Ed olle ute, die in den Städten Häuser besitzen, sollen 

(•} Unter Bezeichnung P ro? in tial Staat werden die rilterschafUlchen 
Landesämter verslanden, wie Landrithe, Landmargehall, die Gerichte 
nnd anderen riUerachaftlichen Einrichtungen dea Landea. 
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aller adligen Vorrechte gemessen und frei von allen 
persönlichen städtischen Lasten sein (P. 26). 

c) In Beziehung auf Vermögen. 

«Adlige Güter sollen ins Künftige Niemanden als 
Nobilibus Livonis zu kaufen frei stehen, diese auch 
solche vorhin dem zugegen verkaufte Güter zu reluiren 
befugt sein» (P. 19) (*). 

Es wird das unantastbare Eigenthum sicher gestellt 
an den gesetzlich von Privatpersonen und von der Kro- 
ne sey es durch Kauf oder Pfand erworbenen Gütern, 
so lange diese nicht ausgelöset worden (P. 12, 14). Die 
Arrendirung der Staatsgüter wird der Ritterschaft vor- 
behalten (P. 17) f). 

B. Punkte, entschieden durch den Kaiser Peter I am 42 

Octobcr 4740 (2304J. 

1) Auf die allgemeine Bitte um Bestätigung für die 
Ritter-und Landschaft der Privilegien, Rechte, Gewohn- 
heiten, Freiheiten, Eigenthumsrechte und Gerechtig- 
keiten in geistlichen und weltlichen Dingen, insbeson- 
dere aber des Privilegiums Sigismund Augusts vom 
Jahre 1561, erfolgte diese Entscheidung: «Seine Ma- 
jestät ertheilt hierdurch seine huldreichste Bestätigung 
alles dessen, was von dem General-Feldmarschall Gra- 
fen Scheremetjeff dem Adel und den Landesbewohnern 
namentlich zugestanden worden, und spricht eine glei- 
che Huld auch in Beziehung auf ihre übrigen unter- 

(') Auf diesen buchstäblich ausgeschriebenen 19-ten Punkt begrün- 
det der LiTlindische Adel sein ausschliessliches Recht auf Eigenthum 
nn unbeweglichem Vermögen. 

(•*) Im 17-ten Punkte bittet die Ritterschaft am einen Vorzug bei 
Itutzniessung and Arrende der Erong fiter, besonders aber Tor den Ri- 
gaschen Bürgern; die Resolution ist aber nur mit den Im Texte ange- 
führten Worten gegeben. In der Folge jedoch in der Entscheidung auf 
das Memorial vom 1 Mars 1711 ist das Wort «?orsogswei»e» hinzuge- 
fugt. 
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thänigsten Bitten aus. Namentlich aber auf die vorge- 
legten Punkte und die allgemeine Bitte der Ritterschaft 
und der Landesbewohner werden dieselben Seiner Kai- 
serlichen Majestät allerhuldreichste General-Konfirma- 
tion aller Privilegien, Rechte und Freiheiten dieser 
Ritterschaft erhalten. 

2) Bei der Universität in Livland (damals in Pernau) 
wurde entschieden geschickte Professoren Lutherischen 
Glaubens zu halten, jedoch auch einen Professor der 
Slavonischcn Sprache anzustellen (P. 4). f 

3) Die Verfassung der Landesämter wurde bestätigt; 
die Entscheidung über den Gehalt und Rang der Land- 
rälhe aber aufgeschoben (P. 5) (*). 

4) Die Zusammenstellung eines neuen Landrechts 
wird zugestanden (P. 10). 

5) Die früher den Klöstern abgenommenen und zu 
weltlichen Zwecken verwandten Güter, eben so die 
gekauften oder gepfändeten Krongüter, werden im Be- 
sitz der Käufer oder Pfandhalter gelassen, so lange sie 
nicht ausgelost werden (P. 13 und 14). 

6) Auf die Bitte, dass auf die adligen Güter kei- 
ne anderen Lasten, als die seit Allers bestehenden, ge- 
legt werden mögen, erfolgte die Entscheidung: «dass 
in Friedenszeiten die adligen Güter nicht mit andern 
Auflagen belastet werden sollen, ausser denen, welche 
unter der Schwedischen Regierung bestanden; dass 
aber zur Kriegszeit die getreue Ritterschaft sich nicht 
entziehen werde auf ihren Gütern Truppen ins Quar- 
tier zu nehmen und denselben den nöthigen Unterhalt 
zu geben» (P. 13). 

(*) Sie erfolgte in der Eotschcidung auf das Memorial. 
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C. Punkte für die Stadt Riga, bestätigt vom Feldmar- 
schall Scheremetjeff am 4 Juli 4740 (2278). 

1) Freie Ausübung des Augsburgischen Be- 
kenntnisses. 

Das Augsburgische Bekenntniss soll unverändert in 
allen der Stadt gehörigen bürgerlichen und geistlichen 
Kreisen aufrecht erhalten, die zur Polnischen Zeit be- 
standenen inappellablen Konsistorien wieder herge- 
stellt werden, und dem Magistrate die Wahl und An- 
stellung der Pastoren und der beim Gymnasium, den 
lateinischen und deutschen Schulen Dienenden vorbe- 
halten bleiben. 

2) Allgemeine Bestätigung der Privilegien. 

Der Stadt sollen erhalten werden die ihr gehören- 
den Ländereien, Einkünfte, Vorzüge, Privilegien, 
richterliche Gewalt, Gewohnheiten, Freiheiten auf dem 
Wasser und zu Lande, wie solche von Alters her von 
Ordensmeistern, Polnischen und Schwedischen Köni- 
gen überkommen, sowohl im Allgemeinen, wie im 
Besonderen (P. 2). — Die städtischen, Privilegien sollen 
nicht anders als mit Theilnahme des Magistrats ausge- 
dehnt werden bei einer neuen Anordnung, damit die- 
selbe die Kraft eines Privilegiums erhalte (P. 17). 

3) Korporative Rechte. 

•) Städtische Einrichtungen. 

Der Magistrat und die Richter sowohl in Polizci- 
als Rechtssachen sollen mit den zu ihnen gehörenden 
Beamten bei ihren Aemtern, Privilegien, Rechten und 
den Gehalten aus den Stadteinkünften erhalten werden 
. (P. 4). Der Magistrat und die Stadt Riga sollen bei ih- 
ren alten Würden, Immunitäten, Gerichtsbarkeiten 
und namentlich bei dem Burggräflichen Rechte belas- 
sen werden, so wie der Magistrat insbesondere bei 
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der Macht alle geistlichen und weltlichen Beamten zu 
wählen und einzusetzen (P. 9). — Es sollen weder in 
der Stadt, noch in ihrem Gebiete Bichter oder Rech- 
te ausser den bis zu dieser Zeit bestandenen eingeführt 
und angeordnet werden, auch soll weder in der Kan- 
zellei, noch in der Korrespondenz eine andere Sprache 
als die Deutsche gebraucht werden (P. 10). — Die 
grosse und die kleine Gilde, die Kompagnien, Aemter 
sollen aufrecht erhalten, und die geistlichen wie welt- 
lichen Anstalten in der Stadt und ausserhalb bei ihrer 
jetzigen Einrichtung, bei ihren Einkünften, unter der 
bis zu dieser Zeit stattgehabten städtischen Verfassung 
belassen werden (P. 5). — Essoll nicht gestattet wer- 
den, zur Beeinträchtigung der bestehenden Aemter we- 
der in der Stadt, noch in ihrem Gebiete neue einzu- 
richten (P. 7). 

b) Betilxungen der stidlUchen Korporation. 

Der Stadt sollen zu vollem Eigenthum wie ihr altes 
Patrimonialgebiet, so auch die ihr später verliehenen 
Güter mit den dazu gehörigen Ländereien, Einkünften, 
Rechten und Allem was sonst dazu gehört, erhalten 
bleiben (P. 3 und 14). 

4) Rechte der städtischen Korporation, jeder 

einzelnen Person zustehend. 

Dass alle städtischen Aemter, Kollegien, Zünfte und 
Kompagnien, gleich wie alle Bürger und Einwohner, 
adlig und nicht adlig, wie solches von Alters hergeb- 
racht, bei ihren Landgütern, Privilegien, Rechten, 
Schrägen, Verrichtungen und Besitz in der Stadt, wie 
ausserhalb und in den Kreisen, verbleiben sollen. 

5) In Beziehung auf Abgaben und Obliegen- 

heiten. 

Auf die Bitte der Stadt, sie mit keinen Einquartie- 
rungen (ausser den Kasernen), Kontributionen und 
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anderen Auflagen zu beschweren, erfolgte die Reso- 
lution: «mit ungewöhnlichen Auflagen oder ausseror- 
dentlichen Kontributionen wird Niemand belastet wer- 
den» (P. 16). 

D. Punkte für die Stadt Riya entschieden durch Kaiser 

Peter /, am 42 Oktober 4740 (2305). 
Die Stadt bat um Schutz des Handels, um Erhaltung 
der früheren groben Münze, um Nichterhöhung der 
Zollabgaben und Auflagen, um Entscheidung für den 
freien Handel mit Masten und Russischem Holze, ins- 
besondere aber um Belassung bei dem alten Stapelrecht. 
Der Kaiser befahl dies Alles für 's Erste auszusetzen bis 
zu einer ruhigen Zeit und bis zu weiterer Untersu- 
chung und Sammlung vollständiger Auskunft. 

E. Akkordpunkte der Ehstländischen Ritterschaft, vom 

29 September 4740 (2299) f). 

1) Aufrechterhaltung des Augsburgischen 
Glaubensbekenntnisses. 

Das Augsburgische Glaubensbekenntniss soll in seiner 
ganzen Reinheit aufrecht erhalten, bei den Schulen 
nur Personen dieses Bekenntnisses angestellt, die Pre- 
diger nach dem Alten gewählt, und über sie ein Bi- 
schoiT aus der Mitte der Land - und Stadtgeistlichkeit 
eingesetzt werden (P. 1). Die Kathedral-Kirche auf 
dem Dome, von Alters her der Ritterschaft gehörend, 
soll ihr gelassen werden, ein anderer Gottesdienst als 
ein Deutscher in derselben nicht statt haben (P. 33). 

(*) Hier sind im Auszüge angegeben die im Hauptquartiere In der 
Rahe von Reval aufgesetzten Vertragsartikel zwischen der Biller-and 
Landschaft des Heriogthums Ehstland und dem Russischen Generai- 
Lieutenant Bauer. Besondere Entscheidungen Peter des Grossen finden 
sich weder in der Ilo.iHoe Cofipaaie 3anoaoBT>, noch in der hand- 
schriftlichen Sammlung der Privilegien des Ehsllindischen Adels, wel- 
che der ä-ten Abtheilung der Eigenen Kamel lei Seiner Majestät ange- 
kommen. Die Stadl Narwa, damals su Bhstland gehörend, geniesst der 
in diesen Punkten der Previns torbehaltenen Rechte (P. 87). 
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2) Allgemeine Bestätigung der Privilegien und 

Rechte. 

Alle Privilegien, Donationen, Statuten, Freiheiten 
und Gewohnheiten, welche dem Lande und insbesonde- 
re dem Adel von den Dänischen Königen, den Hochmei- 
stern und Meistern verliehen worden, sollen von Wort 
zu Wort und ohne allen Eindrang bekräftigt und er- 
halten werden (P. 2 und 38). Alles was in der Riga- 
sehen und Pernauschen Kapitulation festgestellt worden 
und was dieser Ritterschaft und Adel sammt Landes- 
bediente und Eingesessenen auf irgend welche Weise 
zum Vortheil dienen kann, soll als hier ausdrücklich 
eingeschlossen angenommen werden (P. 40). 

3) Korporative Rechte der Ritterschaft. 

«) In Beziehung auf den LandcssUat. 

Die zwölf Landräthe und der Landmarschall sollen 
ihre vorige Würde, Dignität und Rang, die der Rath- 
stuhl von den Königen in Dänemark und Hoch-und Or- 
densmeistern gehabt, wieder einnehmen und ihren 
Rang beibehalten (P. 5). 

b) In Beziehung auf den Landtag. 

«Es hat auch eine edle Ritterschaft von Königlichen 
Dänischen, wie auch Heermeister und Königlichen 
Schwedischen Regierung her die Freiheit gehabt und 
behalten Landtage und Versammlungen mit Vorbe- 
wusst der hohen Landesobrigkeit zu halten, wenn sie 
ihre Angelegenheiten abzuhandeln gehabt, auch wann 
die hohe Obrigkeit etwas denen Landesständen anzu- 
sinnen gehabt. So ist selbige Proposition von dem Herrn 
General - Gouverneuren, nach vorhero ausgeschriebe- 
nem Landtage, denen Land-Räthen, Landmarschall und 
sämtlichen Ritterschaft übergeben, darüber deliberirt 
und der erfolgte Schluss dem Herrn General-Gouverneu- 
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ren dieses Herzogthums und so weiter der höchsten 
Jbrigkeit, im Fall etwas Wichtiges obhanden gewesen, 
zur ferneren Resolution übergeben; wobei E.E- Ritter- 
schaft Selbiges zu conserviren und als ein prinzipal 
Stück Ihrer Privilegien beizubehalten unterthänig bit- 
tet». In der Antwort Bauer's ist gesagt: «Wird in allen 
Stücken placidirt» (P. 8) ( # ). 

4) Landesverfassung in Beziehung auf Polizei- 
und Gerichtswesen. 

Der General-Gouverneur soll aus den Evangelischen 
Glauben bekeimenden Deutschen angestellt werden 
(P. 6). Die Landespolizei und Gerichtsverfassung sol- 
len bei früherer Einrichtung und Würde belassen 
werden, wie sie von Alters her und von den Ordens- 
Meistern her bestanden haben (P. 4). Im Oberlandge- 
richte soll der General -Gouverneur den Vorsitz haben, 
und in seiner Abwesenheit der älteste Landrath, die 
Verhandlung in Deutscher Sprache geführt werden 
(P. 6). Zum Unterhalte des Gerichts und der Landrüthe 
sollen die früher dazu bestimmten Landgüter ihnen 
Verbleiben (P. 7). 

Auf die Bitte das Burggericht dahin abzuändern, 
dass kein Edelmann demselben unterworfen sey, erfolg- 
te die Resolution: «bleibt bei der früheren Verfassung 
bis zur Entscheidung des Kaisers» (P. 22). Die Rich- 
ter sollen wegen ihrer Urtheile nicht verklagt und einer 
Verantwortung unterzogen (P. 29), in den oberen wie 
den niederen Gerichten keine andere Richter als die 
bestehenden angeordnet und keine andere Sprache als 
die Deutsche eingeführt werden (P. 31). 



H Wegen der Wichtigkeit dieses Pvukts wird er mit den Worten des 
Original* angeführt. 
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5) Rechte der Ritter-and Landschaft, insbeson- 
dere jeder einzelnen Person zustehend. 

•) In Beziehung auf das peinliche Gericht. 

Die Bewohner sollen Land - Stadt- und Hausfrieden 
gemessen, die Schuldigen abgeurtheilt und bestraft 
werden nach den bestehenden Gesetzen, ohne Nachtheil 
für einen Andern, um so weniger für die Korporation 
(P. 30). Für Venrath soll nach den Landesrechten in dem 
Gerichte, dem der Verbrecher unterworfen ist, genr- 
theilt und die Strafe auf ihn persönlich fallen, ohne 
seine Familie oder sein Vermögen zu berühren, wel- 
ches an seine nächsten Verwandten fallt (P. 13). 

b) In Beziehung auf Vermögen and Verpflichtungen. 

Den Gutsbesitzern und wirklichen Eigentümern sol- 
len die ihnen im Laufe der Zeit von der Schwedischen 
Regierung verliehenen Güter zum vollen Eigenthum 
gelassen und zurückgegeben werden, wie sie dieselben 
von Anfang laut Privilegien, Donationen, Pfandbriefen 
besessen, das etwa Verlorene aber ersetzt werden (P.3) k 
Die Krongütcr sollen Personen aus dem örtlichen Adel 
zu billiger und gewöhnlicher Arende gegeben werden 
(P. 19). 

c) Rechte in Beziehung auf Abgaben und Obliegenheiten. 

Die der Ritter- und Landschaft, so wie den Landes- 
bedienten gehörenden Häuser und Plätze auf dem Dome 
und in der Stadt, innerhalb und ausserhalb derselben, 
sollen nicht mit Einquartierungen, Kontributionen, Ar- 
beitstagen, Fuhren u. s. w. beschwert werden (P. 11 
und 8). Auf die Ritte die Steuer für Stempelpapier ab- 
zuschaffen, erfolgte die Resolution: «wird aufgescho- 
ben bis zur Entscheidung Seiner Kaiserlischen Maje- 
stät» (P.31). 



• 
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F. Akkordpnnkte dir Stadt Reval, tom $9 September 

4740 (2298). 

1) Aufrechthaltung des Augsburgischen 
Glaubensbekentnisses. 

Der Gottesdienst Evangelischen Glaubens nach der 
Augsbürgischen Konfession soll in allen städtischen Kir- 
chen unverbrüchlich aufrecht erhalten werden (P. 2)* 
Aus den städtischen Kirchen sollen weder Schmuck 
noch sonstiges Eigenthum genommen, die Pastore, Pro- 
fessoren und Lehrer ihrer Gehalte und Einkünfte nicht 
beraubt, dieselben auch nicht wider ihren Willen i u- 
rüchgehalten werden (P. 3 u. 5). Es wird der Stadt zu* 
gestanden das Episkopalrecht nach früherer Gewohn* 
heit auszuüben (P„ 4). 

2) Allgemeine Bestätigung der Privilegien. 

Alle der Stadt und deren Bewohnern ton den Dani- 
schen Königen, Hochmeistern, Meistern, Schwedischen 
Königen verliehenen Privilegien, Pakte, Freiheiten, 
Gewohnheiten, Kömgliche Resolutionen (*) sollen im 
Allgemeinen wie im Besonsonderen bestätigt und für 
immer nach ihrem Wortverstande und ohne alle Aus- 
legung aufrecht erhalten werden (P. i und 38). Wenn 
die Stadt Riga oder Pernau irgend welche andere Vor- 
theile für sich ausbedungen, so sollen dieselben gleich- 
falls der Stadt Reval gerade so vorbehalten sein, als ob 
sie hier absichtlich abgemacht seien (P. 31). 

3) Rechte der städtischen Korporation. 
« Die freie Rathswahl und Besetzung aller Aemter 
nach dem Alten und die vorigen Rathsrange», die städ- 

O Et versteht sich, das* bloss diejenigen Königlichen Resolutionen 
als Pririlegien Angesehen werden, welche bei dem Eintritte in die Unter- 
thanschaft oder bei Verleihung besonderer Vorrechte an Irgend einen 
Stand ertheilt wurden. Die übrigen Befehle, Verordnungen, Gesetse, die 
▼on Zeit su Zelt gegeben wurden (tob denen eine grosse Menge für diese 
rroriniea von der Schwedischen Regierung erfolgten j sind keine Priti- 
legfeo. 

7 
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tischen Gilden, wie die grosse Kaufmannsgildc mit 
ihren priviiegirten Schrägen, so auch die Schwarzen- 
häupter und die (kleine) Gilde des heiligen Kanut, sol- 
len aufrecht erhalten werden (P. 9). 

4) Städtische Einkünfte und Besitzungen. 

Der Stadt sollen alle ihre Güter erhalten, die abge- 
nommenen zurück gegeben und ihr alle Einkünfte be- 
stätigt werden, wie aus dem Hafen- Zoll, die Accise 
ohne Rekognition, die Wagegelder, das halbe Procent 
von allen eingeführten und ausgeführten Waaren u.s.w. 
(P. 9). Die Hospitale und Armen-, so wie die Stadtgü- 
ter sollen von Lehnspflicht und Bossdienst befreit sein 
(P. 9). 

5) Bürgerliche Gesetze und Gerichtsverfas- 
sung. 

Auf die Bitte der Stadt das gemeine Kaiserliche 
Recht (*) und das Statut der Stadt Lübeck zu erhalten, 
erfolgte die Resolution «Dieser Punkt wird bis zu Jh- 
rer Grosszarischen Majestät fernerer All er gnädigsten 
Disposition anheim gestellt» (P. 6) (**)• 

Auf die Bitte in der Stadt einen die Deutsche Spra- 
che verstehenden Gouverneur anzustellen, alle Befehle 
in Deutscher Sprache auszufertigen, in den Kanzelleien 
und Gerichten keine andere als die Deutsche Sprache 
zu gebrauchen,— ei/olgte die Resolution: «der General 
«Bauer hofft, dass Seine Kaiserliche Majestät dieses 
«Alles zugestehen wird (P. 25)». 

Auf die Bitte in Esthland ein besonderes Tribunal zu 
errichten, von welchem keine weitere Appellation statt 



(*) Dieses Kaiserliche Recht Ist wohl das, was jetzt alt «gemeines 
Recht» bezeichnet wird. 

(-) Es ist unbekannt ob dieser Punkt rom Kaiser bestätigt worden. 
Indessen gebraucht die Stadt Reyal bis jetzt das sogenannte «gemeine 
Recht» und die Lübischen Statuten, sich auf diesen Punkt beziehend. 
Übrigens kann dieser Gebrauch auch durch die allgemeine Bestätigung 
aller Rechte und Gewohnheiten begründet werden. 
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zu finden habe, erfolgte die Resolution: «Weil dieser 
«Punkt der Billigkeit gemäss, als werden auch Jhre 
«Grosszarische Majestät darein consentiren» (P. 7)(*). 

6) Rechte der Stadtkorporation einer jeden 
einzelnen Person im Besonderen zukommend. 

a) In Beziehung auf Gericht** es en und peinliches Recht. 

Die des Verraths Schuldigen sollen abgeurtheilt und 
bestraft werden nach den hergebrachten städtischen 
Rechten, ohne nicht an dem Verbrechen Theil habende 
Personen in Verantwortung zu bringen (P. 8). 

b) In Beziehung auf den Dienst. 

Die Civilämter in der Stadt: beim Zoll, beim Post- 
hanse und andere, sollen an die städtischen Burger und 
Einwohner verliehen werden. 

c) In Beziehung auf Auflagen und Obliegenheiten. 

Die Stadt soll nicht mit Einquartierungen belästigt 
werden (P. 14). Auf die Bitte die Stadt yon der Steuer 
für Stempelpapier zu befreien, erfolgte die Resolution: 
aWird seiner Grosszarischen Majestät Gnade anheim- 
gestellt» (P. 25). 

d) In Beziehung auf Vermögen und Verpflichtungen. 

Die städtischen Einwohner und Bürger, welche in 
den Kreisen Landgüter nach Erbrecht besitzen oder 
als Pfand, oder aber Immission in solchen haben, sollen 
derselben nach gleichem Rechte mit den Edelleuten ge- 
messen. Wenn auch Jemand von^ktiel, seine Eltern oder 
Vorfahren, Schuldner geworden und die Schulden nicht 
bezahlt, weil ihre Güter von der Krone eingezogen 
wurden, so sollen die ihre Güter zurück erhaltenden 
Schuldner verpflichtet sein diese Schulden ohne alle 
Einrede der Verjährung zu bezahlen (P. 18). Es soll 
keinem verboten sein, nach Bezahlung der der Stadt ge- 
bührenden Abzugsgelder, mit seinem Vermögen auf im- 
mer an einen andern Ort zu ziehen (P. 20 und 21). 

(*) Indessen ist in Esthlaad nie ein Oberstes; Tribunal eingerichtet 
worden. 
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e) In Beziehung auf des Bändel. 

Es soll der Stadt die Freiheit der Seefahrt und des 
Handels bestätigt sein (P. 22 und 23). Es soll eine Post 
eingerichtet, Niemandem die freie Fahrt in eigenen 
Geschäften von einem Orte zum andern verwehrt, den 
Burgern kein Hinderniss gesetzt werden des Handeb 
wegen in die anderen Länder der Zarischen Majestät 
zu reisen, Waaren eio-und auszuführen mit Bezahlung 
der gewöhnlichen Steuer (P. 16). Es soll Keinem, der 
nicht in die Bürgerschaft eingeschrieben oder in eine 
städtische Korporation getreten, gestattet werden in der 
Stadt Waaren oder Fabrikate zu verkaufen (P. 29). 



DRITTES KAPITEL. 

Bestätigung der Akte über die Vereinigung Liv* 
lands, Esthlands und der Insel Oesel mit 

Russland. 

Die Aktenstücke über die Vereinigung Livlands, 
Esthlands und der Insel Oesel mit Bussland sind bestä- 
tigt durch: I) die Gnadenurkunden Peter des Grossen, 
II) den Frieden von Nystadt, III) die Gnadenurkunden 
der Nachfolger Peter des Grossen, erlheilt bei ihrer 
Thronbesteigung . 

I. Djb GjwoBisupuNDEü Peter des Grossen. 

Beim Eintritt der Bewohner des Ostseegebiets in die 
Bussische Botmässigkeit, erthcilte Peter der Grosse be- 
sondere Urkunden: 1) der Livländischen Bitterschaft; 
2) der Stadt Biga; 3) der Esthländischen Ritterschaft; 
4) der Stadt Beval. 

In der der Livländischen Bitterschaft am 30 Septem- 
ber 1710(2301) ertheiltenGnadenurkunde, weicheallen 
später ausgestellten zur Grundlage diente, ist ausge- 
sprochen: «Hierdurch Unseren getreuen Bitter - und 
Landschaft und ihren Nachkommen alle ihre vorhin 
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wohlerworbene und z u uns gebrachte Privilegien, inson- 
derheit aber da9 Privilegium Sigismundi Augusti da- 
Hrt zu Wilna im Jahre 1561, Statuten, Bitterrechte, 
Immunitäten, Gerechtigkeiten, Freiheiten (so weit sie 
auf jetzige Herrschaft und zu Zeiten sich appliciren 
lassen), rechtmässige Possessiones und Eigentümer, 
welche sie sowohl in wirklichen Besitz haben und 
gemessen, als zu welchen sie von ihren Vorfahren 
her, ihren Rechten und Gerechtigkeiten nach, berech- 
tigt sind, für Uns und Unsere rechtmässigen Succes- 
soren hiermit und Kraft dieses gnädigst confirmiren 
und bestätigen, auch versprechen, dass sie und ihre 
Nachkommen, wie es denn recht und billig ist, bei dem 
Alten, vollkommen und immerwährend, von Uns und 
Unsern Nachkommen sollen erhalten und gehandhabt 
werden; doch Uns und Unserer Beiche Hoheit und 
Recht in allem vorbehaltlich und sonder Nachtheil und 
Präjudiz» f). 



n Aehnliche Einschränkungen Anden sieh fast in allen Akten der 
früheren Herrscher, welche die Rechte der Bewohner de» Ostseegebiets 
beetitift haben. In der Urkunde Kaiser Karl V Tom 80 Oktober 1527 ist, 
oach der Bestätigung der Privilegien der Oeselchen Ritterschaft in 
allen Punkten, Artikeln und Bedingungen derselben, hinzugefügt: 
•Doch Uns und dem Reiche und Unseren Obrigkeiten und sonst jedem 
ohne Schaden.» — In der Tora Dänischen Könige Friedrich II der OeseN 
sehen Ritterschaft am U Man 1569 ertheilian Urkunde heisst es: «Doch 
in allewege Unsere and Unseres Reiches mmmark Hoheit, Sehuta und 
andere Gerechtigkeit unvorgreiflich».— In der Akte über die Vereinigung 
Livlands mit dem Grossfurstenthum Lilthauen, vom 86 December 1566, 
fügt Sigismund August bei der Bestätigung hinzu: »Salto tarnen in Om- 
nibus praescriptae consociationii ac fraternitatU punclis, articulis et 
eonditiunibus jure superiorilatis ac preeminentia n ostras integrisque 
omnibus Regalibus ac Principalibus nostris quacunque ratione nobis 
Magnoque Ducalni forte competentibus.» — In der vom Polnischen Kö- 
nige Stephan Bathory der Stadt Riga am 16 November 1581 ertheilten 
Urkunde (Corpus privileg iorum Stephaneum) Ist nach Bestätigung aller 
Privilegien gesagt: «Ita quidem uthaee omnia prefess» nobis subjectionl 
et fidelilati jurique publico non repugnent.» — In den der Lirlandi- 
schen Ritterschaft von der Königin Christina am 17 August 1648, von 
der Regenlin Hedvig Eleonore am 23 November 1663 und von Karl XI 
am 10 Mai 1678 ertheilten Urkunden ist gesagt: «Uns sonsten hiebei und 
Unseres Reiches Hoheit und Gerechtigkeit vorbehaltend und nicht tum 
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Die Gnadenurkunden für die Esthlündische Bitter- 
schaft und die Städte Riga und Reval sind nicht bloss in 
den Grundsätzen, sondern selbst in den Ausdrücken der 
der Livländischen Ritterschaft gegebenen ähnlich, ha- 
ben aber nicht die oben bemerkten Einschränkungen. 

II. Der Friede ton Ntstidt. 

In dem zwischen Russland und Schweden ahgeschlos- 
senen Nystädter Traktat Tom 30 August 1721 (3819) 
beziehen sich folgende drei Artikel auf Livland, Esth- 
land und die Insel Oesel: 

Artikel IX. «Alle Bewohner der Provinzen Livland 
und Esthland, gleichwie der Insel Oesel, adlige und 
nicht adlige, und die in selbigen Provinzen befindli- 
chen Städte, Magistrate, Gilden und Zünfte sollen bei 
ihren Privilegien, Gewohnheiten, Rechten und Gerech- 
tigkeiten, die sie unter der Schwedischen Regierung 
gehabt, beständig und unverrückt erhalten und beschützt 
werden.» 

Artikel X. «In den abgetretenen Ländern soll kein 
Gewissenszwang eingeführt, vielmehr der Evangelische 
Glaube, Kirchen und Schulen und was das dazu gehört 
auf dem Fuss, wie es unter der letzten Schwedischen 
Regierung gewesen, gelassen und beibehalten werden; 
jedoch ^ass in selbigen die Griechische Religion hinfüro 
ebenfalls frei und un^iindert ausgeübt werden könne.» 

Artikel XI. «Es sollen die von der Schwedischen Re- 
gierung eingezogenen Landgüter allen denen wieder- 
gegeben werden, welche gerechte Ansprüche an diesel- 
ben haben und ihre Rechte gesetzlich beweisenkönnen.» 

III. Gnadekürkunden, von den Nachfolgern Peter des 
Grossen bei der Thronbesteigung ertheilt. 

In der Folge bestätigten die Russischen Monareben 
vielfach die Privilegien und Vorrechte der Ritterschaft- 

Praejudlaoder Schaden ».-In den der Esthländhchen Ritterschaft Ton 
Gustav Adolph am 17 September 1613 und 24 November 1S17 ertheülea 
Urkunden heisst ei: «Hiebt aber ünwra Königliche» Regalien und Bf 
heilen xnwider.» 
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üchcn Korporationen und der Städte in Livland und 
EsChland durch bei der Thronbesteigung ertheilte Gna- 
denurkunden. 

Die Privilegien der Inländischen Ritterschaft sind 
bestätigt von Katharina I am 1 Juni 1725 (4743), 
Peter II am 12 September 1728 (5330), Anna Ioan- 
nowna am 23 August 1730 (5608). Elisabeth Petrow- 
na am 25 Juni 1742 (8573), Katharina II am 27 Au- 
gust 1763 (11905), Alexander I am 15 September 1801 
und yon dem Kaiser und Herrn Nikolai Pawlowitsch 
am 9 Februar 1827 (889). 

Die Privilegien der Stadt Riga sind bestätigt: yon 
Peter II am 13 Oktober 1728, Anna Ioannowna am 23 
August 1730 (5609), Elisabeth Petrowna am 17 Sep- 
tember 1742 (8614), Katharina II am 27 August 1763 
(11904) und Alexanderl am 15September 1801 (20014). 

Die Privilegien der Stadt Dorpat sind bestätigt von 
Anna Ioannowna am 28 März 1731 (5731), Elisabeth 
Petrowna am 27 Oktober 1742 (8650) und Katharina II 
am 17 März 1764 (12093). 

Die Privilegien der Stadt Pernau sind bestätigt von 
Anna Ioannowna am 28 März 1731 (5730), Elisabeth 
Petrowna am 27 Oktober 1742(8651) und Katharina II 
am 17 Februar 1764 (12052). 

Die Privilegien der Esthländischen Ritterschaft sind 
bestätigt von Katharina I am 1 Juli 1725 (4743), Pe- 
ter II am 12 September 1728 (5332), Anna Ioannowna 
am 23 August 1730 (5607), Elisabeth Petrowna am 25 
Juny 1742 (8574), Katharina II am 21 September 1763 
(11933), Alexander I am 15 September 1801 (20010) 
und von dem Kaiser und Herrn Nixolai Pawlowitsch 
am 9 Februar 1827 (888). 

Die Privilegien der Stadt Reval sind bestätigt von 
Katharina I am 1 Juli 1725 (4743), Peter II am 11 
September 1728, Anna Ioannowna am 23 August 1730 
(5610), Elisabeth Petrowna am 17 September 1742 
(8615), Katharina U am 21 September 1763 (11932), 
ilexander I am 15 September 1801 und von dem Kaiser 
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und Herrn Nikolai Pawlowitsch am 9 Februar 1827 

(890). 

Was die Insel Oesel anbetrifft, so wurden die Ton der 
Livländischen Ritterschaft abgeschlossenen Akkordpunk- 
te nicht auf dieselbe ausgedehnt, weil sie bis zum Ab- 
schlüsse des Njstädler Friedens im Besitz der Schwe- 
den blieb. In der Folge aber wurden die Rechte und 
Privilegien, mit denen die Oeseische Ritterschaft unter 
die Russische Botmassigkeit getreten, mehr als einmal 
von den Russischen Monarchen bestätigt. Anna Ioan- 
nowna bestätigte sie in der Gnadenurkunde vom 28 
März 1731 (5732), Elisabeth Petrowna am 27 Okto- 
ber 1742 (8653), Katharina II am 17 Marz 1764(12092) 
und Alexander I am 13 Okiober 1802. 

Die Privilegien der Stadt Arensburg sind bestätigt 
von Katharina II am 17 Februar 1764 (12050) (*). 

Auf diese Weise bewahren während fast schon an- 
derthalb Jahrhunderten die provinziellen Gesetze des 
Ostseegebiets, gegründet auf die Akkordpunkte der Städ- 
te und des Landes und bestätigt durch die Gnadenur- 
kunden der Russischen Monarchen, unverändert ihren 
ganzen Umfang und ihre Kraft. Ja, übereinstimmend 
mit dem Versprechen Peter des Grossen: «nicht bloss 
sie heilig zu bewahren und zu erhalten, sondern auch 
bei Gelegenheit sie durch ausgedehntere zu vermehren» 
[16 August 1710 (2287)], sind diese Rechte und Vor- 
züge durch allgemeine Gesetze vermehrt und vervoll- 
ständigt worden, Als die Kaiserin Katharina, um Ein- 

(♦) In den Gnadenurkunden Katharina I werden bei der Bestätigung 
die von Peter dem Grossen gemachten Einschränkungen wiederholt. In 
den Gnadeaarkunden Peter II, Anne Ioaonowna*e, BlUabeth Petrow- 
na^ und Katharina II werden die Rechte und Privilegien betätigt In 
der Kraft «wie sie ?on Peter den Grossen und Katharina I konflrroirt 
worden». In den Gnadenurkunden Alexander 1 und des Kaisers Nikolai 
Pawlowitsch ist ganz mit denselben Worten gesagt, dass der Ritter- 
schaft und den Städten erlaubt wird «aller dieser Rechte, Prlrilegien 
undVoreiige, insoweit sie in Übereinstimmung mit den allgemeinen 
Verfassungen und Gesetzen Unseres Reicht sind, frei an geuieaeeu.» 
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fbxniigkeit in die Staatsverwaltung zu bringen, es für 
nothweudig hielt die allgemeine Gouvernementsverord- 
nung einzuführen, so befahl sie namentlich hierbei: 
dass «die in Grundlage der allgemeinen Verordnun- 
gen angeordneten Behörden und die in die verschiede- 
nen Aemter eingesetzten Personen verpflichtet seyen 
darüber zu wachen, ein Jeder je nach seinem Amte, 
dass die diesen Gouvernements eigentümlichen Ge- 
setze, die von den Russischen Monarchen dem Adel 
und den Städten dieser Statthalterschaften verliehenen 
und bestätigten Gnadenurkurden, im eigentlichsten Sinn 
und ohne allen Eindrang ausgeführt würden» (3 Juli 
1783 [15776] P. 2). — Mit der Wiederherstellung des 
früheren Zuslandes der Gerichtsbehörden und der 
Korporationsverfassungen im Ostseegebiete im Jahre 
1796, wurden neuerdings die provinziellen Gesetze in 
ihrer ganzen Ausdehnung bestätigt, und sind seit dieser 
Zeit in ihrem Wesen durchaus keiner Veränderung un- 
terworfen worden. Das alte Livland, das so lange durch 
inneren Unfrieden und die Bedrückungen und Gewalt« 
massregeln seiner temporairen Beherrscher, der Pol- 
nischen und Schwedischen Könige, gelitten — lernte 
endlich unter dem Scepter der Monarchen Russlands die 
Wohlthaten der Sicherheit, der Ruhe und der Ordnung 
kennen. 



VIERTES KAPITEL. 

Vereinigung des Herzogthums Kurland und des 
Kreises Pillen mit dem Russischen Reiche. 

Zar Zeit der Herzoge, unter der Lehnsherrschaft 
Polens, nahm der Kurlandische und Piltensche Adel 
mehr als einmal seine Zuflucht zu Russland. Schon im 
Jahre 1727 verhindert« Kaiser Peter II und darauf im 
Jahre 1732 die Kaiserin Anna Ioannowna die unmittel- 
bare Vereinigung Kurlands und Piltens mit Polen. Im 



Jahre 1794 übernahm die Kaiserin Katharina II die 
Garantie der Kompositionsakte zwischen dem Herzoge 
und dem Karländischen Adel, und bewog den Polni- 
schen Reichstag zur Bestätigung derselben. 

Im Jahre 1795, bald nach der allendlichen Theilung 
Polens» beschloss der Adel des Herzogthums Kurland 
und des Kreises Piltcn sich unmittelbar dem Russi- 
schen Reiche zu unterwerfen. In Folge dessen sagte 
sich die zum Landtage versammelte Kurlandische Rit- 
terschaft, durch das Manifest vom % März 1795 von 
dem in Grundlage des Vertrags von 1561 bestehen- 
den Lehensverbande mit Polen los, und beschloss durch 
ein anderes Manifest vom selben Tage: sich unmittel- 
bar und unbedingt dem Russischen Reiche zu unter- 
werfen und eine Deputation nach St. Petersburg zur 
Leistung des Huldigungseides zu senden. Unterdessen 
bat der sich in Petersburg befindende Herzog von 
Kurland am 16 Mai desselben Jahres die Kaiserin 
die unbedingte Unterwerfung des Adels anzunehmen: 
«weil dieses allein die dauernde Wohlfahrt Kur- 
lands begründen könne», und entsagte zugleich allen 
seinen Rechten auf das Herzogthum zu Gunsten der 
Kaiserin. 

Die Ritterschaft des Piltenschen Kreises folgte dem 
Beispiele der Kurländer. Auf der Versammlung in Ha- 
senpot sagte sie sich, durch das Manifest vom */ u März 
1795, von aller Verbindung mit Polen los, und be- 
schloss durch ein anderes Manifest vom selben Tage, 
sich Russland zu unterwerfen und gleichfalls eine De- 
putation nach St. Petersburg zu senden, um zu den 
Füssen des Throns Ihrer Majestät der Russichen Kai- 
serin die unmittelbare und unbedingte Unterwerfung 
zu erklären. 

Der Bitte der Kurländischen und Piltenschen Ritter- 
schaft willfahrend, erliess Katharina II ein durch Ukas 
vom 15 April 1795 (17319) an den dirigirenden Senat 
gelangtes Manifest, in welchem gesagt ist, das« die 
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Kaiserin in die ewige VereinigungKurlands und Piltens 
mit dem Rassischen Reiche einwillige und durch ihr 
Kaiserliches Wort erkläre: adass nicht bloss das freie 
Bekennini ss der Religion, die Rechte, Immunitäten und 
das Eigenthum eines Jeden in ihrem ganzen Umfange 
erhalten werden sollen, sondern dass auch in Zukunft 
ein jeder Stand der oben genannten Landschaften aller 
Rechte, Freiheiten und Vortheile gemessen solle, die 
die alten Russischen Unterthanen besitzen.» 

In der Folge bestätigten Kaiser Alexander I durch 
das Allerhöchste Manifest vom 15 September 1801 und 
der Herr und Kaiser Nikolai Pawlowitsch durch 
die T ,Gnadenurkunde yom 9 Februar 1827 (891) die alten 
Rechte und Privilegien der Kurländischen und Pilten- 
schen Ritterschaft in ihrer ganzen Ausdehnung, inso- 
weit sie in Uebereinstimmung sind mit den allgemeinen 
Einrichtungen und Gesetzen des Reichs. 



igitized by Google 



ZWEITER THEIL. 
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DIE RECHTS-QUELLEN 

DBS 08TSBBGBBIET8. 



Die Bildung des Rechts Im Ostseogcblste war Insbesondere bis in 
die Milte des XVI Jahrhunderts nicht Folge der Einwirkung einer ge- 

Rechtsenlwickelung in Deutschland, dem Vaterlande der Einwanderer, 
welche im XIII Jahrhunderte in diesen Gegenden neue Staaten gründe- 
ten. Auf Grundlage der ron denselben mitgebrachten Bechtsansichten 
und Ge wohn heilen entwickelte sich das Recht auf dem Wege der Auto- 
nomie: theila und Torxüglich durch die Aussprüche der Richter und 
ihrer Schoden, dann aber auch durch die Beschlüsse der einzelnen mit 
besonderem Rechlo begabten Korporationen. Selbst die aus Einigungen 
der Landesherren mit ihren Ständen hervorgegangenen Rechlsbestim- 
mungen und die von erslereu bewilligte Annahme von an bestimmten 
Orten Deutschland* oder de* Oslseegebiots seihst gellenden 8ututen isl 
nur als autonomiache Rechtsentwickelung anzusehen, da hierdurch nur 
da* bereits Gewohnheitlicho bestätigt oder die fremde Gewohnheit meiner 
einheimischen gemacht wurde. Eigentlicher, ton einer höheren gesetz- 
gebenden Gewalt ausgehender, Gesetze gab es im Verhältnisse zum Ge- 
wohnheitsrechte nur wenige; doch fehlt es nicht an Deutschen Reichs- 
gesetzen, an ausdrücklich für's alte Livlaad von Kaisern und Pabsten er- 
lassenen Verordnungen, an Privilegien der Landesherren und Beschlüssen 
der allgemeinen Landtage, die bestimmend in das Rechtsleben eingrif- * 
fen. Da das alte Li vi and in dieser Periode noch zum Deutschen Reiche 
gehörte, so war das Deutsche Recht und ebenso auch das Römische 
(obwohl letzteres in Tiel geringerem Maasse und viel später alsinDeutsch- 
land selbst) ein einheimisches, mit welchem die Praxis die Lucken 
der alten das Gewohnheitsrecht darstellenden Rechlsbücher ausfüllte. 
Seil dem Ende des XVI Jahrhunderls traten an die Stelle jener Gesetze 
die Verordnungen der neuen Herrscher des Landes, das gemeine Recht 
blieb aber die Quelle aus welcher das einheimische des Ostseegebiet* 
«u seiner Weiterentwickelung schöpfte, wahrend die Praxis auch au* 
den allgemeinen Gesetzen und Verordnungen der nunmehrigen Landes- 
herren das ihr Zusagende zur Vervollständigung aufnahm. Wie aber da* 
Bestreben sieh gellend machte, da* auf diese Weise gebildete Recht der 
einzelnen Landestheile zu kodißeiren, als etwas Bestimmtes aufzustellen, 
musste da* gemeine Recht den Charakter mehr eines Bülfsrechls an- 
nehmen, mussten die von der Praxis später adoptirlen Rechtsgrundsälzo 
su erweisende Rechtsgewohnheit und Gerichtsgebrauch werden, — na» 
me ntlich gegenüber der so ganx ans einer einheitlichen Quelle niessen- 
den Gesetzgebung des Russischen Reich«. Hiermit erklärt sich auch 
die Auffassungsweise Torliegenden Entwurfs einer Uebersicht der Rechts- 
quellen, die nicht die Darstellung der Rechlsenlwickelung im Ostsee- 
gebiete beabsichtigt, sondern eine Angabe der Quellen des jetzigen 
Rechts, insoweit dieselben in schriftlichen Denkmalen auf uns gekommen. 
Daher ist auch des Gewohnheitsrechts und der zur Vervollständigung 
des einheimischen Rechts angewandten Rechte nor kurz Erwähnung ge- 
schehen und auch dies mehr Im Sinne ihrer gegenwäriigen fied«utunf 
für doo lle c bi jiuf laüd dor O^tseogouvernements* 

Kolo des L'oLerseliers. 
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Die in dem Ostseegcbietc in Wirksamkeit stehenden 
Rechtsbestimmungen sind zahlreich und sehr verschie- 
denartig, denn sie bildeten sich nicht nur im Laufe meh- 
rerer Jahrhunderte, sondern auch unter dem Einfl 
fast fortwährend sich verändernder Verhältnisse aus, ja 
sie entstammten sogar verschiedenartigen Quellen. 

1. Die zum Umfange des jetzt Russland unterwor- 
fenen Ostseegebiets gehörigen Provinzen, bildeten, vor 
ihrer Vereinigung mit dem Russischen Reiche, uner- 
achtet des zwischen ihnen bestehenden engen Verbandes, 
doch nie einen einheitlichen Staat; sie befanden sich un- 
ter der Herrschaft verschiedener Gewalten, hatten selbst 
nach der Vernichtung ihres unabhängigen Bestandes ab« 
weichende Schicksale. Daraus geht die erste Verschie- 
denheit in den Rechtsquellen des Ostseegebiets nach 
Provinzen hervor. 

2. In jeder dieser Provinzen, in Livland, auf der In- 
sel Ocsel, in Esthland, in Kurland und in Pilten — moch- 
te sie unter einem örtlichen Bischofle oder unter dem 
.Orden stehen, bildeten sich zwei hauptsächliche Stände: 
ein ländlicher und ein städtischer aus; der ländliche 
oder adlige aus den Besitzern der Lehnguter (Vasallen), 
der städtische aus den Bewohnern der Städte (*). Jeder 
dieser beiden Stände unterschied sich durch besondere 
Rechte, besondere korporative Verfassungen, besonde- 
res bürgerliche und peinliche Recht. Dieser Verschie- 
denheit wegen in den den Ständen eigentümlichen 
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Rechten, mussten die ftechtsquellen des Oslscegebicts 
sichauch^theilen in Quellen des Land-und in Quellen 
des^Stadt-Rechts. 

3. Endlich ist die dritte nicht weniger>ichtige Ein- 
theilung der Quellen Baltischer Gesetzgebung die[Ein» 
theilung derselben nach Zeitperioden. 

Von 1200—1561 stand Livland (unter welcher^Bc- 
zeichnung auch immer Kurland verstanden]wurde) un- 
ter dcivHerrsohaft der Ri gaschen Erzbischüfle, der Bi- 
schOffe,£der Hochmeister und Ordensmeister. Esthland 
befand sich bis 1347 unter der Herrschaft der Däni- 
schen Könige, darauf aber ebenfalb der Hochmeister 
und Ordensmeister. Jeder dieser Landesherrn hatte zu- 
gleich mit seinen Stünden gesetzgebende Gewalt, wäh- 
rend zugleich die einzelnen Stände ihre autonomischen 
Befugnisse ausüblen und ausserdem das Recht sich selb- 
ständig durch Richter und Schöffen ausbildete. Die im 
Jahre 1561 erfolgte Vernichtung der bischöflichen Ge- 
walt und Auflösung des Ordens brachte auch Umwäl- 
zungen im Gange der Rechtsentwickelung hervor. In 
der zweiten Periode der Geschichte Baltischer Gesetz- 
gebung, bildete Kurland ein erbliches Herzogthum un- 
ter Polnischer Lehnshoheit und eben so ward das Stift 
Pillen nach manchem Wechsel ein Polnisches Lehen. 
Esthland trat in die Botmässigkeit der Krone Schweden, 
die Insel Oesel in die der Krone Dänemark, unter wel- 
cher dieselbe bis zu der im Jahre 1645 erfolgten Ver- 
einigung mit Schweden blieb. Livland ward in eine 
Polnisch-Lilthauische Provinz verwandelt, darauf aber 
nach einem langdauernden Kriege anfangs Iheilweise, 
dann völlig Schweden unterworfen. Endlich wurden 
Livland und Esthland seit 1710, Oesel seit 1721, Kur- 
land aber und Pillen seit 1795, in den Bestand des Rus- 
sischen Kaiserreichs aufgenommen, von welcher Zeit 
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an f5r diese Provinzen eine neue dritte Periode auch 

in Beziehung auf die Gesetzgebung beginnt. 

Wir werden dieser dreifachen Eintheilung in der 
Vebersicht des Ganges und der Quellen Baltischer Ge- 
setzgebung folgen. In der ersten Abtheilung dieses Theils 
werden wir die Quellen angeben, aus welchen sich die 
Gesetze und Institutionen Livlands und der, vorzugswei- 
se so genannten» «Insel» Oesel ausbildeten, mit Unter- 
abtheilungen nach den Ständen, in jedem Stande aber 
nach den Perioden bis zum Jahre 1710. Den Vorwurf 
der zweiten Abtheilung werden die Quellen derEsthlän- 
di sehen Gesetze und Institutionen bilden; in der dritten 
werden wir die Quellen der Kurländischen, in der vier- 
ten die der Piltenschen Gesetze und Institutionen auf- 
weisen, mit denselben Unterabtheilungen nach den Stän- 
den und Zeitperioden. 

In der fünften Abtheilung soll die Einwirkung der 
alten Gewohnheiten und Präjudikate, so wie der Sub- 
aidiarrechte angegeben werden. Endlich werden wir 
in der sechsten Abtheilung den Einfluss der allgemei- 
nen Russischen Gesetzgebung auf die partikulaire Bal- 
tische seit der Vereinigung der Ostseeländer mit dem 
Russischen Reiche zeigen. 
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ERSTE ABTHEILUNG. 

UEBEBSICHT DER RECHT8QÜELLEH LIVLANÜS UND 

DER INSEL OESCL. 

. ERSTES KAPITTEL. 

r 

Das Landrecht in Lirland und auf der Insel 

Oesel. 

erster abschnitt* 

Die Zeit der Herrschaft des Ordens und der 

BiSCnOEFFE. 

Nach Form und Inhalt sind alle Quellen des Landrechts 
in Li vi and und auf der Insel Oesel zur Zeit der Herr- 
schaft des Ordens und der BischötTe dreierlei Art: 
1) Urkunden, die sich auf besondere Gegenstände der 
Gesetzgebung beziehen. 2) Rechtsbücher, welche die 
zu einer Zeit geltenden Recblsbestimroungen und 
Gewohnheiten irgend welcher Landschaft, oder irgend 
welchen Standes umfassen. 3) Beschlüsse der Landtage, 
Manntage und anderer Versammlungen, — Verträge der 
einzelnen Landesherren unter sich u. s. w. 
I. Die verschiedenen Arten von Urkunden und deren 

Inhalt. 

Alle Urkunden können nach Entstehung und Inhalt 
in zwei Ordnungen gebracht werden: 1) Bullen und 
Privilegien, ertheilt von Pflbsten und von Römischen • 
Kaisern nnd Königen (*) alsobersten Beherrschern und 
Beschützern Livlands ("). — 2) Privilegien und Ur- 

(•) Frfiber führten alle zu Römischen Kaisern Gewählten bi§ rar 
Krönung in Rom den Titel Römischer Könige; aber seil dem Jahre 1220 
nannten sich so auch die bei Lebzeilen der Kaiser zu ihren Kachfolgern 
auf dem Throne des sogenannten heiligen Römischen Reichs Erwählten. 

(**) Für Oesel giebt es auch ans dieser Zeit einige Urkunden Däni- 
scher Könige, als zeitweiliger Schutzherrn des Bisthums. 
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knnden, crlheül von den Bifldtfffen und dem Orden 
als Landesherrn der einzelnen Territorien. 

1) Bullen der Pdbste und Urkunden der Römi- 
schen Kaiser und Könige. 
Die wichtigsten p&bstiichen Bullen beziehen sich: 1) 
anf den Krieg mit den Heiden (*); 2) die Gründung der 
Bisthumer und die Feststellung ihrer Grenzen, so wie 
der bisehöfllichcn Rechte, die Erhebung des Rigaschen 
BischofTs zur Erzbischöfllichen Würde, mit der Mc- 
tropolitangewalt über ganz Li v fand, Esthland und 
Preussenn. 

3) IKe Gründung des Schwertor dens, die Zuthcilung 
von Lftndereien an denselben, die Feststellung seiner 
Beziehungen zu den Bisehöffen und die Vereinigung 
desselben mit dem Deutschen Orden (***). 

4) Die Entscheidung der Streitigkeiten zwischen dem 
Bigaschen Erzbischoffe und dem Orden ('***), so wie 
zwischen den Verschiedenen Pretendenten an dasselbe 
Bisthum ( ) u. a. m. 

Die Deutschen Kaiser behandelten, seit den ersten 
Zeiten der Unterwerfung Livlands nnd der Einführung 
des Christlichen Glaubens daselbst, dieses Land als ein 
Lehen des heiligen Römischen Reiches, nnd sandten * 
dorthin Urkunden, welche die Uebergabe Livlands ab 

<•) Di« Balten CÖIestin III tob 1196 und 1197, Inooeehz III von 

im«. •. w. 

(•*) Die Ballen Unoceni III ron ISIS, Honorlns III 1117, Ulf, 
12*5, Gregor IX t. 1431 uod 1234, Innocetii IV ?OB 1347 Und IBSt. 

{•••) Die Bullen Innocen* III Ton 1310, des pi beliehen Legeten 
Wilhelm von 1398, Gregor IX Ten 1337. 

(♦•••) Die Bailea Klemens V too 1309, Johann XXII tob 1330, 
lunoeensVI tob I33B und 1360, Bonifoz IX Ton 1394 und die Title« 
Bollen des XV Jahrhunderts u. s. w. 

(•*•••) Z. B. bei den Streitigkeiten über das Bislhum Oesel im XV 
und hernach im XVI Jahrhunderte, über das Bi stimm Dorpat im XV 
Jahrhundert«. 
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Lehen an die Bisehöfle und den Orden mit dem Rechte 
der Landeshoheit zum Gegenstande hatten, die Erhe- 
bung der BischOflc und des Ordensmeisters in den 
Reicbsförstenstand und das ihnen ertheilte Verspre- 
chen besonderen Schutzes (*). Zur Zeit der Streitig- 
keiten und Kämpfe der Erzbischoffe mit dem Orden, 
nahmen die Kaiser nicht so thätigen Antheil an densel- 
ben wie die Päbste; dessen ungeachtet gibt es aber ei- 
nige auf diesen Gegenstand bezügliche Urkunden (")« 
Im Allgemeinen mussten die pfibsilicheu Bullen und 
Kaiserlichen Urkunden, da sie sich mehr bloss auf die 
politische Verfassung und Einrichtung Livlands und auf 
die Verhältnisse der einzelnen Landesherrn unter sich 
oder zu den Päbsten und dem Reiche bezogen, mit der 
Veränderung der Geschicke Livlands im . Jahre 1561 
ihre Kraft und Wirksamkeit vollständig verlieren, und 
haben daher nur noch einige Wichtigkeit als der Ge- 
schichte gehörende Aktenstücke (*"). 

2) Urkunden der Landesherren der einzelnen 

Territorien Livlands. 
- Die Urkunden der Rigaschon Erzbischöfle und der 
Bischöffe sind zweierlei Art: 1) die Einen haben innere 
Anordnungen in Beziehung auf die Verwaltung der ein- 
zelnen Territorien zum Inhalte, und stellen die gegen- 

C)Me Urkunden Philippe tob Schwaben *on 1805, Kalter OUo IV 
Ton Itll, des Römischen Königs Beinrieb Ton im, Friedrich II toi 
1134, dl« goldene Bulle Kerl IV ton 1360 und seine Urkunde ron 1366. 

(") Di« Urkunden Kaiser Ludnig des Beiern ton 13», Friedrich III 
loa im u. einige «od. 

(•••) In die Zahl soleher durch die Zeit enliquirter Geselte gehören 
indessen nicht einige Verordnungen und Beschlösse der Reichstage, 
welche in jener Zeit in LMend «eeetseakraft betten und sie in ein- 
lolnen Fellen bis jettt bewehrt heben, uamenUieh in Beziehung enf den 
CitiU und KriminalproioM. Siehe: Bunge. Ueber Anwendbarkeit der 
TJeulschen fleiehsgeseize in den Ostseeprotinien (Theoretlech-Prektisehe 
Erörterungen aus dem ProYinzislrechte I, p. S9t). 
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seitigen Verhältnisse der Bischöffe unter sich und zu 
den Ordensbesitzungen fest (*); 2) die Anderen (die 
eigentlich sogenannten Privilegien) beliehen sich auf 
die dem Vasallcnstande, besonders in Betreff der Ver- 
fassung und des Lehnsbesitzes (also auch des Erbrechts) 
erthcilten Rechte f*). 

Mit der Veränderung der Verfassung und Verwaltung 
des Ostseegebiets, verloren die Urkunden der enteren 
Art gleichfalls ihre Kraft und fielen der Geschichte 
anheim. Die Urkunden der zweiten Art dienen auch 
jetzt noch in manchen Beziehungen zur Grundlage der 
Rechte und Vorzuge der Bewohner des Ostseegeb iets. 
Ihr Inhalt ist in der historischen Uebersicht der stufen- 
weisen Entwikelungdes Sländerechts und der Behörden- 
Verfassungen des Ostseegebietes angegeben. 

Während die Bischöffe ihren Vasallen Priyiiegien 
ertheilten, begabte auch der Orden die seinigen mit 
solchen Urkunden, von denen sich indessen nur die 
eine des Ordensmeisters Briiggenei von 1546, über das 
Erbrecht in der samenden Hand und die Befugnisse des 
lehnsbesilzes, erhalten hat. 

II. Die Rechfslriicher. 
Die das Ostseegebiet im Beginne des XITI Jahrhun- 
derts erobernden Deutschen brachten dorthin ihre Ge- 
wohnheiten, ihre Begriffe und ihr Rechtswesen, also 
auch ihr Lehnssystem. Unter dem Einfluss dieser Deut- 
sehen Sitten und Rechtsansichten entwickelten sich in 
der Folge in den Livländischen Landschaften territo- 

(*) So s. B. die 'Urkunden des Big ascheu BischoQ* Albert von 1 13 i 
des Lealschen Bischofli Hermann ron 1SS4. 

(**} Z. B. die TJrkunden des Rigaseben Brzbischoff* SyWester ton 
1157, des Oetelschcn BischoQs Kiwel tob 15S4, des Bigaschen Eribt- 
sehoffi Thomas von 1531, des DorpUcheu Biichoffs Johann von 1540 
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rlalo Gewohnheiten und Rechtabestimmungen, welche 
riarauf, naeh Vorgang dessen wie es in Deutschland ge- 
gehah, ftr tfe Vassalon jeder Landschaft insbesondere 
(fast dUrchgHUgifc >von Privatleuten) gesammelt wurden 
und die sogenannten Rechtsbücher bildeten. Zur Zahl 
derselben gehören in Liviand: 1) das Ritterrecht, wel- 
ches bis auf uns in drei verschiedenen Gestalten (das 
älteste, mittlere und umgearbeitete Ritterrecht) gekom- 
men ist; fi) Das Wieck-Oesclsrhe Lehnrecht. 3) Das 
Formulare Procuratorum Fabri's. 4) Resondere Rechts- 
bestimmungen f&r die Bauern (V 

1) Das Ritterrecht. 

Pas allste Ritter^ec^t ist in einer besonderen Ab- 
schrift im Deutsch (Jes XYJ Jahrhunderts vorbanden, 
welche im Archive (**J q*er Uvlandischep Ritterschaft 
in Riga auftewahrt wird, Die Aufschrift lautet: «Das 
älteste und ejpste Uvländische Hilter-und Landrecht« 
wie solches von weyland Bischofl Albrecht dem ersten 
zu Rig* mit Rath Meister Yoluuiu's und seines Ordens, 
auch Bewilligung seiues Adels und anderer zugezogenen 
gesetzt, aufgesetzt und publicirt worden ist, um das Jahr 
nach Christi Geburt 1228 (***).» lieber den Ursprung 
und die Zeit der Abfassung und des Bekannt Werdens 
dieses Rechtsbuchs bestehen zwischen den Gelehrten 
verschiedene Meinungen ("•*). Als sicher ist nur anzu- 

(*) Vergleiche Bunge- Beilrlgezur Kunde der LW-Eslb-und Kurlaadi- 
schen Rechtsquellen. Dorpai. 1S3I. 

('•) Eine andere Abschrift befindet sieb in der KA(*erl!chen St. Peter- 
burgischen Bibliothek, und wurde der zweiten Abtheilung der Eignen 
Kanzellei S. K. M. mitgetheilt. 

(*••) Viele Gelehrten, und unter ihnen Bunge, hallen diese Bezeich- 
nung für untergeschoben und setzen das alte Ritlerreeht ins XIV Jahr- 
hundert. 

(—•) Schwartz. Versuch einer Geschichte des Ur ländischen Ritter- 
und LandrecoU. Riga 1794. 
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nehmen, dass das älteste Ritterrecht allen übrigen Liv- 
ländischen Rechtsbücbern, so wie den in der Folgezeit 
der Ritterschaft bezüglich des für sie gellenden Privat- 
rechts ertheilten Urkunden, zur Grundlage gedient hat« 
Dasselbe besteht aus 67 KapiUeln oder Artikeln, wei- 
che sich beziehen auf: die Lehnsinvestitur, die Rechte 
und Pflichten der Vasallen in Betreff des Lehnsbesitzes, 
die Vormundschaft nach Lehnrecht, das bürgerliche 
Verfahren in Lehnssachen, das peinliche Gericht, u. s. W. 

Das sogenannte mittlere Ritterreeht liegt in drei 
Druckausgaben in Nicdrrsächsischer Mundart vor. Die 
erste Ausgabe von 1537 ist ohne Angabe des Heraus- 
gebers und des Druckorts und hat die Aufschrift: «De 
gemenen stichtischen Rechte ym sticht van Ryga, gebe- 
ten dat Ridderrecht?. Die zweite Ausgabe ist vom Dok- 
tor der Rechte Oelrichs im Jahre 1773 in Bremen, die 
dritte von Buddenbrock 1802 in Mitau veranstaltet wor- 
den; letztere befindet sich im ersten Bande der Samm- 
lung der Gesetze, welche das heutige Livländische Land- 
recht enthalten. Das mittlere Ritterreeht (*) besteht aus 
249 Artikeln und ist, wie sich aus Vergleichung der 
Quellen ergibt, zusammengesetzt: 1) aus ^Artikeln des 
ältesten Ritterrechts, die sich unter den übrigen Arti- 
keln des Rechtsbuchs zerstreut finden, 2) aus 186 dem 
Sachsenspiegel, zum Theil aber mit Modifikationen« ent- 
lehnten Artikeln. 3) Aus drei neuen auf die im Laufe 
der Zeit gebildete Gewohnheit gegründeten Artikelnf*)/ 
Das mittlere Ritterrecht> jetzt gewönhlich bloss das Rit- 
terrecht genannt, ist wahrscheinlich von einem Privat- 

(*) Die Meinung, das» dieses Rechtsbuch am Eudc de» XV Jahrhun- 
derts alt ein Gesell gemeinschaftlich ron dem Orlensmeister Walther 
▼on Plettenberg und dem Ersbieehoue Michael Bildebrand erlassen 
werden sei, ist genugond ron Schwerts widerlegt worden. Vergleichs 
Dunge p. SO und folg. 

(••) Vergl. Bunge p.iOu. it. 
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manne nur für die Vassailen des Riffaschen Erzstiffe zu- 
sammengestellt. Allein seit dem XV Jahrhunderte war 
es in ganz Livland im Gebrauch, und noch jetzt werden 
einige Bestimmungen desselben in den Livländischen 
Gerichten als gültiges Gesetz angezogen. 

Die unter der Bezeichnung «das umgearbeitete Rit- 
terrecht» bekannte Handschrift findet sich in verschie- 
denen Abschriften in Deutscher und Lateinischer Spra- 
che (*). Es ist auch nur die Arbeit eines Privatmannes 
und gehört wahrscheinlich dem XV Jahrhunderte. Der 
Verfasser hat sich, nicht gerade mit Erfolg, bemitht die 
Artikel des mittleren Ritterrechts in Ordnung und in 
ein System zu bringen. Die ganze Arbeit zerfällt in 
drei Bacher mit 33, 40 und 28 Artikeln (") 

2) Das Wieck-Oeselscho Lehnrecht. 

Das Wieck-Oeseische Lehnrecht, wie schon aus dem 
Titel: «Dies seindt die Lehnrechte beide Deutsch und 
Undeutsch in der Wieck und im Sticht von Oesele»— 
hervorgeht, enthält eine Angabe der im Oeseischen 
Bislhume in Kraft bestehenden Gewohnheiten, und be- 
zieht sich daher zum Theil auf das jetzige Livland (we- 
gen der Insel Oesel), zum Theil auf Esthland (wegen 
der Wieck). Dieses Rechtsbuch wurde zum ersten Ma- 
le in Druck gegeben im Jahre 1821 von dem Profes- 
sor Ewers, zugleich mit dem fcstfi kindischen Hitter-und 



(*) Eine Lateinische Abschrift unter dem Titel: «Jut feudale LlvonU 
cum» findet »ich in der Kaiserlichen St. Peterburgischen Bibliothek und 
Ist der tweiten Abthelluug der Eignen Kanzeilet 8. K. M. mitgolheilt 
worden. — Ein Theil dea umgearbeiteten Ritlerreehl», in so weit dasselbe 
sich nämlich an das älteste Riiterreeht gehalten hat, tat nach einer 
Deutschen Handschrift ron dem KsthlämlUchen GouTernemenls - Pro- 
kurenr Paueker abgedrukt worden, hinter »einer Auagabe der Chrouik 
von Brandis, in den ftfon. Li?, ant. III p. 147 u folg. 

(**) Bunge, p. IS-SÄ. 
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Landrechte. Es zerfallt in fünf Bücher (das erste in 
10, das zweite in 19, das dritte in 15, das vierte in 

12, das fünfte in 10 Kapillel), deren Inhalt sieh folgen« 
der Weise bestimmt. Die ersten drei Bücher umfassen 
alle Artikel des mittlem Ritterrechts , welche dem 
Sachsenspiegel entnommen sind, übrigens mit einigen 
nicht sehr wichtigen Veränderungen. Das vierte Buch 
enthält Bestimmungen für die Eslhuischen Bauern des 
Oeseischen Bisthums. Das fünfte Buch gibt das älte- 
ste Ritlerrechl nur mit einigen Abkürzungen (*). 

3) Fabri's Formulare procuratorum. 

Auf die in Livland, in der letzten Zeit der Herrschaft 
des Ordens und der Bischöffe, in Wirksamkeit stehenden 
Rechtsbestimmungen und Gewohnheiten begründet sich 
das unter dem Titel: «Formulare procuratorum» be- 
kannte Werk. Dasselbe ist in den Jahren 1533 — 38 
Ton dem Livländischen Ordenssyndicus Dyonisius Fa- 
bri verfasst, und 1539 in Druck gegeben. Später ist es 
wieder herausgegeben worden in Bremen von Oelricbs 
(1773), zugleich mit den Rigaschen Statuten und dem 
Livländischen Ritterrechte. Es enthält eine Zusammen- 
stellung der in ganz Livland, die Landschaften Harrien 
und Wierland eingeschlossen, in Anwendung kommen- 
den Grundsätze des Gerichtsverfahrens. Die dort ange- 
gebenen Regeln haben der Entwickelung des jetzigen 
Ballischen Gerichtsverfahrens mit zur Grundlage gedient. 
4) Rechtsbestimmungen für die Bauern. 

In fast allen oben angegebenen eigentlich den Vasallen- 
stand betreffenden Rechtsbüchern, finden sich auch Be- 
stimmungen über die Bauern, ihre personlichen wie 
Eigenthums-Rcchtc. Ausserdem gab es hierüber noch 
besondere, für die Bauern allein gültige, Rechlsbcstim- 

(*i Buo|e. p. Ii— 19. 
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mungcn, welche, wie aus ihrem Inhalte selbst hervorgeht, 
den ersten Zeiten der Eroberung Livlands gehören und 
aus den damals dort bestehenden Gewohnheiten zu- 
sammengestellt sind. Dieser Art sind folgende: 

1. Das sogenannte Livische Bauerrecht (*). Dasselbe 
wird gewönhlich dem Bischoffe Alberl zugeschrieben 
und ist in verschiedenen Abschriften vorhanden. 

2. Eine andere bäuerliche Ordnung oder Sammlung 
hierher bezüglicher Rechtsbestimmungen unter dem 
Titel: «Dict Seinnt dyc vornemlichen Rechte vonn denn 
Bischoffen vonn Ley Aland unnd vonn Rittern Götz unnd 
vonn denn deutschenn unnd oldenn LyflTendernn» (**). 
Dasselbe ist dem Livischen Bauerrecht sehr ähnlich, ent- 
hält aber, ausser der Angabe der Verbrechen und Stra- 
fen, emirechtliche Bestimmungen in Beziehung auf 
das Erbrecht der Wittwen und Kinder. 

3. Das Wieckschc Bauerrecht, enthalten im vierten 
Buche des Wieck-Oeseischen Lehnrechts. Dieses Buch 
führt den Titel: «Das nachgeschrieven Recht ist gege- 
ben vom Bischoff zu Ocsell mit Volbort seines Capi- 
tata den Esthcn in der Wieck da die Mannschafft auch 
somit Yollbordt haben». Dasselbe enthält Bestimmun- 
gen in Betreff des Slrafrechls, des Eherechts, des Ver- 
hältnisses der Bauern zu ihren Herren u. s. w. die ob- 
wohl für die Wieck gegeben, wahrscheinlich auch in 
Oescl Geltung hatten. 



(*) Der Anfang des Liritchen Baue rrechts lautet: «nas ist das wörtli- 
che (weltliche) Recht das fe*tsre»elil ist von einem Herrn Bischof ra Un- 
land und von den Gottesritteru und fon den ältesten Liten, ran dem 
Bauerrecht, wie es in Livland gewöhnlich iu halten-. - Es ist abge- 
druckt hei Arndt. 11, p. 88 u. Tolg. Vergleiche: Bunge p. 8i u folg. 

(") Vergleiche Bunge p. 36, 37. Es ist daselbst abgedruckt p . B8. 
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HL Beechlüste der Landtage und der Manntage, Vertrfa 
<je und andere Aktenstücke. t 

Seitdem die Livlandischen Landesherren begannen 
auf den Landtagen zusammen zu kommen, um sich 
über allgemeine Angelegenheiten zu berathen, entstand 
eine neue Art von Gesetzgebung in den sogenannten 
Landtagssrhlüssen. Ihre Kraft aus der gemeinsamen Zu* 
Stimmung der Landesherren und der Stündeabgeord- 
neten ziehend, hatten diese Beschlüsse in allen Gebie- 
ten dieselbe Wirksamkeit. Sie bezogen sich auf Gegen- 
stände der öffentlichen Ordnung und Wohlfahrt, die 
Feststellung der Grundsätze ftir's Münzsystem, den in- 
ländischen Handel, die Auslieferung entlaufener Bauern 
0. s. w. 

Ausserdem dienten in Betreff einzelner Gegenstände 
als Quelle der Gesetzgebung die Beschlüsse der Mann* 
tage, die Vertrage der Landesherren unter sich, die Ei- 
nigungen über Auslieferung der entlaufenen Bauern 
and andere autonomische Akte, da das Recht der Au- 
tonomie, eben so wie in Deutschland, jedem einzelnen 
Territorium wie jedem einzelnen Stande zukam (*). 

ZWEITER ABSCHNITT. 

Die Zeit der Polnischen Herrschaft in Livland. 

Seit der Zeit der schliesslichen Vereinigung Liylands 
mit Litthauen und Polen, war die innere Einrichtung 
des Landes auf die von dem Könige und dem Reichsta- 
ge ausgehenden Anordnungen begründet. 

Die königlichen Anordnungen erschienen in der Ge- 
stalt von Urkunden, Reskripten, Resolutionen auf die 
Bitten der Abgeordeneten u. s. w. Die Livland betref- 
fenden Reichstagsbestimmungen wurden in dem allge- 

» 

(*) ▼•rfleiche Bunge, p. 1 — 10. Geber die Landtage und IfanaUge 
siebe: l'ebersicbt der Anfinge und allmählichen Entwicketnng der be- 
sonderen Behörden-Verfassungen des OtUocgc bietet. Erste Abt hei long. 



meinen Bestände der verschiedenartigen Bes( hlüsse je- 
des Reichstages festgestellt, wie dies in Litthauen und 
Polen Gewohnheit war. Einige dieser Bestimmungen 
beschränkten sich auf einzelne besondere Verhältnisse, 
andere hatten das Ansehen eines allgemeinen Gesetzes, 
oder unifassten eine grosse Menge Gegenstände und 
biessen dann Ordinationen (*). Fast alle Königlichen 
Urkunden sind in Lateinischer Sprache geschrieben. 
Die Beschlüsse der Reichstage sind im Pomischen ab- 
gefasst; in den yon den Administratoren oder den Kö- 
niglichen Kommissarien erlasseneu Akten ist vorzugs- 
weise die Lateinische Sprache gebraucht. 

Die Zusammenstellung einer vollständigen Sammlung 
der Provinii algesetze (Corpus patriarum legum) war 
• schon in der Urkunde Sigismund August s vom 28 Nov. 

1661 (p. 4) und dem Vereinigungsvertrage von 1566 
versprochen worden. In der Chodkiewicz bei seiner 
Entsendung als Statthalter nach Livland gegebenen In- 
struktion, war ihm zur Pflicht gemacht die Livländer 
zur Annahme des Kulmischen, damals in Preussen gel- 
tenden, Rechts oder irgend eines andern Gesetzes nach 
ihrer Wahl zu bewegen ("*). In den Constitutiones von 
1582 wurde dagegen den Gerichten vorgeschrieben nach 
den Livländischen Landesrechten zu richten, von denen 
ein Exemplar an den König eingesandt werden sollte, 
damit er es durchsehen und publiciren lassen könne. Es 
wurde auch ein Exemplar von den Depulirten der Rit- 
terschaft übergeben, ohne dass dies aber irgend welche 

(*) Eint bedeutende Zahl Königlicher Urkunden und Reichstage- 
beschlüsse befindet sich in den Akten der Litlhauischen Metrik bei dem 
dritten Departement des Dirigirendeu Senats. Fast alle Königlichen Ur- 
kunden sind abgedruckt bei Pogiel (Band V), die Reichslagsbeschlüs- 
m aber In der allgemeinen Sammlung der Polnischen Gesetze (Volu- 
mina Legum Vol. II). 

("JDogiel V, Ro CXLV. 
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Folge gehabt (*). Denn In der Ordination ron 1589 
ward festgesetzt: Da die Provinz Livland bis zu jetzi- 
ger Zeit kein eigenes Gesetz gehabt hat, noch hat, so 
muss sie zeitweilig sich des Magdeburgischen oder Säch- 
sischen Rechts bedienen, aber das Gerichtsverfahren 
soll nach dem Vorbilde der Prenssischen Landschaften 
eingerichtet werden (**). 

Auf dem Reichstage von 1597 erklärten die Livlflndi- 
schen Deputirten in ihren dem Konige und dem Reichs- 
tage übergebenen Beschwerden und Bitten, dass die 
Ordination von 1589 gegen die in den Jahren 1561 nnd 
1566 gegebenen Versprechungen laufe, für Livland ein 
Gesetzbuch aus den Gesetzen zusammen zu stellen, nach 
denen diese Provinz sich seit unvordenklichen Zeiten 
gerichtet; sie beklagten sich darüber, dass das von ihnen 
in früherer Zeit vorgelegte Livländische Gesetzbuch 
noch immer keine Berücksichtigung gefunden ("*). 

Diese Klagen blieben unberücksichtigt; in der Ordi- 
nation von 1598 aber wurde den Bewohnern Livlauds 
neuerdings gestattet ein Gesetzbuch abzufassen, und 
zwar aus Polnischen, Litthauischen und alten Livlandi- 
schen Gesetzen, und zwar so, dass sie nach Zusammen- 
stellung des Gesetzbuchs dasselbe zur königlichen Durch- 
sicht und Bestätigung bringen sollten ("**). InFolge des- 
sen wurde im selben Jahre 1598 eine besondere Kom- 
in ision angeordnet, aus Polnischen Würdenträgern und 
einigen Livländern, zur Abfassung eines Livlandischen 
Landrechts (Jus terrestre). Die Kommission erwählte 
zum Redakteur den Königlichen Sekretair und Nota- 



(•) Sctnrarli p. 170, m.-UngewtM Ifl e«, weichet Ritlerrctkt den 
König« damals vorgelegt worden. 

(••) Allgemeine Sammlung der Polnil eben GoieUe, II, p. 1144. 
(*••) Oratio Livtnia MppUeeMi» p. SS. 
(•«••JAllgemeine Sammlung, II, p. 1474. 



Hos des Wendenschen Landgerichts David Milchen. Das 
von Hilchen ausgearbeitete Projekt in drei Buchern 
wurde, nachdem es von der Kommission und den De- 
putaten des Livlandischen Adels gebilligt worden, im 
Jahre 1600dem Reichstage zur Bestätigung vorgelegt (*). 
Allein in der von Sigismund Iii den Liv ländischen De- 
putirten gegebenen Antwort ward die allendliche 
Durchsicht und Bestätigung des Projekts bis zum näch- 
sten Reichstage ausgesetzt ('*). Der Einfall der Schwe- 
den und die Kriegsbegebenheiten machten allen Plänen 
iur Abfassung eines Provinz ialgesetzbucbs ein Endo; 
das Projekt Hilchen's aber ist bis auf uns gekommen 
und ist ohne Zweifel ein interessantes Denkmal dama- 
liger Rechtskenntniss (***). ♦ 

dritter abschnitt. 

Die Zeit der Schwedische!« Herrschaft ik Livlakd. 
I. Die Schwedischen Gesetze. 

Die ganze Zeit der Schwedischen Herrschaft zeigt 
fortdauernde Bemühungen der Regierung in Livland 
die Schwedischen Gesetze nicht bios in Staats-, sondern 
auch in bürgerlichen Rechtssachen und Landcsangele- 
genheiten zur Geltung zu bringen, obwohl der Livländi- 
sche Adel fortwährend und auf jede Weise sich be- 
mühte, seine Privilegien und eigentümlichen Gesetze 
zu bewahren (****). 

Zur Zeit der Vereinigung des Dorplschcn, Wenden- 
schen und Pernauschen Kreises mit Schweden im Jahr 

— - - - - J | _| i_ 

(*) Schwanz p. 177 u. folg. 

(**) Akten der Lithauischen Metrik N°87, p. 74. 

(*•*) Sehwartt p. IM and folg. Oiesei Projekt ist nie gedrukt worden, 
anfangs wohl, weil es nicht bestätigt war, später weil man die Mangel- 
haftigkeit der Arbeit einsah, und die veränderten Verhältnisse vieles von 
dem Inhalte unbrauchbar gemacht. 

<****) Helmersen. Abhandlugen aus dem Gebiete des Lirtiudischoo 
Ado brecht* 1833, Abiheilung I. 
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1601, schlag Herzog Karl von Suderroannland der Rit- 
terschaft dieser Kreise vor, die Schwedische Gesetzge- 
bung anzunehmen. Allein die Ritterschaft lehnte dies 
ab, ihren Wunsch erklärend für immer bei den eige- 
nen Gesetzen zu bleiben (*). 

Ohne Rücksicht hierauf benutzte die Schwedische Re- 
gierung die Einrichtung neuer Gerichtsbehörden, um 
den Schwedischen Gesetzen die Kraft wenigstens eines 
Hülfsrechts zu geben, in der Hoffnung damit dem Ein- 
flüsse des Deutschen und Römischen Rechts auf die 
eigentümliche Gesetzgebung Livlands ein Ende zu ma- 
chen ("). Zur Zeit des grossen nordischen Krieges 
schrieb Karl XII am 12 Juni 1707 durch eine beson- 
dere Urkunde yor, in Allem sich in Livland nur nach 
den Schwedischen Gesetzen zu richten. Allein dieser 
sein Befehl kam nicht und konnte nicht zur Ausfüh- 
rung kommen, weil seit 1705 fast ganz Liyland von 
Russischen Truppen besetzt war. 

In der Schwedischen Gesetzgebung sind zu unter- 
scheiden: 1) allgemeine Gesetzbücher und 2) für Liv- 
land selbst erlassene oder von der dortigen Gerichts- 
praxis angewandte Schwedische Verordnungen. 
1) Allgemeine Schwedische Gesetzbücher. 
Die Grundlage der in Schweden in Wirksamkeit be- 
stehenden Gesetze bildeten zwei Gesetzbücher; das 
Landrecht (Landlagb) und dasSUdtrecht(Stadtlagh). Das 
erste war im Jahr 1442 verfasst, nnd nach einer neuen 
Durchsicht im Jahr 16*08 bekannt gemacht. So- 
wohl das Land- als das Stadtrecht sind mehrmals 

(•) Antwort der Ritterschaft auf den Antraf des Herzogs ton Sftilerw 
mauland Tora 88 Mai 1561. Vergleiche auch Schwartx p. 196 und folg. 

(**) Vergleiche die Dorptsche Hofgcricbtsordnung vom 6 Septem- 
ber 1630 S 25. Die LandRerichlsonlnung vom l-*len Februar 1632 S 39, 
*0. Di« Königlichen Resolutionen vom 16 Septembor 1633 8 3 und vom 
30 November 166S P. 1. 
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herausgegeben worden; die für LivUnd wichtigste 
Ausgabe ist aber die 1702 yon Peter Abramson in 
Stockholm veranstaltete. Sie gibt auch eine Men- 
ge yon Anmerkungen, welche kurze Auszüge aus 
den spatern Gesetzen und Verordnungen enthalten, die 
den Text entweder abänderten oder vervollständig- 
ten. Nach dieser Ausgabe machten zwei Glieder des 
Livländischen Hofgerichts eine Deutsche Ueberset» 
zung f sowohl des Textes als der Anmerkungen, mit 
verschiedenen Vervollständigungen und Beilagen, zu 
welchen auch die sogenannten Richterregeln geboren. 
Diese Uebersetzung ist 1709 in Frankfurt und Leipzig 
auf Kosten des Rigaseben Buchhändlers Mathias Nöiler 
gedruckt worden (*). 

2) Schwedische Verordnungen, die für Liv- 
land selbst erlassen sind, oder von der dorti- 
gen Gerichtspraxis in Anwendung gebracht 

worden. 

Auf Antrag des Schwedischen Generalgouverneurs 
Graf Tott, ernannte im Jahr 1665 die auf dem Land- 
tage versammelte Ritterschaft eine Kommission, welche 
sie beauftragte, auf Grundlage der bestehenden Gesetz- 
gebung, eine Justizordnung und eine kirchliche und 
weltliche Polizeiordnung zn entwerfen. Ein Theil die- 
ser Arbeit wurde 1668 beendet und von der Regentin 
Hedwig Elconora am 22 September 1671 bestätigt, wor- 
auf derselbe noch im selben Jahre bekannt gemacht 
und durch das sogenannte Plakat zur Beförderung der 
Justiz vervollständigt wurde. Im Jahre 1673 gab der 
Buchhändler Bessemer diese Ordnungen unter dem Ti- 
tel: «Livländischc Landesordnungen» heraus, sie ver- 
vollständigend und vermehrend durch die späteren 

(•) Bunfe. Das LW-uud EüWIndische Prltatmht. Dorp* 18SS I, p. 
IS u. folg. 
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Schwedischen Verordnungen, welche nicht in die erste 
Ausgabe aufgenommen worden waren. In der Folge 
druckte sie der Rigasehe Buchhändler Noller wieder, 
erst 1690, darauf 1704 und zuletzt 1707 (*). Diese 
letzte Ausgabe enthält nicht bloss die Justiz-und Poli- 
zei-Ordnung, wie sie 1671 veröffentlicht worden war, 
und die wichtigeren der vorhergehenden Verord- 
nungen, sondern auch die spätem bis 1707. Die wich- 
tigsten Verordnungen dieser Sammlung sind: 1) die 
Strafordnung vom 18 Mai 1653; 2) die Handwerks- 
ordnung vom 1 März 1669; 3) die Vormünderordnung 
vom 17 März 1669; 4) das Wechsclrecht von 1671; 

5) das Priestcrprivilegium vom 1 November 1675; 

6) die Plakate wegen Kindermord von 1GS0, 1684; 

7) Die Duellplakate von 1682, 1683, 1688 und 1695; 

8) Die Plakate über den Incest von 1693, 1699; 9) die 
Tcstaments-Stadga vom 3 Juli 1686; 10) die Prozess- 
Stadga vom 4 Juli 1695, und viele namentlich für das 
Gerichtsverfahren Und die Gerichtsordnung, so wie das 
Strafrecht, wichtige Resolutionen. 

Von allen diesen, sowohl allgemeinen Schwedischen, 
als insbesondere für Livland erlassenen Gesetzen und 
Verordnungen behielten Kraft und gelten bis jetzt in den 
Inländischen Gerichten, zum Theil nicht so sehr in ihrer 
buchstäblichen Gestalt als Gesetze, sondern in so weit sie 
von der Praxis in wirkliche Anwendung gebracht sind: 

1) Die mit Buchstaben bezeichneten Anmerkungen 
zum Schwedischen Landrechte, so wie die bei der 
Deutschen Uebersetzung desselben befindlichen Ver- 
vollständigungen und Beilagen ("). 

(*) Buddenbroek. Sammlung der Gesetze, welche das heutige LI? län- 
dliche Landrechl enthalten II, p. VII und folg. 

(**) Das Schwedische Stadtrecht kommt nur in Beziehung auf die ge- 
setzliche Erbfolge bei der Latulgeifilichkeit rar Berflckfichtigtuig. Prie» 
tterpririleginm von 1675 $ 13. 

9 
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2) Die Landesordnungen nach der Nöllerschen Anga- 
be von 1707, oder der letzten Buddcnbrock's von 1821. 

3) Einige Schwedische Verordnungen, die nicht in 
die Landesordnungen aufgenommen waren, aber sich 
namentlich auf Livland beziehen. 

II. Vorschläge über Anfertigung eines Provinzial -Ge- 
setzbuchs zur Zeit der Schwedischen Regierung. 
Wie schon erwähnt, hatte die Livlandisehe Ritter- 
schaft den von Karl von Südermannland, später Karl IX 
gemachten Antrag: dasSchwedische Recht anzunehmen, 
abgelehnt, aber nicht verhindern können, dass Gustav 
Adolph, Livland als eine eroberte Provinz ansehend, 
bei der von ihm ausgegangenen Reorganisation des 
Gerichtswesens dem Schwedischen Rechte die Geltung 
eines Hülfsrechts ertheiltc. Wahrscheinlich um der 
hieraus zu befürchtenden allmählichen völligen Verän- 
derung der eigentümlichen Gesetzgebung vorzubeu- 
gen, beauftragte die Livländische Ritterschaft den 
nachmaligen Vicepresidenten des Hofgerichts, Engel- 
brecht von Mengden, ein Livland isehes Landrecht zu 
verfassen. Im Jahr 1643 legte sie den Entwurf der 
Königin Christina zur allendlichen Durchsicht und 
Bestätigung vor; diese lenhte jedoch die Bestätigung 
des Livländischen Gesetzbuchs ab, bis zur Durchsicht 
desselben durch eine besondere Kommission (*). In- 
dessen wurde der Ritterschaft darauf durch eine be- 
sondere Resolution gestattet, bis zur Abfassung und 
Bekanntmachung eines Corpus der Livländischen Ge- 
setze: «sich des sogenannten Ritterrechts zu bedienen, 
welches von Alters her in Livland Gesetzeskraft ge- 

(*) Resolution vom « Juli 1643 8 3. Der Mengdcnsche Entwurf, «tei- 
len Inhalt bei Schwarlz p. 804—209 angegeben, ist nie gedruckt worden, 
lieber die hierher bezüglichen Verhandlungen, so wie eine spätere 
bestitnmung über Abfassung eines neuen Projekts durchs Hofer ich! 
(B1652), tergleicbcJScwarlz. p. 110-816. 
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habt (*).» Zur Zeit Karl XI wiederholte der Adel 
seine Bitte um Bestätigung eines Gesetzbuchs, doch 
ohne Erfolg (••). 

Unterdessen beschloss die Schwedische Regierung 
den Entwurf eines neuen Gesetzbuchs, sowohl für 
Schweden, als für Li vi and, Esthland und Pommern an- 
fertigen zu lassen. Die hierzu in Stockholm ernannte 
Kommission eröffnete ihre Sitzungen im Jahre 1694, 
und übersandte yon Zeit zu Zeit einzelne Theile und 
Paragraphe dieses Entwurfs zu einem allgemeinen Ge- 
setzbuche dem Rigaschen Gencralgouverneur. Dieser 
sollte dieselben den Landgerichten und den Magistrat 
ten der Städte vorlegen, um mit deren einverlangter 
Meinung der Kommission wieder vorgelegt zu werden. 
Diese Hin-und Hersendung dauerte während ungefähr 
drei Jahre. Die Magistrale von Dorpat und Pemau 
waren verpflichtet jedesmal Deputirte nach Riga zu 
senden, zur gemeinschaftlichen Berathung über diesen 
Gegenstand. Es ist nicht bekannt, ob der Tod Karl XI 
im Jahre 1697 und der mit der Thronbesteigung 
Karl XII beginnende Krieg, oder die Unzweckmassig- 
keit der zur Durchsicht des neuen Projekts ergriffenen 
Massregeln, Ursache waren, dass seit dieser Zeit die 
Sendung von Paragraphen nach Livland aufhörte, und 
die Arbeiten der Kommission ohne Erfolg blieben (*")• 

Anmerkung. Die Insel Oesel behielt rar Zeit der Schwedischen 
Herrschaft ihre althergebrachten Gesetze. Alles von der Einwirkung der 
Sehwedischen Gesetze in Livland gesagte besieht sich auch auf Oesel. 



(+) Resolution der Königin Christina vom 17 Aug. 1648. P. 6. 
(♦•) Resolution vom 10 Mai 167S. P. S. 

(•••) Schwarte p. 815, 116 und folg. — Gadebuseh. Versuche In der 
Livländiscben Geschichtskunde II p. 95t. 
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ZWEITES KAPITTEL. 

Die Sladlrechle in Livland und auf der Imel 

Oesel. 

ERSTER ABSCHNITT« 

Das Stadtreciit Rigas. 

/. Die Zeit der Herrschaft der Erzbischßffe und später 

der Ordensmeister. 

1. Urkunden und Privilegien. 

Die Stadt Riga, im Anfage des XIII Jahrhunderts be- 
gründet durch den Bischoff Albert, erhielt von ihm ih- 
re erste Einrichtung, ihre ersten Gesetze. Bis zum Jahre 
1330 stand dieselbe bloss unter der Herrschaft der Ri- 
gaschen Bischöfle, die um die Mitte des XIII Jahrhun- 
derts zur Erzbischöfflichen Würde erhoben worden 
waren. Von ihnen ward sie mit Privilegien begabt, wel- 
che häufig durch Urkunden der päbstlichen Legaten 
und durch Bullen der Päbste selbst bestätigt wurden. 
Diese Privilegien beziehen sich auf: 1) die Erlheilung 
des Gothländischen Rechts, mit der Erlaubniss dasselbe 
den örtlichen Verhältnissen und den Zeiterfordernissen 
gemäss abzuändern. 2) Die Zutheilung eines Patrimo- 
nialgcbiets (Marchia civitatis). 3) Die Zusage des drit- 
ten Theils aller mit Hülfe der Rigaseben Bürger in Kur- 
land, Semgallcn und Oesel eroberten Ländercien. 4) 
Die StadtYerfassung, das Recht einen Stadtrichter oder 
Vogt zu ernennen und Gilden mit Zustimmung des Erz- 
bischofls zu begründen. 5) Die Rechte des Magistrats 
in Beziehung auf die Verwaltung. 6) Die Rechte der 
Rigaschen Bürger in Beziehung auf Handel und Ge- 
werbe (*). 

D Di« Urkunden BLehoff Alberti von 1SII, des pib»(lieh«n Legaten 
BiftchofT Wilhelm v«n Modem ton 1**5 und 12*6, des Biicbofr» Rico- 



Digitized by Google 



133 



Im Jahre 1330 unterwarf sich die Stadt Riga, die 
während eines langdauernden Kriegs zwichen den Or- 
densmeistern und den Erzbischöflen die Partei letzterer 
gehalten, dem Meister Eberhard von Monheim. In Fol- 
ge dessen erhielt sie yon ihm eine, die von der Stadt 
seihst vorgelegten Bedingungen des sogenannten Sühne- 
vertrags bestätigende, Urkunde. Seit dieser Zeit begab- 
ten die stets um die Herrschaft über die Stadt streiten- 
den Erzbischüffe und Ordensmeister dieselbe, jeder von 
seiner Seite, mit Privilegien, welche allgemeine Bestä- 
tigungen der Rechte der Rigaschcn Bürger und der 
Grenzen der städtischen Besitzungen enthielten. Auch 
wurden vom Orden Erleichterungen in den Bedingun- 
gen des Unterwerfungsvertrags gewährt (*). 

2. Die alten Statuten der Stadt Riga. 

Bei der Gründung der Stadt Riga erthcilten ihr die 
Bischöfle das Golhländische Recht (**), welches in der 
Folge mehr als einmal bestätigt wurde, mit der Erlaub- 
nis dasselbe den örtlichen und Zeitverhällnissen gemäss 

• 

»tu tob 1131 und 1138, des Legaten und Bischoffs von Semgallen Bal- 
duin tod 1234 und 1238, dos Bischoffs Nicdtaus von 12U und 1250; 
der Erxbischöffe Alberl Ton 1271, Johann tou 1275, 7S und 95, Frio- 
drich Ton 1S05, die Bullen der Pibsie llonorius III von 1226 und 1227, 
Alwander IV Ton 1256, Sixtus IV ton 1478, Innocem VIII von 1489 
und a. m. Auch an Kaiaerliehon Urkunden fehlt es nicht für Riga, so 
Z. B. die Bestätigung des Sühnebriefs durch Ludwig den Baiern Ton 
1332 ; die meisten beziehen sich Indessen auf die Sireiligkeiten mit dem 
Orden, tob denen die früheste Tom Römischen Könige Rudolph f. 1275, 
und auf die Reformation, so Z. B. das Strafmandat Kar) V Ton 1530. 

(*) Die Urkunden der Meisler Eberhard von Monheim von 1330, Gos- 
win von Herike Ton 1353, der Erxbischöffe Johann von 1421, Sylvester 
von 1450, der Meister Mengdeu von 1454, Borch von 1472, Plettenberg 
voo 1510 und 1525, des Erbischoff» Thomas von 1530, des Meisters 
ftruKgenei tob 1533 und 1541, des Erxbischoffs Wilhelm von 1547, des 
Koadjutors von der Recke ton 1547, Gotthard Kettlers voo 1560 u.a. m. 

(**) Die Urkunde Bischoff Albert» von 1211. Vergleiche die Urkunde 
des Legsien Wilhelm tob 1285. 
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zu vervollständigen und zu verbessern (*). Auf Grund- 
lage dessen hatte sich die allgemeine Meinung gebildet, 
dass Riga seine ersten Gesetze von den Gothlän- 
dern und namentlich von der Stadt Wisby entlehnt habe. 
Allein gründlichere Forschungen brachten viele auf 
den Gedanken, dass unter der Bezeichnung des Goth- 
lündischen Rechts, welches nach Riga herüber genom- 
men, in der Folge, zugleich mit dem übrigen Riga- 
schon Rechte, auf alle andern Lnlündischen Städte aus- 
gedehnt wurde, nur die eingenllichc Stadtverfassung 
zu verstehon sei, dass aber die Bestimmungen über 
bürgerliches und peinliches Recht und über das Ver* 
fahren entweder den Statuten einer älteren Stadt ent- 
lehnt, oder zum Theil wenigstens in Riga selbst ent- 
standen wären. Jedenfalls sind aber schon in den frü- 
hesten Zeiten Statuten für Riga aufgestellt worden, 
welche im Laufe der Zeit verändert und vervollstän- 
digt wurden; sie bezogen sich auf die bürgerlichen und 
peinlichen Gesetze und das Verfahren. 

Die sogenannten alten Statuten der Stadt Riga, von 
denen in letzter Zeit einige Handschriften in Riga ge- 
funden worden sind} wurden 1756 von Puflcndorf in 
Druck gegeben, unter dem Titel: Statuta Rigensia. Sie 
bestehen aus 169 Paragraphen nnd sind den Hamburgi- 
schen Statuten von 1270 entlehnt (*). Sie blieben aber 
nicht lange in Kraft; denn noch am Ende des Xlll Jahr- 

(*) Vergleiche die Urkunden des BischofT« Nicolaiis von 1238, die 
Bulle Alexander IV von 1856, die Urkunden der Erzbischöfle Johann 
▼oo ItTS und 1S96, Friedrich voa 1305, den Eirchho Im sehen Vortraf 
ton 145S. 

(**) Bunge p. 44 nnd folg. Die älteste Abschrift der Statuten der 
Stadt niga, mehr mit den später anzuführenden so genannten Oelrichs- 
•chen als den Puffendorfschen Statuten fibereinstimmend, Ist hn Jahre 
184S im Archive des Rigascheo Raths aufgefunden und von L. Napler- 
ik 7 im Archive für die Gel* blchte Liv-Eslb -und Kurland! I, ». 3-10- 
hroausgogobou worden. 
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Kunderts wurden neue Statuten zusammengestellt, de- 
ren Original-Handschrift in der Bibliothek der Stadt 
Riga aufbewahrt wird. Sie ist in Niedersächsischer 
Mundart geschrieben, in 11 in Kapittel zerfallenden 
Theilen. Hinter jedem finden sich weisse Blätter, auf 
welche, wie man sieht, in der Folge die Vervollständi- 
gungen geschrieben wurden. Diese Statuten wurden 
zum ersten Male 1773 in Druck gegeben in Bremen 
durch Gerhard Oelrichs, woher sie auch als die Oel- 
richsschen Statuten bezeichnet werden. Sie sind von dem 
Herausgeber ins Jahr 1542 gesetzt, wahrscheinlich 
weil dies das Jahr seiner Abschrift war; allein es un- 
terliegt keinem Zweifel, dass sie ins Ende des XIII 
Jahrhunderts gehören. Die Oelrichsschen Statuten be- 
hielten Gesetzeskraft bis zur Abfassung neuer Statuten 
unter der Schwedischen Regierun?, welche auch jetzt 
im Gebrauche sind (*). 

» m 

3. Die Bauersprache (Bursprake). 

Das sogenannte Civiloquium von 137G und die Bur- 
sprake von 1*412 sind Verordnungen des Magistrats, 
die allgemeine Regeln der Polizei enthalten und jähr- 
lich öffentlich den Bürgern vorgelesen wurden. Die 
Bursprake von 1412 ist aus dem Civiloquium von 1376 
zusammengestellt und hat in der Folgezeit verschie- 
denen Abänderungen unterlegen. Aus derselben wur- 
den in Schwedischer Zeit die sogenannten Willkühreu 
oder \tillkübrjichcn (autonoinischen) Gesetze der Stadt 
Riga zusammengestellt. 

4. Die Schrägen der Gilden und Zünfte. 
Ausser den bisher angegebenen für alle Bürger der 
Stadt gültigen Gesetze, hatten jede Gilde, jede Zunft 

(•} Schw.rtz. Versuch elnrr Ge»eblehte des Rigaschen Stadtrechts, 
io Gt iebuKh. Versuche in der LiTlfadUchen Gttcbfcfattkuade II, p. 
166- JOS. 
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ihre Ordnungen oder sogenannten Schrägen. Diese he« 
zogen sich zum Thcil auf die innere Verwaltung der 
bilden und Zünfte, zum Tbeil auf die Ordnung bei 
Handel und Gewerbe (*). 

lt. Die Zeit der Polnischen Herrschaft. 
Als die Stadt Riga in die Polnische Botmassigkeit 
trat, bestätigte Stephan Balhory iu der Urkunde vom 14 
Januar 1581 , ausser der Verfassung, auch das unter dem 
Namen der Rigaschen Statuten bekannte Stadtrecht, die 
städtische Gerichtsbarkeit und Gerichtsordnung und 
das Verfahren. Bei der Schwierigkeit die alten Statu- 
ten den neuen Verhältnissen anzupassen, fing man bald 
an ihre Verbesserung und Vervollständigung zu denken. 
Zuerst wandle man sich zu den Gerichlsformen, darauf 
zu den Vormundschaftsgesetzen, die besonders ungenü- 
gend waren , bemerkte aber bald, dass auch andere 
Theile der bürgerlichen wie der peinlichen Gesetze 
ebenfalls den Zeitverhältnissen gemäss einer Verbesse- 
rung bedurften. In den Jahren 1602 und 1604 beschloss 
der Rath daran zu gehen, so dass das neu anzufer- 
tigende Projekt eines vollständigen Gesetzbuchs noch 
vor der Eröffnung des Reichstags dem Könige zur Be- 
stätigung vorgelegt werden könne* Allein dieser Vor- 
satzhatte keine weiteren Folgen, wahrscheinlich weil in 
jener Zeit der Krieg wieder begann, die Schweden in 
f j'vland eindrangen, und innerer Unfriede in der Stadt 
herrschte. Auf diese Weise blieben zur Zeit der Polni- 
schen Herrschaft die Rigaschen Statuten ohne alle Ver- 
besserung in ihrer früheren Gestalt. 

III. Die Zeit der Schwedischen Herrschaft. 
Während der Dauer der Schwedischen Herrschaft 
erneuerte sich mehr als einmal der Gedanke, die Riga- 

(*) Hierher geboren auch Doch andere au» der Autonomie der Stadt 
Riga messende Bestimmungen, wie x. B. die Verlrage des Rath» mit 
den Gilden, die Protokolle und Verordnungen desv-lbcu. 
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sehen Statuten zu verbessern und zu vervollständigen. 
Endlich im Jahre 1653 ward von einem Gliede des 
Kalbs, Meyer (*j, ein Projekt neuer stadiischer Gesetze 
verfasst, welches jedoch während 10 Jahren ohne alle 
Benutzung blieb. Als aber von der Schwedischen JRc- 
gierun«? der Befehl erfolgte (am 22 October 1662), die 
örtlichen Gesetze der Stadt Riga zu sammeln und sie zur 
Durchsicht vorzustellen, damit sie wo nölhig verbessert 
und dann von der höchsten Gewalt bestätigt werden 
kannten, so wandle sich der Magistrat von Riga zu dem 
erwähnten Projekte. Nach beendigter Durchsicht und 
vielfacher Abänderung desselben, sandte der Rath im 
Jahr 1074 den neuen Entwurf nach Stockholm, wo der- 
selbe im Reichsarchive verloren wurde, wie aus dem 
königlichen Befehle vom 16 Februar 1681 hervorgeht. 
Der Magistrat sandte zwar eine neue Abschrift hin, 
aber auch dies hatte keine weiteren Folgen. 

Die Schwedische Regierung dachte damals an die 
Abfassung eines allgemeinen Gesetzbuchs für Schweden 
und seine Provinzen (siehe oben das erste Kapittel). 
Als aber verschiedene Umstände diesem Plane in deu 
Weg traten, so begann der Rath neuerdings auf eine 
Durchsicht und Bestätigung des Entwurfs von 1673 
zu besteben. Zu diesem Ende ward 1697 in Stockholm 
eine Kommission ernannt, die indessen gleich anfangs 
auf verschiedene Zweifel und Miss Verständnisse stiess. 
Unterdessen wurden aber, durch in demselben Jahre er- 
folgende königlich Schwedische Verordnungen und Retw 
kripte, verschiedene Artikel des Entwurfs der Statuten 
verändert und vervollständigt (namentlich im 2 und 6 
Boche). 

Jedoch noch während der Stockholmer Revision be- 
gannen die Rigaschen Stadgerichte, bei der erkannten 



(*) Sekwarti. Vernich einer Geschichte der l»iga»eh#>n Siidtreeht«. 
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Mangelhaftigkeit der allen Statuten, sich nach den neu 
zusammen gestellten, d. h. dem Entwürfe von 1673, zu 
richten. Diese neuen Statuten, obwohl von Niemandem 
bestätigt, wurden allmählich durch die Gewohnheit ein- 
geführt und als gültiges Gesetz angesehen. Sie zerfallen 
in sechs Bücher: das erste handelt vom Magistrate, das 
zweite vom Gerichtsverfahren, das dritte und vierte 
vom Civil-, das fünfte vom See-, das sechste vom Straf- 
Rcchte. Zur Zeit der Vereinigung der Stadt Riga mit 
Russland, wurden die Statuten unter der Zahl der übri- 
gen städtischen Privilegien und Rechte von Peter dem 
Grossen anerkannt und bestätigt, und haben bis jetzt 
ihre Kraft behalten f ). 

Ausser den Statuten waren seit der Zeit der Schwe- 
dischen Regierung in Riga einige besondere Verord- 
nungen und Gesetze in Kraft, die theils von der Schwe- 
dischen Regierung erlassen waren (wie z. B. die Hand- 
werkerordnung von 1669, das Secrecht von 1670, dio 
Handelsordinanz von 1673), theils aber vom Magistrate 
selbst ausgegangen und meist von Niemandem bestätigt 
waren. Hierher gehören: 1) Die Vormünderordnung, 
noch vom Jahr 1581. 2) Die Stadt-Kassaordnung vom 
11 August 1675. 3) Instruktionen für verschiedene 
Städtische Verwaltungen. 4) Handelsordnungen, Wettge- 
richlsordnungen u. s. w. 5) die sogenannten Willkühr- 
liehen ( autonom ischen) Gesetze der Stadt Riga, welche 
allgemeine polizeiliche Bestimmungen für die Bürger 
enthielten. Sie sind, wie oben bemerkt, dem Civiloqui- 
um von 1370 und der Bursprake von 1412 entnommen. 



(•) Wc»e Statuten sind gedruckt norden in Bremen Im Jahr 1780, und 
In Riga im Jabr 17SS. 
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ZWEITER ABSCHNITT. 

Das Stadtrecht der kleinen Städte in Livland und 

Ossel. 

Als Quellen der Verfassung und des Rechtswegen* 
in den kleinen Städten Livlands und Oeseis dienten die 
Urkunden, mit denen sie zum Theil bei ihrer Grün- 
dung selbst, zum Theii in der Folgezeit von ihren ver- 
schiedenen Landesherren begabt wurden. Diese Urkun- 
den enthalten: bald die Ertheilung der Verfassung und 
der Gesetze Riga 's (des sogenannten Rigaschen Rechts) 
an diese Städte, bald die Zutheilung an dieselben von 
Ländereien oder Weideberechtigungen (*). 

Die Polnische und Schwedische Regierung bestätig- 
ten zur Zeit ihrer Herrschaft den Livländischen Städ- 
ten den Gebrauch des Rigaschen Rechts (**). 

(*) Vergleiche: für Peru tu: die Urkunde des Meisters Gerdt ton der 
Jocke Tom 15 November ISIS. Für FelHn: die Urkunde des Meistert 
Borch v. 1481. Für Horpat: das Schreiben des Dorptschen Magistrats an 
den Lübischeo t. 1477 (bei Dreier: Einleilonf cur Kenntnis der Lübi- 
sehen Verordnungen p. 233. Anmerkung 5). Für Wenden und Woimir: 
die Urkunde Sigismund Augusts t. SS November 1561. Der Stadt Arena- 
burg wurde des Rigasehe Recht erlheilt von Bischoff Magnus 1563, und 
bestätigt tom Dänischen Könige Friedrich 11, 1574. 

(**) Siehe für Dorpe* die Urkunde Sigismund III t. 1 Juni 15S8, der 
Knigin Christin« v. 90 Aug. 1646 S 1. Für Pernau: die Urkunden Si- 
gismund AugustU t. U Nov. 1561, Stephan Balhorns T. 7 Deeb. IStSu. 
Sigismund III v. 8 April. 1589, Karl IX t.19 Aug. 1607, Gustav Adolph's 
y. S8 Novb. 1617 und 14 Juli I6SI, Christin«*! T. t» Ang. J648. FÜ? Fei- 
lin: die Urkunde Kexl IX v. 4 Novb. 1610. Für Wenden.- die Urkunde 
Stephen Bathorns v. 7 Deeb. 158$. Für Welk: die Urkunde desselben 
v. II Juli 1584. Für Wolmar: die Resolution des General-Gouverneurs 
Graf Oxenstierna t. 8 Mei 1661. Für Arensbnrf . die Urkunde Christi- 
M'S V. 13 Ang. 1646. 



ZWEITE ABTIIEILUNG. 

UEBERS1CHT DER RECHTSQUELL Elf ESTHLANDtV 

ERSTES KAPITTEL. 
Das Landrecht in Esthland. 

w 

ERSTER ABSCHNITT. 

Big Zeit der Herrschaft der Dänischen Könige und 

des Deutschen Ordens. 

L Urkunden der Dänischen Könige, der Hochmeister 

und Ordensmeister f). 

1. Urkunden der Dünischen Könige. 

Die von den Dänischen Königen zwischen den Jah- 
ren 1238 und 1347 den Vasallen in Esthland ertheiltcn 
Urkunden enthalten: 1) Allgemeine Bestätigungen der 
ftechte und Besitzungen der Vasallen. 2) Bestätigung 
des Rechts der Rithe (Lnndrälhe , consiliarii terra?) 
Recht und Gericht zu üben und al ländliche Urtheile zu 
Hillen, ohne darin von den Königlichen Statthaltern und 
Beamten beeinträchtigt zu werden. 3) Versprechen 
Esthland nicht von der Dänischen Krone zu trennen. 
4) Ausdehnung des Erbrechts im Lehen auf das weib- 



(') Obwohl der Einfluss der Pibste »ich nicht »o »ehr in Esthland 
alt hi Livland gellend gemacht, so haben »ich doeh auch für Esthland 

von ihnen Urkunden erhalten: so die Bestätigung des Verkauft an des 
Orden ton Kaiser Ludwig dem Baiern 1346 and ton Papst Klemens VI 
1348, so die pabstlichen lullen für dasBislhum Esthland und hernach 
Berel Ton Innocens III t. 1310, Gregor IX t. 1335, Marlin V t.UIS u. 
s. w M die Bullen In Beiiehung auf den Streit zwischen Dänemark und 
den Orden Über Esthland ton Gregor IX aus den Jahren 1331-133*. 
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liehe Geschlecht. Ä) Bestätigung des Gebrauchs de9 
(Wahrscheinlich sächsischen) Landrechts (*). 

2. Urkunden der Hochmeister und 
Ordcnsmeistcr. 

Das wichtigste der den Vasallen in Eslhland von den 
Hochmeistern des Deutschen Ordens verliehenen Pri- 
vilegien, ist das Konrads von Jungingen vom Jahre 1397 , 
wodurch das Erbrecht im Leben bis aufs 5-te Glied im 
männlichen und weiblichen Geschlechte ausgedehnt wur- 
de. Dasselbe ward 1452 vom Hochmeister Ludwig von 
Erlichbausen bestätigt (**). 

Mit dem Uc bergan ge Esthlands in den mehr unmit- 
telbaren Besitz der Livländischen Ordensmeister, wur- 
de die Verfassung und Verwaltung des LandesJ nicht 
geändert. Die von den Meistern den Vasallen in 
Eslhland (der Harrisch - Wicrischen Ritterschaft) er- 
t heilten Urkunden enthalten: 1) Allgemeine Bestätigun- 
gen aller Rechte und Privilegien der Ritterschaft« 
2) Bestätigung des Rechts der Landräthe inappellable 
Urlheile zu fallen. 3) Bestimmung der Verhältnis- 
se der Ritterschaft zu dem Bischoffe von Rcval und 
über das gerichtliche Verfahren bei Streitigkeiten 
zwischen ihnen. 4) Befreiung der Vasallen von allen 
Auflagen und vom Gefängniss während eines Kriminal- 
prozesses. 5) Bestimmungen darüber, dass die Vasal- 
len auch bei Hochverrath vor ihrem eigenen Gerichte 
verklagt und dort gerichtet werden sollen. 6) Bestim- 
mungen über die jährlichen Sitzungen des obersten Ge- 
richts und die alle drei Jahre erfolgende Versammlung 

D Di« Urkunden Christoph I r. 1252, Christoph II t. 1321 und 
1329. 

(") Die fibrlffen Urkunden der Hochmeister enthalten Bestätigt»! der 
alten Privilegien and Beehte, so wie euch Beslimmunfen über den 
Lehnsdienst, i. B die Urkunden Heinrieh Tusemer's t. 1347 und 1350. 
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der Mannlage. 7) Verordnungen über die Ausantwor- 
tnng entlaufener Bauern und die Gerichtsbarkeit der 
Hakenrichter bei Streitigkeiten über das Eigenthum an 
Bauern (*). 

II. Rechtsbücher. 
1. Das Woldemar-Erichsche Lehnrecht. 

Das unter dieser Bezeichnung bekannte Lehnrecht 
ward auf Befehl des Danischen Königs Erich VII im 
Jahre 1315 schriftlich abgefasst, und enthalt die Be- 
stimmungen Woldemar II über die Rechte der Vasal- 
len in dem ron ihm eroberten Lande. Es diente in der 
Folge als Grundlage der Verfassung und des Rechts- 
wesens in Esthland, und hat viel Aehnlichkeit mit dem 
ältesten Ritter rechte, welches auch nach Meinung vie- 
ler Gelehrten aus demselben geschöpft ist ("), so wie 
dem WoIJ roar-Erichs^en Lchnrechte selbst wieder 
Sächsische Lehnrechte zu Grunde gelegen haben (***). 
Dasselbe hat zum Gegenstande: 1) Die Lehnsinvestitur. 
2) Die Erbfolge in den Lehngutern. 3) Bestimmungen 
in Betreff der Vormundschaft über Minderjährige» de- 
ren Alter, die Rechte und Pflichten der Vormunder. 
4>) Die Ernennung durch den König eines Statthalters 
in Esthland (Hauptmann, Gapitaneus), mit dem Rechte 
iu richten und statt seiner Richter zu ernennen. 5) Be- 
stimmungen über das Gerichtsverfahren (****)• 

(*) Die Urkunden Mengden's v. 1457, Plettenberg'! Y. 1507, 1509, 
1510, 1516, 1515, Bruggenel's t. 1538, ton der Recke's T. 1550, Gelen'» 
T. 1558, Färstenberg's t. 1558, KeUler's 1558. 

(••) Bunge p. 11. 

{•*•) Bunge p. 14. 

(•**•) Des Woldemar-Erich»choLehnrochtist abgedruckt werden: m 
Schwerts in deo Neuen Nordischen Mise eilen V und VI p. 857-175 und 
v«n Eweri in seiner Ausgabe des Eslhländischcn Riller-nnd Landrechts 
P< 48-54. Du Original hat sich nicht gefanden; die älteste Abschrift 
ist im sog. Rothes Buche enthalten. 
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2. Das Rothe Buch. 

Alle von den Dänischen Königen, den Bischöffen von 
Reval, den Hochmeistern und Ordensmeistern der Rit- 
terschaft erthcilten Urkunden und Privilegien (so z. B. 
auch das Woldemar-Erichschc Lehnrecht) finden sich, 
zugleich mit Auszügen aus dem Longobardischen Lehn- 
rechte, Beschlüssen allgemeiner Livländischer Landta- 
ge und Beschlüssen der Ritterschaft von Uarrien und 
Wierland, gesammelt im sogenannten Rothen Buche. 
Es erhielt diese Bezeichnung durch seinen rothen Ein* 
band, wurde aber früher das «Richtbuch» genannt, weil 
seinem Inhalte gemäss Recht gesprochen wurde. Diese 
Sammlung wurde von dem Sekretair der Ritterschaft, 
Wolfgang Scheffel, unter der Regierung des Ordens- 
meisters Brüggenei, auf Befehl der Landräthe von 
Uarrien und Wierland veranstaltet. Scheffel trug hier 
alle Urkunden in Niedersächsischer Mundart ein, theils 
nach den Originalen, theils aus dem Lateinischen in 
dieselbe übersetzend, — und verfasste am 4 September 
1546 eine Vorrede dazu, in welcher er die Veranlas- 
sung und die Geschichte dieser Sammlung erzählt (*). 

Das Rothe Buch ist nie gedruckt, wenn auch viele Ur- 
kunden aus demselben durch den Druck bekannt ge- 
worden. Das Original wird im Archive der Esthländi- 
schen Ritterschaft in Reval aufbewahrt. Es diente lan- 
ge als Grundlage der Rechte und Privilegien derselben, 
und wurde in der Folge die Hauptquelle für das zur 
Schwedischen Zeit abgefasste Ritter-und Landrecht. 

3. Rechtsbücher für das Gerichtsverfahren. 

Fabri's Formulare procuratarum ist ausdrücklich 
auch zum Besten der Gerichte in Harricn und Wierland 
verfasst, wie aus der Plattdeutschen Aufschrift und 

(*) Bunge p. 00 and folg. 



auch dem Inhalte desselben hervorgeht. Ausserdem 
aber finden sich noch in den meisten vollständigen Ab- 
schriften der Esthländischen Rechte und Privilegien« 
wie dergleichen viele noch sich erhalten haben, Regeln 
über das mannrichterliche Verfahren, namentlich in 
Grenzsachen. 

4. Rechtsbestimmungen für die Raucrn. 

Das Livischc Bauer recht war auch in Eslhland seihst 
zu Dänischer Zeit in Wirksamkeit, wie denn auch die 
Esthländischen Abschriften, die älteste im Rothen Ru- 
che, sich nur in wenigen Punkten von den Livländischen 
entfernen. Das Wieckschc Rauerrccht hat wahrschein- 
lich auch Geltung in den übrigen Theilen Esthlands 
gehabt (•). 

///. Beschlüsse der Landtage und Manntage, Verträge 

n. s, w. 

Schon zur Zeit der Dänischen Herrschaft stand der 
Dänische Antheil Esthlands (Harricn und Wierland) in 
enger Verbindung mit dem übrigen Livlande, was seit 
der Abtretung jener Landschaften an den Deutschen 
Orden in noch höherem Grade der Fall ward. Daher 
kam es, dass Deputirte der Vasallen von Harricn und 
Wierland, gleich seit dem ersten Reginn der allgemei- 
nen Landtage, an den Rerathungen und Reschlussnahmen 
derselben Theil nahmen, und dass solche Reschlüssc 
auch für Esthland Geltung hatten, wenn die Aus- 
nahme nicht ausdrücklich festgestellt war ("). Auch in 

H Dasselbe kann mit Wahrscheinlichkeit wohl Ton dem ganzen 
Wieck-Oeselchen Lehnrechte, «o wie ton den Lhlandischcn Ritterrech- 
len, namentlich dem umgearbeiteten, angenommen werden, d. h. dass 
sie als Vervollständigung der eigentümlichen Rechte ia Anwendung 
gebracht wurden. 

(«•) Vergleich« den ins Rothe Ruch eingetragenen Reschluu xu Wol- 
mar t. 1543. 
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Esthland hatten die Beschlüsse der Manntage, unter Zu- 
stimmung oder Mitwirkung der Ordensmeister, Gesetzes- 
kraft und einige solcher Bestimmungen haben in der 
Folge bei der Abfassung des Rilter-und Land rech b als 
Grundlage gedient (*). Einfluss auf die Gestaltung des 
Rechtswesens hatten endlich auch verschiedene Vertrage 
der Ritterschaft ("), so wie die in den Gerichtsproto- 
kollen enthaltenen Statuten und Gewohnheiten ("*). 

ZWEITER ABSCHNITT. 

Die 2eiT obr Schwedischem Herrschaft in Esthland. 

/. Die Schwedischen Gesetze. 

Als Esthland im Jahre 1561 sich der Krone Schwe- 
den unterwarf, liessErichXIY den EsthlBndischen Adel, 
*ie früher erwähnt worden, vermöge der Bestätigungs- 
arkunde vom 2 Aug. 1561, bei dessen eigentümlichen 
Gesetzen und alten Gewohnheiten. Indessen forderte er 
die Ritterschaft auf, ihm im Originale oder in beglau- 
bigter Abschrift die Privilegien vorzulegen, auf welche 
sie sich so oft berufe (****). Es ist nicht bekannt, ob die 
Esthlandische Ritterschaft den Wunsch des Königs er- 
füllte; gewiss ist aber, dass seine Nachfolger Johann III, 

(*) Z. B. In Beziehung auf Citalion, Verpfandung n. s. w. Der Wieste 
Bnsebluss, der dem Könige von Dänemark zor Bestjligutig vorgelegt 
wird, Ul ron 1S59 und bezieht sich auf die Verhältnisse zum Bischoffe 
Ton Reval (Archiv für Geschichte o. s. w. I p. S77 N° 4). Von Interesse 
ist auch ein anderer vom Jahre 1300, über das Strafverfahren, seinem 
Fanten Inhalte nach angegeben bei Hwitfeld In seiner Danischen « hro- 
aik p. 328, 339. 

(**) So die Vertrage mit dem Bischoffe von Reval über den Zehnten v. 
1S80 and IS82, Ober das geistliche Gericht v. U92, mit den Landralhcii 
über Gerichtsordnung und Verfahren v. 1538, mit dorn BischolTe von 
Oesel über Ausantwortung der entlaufenen Bauern v. 155*. 

(**•) Das illeste noch ?orhaudene Protokoll ist vom Jahre U9i, und 
•piler vielfach als Quelle benutzt worden. 
(••••) Resolution Brich XIV v. 8 September 156* pkt ». 

10 
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und Sigismund, dio alten Rechte, die Gerichtsverfassung 
und Privilegien derselben bestätigten, der erstcre sie 
auch auf die nunmehr vereinigten vier Landschaften 
Esthland's ausdehnte. Im Jahre 1600 schlug Herzog 
Karl von Südcrmannland den Deputirten des Adels 
vor, die Schwedischen Landrechte anzunehmen. Die 
Deputirten wiesen den Antrag zurück; der Herzog be- 
stand aber darauf, dass sie wenigstens darauf eingehen 
möchten, den Schwedischen Gesetzen die Wirkung ei- 
nes Hülfsrechts zu geben (*). Der Adel seinerseits wie- 
derholte indessen die Bitte, seine alten Rechte und Ge- 
wohnheiten zu bestätigen und in ihrer vollen Kraft zu 
belassen (**). Der Herzog entschloss sich nunmehr am 
3 September 1600 eine vollständige Bestätigung der 
alten Rechte und Einrichtungen in Grundlage der von 
ihm beprüften Original-Urkunden zu erlheilen, und die 
Kriegsverhältnisse jener Zeit machten allen Erörterun- 
gen zwischen dem Herzoge und dem Adel ein Ende. 

Gustav Adolph beabsichtigte, gleich seinem Vater, 
die bürgerlichen Gesetze und das Gerichtsverfahren in 
Eslhland in Ordnung zu bringen (***). Allein er konnte 
nicht zur Ausführung schreiten, weil er bald darauf 
sich nach Deutschland begab und dort am dreissigjäh- 
rigen Kriege Theil nahm. In der Folge entschloss sich 
zwar Karl XL wie in Livland, so auch in Esthland die 
Schwedischen bürgerlichen Gesetze einzuführen, aber 
es kam der Plan zu dem beabsichtigten allgemeinen 
Schwedischen Gesetzbuche nicht in Ausführung. Kaum 
behielten selbst die ausdrücklich für Esthland erlassc- 



(•) Dio von dorn Herzoge von SürtcnnannUnd den Deputirten der 
Esthlindischen Ritterschaft vorgelegten Punkte v.SOAugusl lßOOpkt.0. 

{'*) Antwort der Deputirten der Esthlindischen Ritterschaft nuf 
diese Punkte, auch v. SO Aug. 1600. 

Resolution Gustav Adolph'a v. 31 November 1019. 
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nen oder auf diese Provinz ausgedehnten Verordnun- 
gen daselbst Wirksamkeit, und auch das nur, gleich 

von der Gerichtspraxis in 
Anwendung gebrachtes Gewohnheitsrecht. Von solchen 
Schwedischen, für Esthland gegebenen oder daselbst 
in Anwendung gebrachten, Verordnungen wurde noch 
im Jahre 1777 eine Sammlung in Deutscher Sprache 
veranstaltet, unter dem Titel: «Auswahl derer wich- 
tigsten in denen Landes- und Stadtgerichten des Her- 
zogthums Esthland auch noch jetzt geltenden Königlich 
Schwedischen Verordnungen. Reval.» Von den daselbst 
enthaltenen Verordnungen, die meist auch in den Liv- 
ländischen Sammlungen sich finden, sind die wichtig- 
sten: die Gerich tsordinanz v. 1614, der Gerichtsprozcss 
von 1615, die Strafordnung von 1653, das Plakat wegen 
Revision in Justizsachen von 1662 und 1682, die allge- 
meinen Schrägen von 1669, die Exekutionsverordnun- 
gen von 1669, 1684, 1685, das Wechselrecht von 1671, 
das Priesterprivilegium von 1675, das Plakat wegen 
Kindermord von 1684, die Testamentsstadga von 1686, 
die Duellplakate von 1682 u. s. w., die Stadga wegen 
neu aufgefundener Beweise von 1692, die Stadga zur 
Verkürzung der Prozesse von 1694 u. s. w., über 
Kirchenbusse von 1698, über Fluchen und Schwören 
von 1687 u. a. m. 

//. Die Rechtsbücher und Gesetzbücher zur Zeit der 
Schwedischen Herrschaft. 

1) Des Fürstenthums Esthen Ritterrechte. 

Das Rothe Buch (Richtbuch), welches seit dem Jahre 
1546 in Esthland in den Gerichten gebraucht worden, 
war als blosse Sammlung von Urkunden und Rechts- 
bestimmungen schon an sich unvollkommen. Es musste 
aber dieser Mangel mit der Zeit immer fühlbarer wer- • 
den, schon weil die Quellen des gellenden Rechts sich 
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stets Tcrmchrtcn, die Bekanntschaft mit den durch Gc- 
richls-Praxis und Gewohnheit fest gewollten Grundsät- 
zen immer schwieriger wurde, und zugleich die Not- 
wendigkeit der Rechlskenntniss sich steigerte. Diese 
Ursachen yermochten den, im Jahre 1593 als Ritter- 
schadssekreta ir in Esthland angestellten, Mauritius 
Brandis, entweder aus eigenem Antriebe oder im Auf- 
trage der Landrälhe, eine systematische Zusammen- 
stellung aller noch gültigen Rechtsbestimmungen anzu- 
fertigen, die sich in den verschiedenen alten Rechtsbu- 
chern, Urkunden, Resolutionen und Privilegien zer- 
streut fanden, und sie mit den durch die Gerichtspra- 
xis eingeführten Regeln zu vervollständigen. Um das 
Jahr ltiOO scheint diese Arbeit beendet worden zu sein 
Und ist unter dem Titel: «Ritlerrechte des Fürslenthums 
Esthen» bekannt. Sie ist auch dadurch interressant, dass in 
derselben der Verfasser sich oft auf das umgearbeitete 
Rilterrecht bezieht und angibt, dass in den nicht durch 
die Privilegien (d. h. die alten Rechte und Ordnungen 
des Landes) zu entscheidenden Fragen auch nach den 
Kaiser-Rechten (d. b. dem Römischen Rechte) entschie- 
den werden solle (Buch II art. XVI lex 4). Es findet 
sich keine Nacliweisung darüber, ob dieses Rechtsbuch 
von den Landrathen und der Ritterschaft approbirt oder 
gar der Schwedischen Regierung zur Bestätigung vor- 
gelegt worden; letzteres scheint jedenfalls nicht wahr- 
scheinlich. Soviel ist aber gewiss, dass dasselbe seit 
dem Anfange des XVII Jahrhunderts den Gerichten 
als Richtschnur gedient hat, woher es denn auch in 
mehreren Abschriften sich bis jetzt erhalten hat. Es 
zerfallt in zwei Hauptabteilungen, von denen die er* 
sie in 9 Kapiteln von der Gerichts- und Landesver- 
fassung, die andere in 50 Kapiteln von den Rechten 
des Adels und der Bauern, von dem Privat- und Kri- 
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minal rechte und dem Verfahren handelt. Nach der Ab- 
fassung des Ritler-und Landrechls Irat dasselbe natür- 
lich ganz in den Hintergrund. Auch ist es erst im Jah- 
re 1842 (nach der Handschrift im Archive der Eslhlän- 
dischen Ritterschaft) von dem Esthlandischen Gouverr 
nementsprokureur Paucker in Druck gegeben wor- 
den, als Theil der von ihm herausgegebenen Collect* 
ucen des hL. Brandis, die ausser dem Ritterrechte noch 
mehrere Urkunden, Auszüge aus den Protokollen jer 
ner Zeit, und eine reiche Prajudikalensammlung enU 
halten f). . .'. 

2) Das Ritter-und Landrecht. 

Halte gegen das Endo des XVI Jahrhunderts das Ro- 
the Ruch nicht mehr den Anforderungen, entsprochen, 
so musste dies gegen die Milte des XVII Jahrhunderts 
eben, so mit dem Rechtsbache des Brandis der Fall sein« 
Denn iu dieser Periode verbreitete sich das Studium 
des Rechts überhaupt und namentlich des Romischen 
immer mehr* welches letzlere damals ui den Rcchtsau— 
sichten der Praktiker des Oslscegehiet* vollkommen 
überwiegend wurde» obschon es bereilÄ . ipa X V und 
XYI Jahrhunderle von ihnen gekannt und auch wohl 
in Anwendung gebracht war. Dieser Umstand veran- 
lasste die Esthlündischen Landrälhe, den damaligen As- 
sistenzrath und ersten Assessor des Burggerichts Phi- 
lipp Kruse (in der Folge unter dem Namen Kruse a- 
stiern in den Adel erhoben) zu beauftragen, ein neues 
Gesetzbuch aus den Landcsgesctzeu und Gewohnheiten 
zu verfassen. Kruse beendigte mit Hülfe des Sekretairs 
der Ritterschaft , Kaspar Meier genannt Rosenslock, 
die ihm auferlegte Arbeit noch vor dem Jahre 1650. 
■ — — — — 

U UfOftia Mllqaa. 
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Dieses Gesetzbuch, bekannt anter dem Titel: «des 
Herzogtums Esthen Ritter-und Land recht»— tcrflült in 
sechs Bücher: 1) Vom Landgerichte, gerichtlichen Pro- 
< esse und was demselben angehörig (36 Titel). 2) Von 
Ehesachen und Vormundschaften (14 Titel). 3) Von Te- 
stamenten, Legaten oder Geschäften, Erbschaften und 
Erbgang, Donationen und Geschenken (17 Titel). 4) Von 
Kontrakten, Besitz, Eigenthum, Gewehr und Verjäh- 
rung (22 Titel). 5) Von peinlichen Sachen, Injurien, 
Gewalt, zugefügtem Schaden, Strafen und Bussen (48 
Titel). 6) Des Fürslenthums Esthen Polizei- und Lan- 
desorduung (7 Titel) f). 

Das Ritter - und Landrecht zeichnet sich dadurch 
aus, dass fast unter jedem Artikel die Quellen an- 
gegeben sind aus welchen dasselbe zusammengestellt 
worden (**). Diese Quellen sind: I. Die Heilige 
Schrift. — II. Die Rechte und Gesetze des Ostseege- 
biets, welche die Hauptquelle bilden. Hierher ge- 
hören: 1) Das Lehnrecht der DäniscW Könige Wol- 
demar II und Erich VII vom Xahre 1315 oder das so- 
genannte WoWetnar-Eriebsche Lehnrecht. 2) Das Liv- 
kindische Landrecht, d. h. das umgearbeitete Livlän- 
dische RUterrcent. 3) Das ins Livonicum scriptum. 
Hierunter ist ier von David Ailcheu ausgearbeitete 
Entwurf eines Landrechts fdr Livland zu verstehen. 
4) Das Livlandische Ritterrecht, womit hier aber nur 
das von Fabri verfasste Formulare procuratorum be- 
zeichnet wird. 5) Das Wieck- Oeseische Lehnrecht. 
6) Urkunden der Dänischen und Schwedischen Könige, 
derBischöfle, Hocb-und Ordensmeistcr. 7) Landtagsbe- 



(•) Vergleiche Bunge p. 8S-U3. 

(' ') Eben »o geechlebt dies In dem Reebtsbuche ron Brindli, In wel- 
chem jede eintcln« Urkunde u. t. w. namhaft gemacht *ird, Wim der 
betreffend« Artikel entnommen worden. 



Digitized by LaOOQle 



151 



Schlüsse, sowohl allgemeine Livländische als besondere 
Esthtondische. — III. Gerichtsgewohnheiten . Von denGc- 
richtsprotokollen, deren sich eine Menge noch jetzt im 
Archive der ^Inländischen Ritterschaft findet, sind be- 
sonders bemerkenswert!!: 1) das alte, das braune und das 
schmale Protokoll, die ihren Namen von der Zeit ihrer 
Abfassung, ihrem Einbände und Formate erhalten ha- 
ben. 2) Die Protokolle des M. Brandis, welche sich 
zum Theil in seinen Collectaneen aufgenommen finden. 
— IY. Die Hülfsrechte. Hierher geboren: 1) Das Justi- 
nianeische Romische Recht und insbesondere die Dige- 
sten. Der grösste Theil des vierten Buchs im Ritter-cnd 
Landrechte, über die Vertrage, ist dem Römischen Rech- 
te entnommen. 2) Das Kanonische Recht. 3) Das Deut- 
sche Recht, und namentlich das Sächsische Recht, so 
wie auch verschiedene Reichsgeselze, insbesondere die 
Reichsabschiede von 1500, 1548, 1577, die Kammer- 
gerichtsordnung von 1555 und die Halsgerichtsord- 
nong Karl V. — V. Die Schriften verschiedener Juristen. 
Viele Artikel des Esthländischen Ritter-und Landrechts, 
namentlich im IV und V Buche, sind gestutzt durch Ci- 
tate aus gegen 42 Schriften verschiedener Juristen, de- 
ren Namen zum Theil wenig bekannt, während die Hin- 
weisungen auf sie hin und wieder unrichtig, zuweilen 
selbst dunkel sind. 

^Gesetzeskraft und Wirksamkeit desRitter- 
und Landrechts zur Zeit der Schwedischen 

Herrschaft. 

Das Ritter-und Landrecht wurde vorläufig von den 
Landräthen und Deputirten der Ritterschaft durchgese- 
hen und gut geheissen (*), darauf aber am 11 Novem- 



(*) Sieb« du EMbUndJseheRllter-aBdLtndreehlBiiehV,TheilXLVlll 

MA.f. 
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bcr 1650, der Konigin Chrislina mit der Billc uberge- 
ben, dasselbe zum allgemeinen Gebrauche drucken las- 
sen zu dürfen. Hierauf erfolgte die königliche Resolu- 
tion vom 17 Januar 1651, in deren 3-tem Punkte gesagt 
ist: «dies kann nicht eher entschieden werden, als bis 
das Gesetzbuch durchgesehen und mit den Originalpri- 
vilegien, Urkunden und anderen Dokumenten, aus denen 
es zusammengestellt ist, verglichen worden und es sich 
gezeigt haben wird, dass die Bestätigung desselben ohne 
Beeinträchtigung der höchsten Gewalt und anderer Per- 
sonen stall haben kann.» Indessen wurde in 40 Jahren 
nicht zu einer solchen Durchsicht des Textes und Ye- 
riüciruug der Quellen geschritten. Im Gegenlheil wur- 
de in der Resolution der Regentin Hedwig Eleonore, 
vom 30 Juli 1662, den Deputirten der Esthlandischen 
Ritterschaft zur Pflicht gemacht, bei ihrer Rückkehr 
nach Esthland, eine neue Zusammenstellung der Privi- 
legien zu veranstalten und dieselbe zur Durchsiebt durch 
deu Gouverneur, und zur königlichen Bestätigung vor- 
zustellen. 

Auf die mehrfach wiederholten Bemühungen der 
Esthlandischen Ritterschaft um Bestätigung, befahl in 
der Folge Karl XI im Jahr 1690 eine Konimission, un- 
terVorsitz des Generalgouverneurs, aus den Landrathen 
und anderen der provinziellen Gesetze und Gewohnhei- 
ten kundigen Leute, so wie aus vom Generalgouverneur 
zu ernennenden Beamten, zusammenzusetzen. Dieser 
Kommission wurde vorgeschrieben, das von Krusenstiern 
ausgearbeitete Gesetzbuch durchzusehen, und dasselbe 
sowohl mit den filtern, als den neuem von Konigen, 
Hochmeistern und Ordensmeistern erlassenen Gesetzeu 
zu vergleichen, so wie auch mit den Gerichlsgc- 
brUuchen und Gewohnheiten, dann aber ihre Bemer- 
kungen und Ansichten der königlichen Majestät zu 
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allcndlicher Durchsicht nnd Bestätigung zu unter- 
legen. Von den Beschäftigungen dieser Kommissi- 
on ist nichts bekannt geworden; allein die in Aussiebt 
gestellte Beprufung und Vergleichung hat, wie es scheint, 
nicht Statt gehabt, da in der Resolution Karl XII, 
vom 27 Januar 1699 (pkt. 3) bestimmt ist, dass das fru» 
bere Projekt eines Gesetzbuchs, da dasselbe von Nieman- 
dem durchgesehn und verificirt worden, nicht die Kraft 
eiues allgemeinen Gesetzes haben solle, ausser in den 
Artikeln, welche mit den Privilegien und dem Lehn- 
rechtc übereinstimmen. 

Obwohl somit das von Kruse nstiern abgefasstc, und 
unter dem Namen des Rilter-und Landrecbts bekannte, 
Esthliindische Gesetzbuch zur Zeit der Schwedischen 
Herrschaft nicht bestätigt worden, so begann die Esth- 
landischo Ritterschaft doch bald dasselbe in ihreu Ge- 
richtsbehörden in Anwendung zu bringen. Die Schwedi- 
sche Regierung, mit Kriegführen beschäftigt, Hess die- 
sen Umstand aus den Augen, und so v* urde das Werk 
Krusensticrns allmählich fast die allein gültige Quelle 
des Esthlilndischen Landrecbts, und erhielt durch unun- 
terbrochenen Gebrauch während 150 Jahren Gesetzes* 
kraft ('). 

///. Andere Rechtsbestimmnngcn. 

Ausser den von der Schwedischen Regierung in 
Stockholm erlassenen Gesetzen und Verordnungen, so 
*ie den inEsthlaud selbst vc.fasslcn Gesetzbüchern, gab 
es in dieser Periode noch zwei auch für die Folgezeit 
nichtige Rcchtsquellen für diese Provinz. Dies sind: 
1) die für die Gerichtsordnung massgebenden Oberlaud- 
gerichtskonslitutioncn, die von dem Gcncralgouverneur 

(*) tcbrifeM l»l dasselbe auch, «U bei der Ualemerfanf von Peter 
demüros»ea mit «oder« Sumteo, Privileg ien und Rechleii betliaigl, 
auiuecben. 
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(als Presidenten des Oberlandgerichts) und den Land- 
rathen erlassen wurden, wie t. B. die erneuerte Ober- 
landgerichtskonstitution von 16dl, die Manngerichts- 
Ordnungen von 1648, 1653 und 1664; 2) die Beschlüs- 
se der Landtage, die zum Theil auch auf das Gerichts- 
wesen, insbesondere aber auf die innere Ordnung des 
Landes von grossem Einfluss waren, z. B. die Be- 
schlüsse yon Wosel f)v. 1595 und 1597,— die erneuer- 
te Landesordnung yon 1645, u. a. m. 



ZWEITES KAPITTEL. 

Die Sladlrechle in Esthland. 

ERBTE ABTHEILUNG. 

Das Stjldtrecut Reval's. 

I. Die Zeit der Herrschaft Dänemarks und des Ordens, 

1. Urkunden. 
Die Stadt Reval, im Jahre 1219 von Woldemar II 
begründet, anerkannte die Herrschaft der Dänischen 
Könige bis 1347, und erhielt von ihnen ihre ersten 
Rechtsbestimmungen und Privilegien. Der Inhalt der 
von den Dänischen Königen der Stadt Reval ertheilten 
Urkunden bezieht sich auf: 1) Verleihung der Gesetze 
und Rechte Lübeck's an die Bürger Revals. 2) Zuwei- 
sung von Gemeinweiden. 3) Bestimmung der Rechte 
der Bürger in Beziehung auf den Handel. 4) Fest- 
stellung der Gerichtsgewalt des Raths, — 5) des Münz- 
rechts, — 6) des Episkopalrechts (*) u. s. w. 



{•) WomI ist ein Dorf nicht w«il too Reval. 

(*) Die Urkunden Erich V, 1148, ChrUioph I. t. litt u. 1157, 
Erich VI. t. 1165, 1173 u. 1379, Margareta! 1165, 1166, 1173, 1179 
u. 11S1, Erich VII 1. 1188 u. 1197, Christoph II 1381, Wolde»« III 
v. 1345 «. 1346. 
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Bei dem Uebergonge der Stadt Reval unter die Herr- 
schaft des Deutschen Ordens, wurden alle dieser Stadt 
erlheilten Urkunden dem Hochmeister Tusemer vorge- 
legt, und yon ihm 1347 einer allgemeinen Bestätigung 
gewürdigt. Die in der Folge von den Hochmeistern 
und Ordensmeistern der Stadt Reval verliehenen Ur- 
kunden enthalten in sich: 1) allgemeine Bestätigung al- 
ler den Burgern Revals gehörenden Rechte. 2) Grenz- 
bestimmungen der Städtischen Landereien. 3) Das Recht 
der Stadt das Wappen des Ordens auf ihre Münzen zu 
setzen ; 4) die Erlaubniss eine eigene Stadlschule unab- 
hängig von der bei der Kathedrale (der Domschule) zu 
errichten; 5) die Entscheidung einiger zwischen der 
grossen und den beiden kleineren Gilden erwachsenen 
Streitigkeiten (*). 

2. Das Lübische Recht. 

Bald nach der Gründung der Stadt Reval kam das 
Lübische Recht daselbst in Gebrauch, und im Jahre 
1248 bestätigte König Erich Y die von WoldemarU der 
Stadt verliehenen Privilegien und ertheilte ihr insbe- 
sondere die Freiheit, sich des Rechts der Stadt Lübeck 
zu bedienen (**). In der Folge wurde diese Freiheit von 
seinen Nachfolgern mehr als einmal bestätigt, mit Aus- 
dehnung derselben auf alle sowohl weltlichen als geistli- 
chen Sachen (*"). Unter dem Lübischen Recht werden, 
in den Urkunden der Dänischen Könige, nicht blos die 
Rechte und Immunitäten der Bürger Lübecks in Bezie- 
hung auf die Verfassung und Verwaltung der Stadt ver- 

(*) Di« Urkunden Oosrin tou Herike's T. 1316, Frimersheim't. v. 
1371, Torek'» T. 1415, des Hochmeister« Bruckhausen f. 1459, PletUu- 
berf 1313, 1513 o. 1535, Brüggenef • t. 1533, tnn der Beck«'» T. 1553, 
Qalen's f , 1553, Fürsienberg'i t. 1558, KeUler's t. 1559. 
(••) Siehe die trkaode Brich V ?. 15 Mai 1348. 
(•••) Vergleiche die Urkunden Christoph I t.l355,Mer|ireU'i T. IBT3. 
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standen und überhaupt die Standesrechte, sondern auch 
die bürgerlichen und peinlichen Gesetze. Als Beweis 
hierfür dient, dass der Dünische König Christoph I 
vom Lübecker Magistrat für Reval eine Abschrift der 
Lübischen bürgerlichen und peinlichen Gesetze, so wie 
des Gerichtsverfahrens, sich erbat. Im Jahre 1257 er- 
hielt er einen solchen Codex, welcher in der am Ende 
abgebrochenen Handschrift 103 Artikel enthält. Dieser 
Abschrift geht eine Urkunde voraus, in welcher der 
König der Stadt Reval vorschrieb, sich in allen weltli- 
chen und geistlichen Sachen nach diesen Gesetzen zu 
richten. Im Jahre 1282 übersandte der Rath der Stadt 
Lübeck, auf Bitte König Erich YI und der Stadt Reval, 
letzterer eine neue vermehrte in 167 Artikeln bestehende 
Handschrift ihres Rechts in Niedersächsischer Mundart« 
in welche spater bei der Unterwerfung unter den Orden 
(1347) auch die erste Abschrift übersetzt wurde (*). 
Hierbei ist noch zu bemerken, dass der Rath von Lü- 
beck für die im Revalscben Ralhe verhandelten Sachen 
den Oberhof bildete, und dass letzerer, sich nach dem 
Lübischen Rechte richtend, oft sich mit Anfragen an 
den enteren wandte. Daher wurden die in Lübeck sta- 
tutarisch beliebten Zusätze zum Stadtrechte meist auch 
in Reval angenommen, wo dergleichen auch selbst ge- 
macht wurden, was aus dem autonomischen Rechte des 
Magistrats sich erklärt. 

3. Die Willkühren und die Rauersprachc 

(Bursprake). 

Eben so wie in Lübeck, hatte auch in Reval der Rath 

das Recht, Verordnungen in Bezug auf die innere Ord- 

D Die Originale dieser beiden Abschriften dei Lübischen Recht* von 
UST u. 1i«S, welche übrigen* euch Bestimmungen über die Stadtrer- 
f«*§ung enthalten, werden im ArchWo de« Revaltcben Raths aufbewahrt 
nnd.i.d im Jahre I SM von Bonge, im ersten The Ha der Quellen dei 
Rerajer Sladtrechla, io Druck gegeben worden. 
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nung lind Polizei m erlassen, die unter dem Namen 
von Willkiihrcn bekannt gemacht wurden. Von diesen 
sind mehrere auch noch bis auf uns gekommen (*). 
Eine sogenannte Rursprake findet sich in Rcval gleich 
vrie in Riga, und wurde auch dort jährlich den Tersanv» 
melten Burgern verlesen, ein Gebrauch der bis jetzt 
fortdauert. Die älteste bekannte, bis auf uns gekomme- 
ne, Abfassung scheint aus der Mitte des XIV Jahrhun- 
derts, und enthält gleich allen späteren Redaktionen 
allgemeine polizeiliche Vorschriften (**). 

4. Die Schrägen der Gilden und Zünfto. 
Von diesen, so wie den Verträgen des Raths mit den 
Gilden und dieser unter sich, endlich auch den Ge- 
richtprotokollen, gilt das in dieser Beziehung von der 
Stadt Riga gesagte. 

II. Die Zeit der Schwedischen Herrschaft. 
Das Recht der Stadt Rcval sich des Lühischen Rechts 
zu bedienen, wurde von der Schwedischen Regierung 
anerkannt und bestätigt. König Johann III gestattete 
überdies den Bürgern Revals(am 11 Febr. 1570) auch 
den Gebrauch des gemeinen Kaiserlichen Rechts, d. 
h. des Römischen oder wohl eigentlich des gemeinen 
Rechts (*•'). 

(*) Die bisher aufgefundenen Willkühren, aus dem XIV u. XV Jahr* 
hunderte, sind abgedruckt im Archive für Geschichte u, a. w. II p. 83. 
Die wichtigste uud bis jelxl in Geltung stehende ist aber die sogenann- 
te «Ordnung des Raths», in einer spateren Redaktion abgedruckt in 
den Quellen des Revaler Siadirechts I p. Iii. 

{•*) Die älteste Redaktion, ungefähr vom Jahre 1S60, ist abgedruckt 
im Archive für Geschichte u. t. w. II p. 84. Eine epilere, ungefähr 
vom Jahre 1100, eben dort II p. 86. Die Bedaktion von 1500 findet sich 
in den Quellen des Revaler Stadtrechts I p. 938, die von 1803 eben dort 
I p. «40. 

(***) Die Urkunde König Johann III v. II Febr. WO: Zweitens wird 
ihnen (den Bewohnern der Stadl Ro\al) gestattet, in den Gerichten sich 
nach dem gemeinen Kaiserliche« Recht tu halten, sowohl in peinlichen 
Sachen, als In denen von Verträgen, wie dies von Alters bei ihnen Ge- 
brauch gewesen. Urkunde Karl XI v. 13 Septemter 1075. 
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Das, nach seiner letzten Revision im Jahre 1586, in 
der Stadl Reval geltende Lübische Recht besteht aus 
sechs Büchern. Das erste enthält das Personen, -Farai- 
licn-und Sachen Recht; das zweite das Erbrecht; das 
dritte das Obligationenrecht; das vierte das peinliche 
Recht; das fünfte den Prozcss; das sechste das See- 
recht (*). 

Ausserdem erliess auch der Revalsche Rath von sich 
aus, nach dem damals allen städtischen Magistraten zu- 
stehenden Rechte der Autonomie, verschiedene Ord- 
nungen, die obschon meist von der Schwedischen Re- 
gierung nie bestätigt, örtliche Gesetzeskraft erhielten. 
Hierher gehören: 1) die Obcrgerichts-Ordnung aus dem 
XYII Jahrhunderte; 2) die Advokaten-Ordnung von 
1687; 3) die Waisengerichts-Ordnung von 1694; 4) die 
Konkurs-Ordnung von 1706; 5) die Slrassen-und Han- 
dels-Ordnung (**) von 1679 u. a. m. 

Die Bewohner des oberen Theils der Stadt oder des 
sogenannten Doms, waren nicht der Wirksamkeit des 
Lübischen Rechts, noch den Ordnungen des Reval sehen 
Raths unterworfen, sondern bedienten sich der Land- 
rechte. 



(*) Das Lübiiche Recht nach der Revision von 1586 ist abgedrukt ia 
den Quelles des Revaler Siadrechta l t p. 185— 801. Ausser diesea Sta- 
tuten, sind auch noch andere, eigentlich für die Hansestädte im Allge- 
meinen oder für Lübeck insbesondere erlassene, Gesetze und Ordnungen 
durch die Gewohnheit in Reval reeipirt worden, wie die Hanseatische 
SchiflTsordnung t. 1591 und das Seerecht r. 1614, die LÜbische Seege- 
richU-Proiessordnung t. 1655, die Lübische Wechselordnung t. 1668, 
Sie ia demselben Werke p. 803—837 abgedruckt sind. 

(•*) Diese Verordnungen sind alle im ersten Bande der Quellen des 
Re?aler Stadtreehts abgedruckt. 
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ZWEITER ABSCHNITT« 

Das Stadtebcut in dek kleines Estolardisheu 

Städten. 

Auf Grundlage der Urkunden des Bischofls Buxhoew- 
den t. 1279 f) und des Bischofls Kiwcl Ton 1526, 
stand den Burgern Habsal's die Berechtigung zu, sich des 
Rigaschen Rechtes zu bedienen. Doch König Johann III, 
durch Urkunde vom 3 September 1584, machte es dem 
HabsaJschen Bathe zur Pflicht, hinfurder Hecht und Ge- 
rechtigkeit zu handhaben nach Revalschem d. h. nach 
LQbischem Rechte, in Ermanglung dessen nach Schwe- 
dischen Gesetzen. Das Revalsche Recht ward der Stadt 
Habsal bestätigt durch die Könige Sigismund am 8 Mai 
1594, Karl IX am 25 Sept. 1010, Gustav Adolph am 
29Julil616,und die Königin Christina am 26Juli 1648. 
Aber durch Resolution des Eslhländischen Generalgou- 
Terneurs Graf Dclagar die, dem die Schwedische Regie* 
rang das Schloss und die Stadt Habsal verkauft hatte, 
wurde dieser am 8 Aug. 1605 das Rigasche Recht wie- 
dergegeben, so dass das Revalsche nur als Hülfsrecht 
dienen sollte. 

Die Städte Wcsenbcrg und Narwa gebrauchten das 
Revalsche Recht (**). Dieser letzteren Stadt wurde, mit 
Vorbehalt ihrer alten Privilegien, im Jahre 1626 das 
Recht gegeben, sich nach dem Schwedischen Stadllagh 
zu richten. Die Bürger in Weisscnstein standen unter 
den Eslhländischen Landesgesetzen. 

(*) Ausser dem erhielt Habsal im Jahre 1234 Ten dem BischoCTe Ja- 
cob t. Oesel ein eigenes Stadlrecht in 67 Artikeln, welches aber fast nur 
polizeiliche und das öffentliche Recht betreffende Bestimmungen ent- 
hält. (Vergleiche Bunge Beiträge u. s. w. p. 57). Dieses bisher nur in 
Aufzügen bekannte Stadlrechl ist neuerdings in einer alten Abschrift 
im Archire des Habsalschen Raths wieder aufgefunden worden. 

(") Für Wesen berg vergleiche die Urkunden Brich VII y. 1308 und 
Woldemar III 1345 u. s. w. Für Narra: die Urkunden Woldemar III 
t. 13«, der Ordensmeister Frimersheim v. 1374 und Galen t. 15». 
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DRITTE ABTHEILUNG. 

VEBER8ICBT DER RECHTSQUELLEIf IN KORLAND 

UND P ILTEN (*). 

* 

ERSTES KAPITTEL. 
Das Landrecht im Herzoglkume Kurland. 

Die Landcsgesclze in Karland sind zweierlei: die 
eben gehören zum öffentlichen Rechte und zu den Vcr- 
wallungseinrichtungen, die anderen umfassen Bestim- 
mungen in Beziehung auf bürgerliches und peinliches 
Recht, so wie die Standesrechte. 

Zur ersten Ahlheilung gehören 1) die Provisio duca- 
Iis seu pacta subjectionis v. 1561, 2) das Privilegium 
nobilitalis v. 1561, 3) das Privilegium Gotthardianum 
v. 1570 (**). 4) die Regimentsformel (Formula regimi- 
nis) v. 1617; 5) die Kompositionsakten v. 1776 und 
1793; viele Landtagsbeschlüsse u. s. w. Der Inhalt die- 
ser gesetzlichen Bestimmungen ist eigentlich nur wich- 
tig in Bezug auf die geschichtliche Uebcrsicht der Ent- 
wicklung der Behördenverfassungen und der Standes« 
rechte im Ostseegebiete. 

Die wichtigste Quelle für die zweite Abtheilung, bil- 
den die Kurlandischen Statuten oder die für den Adel 
der Herzogthümer Kurland und Semgallen veröffentlich- 
ten Rechte und Gesetze (Jura et leges in usum nobilita- 

(*) Weil Kurland und Pillen bis cur Zerlheilung des allen Utlande 
inlcgrircmle Thvilc desselben waren, so gilt, was von den Reehlsquel- 
len Utlande in Mittelalter gesagt wordeu, auch für Kurland und Pillen, 
deren selbständig«) Rccbtsontwlckelung auf der allen gemeinsamen 
Grundlage erst in dieser Periode beginnt. 
C) Vergleiche das im orsteu Theile hierüber Gesagte. 
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Iis ducatuum Curiandise et Semigallite promulgata?, an- 
no 1647) (*). Dieselbon waren im Jahre 1617 von den 
nach Kittland zur Hewtelhing der Ordnung in dessen 
Angelegenheiten abgeordneten Polnischen Komissarien 
unter Mitwirkung der Ritterschaft verfasst, Welche letz- 
tere auch das Projekt der Königlichen Bestätigung un- 
terlegte ("). Als Hauptqnellen bei der Abfassung dieser 
Statuten dienten die Piltenschen Sutaten (siehe das 3-tc 
Kapittel), Ortliche Gewohnheiten und Deutsches, insbe- 
sondere Sächsisches Recht; indessen erscheint in einzel- 
nen Theilen der Kurlttndischcn Statuten, wie unter an- 
derem in der Lehre von den Servituten, Vertragen u. s. 
w«, der Einfluss des Römischen Rechts sehr gross ('**). 

Die Verwirrung jener Zeiten verhinderte die Bestäti- 
gung der Statuten durch den Konig und den Polnischen 
Reichstag. Dessen ungeachtet kamen dieselben in Ge- 
brauch; alle Gerichtsbehörden begannen sich nach ihnen 
zu richten und ihre Gesetzeskraft wurde von der Polni- 
schen Regierung nicht angestrilten, die auch noch in den 
spätesten ihrer Öffentlichen Akten derselben als in Kur- 
land wirksamer Gesetze erwähnt (****). Eigentlich gelten 
die Statuten bloss für den Kurländischen Adel, wie aus 
dem Titel (inusumnobilitatis) schon hervorgeht. Im Lau- 
fe der Zeit aber ward ihre Gesetzeskraft auch auf die an- 

(•) Ziegenhorn. Beilage N» 105. Dogiel V, N» CCXXVIII. Eine Ab- 
schritt befindet sieh in der Ratierlichen öffentlichen Bibliothek. Im iah- 
re 1804 wurden die Statuten abgesondert herausgegeben tou Herrn Bir- 
kel in Iii lau, und im Jahre 1817 ins Russische übersetzt von dem Baron 
M. Korff. 

(••) Vergleiche das Projekt aar königlichen Promulgatlonsarkan- 
de. Netlelbladt Fasciculns rerura Curlandicarum t p. 65. 

(•••) Engelhardt. Beantwortung der Frage: gehen die tor 150t gellend 
gewesenen eigentümlichen Rechte dem Römischen Codex ror oder ste- 
hon sie demselben nach. 

(••••) Vergleiche die Constitution des Polnischen Reichstages 1» 
Setembor 1703. 

11 
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deren Stände ausgedehnt, mit nur geringen von den Ört- 
lichen Gewohnheiten gebotenen Einschränkungen. 

Im Jahre 1649 rerfasste der Kurlandiscne Rath ton 
Derschau, im Auftrage der Ritterschaft, ein neues Pro- 
jekt zu einem Gesetzbuche für's Land oder verbesserte 
Statuten (Derschausche Statuten). Dieses Projekt wurde 
handschriftlich Johann Kasimir zur Bestätigung vorge- 
legt. Der Konig wollte dasselbe aber nicht bestätigen, 
weil es nicht vorher den Depulirten der Städte zur 
Durchsicht vorgelegt worden, auf die es sich gleichfalls 
bezog (*). Aus dem Gerichtsgebrauche beim Prozessver- 
fahren ward in der Mitte des XVIII Jahrhunderts von ei- 
nem RechUgelehrten, dessen Namen unbekannt geblie- 
ben, eine Kompilation veranstaltet unter dem Titel: 
Instructorium des Kurlandischen Prozesses» welche 
auch nie bestätigt worden, aber jetzt immer in den Ge- 
richten angeführt wird und als Handbuch für 's Pro- 
zessverfahren dient (**). 

Die Komissarialischen Entscheidungen von 1717 be- 
zogen sich auf die bürgerliche Gesetzgebung und dien- 
ten als Vervollständigung der Statuten, besonders in 
Allem was mit dem Anklageverfahren, dem Konkurs- 
verfahren, dem Erbrechte u. s. w. in Verbindung steht. 
Die Bestimmungen der Komissarialischen Entscheidun- 
gen sind grösstenteils dem gemeinen Rechte entnom- 
men. 

Ausserdem gehören, in Betreff der bürgerlichen Ge- 
setzgebung, zur Zahl der einheimischen Quellen desKur- 
ländischen Landrechts manche Landtagsschlüsse, Her- 

(*) Betolullon des Königs Johann Kasimir t. lt Fabr. 1*4». - Dies« 
sogenannten Derschauschen Statuten sind nie gedruckt worden. 

(") Das lostrucierium das Karllindischen Proxesses tat 1SU to« 
FriYajdocenten v. Rummel abgedruckt worden im ersten Tbeile dar 
Quellen des Kurländischen Landrachts. - Heber die Geschichte der Ab- 
fassung des Inscrucloriums siehe die von Rummel rerfaaste Einleitung. 
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zogliche Urkunden, so wie die Komissarialischen Ent- 
scheidungen ron 1642 u. 1727. 



ZWEITES KAPITTEL. 

Das Stadtrecht im Herzogthume Kurland. 

Der Stadt Mitau war zugestanden, in allen sowohl 
bürgerlichen als peinlichen Sachen sich nach dem Biga- 
schen Rechte zu richten (*). Unabhängig hiervon hatte 
Mitau eine Polizeiordnung, die der Stadt ron Herzog 
Friedrich am 4 September 1606 erlheilt worden. 

Die Stadt Libau war ebenfalls zum Gebrauche desRi- 
gaschenRechts berechtigte*), hatte aber ausserdem eine 
besondere Handelsordnung, ertheilt von Herzog Fried« 
rieh Wilhelm, 20 Juli 1710, und einige andere weniger 
wichtigeOrdnungen.-Auch die Stadt Windau hatte das 
Rigaschc Recht(***),erhielt aber im Jahre 1694 ein eige- 
nes Stadtrecht unter dem Titel: Windausche Bauerspra- 
che — von welchem einige Artikel sich aufs bürgerliche 
Recht beziehen (****).— Die Stadt Goldingen bediente 
sich seit den ältesten Zeiten des Rigaschen Rechts (**"*)• 
Sie erhielt Restfitigungsurkunden nicht bloss von den 
Ordensmeistern und den Herzogen, sondern auch von 



(•) Neue Erimer-uud Brauerordnung, der Stadt Mitau erthent tos 
Herzog Peter am 18 Januar 1781. 

(• *) Vergleiche die Urkunden Heriog Friedrichs 1. 18 Min 1815, be- 
«tfUgt Ton Sigismund III d. 18 März 1816, Johann Kaaimir d. 18 Febr. 
1848, Michael d. 8 Nov. 1887, Johann III d. 18 April 1877, August II d. 
87 Mai 1898 und August III d. 8 April 178«. 

(•••) Vergleiche die Urkunde dcsKurläudUchen Bischoffs Otto ?. 1378 
för die SUdt Haaenpoth, und die Urkunde Gotthard Kettler's t. 1559. 

<•••*) Die Urkunde Hersog Friedrich latlmir's f. 18 Febr. 188i. 

(•••••) Wo Urkunde Bischoff Otto's für Hasenpoth y. 1378; die Ur- 
kunde Plettenberg'! 1. 1511. 
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den Polnischen Konigen Michael am 9 November 1693 
und Stanislas August am 1 November 1765. Diese Stadt 
hatte ausserdem ein eigenes Sladtrecht, die Goldingen- 
sehe Bauersprache, bestätigt von Herzog Friedrich 
Kasimir am 2 Mai 1695. — Die Stadt Grobin stand un- 
ter den Landesgesetzen und hatte gar keine Privile- 
giert. — DieStadt Bauske halte ein ihr von Herzog Fried- 
rich am 1 Aug. 1635 ertheiltcs Stadtrccht. bestätigt 
vom Polnischen Könige Wladislas am 8 Febr. 1645. 
In demselben (Kapitlei II § 2) ist namentlich bestimmt, 
dass in den von dem Stadtrechte nicht vorhergesehenen 
Fallen die Burger von Bauske sich nach den Deutschen 
Rechten und den Landesgewohnheiten richten können. 
—Das von Herzog Jacob gegründete Jacohstadt, erhielt 
von ihm am 12 Febr. 1670 eine Polizeiordnung, wel- 
che von August III den 3 Nov. 1744, Stanislas August 
den 1 Nov. 1765 und von Herzog Peter den 10 Januar 
1787 bestätigt wurde. Auf Grundlage dieser Ordnung 
(Kapittel II) ist Jacobstadt freigestellt, in allen Angele- 
genheiten das Magdeburgische Recht anzuwenden. 
Allein die Burger benutzten nie diese Erlaubniss, son- 
dern fahren fort sich nach den eigentlich nur fur's Land 
gegebenen Gesetzen zu richten, die aber auch bei ihnen 
durch Gewohnheit Gesetzeskraft erhalten haben. — Frie- 
drichstadt erhielt von der verwittweten Herzogin Eli* 
sabeth Magdalena, die diese Stadt zum Andenken ihres 
verstorbenen Gemahls Herzog Friedrich gestiftet, im 
Jahre 1647 eine Polizeiordnung, welche bestätigt wur- 
de von den Polnischen Königen Wladislas am 14 Juli 
1647, Michael am 9 Nov. 1669, Johann HI am 12 April 
1677, August II am 6 April 1738, Stanislas August am 
1 Nov. 1765. Sic ist durchaus mit der Polizeiordnung 
für Mitau übereinstimmend. Auf Grundlage dieser 
Ordnung (Abtheilung II, § 6) wurden in Friedrich- 
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Stadt alle Sachen geführt und entschieden nach der Po« 
lizeiordnung, den Landes-Rechtcn und Gewohnheiten, 
aber in Ermangelung dieser nach Preussiscben und 
Polnischen Gesetzen, so wie nach Sächsischem und 
überhaupt Deutschem Rechte, je nach den Umstünden. 

Unerachtet dieser Verschiedenheit in den Quellen 
für die städtische Gestzgebung, verdrängte das Land- 
recht allmählich alle anderen Quellen, jedoch mit durch 
Gewohnheit und Gerichtspraxis bestimmten Begren- 
zungen und Ausnahmen. 



DRITTES KAPITTEL. 

Die Rechtsquellen im Piltenschen Kreise. 

Im Jahre 1611 verfasste der Adel des Piltenschen 
Kreises (*) aus den Ortlichen Gesetzen und Gewohnhei- 
ten ein, unter dem Namen der Piltenschen Statuten be- 
kanntes, Gesetzbuch und stellte dasselbe zur Königlichen 
Bestätigung vor. Nach Gutheissung der Statuten durch 
besonders deshalb nach Pilten gesandte Polnische 
Kommissarien, gab ihnen König Sigismund III durch 
Urkunde vom 28 Oktbr. 1611 Gesetzeskraft und verord- 
nete, dass man sich in allen Rechtssachen nach denselben 
richten solle. Indessen behielt er sich zugleich vor, die 
Statuten zu vermehren und abzuändern, je nach den 
Umständen und in Uebereinstimmung mit dem Wun- 
sche des Adels ("). 

Die Piltenschen Statuten sind aus einheimischen Ge- 
wohnheilen und Deutschem Rechte zusammengestellt; 
besonders ist viel aus dem Sachsenspiegel entlehul, 
welcher (wie früher gezeigt worden) eine Hauptquelle 

(•) Urkunde Sigismund III r. SS Okl. 1611. 

(••) Die Pilteoschen Statuten sind abgedruckt bei NettelbUdt. Anek- 
doUCorUndi» p. 1-35. 
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der Lehnrechte des alten Livlands gewesen war. Aus- 
serdem wurden, durch die Bestimmung der König- 
lich Polnischen Kommission yom 9 Mai 1617, alle Kur- 
landischen Gesetze, die dem Piltenschen Adel von Nat- 
ten sein könnten» auch auf diesen ausgedehnt, insoweit 
sie nicht der Verfassung dieses Kreises entgegen waren. 
In der Folge worden noch drei Ordnungen des Ge- 
richtsverfahrens verfasst: 1) Modus procedendi in 
Bauerforderungssachen. 2) Modus procedendi in li- 
quiden Schuldsachen. 3) Modus procedendi in Resti- 
tutionssachen. Alle drei Projekte wurden auf den Land- 
tagen der Piltenschen Ritterschaft gutgehe issen und 
von König August III durch die Urkunden vom 22 Nov. 
1746 und 30 Nov. 1756 bestätigt. 

Die Städte des Piltenschen Kreises: Pilten und Ha- 
senpoth, hatten, auf Grundlage alter hischöfllicher Ur- 
kunden (*), das Rigasche Recht. Im Laufe der Zeit 
jedoch ward dasselbe von den Piltenschen Statuten 
verdrängt, so wie von andern eigentlich nur für den 
Adel gegebenen Gesetzen. 



(') Die Urkunden des Biichofl* Otto t. 1378 für n*ttnpoth, des 
BUchoffii Johann für Pillen 1557. 
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VIERTE ABTHEILUNG. 

DIE HUELFSREGHTE IM OSTSEEGEBIETE, DIE 
KRAFT DER P RAE JUDIKATE UND DIE WIRKSAM- 
KEIT DER ALTEN GEWOHNHEITEN. 



ERSTES KAPITTEL. 

Die ffälfsrechle. 

Zur Zahl der Hülfsrechte, welche im Ostseegebiete 
in Wirksamkeit sind und zum Theil als Quelle bei der 
Abfassung aller bisher angeführten Gesetz-und Rechts« 
bücher gedient haben, gehören: 1) das Deutsche Recht. 
2) das Kanonische Recht. 3) das Römische Recht. 

ERSTER ABSCHNITT. 

Von der Wirksamkeit des Deutschen Rechts. 

Es ist schon früher angegeben worden, dass die 
Deutschen Einwanderer, die das Ostseegebiet eroberten, 
ihre Gewohnheiten und Rechtsbegrine dorthin mit- 
brachten. Als man im XII Jahrhunderte begann, die bis 
dahin ausgebildeten Rechtsgewohnheiten schriftlich 
aufzuzeichnen, und darauf die sogenannten Rechtsbü- 
cher in Deutschland in allgemeinen Gebrauch kamen, 
so folgte man diesem Reispiele auch im alten Livlande; 
die diesem Lande eigentümlichen Rechtsbücher wa- 
ren grösstenteils den Deutschen Rechtsbüchern nach- 
gebildet. Rei der fortwährenden Verbindung des Ost- 
seegebiets mit dem Deutschen Reiche, ab dessen Theil 
es angesehen wurde, musste der Einfluss des Deutschen 
Rechts auch nach der Abfassung der einheimischen 
Rechtsbüchcr fortdauern. Dasselbe und namentlich das 
Sächsische Recht behielt die Kraft eines Hülfsrechts, 



I 

1G8 



oder vielmehr vervollständigte es zugleich mit den Reichs- 
gesetzen die provinziellen Rechtsquellcn, wo diese sich 
als unvollkommen erwiesen, und ward dalier in allen Ge- 
richten in Anwendung gebracht. Alle wichtigern Denk- 
male der provinziellen Rechtsentwickelung bezeugen 
diesen Einlluss des Deutschen Rechts (*), und als Livland 
sich den Polnischen Königen unterwarf, ward inciner be- 
sonderen Bedingung festgestellt, dass das Deutsche Recht 
ungekränkt erhallen werden sollte (*"). Die Polnische 
Regierung beabsichtigte sogar, wie oben erwähnt wor- ' 
den, das einheimische Recht völlig durch das Sächsi- 
sche zu verdrängen, und obwohl dieser Plan nicht zur 
Ausfuhrung kam, so musste schon diese Absicht an sich 
den Einlluss des Deutschen und zugleich auch des Rö- 
mischen Rechts verstärken. Unter der Schwedischen 
Regierung sollte dagegen das Provinzialrecht durch die 
Schwedischen Gesetze verdrängt werden, und wahr- 
scheinlich ward dies nur durch den Ausbruch des 
grossen Nordischen Kriegs verhindert. Die früheren 
Rechte wiederherstellend, bestätigte Peter der Grösse 
das Versprechen Sigismunds in den Akkordpunkten, 
auf Grundlage welcher in den Gerichten gcurtheilt 
werden sollte: nach den alten Livländischen Ritterreclt- 
ten und wo diese deficireu möchten nach den gemeinen 
Deutschen Rechten, bis so lange kein vollständiges 
Landrecht zusammengestellt und veröffentlicht wor- 

» '■ , ■ ii ■ 

<•) Vergleiche da* oben Ober die Abfassung der Rechtsbüeher Ge» 
sagte. Die peinliehe Halsgerichtsordnung Kerl V (die Carolina) be- 
hielt ihre Krall bis unsere Strafgesetze, sowohl durch obrigkeitlich« 
Vorschrift, als durch Gerichtsgebrauch allmählich sie, wie auch die 
Schwedischen Gesetze, immer mehr verdrängten. 

(**) Die Urkunde Sigismund August'» vom SS Nov. 1561 pkl. 4 
•Jura gor in a Horum propria ac consueta,» 
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den (*)i»rr Alles hier gesagte bezieht sich gleicher Weis- 
se auf Eslhland und .Kurland, wenigstens his>ziur Zer-< 
Stückelung des alten Livlands im XYI Jahrhunderte. 
In der Felge war die Rechlsentwickehing in diesen Pro> 
vinzen zwar nich mehr eine ganz gemeinsame, beruh* 
te aber doch immer auf derselben Grundlage des Beul« 
aefen Rechts, wie Schönaus der Darstellung der Rechte* 
quellen situ ei-gielil. . . . . , , ,:..t 

ZWEITER ABSCHNITT. 

% Vö* »RR tVlRKS iMKBIT DBS K ANONISCHEN RbCHTS. 

Zur Zeit ab die Deutschen sich im alten Lirlaridc 
niederliessen und diesem Gebiete eine neue staatlicher 
Einrichtung und ein neues Recht gaben, d. h. am Ende 
des XII Jahrhunderts und am Anfange des XIH-tcn, 
war das Kanonische Recht bereits im westlichen Euro- 
pa das herrschende Gesetz, nicht bloss in geistlichen 1 
Dingen, sondern für einige Gegenstände auch m welt- 
lichen. Das alte Livland erhielt seine kirchliche Ver- 
fassung ron dem Römischen Stuhle und blieb unter 
dem unmittelbaren Einflüsse der Pabstc. Daher musste 
das Kanonische Recht hier um so grossere Wirksam- 
keit gewinnen, und ward wie in dem übrigen Ka- 
thofischen Europa in geistlichen Sachen, nicht selten 
auch in den weltlichen Gerichten in bürgerlichen 
Rechtssachen, angewandt (**). Zu bemerken, ist noch, 
dass auf der Grundlage des Kanonischen Rechts 
durch den Rigaschen Erzbischoff Henning Schar flen- 

(•) 1710 Juli 4 («»79) pktlO. -Am 14 Juli 1764 berichtete des 
Wiikollegium 4er Llr.-Esih.-und Finuländlachen Sachen dem Sena- 
te, dass da» Urlandiseke Hofgericht in einigen Fällen, in Ermangelung 
anderer Reohlabeallmmungen, sich in »einen Entscheidungen an das 
Sichfische Rechl helle, in sofern dasselbe nicht dem gemeinen Hechte 
widerspreche. 

(•*)Diea beteugen wnter anderem die Urkunde Kttbischofr Albert*» 
von 1t53 und der »oguuauute Wulraarsche Absprach von 1W1. 
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bcrg (1424 — 1448) ein besonderes Kirchenstatut (*) 
erlassen wurde, dessen Wirksamkeit sich bald auf aUe 

Ostseeländer erstreckte, weil sie zu seiner Metropolitan- 
diöcese gehörten. Dieses Statut besteht aus 45 Abschnit- 
ten oder Titeln, die nicht bloss nach der Reihenfolge 
der Dekretalen Gregor IX geordnet, sondern auch nach 
ihrem Inhalte mit denselben übereinstimmend sind, nur 
mit einigen partikulairen Ausnahmen (**). In diesem 
Statut finden sich, ausser den auf Glaubenssachen bezüg~ 

Gericht in Ehesachen, in Sachen wegen Yerwandschaft, 
Schwägcrschaft, Testamente, Kauf und Verkauf. Rente. 

Die, in der Mitte des XVI Jahrhunderts erfolgende, 
Verbreitung des Lutherischen Glaubensbekenntnisses 
im alten Liv lande bewirkte ebenso wenig im Ostseege- 
biete, als in den übrigen protestantischen Ländern, die 
Abschaffung des Kanonischen Rechts. Die Wirksamkeit 
desselben ward dadurch nur in den Punkten begrenzt* 
welche mit Dogmen der Evangelisch-Lutherischen Lehre 
nicht übereinstimmten. An Stelle solcher Bestimmungen 
des Kanonischen Rechts folgte man den sogenannten 
symbolischen Büchern, die übrigen blieben dagegen in 
Kraft und werden noch jetzt in einzelnen Sachen in den 
Gerichten des Ostseegebiets citirt f *). 

(*) Dieses Statut, unter dem Titel «Statuta per provinciam Rigensera 
per dominum Archiepiscopum decrela» tat abgedruckt bei Jacobson: Ge- 
fchicht« der Quellen des Kirchenrechta des Preuaaischen SUaU 1. Kö- 
nigsberg 1837. 

(**) Vergleiche Bunge. Beiträge n. a. fr. p. 6t mtd 69. 

(•**) In der Allerhöchst bosliitigten Meinung des Reichsrath* Tom IS 

tic, hei *s i es: der besaite Eid ist auf das Kanonische Recht gegründet. 
Dieses Recht ist seit frühester Zeit ton der Evangelischen Kirche als 
Hui füre cht angenommen, in sofern es nicht den Bestimmungen dieser 
Lehre entgegen ist, und auf dieser Grundlage sind schon Sachen ent- 
schieden worden xom Justizkollegium, so wie Tom Dirigirenden Senate. 
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DRITTER ABSCHNITT. 

Von der Wirksaukbit des Römischen Rechts. 

Damals, als das Deutsche Gewohnheitsrecht ins Ostsee- 
gebiet verpflanzt wurde, war das Römische Recht in 
Deutschland noch wenig bekannt (*). In der Folge aber, 
wo dasselbe in den dortigen Reichsgerichten in allge- 
meinen Gebrauch kam, erhielt der Orden das Recht 
inappellabler IJrtheilssprechung in seinen Gebieten (**), 
und die Appellation in Privatsachen an ausländische Ge- 
richtshöfe wurde wiederholt verboten ("*). Aus diesen 
Ursachen hatte das Römische Recht keinen so grossen 
Einfluss, als in Deutschland, auf die Ausbildung der 
eigentümlichen Rechtsentwickclung des Ostseegebiets 
während des XIII, XIV und XY Jahrhunderts; vielmehr 
behielt diese den reinen Charakter ihrer Deutschen Her- 
slammung. 

Im XIV Jahrhunderte drang die Kenntniss des Römi- 
schen Rechts zum Theil auch nach Livland, gelangte 
aber nicht zu allgemeiner Anwendung, obschon Kaiser 
Karl IV, welcher die Verbreitung dieses Rechts in 
Deutschland begünstigte, die Anwendung in Livland von 
Statuten und Gesetzen verbot, die dem Römischen oder 
Kanonischen Rechte widersprechen könnten (****). Mit 
dem XVI Jahrhunderte jedoch verbreitete sich das Rö- 



(•) Eichhorn Deutsche Reichs-und Rechtsgeschichte 8 443. — Verglei- 
che Bange: Gedichtnissfeier der 1300 jührijren Dauer der Gesetiwkr.fi 
der Inatilutlonen und Pandekten. Riga und Dörpel 1834 p. XV- XXI IV. 

(") Qrkunde des Rumischen Königs Sigismund v. 1434, die bekannt 
i*t anter der Renennung: Privilegium de non evocando. l'ugewbs ist es, 
ob die andern Livländischen Landesherren auch dieses Privilegium er- 
hielten; gewiss ist aber, dass im Anfange des XVI Jahrhunderts die Ap- 
pellation in Privatsachen gegen das vom Landgerichte des Landesherru 
gesprochene Lr theil an den allgemeinen Landlag ging, ausser in Eslh- 
land, wo gar nicht von dem Urtheile des Landgerichts (das jetxige Ober- 
landf erlebt) appellirt werden dorrte. 

(***} Z. B. Der Wolmarsche Landtag*schlu*s v. 1M0, der Besehluas 
der Stande in Wolmar v. 1343. 

(***•) Die Verordnung Karl IV v. 136«: «Statuta tingularia et inlqu« 
orJinationes eontra legitimes chiles et canonicas saactiones». 
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mische Recht durchs ganze Ostseegebiel und nahm da- 
selbst immer mehr die Geltung eines llülfsrechls (*) an. 
Dies VerhaJtniss erhielt sich auch in der Folgezeit, un- 
geachtet aller Bemühungen der Schwedischen Regie- 
rung dasselbe durch die Schwedischen Gesetze zu ver- 
drängen (**). Nicht bloss für die Projekte Hilchens 
(1599), Mengdens (1643), Meijcr's (1653), sondern auch 
für das Eslhländische Ritter- und Landrecht und die 
Kurlündischcn Statuten, diente das Römische Recht als 
eine der vorzüglichsten Quellen (***). Ja, in dem Projek- 
te eines Provinzialrcchts, das von der ersten durch die 
Russische Regierung ernannten Kommission zusam- 
mengestellt wurde, ward angenommen, dass dem Rö- 
mischen Rechte die Gellung eines Hulfsrechls auch 
nach Veröffentlichung eines Li v ländischen Gesetzbuchs 
verbleiben solle (****). 

Seit der Zeit der Vereinigung des Ostseegebiets mit 
Russland erhielten das Studium und die Anwendung 
des Römischen Rechts erst ihre volle Entwii kelung. Li 
vielen Fällen begaun es das Deutsche Recht zu verdrän- 
gen, so dass jetzt in der Gcrichlspraxis das gegenseiti- 
ge Vcrhältniss des Römischen und Deutschen Rechts 
cinigermassen unbestimmt ist. Die Veröffentlichung ei- 
ner Darstellung des Provinzialrcchts, iu welchem alle 
Quellen der Raitischen Gesetzgebung angegeben, zu- 



(') Vergleich« di« Einleitung mm umgearbeiteten Rilterrechte in 
Won. Ur. tul. III, p. 147. 

(**) Königlich Schwedisch« Resolution ans Eathlandiechc Oberland- 
gehöht r. 37 Mars 16*8 und ana Uvlandischo Hofferiehl v. 13 Juni 
1707. 

(***) Diu gemeinen Kaiscrrechle werden namentlich als Hülfsrechl 
aufgestellt im Eslhläudisehen Riller-und Landrechle Buch V Titel 
XLV11I, Art. 2. Ebenso ausdrücklich Andel sich dies ausgesprochen 
in den Higaachen Statuten Buch III Kap. 4 nie Stadl Reval erbat »ich 
im Punkte 6 dir Kapitulation die Beibehaltung des Römischen Rechts. 

("••) In dem oben ermahnten Berichte des Juetiikollegium» vom 14 
Juli 1764 (st getagt, dass das Römische Recht in Li« Und und in Esth- 
land, und ebenso in den Stadien Riga und Reval, die Geltung eines 
llülfsrechls habe. 



Digitized by Google 



173 



sammengostcllt und in rcbercinstimmung werden ge- 
bracht »ein, wird schon an und für sich diesen Zweifeln 
und Streitigkeiten ein Ende machen. 



ZWEITES KAPITTEL. i 

Von der Geltung und Wirksamkeit da- allen 
Gewohnheiten und Praejudikate. 

Aus dem hier gegebenen Entwürfe einer Uebersichl 
- der Quellen Baltischer Gesetzgebung ist ersichtlich, dass 
das Gewohnheitsrecht (Jus non scriptum) die Haupt« 
quelle aller wirklichen Gesetze (Jus scriptum) des Ost- 
seegebietes war. In der Folge, bei Zerlheilung des 
alten Livlands zwischen den benachbarten Milchten, 
behielten Gewohnheiten und Gerichtsgebrauch (das ge- 
genseitige Verhältniss der verschiedenen im Lande 
überhaupt oder in den einzelnen Theilen desselben gel- 
tenden Rechtsquellen zu einander und die Art und Ord- 
nung ihrer Anwendung bestimmend) ihre ganze Wich- 
tigkeit und wurden so zu sagen als integrirender, das 
Ganze zusammenhaltender, Theil der Baltischen Ge- 
setzgebung anerkannt. Als Beweis hierfür können die- 
nen, nicht bloss Rechtsbestimmungen in denen man 
sich auf Gewohnheit f) bezieht, sondern vor allem 
die Akkordpunkte, die Vertragsartikel, und der Trak- 
tat von Nystadt. Denn in allen diesen Akten werden 
nicht bloss die Rechte und Freiheiten bestätigt, sondern 
auch die alten Gewohnheiten des Ostseegebiete«. Uebri- 
gens werden die Gellung und die Wirksamkeit der Ge- 
wohnheiten durch einige allgemeine Regeln bestimmt, 
die in positiven Gesetzen ausgesprochen sind: 1) Ge- 
wohnheiten müssen nicht dem Göttlichen Rechte und 
dem der Oberherrlichkeit entgegen sein (**). 2) Sie müs- 

(*) Z. B. Die Landgerichlsordnung für LWUad 1633 I SS. Pio- 
xessorduum ▼. 1615 SS 6, i5. 
(••) LivUudUche UndgerichUordnung t. 1682» S 29. 
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sen nicht einem positiven Gesetze entgegenstehen oder 
von demselben abgeändert sein (*). 3) Sie müssen mit 
den Grundsätzen der Gerechtigkeit übereinstimmen und 
eine vernünftige Grundlage haben ("). 4) Ihre fort- 
währende Wirksamkeit muss bewiesen sein (***). 

Als in Esthland das Ritter-und Landrecht abgefasst 
ward, so wurde dadurch die Geltung der alten Ge- 
wohnheiten nicht aufgehoben. Als Beweis hierfür dient, 
dass im Buche V, Titel XL VIII Art. 3 den Prozessiren- 
den erlaubt wird: «Da auch jemand auf eine in diesem 
Fürstenthume wohlhergebrachte, 1) vernünftige, — 2) 
redliche, — 3) von jedermann dafür gehaltene,— 4) durch 
unterschiedene Actus bestätigte Gewohnheit sich beru- 
fen würde: so soll der Part dieselbe in angeregten ih- 
ren wesentlichen Stücken vollkömmlich beweisen und 
da sie durch dieses Ritter-und Landrecht nicht aufge- 
hoben oder demselben zuwider laufend befunden wird, 
derselben allerdings gemessen, inmassen solche erweis- 
liche, alte, rechtliche Gewohnheiten kraft dieses bestä- 
tigt bleiben und hiermit verordnet wird, dass sie die- 
sem geschriebenen Rechte gleich gelten und in Erörte- 
rung der streitigen Sachen in Acht genommen werden 
sollen». Was die Geltung der Praejudikate (****) betrifft 
(Berum similiter judicatarum auetoritas, praejudicata), 
die immer in den Gerichten des alten Uvlands Wirk- 
samkeit hatten, so erlaubte auch die Schwedische Re- 
gierung sich auf dieselben zu beziehen: 1) wenn mehre- 
re übereinstimmende Entscheidungen in der obersten 
Instanz dieses Gouvernements oder dieser Provinz er- 
folgt waren; 2) wenn sie nicht den Worten selbst eines 
positiven Gesetzes entgegen waren; 3) wenn sie nicht 

(*) Richterregeln 8 15. -Königlich Schwedische Resolutionen t. 21 
Jenaar 169« und S Febr. 1699. 
(•*) Richterregeln IS 14, 15. 
{•'*) Kbendort. 

(••**) Eine reiche Sammlung Ton Präjudikaten Ist fn den sogenannten 
Marginalien ton Bieseukampf enthalten, die hinter dem Ritter-und Land- 
rechte abgedruckt »lad. 
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durch eine höhere Instanz abgeändert worden ('). Die- 
selben Grundsätze wurden in Betreff der Präjudikate, 
wie es scheint, auch in den anderen Theilen des Ostsee- 

■ 

gebietea befolgt (**). 



(*) Königlich Schwedische Reflationen t. tl Januar 1696 und S 
Febr. 1699. 

(••) In dem Berichte dee InaUakollegians tom 14 JaJi 1T64 Ist gleich- 
falls der Bezugnahme bei Prosessacben au/ Praejudikale in allen Ge- 
richten Livlands und Esthlands erwähnt, so wie auch der Anführung 
von gelehrten Werken, Ton denen indessen blos< ein einsiges (der Mae- 
Tius) für Reval citirt wird. Die Quellen der Entscheidung werden in 
diesem Berichte in folgender Ordnung angegeben: Privilegien und Ge- 
setze, besondere Verordnungen, Praejudikale, Gewohnheiten und Hülfs- 



FUENTTE ABTHEILUNG. 

VON DEM EINFLUSSE DER ALLGEMEINEN RUSSI- 
SCHEN GESETZGEBUNG AUF DIE EIGENTHUEMLI- 

CHE BALTISCHE. , . 

* i 

' Seit der Vereinigung des Ostsecgcbicts mit dem Rassi- 
schen Reiche, mussten in der eigcnlhümlichen Gesetzge- 
bung des ersteren mehr oder weniger wesentliche Ver* 
änderungen Torgehen. Einige Arten der in jener Gegend 
wirksamen Gesetze wurden ganz abgeändert, andere 
unterlagen theilweisen Abänderungen, andere endlich 
blieben bei ihrer früheren Kraft und Wirksamkeit. 

Zur ersten Ordnung gehörten diejenigen Arten von 
Gesetzen, weiche als unumgängliche Folge der Ober- 
herrlichkeit mit dem Wechsel dieser immer sich ver- 
ändert haben und nolhwendig sich verändern mussten» 
wiel sie nicht übereinstimmend waren mit dem Wesen 
selbst der Vereinigung, d. h. mit den Grundsätzen der 
höchsten Selbstherschenden Gewalt und mit dem Geiste 
der allgemeinen Gesetzgebung des Reichs. Zu dieser 
Ordnung gehören: 1) die Grundgesetze; 2} die Verfas- 
sungen der Reichsbehörden; 3) die Anordnungen über 
den Staatsdienst; 4) die Anordnungen über Abgaben 
und Gefälle und endlich 5) die Strafgesetze. In Bezie- 
hung auf die zweite Art von Gesetzen, so sind die all- 
gemeinen Anordnungen des Reichs zum grossen Thcil 
auch auf das Ostseegebiet in Anwendung gebracht wor- 
den; indessen sind aber nach den lokalen Verhüllnissen, 
in Gestalt von Ausnahmen, einige der früheren Bestim- 
mungen beibehalten worden. Hierher gehören: 1) die 
Anordnungen über die Obliegenheiten; 2) die Anord- 
nungen üher Kamerai Verwaltung; 3) die Anordnungen 
über Wohlfahrts-und 4) über Sicherheits-Polizei. 
Was endlich die Gesetze und Verfassungen der drit- 
{ ten Art betrifft, so hat es schon bei der Vereinigung des 



Digitized by VjO 



177 



Ostseegebiets mit Russland den Russischen Monarchen 
gefallen, die Bitten und Wünsche der dortigen Einwoh- 
ner um Erhaltung der von ihnen sogenannten Privilegien 
in berücksichtigen, das heisst folgende fünf Arten von 
Rechtsbestimmungen in Kraft zu lassen: 1) Die Gerichts- 
und Polizei- Verfassung; 2) die Gesetze von den Ständen; 
•ij die bürgerlichen Gesetze; 4) die Ordnungen des bür- 
gerlichen und peinlichen Verfahrens; alle jedoch mit 
einigen, wegen der veränderten Verhältnisse notwen- 
digen, Verbesserungen und theilweisen Abänderungen. 

Diese fünf letzten Arten von Rechtsbestimmungen bil- 
den, nach dem vom verstorbenen Grafen Spcransky ent- 
worfenen und der Allerhöchsten Bestätigung gewürdig- 
ten Plane, den Vorwurf der Darstellung des Provinzial- 
rechts der Ostseegouverneraents. 

Die einzelnen Ausnahmen bei den übrigen Abthei- 
lungen der Gesetzgebung werden in der Folge beson- 
ders herausgegeben werden, als Beilagen zum allgemei- 
nen Reichsgesetzbuche, geordnet nach dem Plane des- 
selben und mit Angabe der einzelnen Paragraphen, auf 
welche sie sich beziehen. 




12 
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DRITTER THEIL. 

VON DEN, SEIT DER ZEIT DER VEREINIGUNG 
DES OSTSEEGEBIETS MIT RUSSLAND, ER- 
GRIFFENEN MASSREGELN UM DIE EIGEN- 
THUEMLICHEN GESETZE DES OSTSEEGE- 
BIETS IN EINE SYSTEMATISCHE ORDNUNG 

ZU BRINGEN. 



/ 



ERSTE ABTHEILUNG« 



VON DEN BIS ZUM JAHRE 1839 ERGRIFFENEN MASS- 
REGELN ZUR ABFASSUNG EINES PROVINZIALGE- 
8ETZBUGHS (D. H. BIS ZUR BEAUFTRAGUNG DER 
ZWEITEN ABTHEILUNG DER EIGNEN KANZELLEI 
SEINER KAISERLICHEN MAJESTAET MIT DIESER 

ARBEIT). 

Der Gedanke, die Gesetze des Reichs in ein allgemei- 
nes System zu bringen und sie zugleich zu verbessern, 
gehört Peter dem Grossen und dem Anfange des XY1II 
Jahrhunderts (*). Nach der Unterwerfung des Ostseege- 
biets ward bald die Notwendigkeit gefühlt, die eigen- 
tümlichen Gesetze desselben durchzusehen und in Ueber- 
einstimmung zu bringen, welche nach ihrem Inhalt so 
verwickelt und nach ihren Quellen und Grundlagen so 
verschiedenartig waren. 

Im Jahre 1728, unter der Regierung Kaiser Peter II, 
bat die Livlaudische Ritterschaft« in einer besonderen 
Vorstellung die aus der Verwirrung und Unbestimmt- 
heit der Provinzialgesetze hervorgehenden Mängel und 
Schwierigkeiten beschreibend, dass diese Gesetze in 
eine Ordnung gebracht und eine neue Darstellung der- 
selben verfasst werde, wie solches in den Akkordpunk- 
ten versprochen worden. Diese Ritte wurde berück- 
sichtigt und ein Allerhöchster Ukas erlassen ("), in wel- 
chem befohlen wurde diesen Gedanken in Ausführung 
zu bringen. Seit dieser Zeit beginnt die Existenz, so tu 
sagen, einer völligen Reihe von Kommissionen, wel- 
che — ununterbrochen während eines ganzen Jahrhun- 



(•) 06o3p*Hi© ÜCTopaiecKn* cvMtaifl o Gboa* 3anoHori» p. f. 
(••) 17*8 September Ii (5330) P.4. 
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derta fortdauernd und vielfach in ihrer Zusammenset- 
zung sich verändernd — immer ein und d assolle Ziel 
vor Augen hatten, nämlich die Provinzialgcsetze in 
ein systematisches und gleichartiges Ganze zu brin- 
gen. 

/. Die erste Kommission, vom Jahre 4728» 

Zur Zusammensetzung dieser Kommision war befoh- 
len, einige gute und in den dortigen Rechten bewan- 
derte Männer zu wählen, und zwar sollte, nach Beendi- 
gung ihrer Arbeit, dieselbe zur Allerhöchsten Geneh- 
migung vorgestellt werden. Diese Anordnung ward im 
Jahre 1733 bestätigt f). In Folge dessen ward ein Pro- 
jekt des Provinzialrcchts, unter dem Namen eines 
neuen Livländischen Ritter-und Landrechts (in 5 Bü- 
chern), in Livland von den sechs dazu ernannten Glie- 
dern ausgearbeitet und im Jahre 1741 ins Kabinet der 
Minister durch Deputirte vorgestellt, begleitet von ei- 
ner Bittschrift der Ritterschaft um Bestätigung desselben 
und Erlaubniss es drucken zu lassen. Das Kabinet der 
Minister ernannte zur Beprüfung dieses Projekts einen 
besonderen Komite und verpflichtete denselben: die 
früheren Livländischen Rechte ab Grundlage nehmend 
und sie mit diesem Projekte vergleichend zu prüfen» 
ob dasselbe so sein müsse oder es nothwendig sei, 
irgend wo eine Veränderung und Vervollständigung 
zu machen, hierbei die Allerhöchste Gewalt und das 
Staatsinteresse im Auge behaltend,— und dann mit sei- 
ner Meinung dem Justizkollegium der Liv-und Esth- 
ländischen Sachen zu übergeben, in welchem jenes Pro- 
jekt auf dieselbe Weise zu beprüfen und darauf mit des- 
sen Sentiment dem Dirigirenden Senate vorzustellen sei, 
wo Alles dies bis ins Einzelne und sorgfaltig zu beprü- 

(*) Der UkM hierüber Ut in die Resolution der KebinetsmiaUter t. SS 
Min 1741 (SWS) eingeschaltet. 
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fen und darauf mit Unterschrift der Meinung zur Apro- 
bation ins Kabinet zu bringen sei. 

Der Körnitz erfüllte den ihm gegebenen Auftrag 
und übergab das Projekt dem Justizkollegium. Hier 
aber zeigten sich verschiedene Zweifel und das Pro- 
jekt wurde so wesentlich verändert, dass statt eines Pro- 
jekts sich deren zwei ergaben, das eine ursprüngliche, — 
das andere ein nach den Bemerkungen des Justizkolle- 
giums umgearbeitetes (**). Weder das eine noch das 
andere erreichte aber seinen Zweck« Sie gelangten bei- 
de nicht zur Beprüfung des Dirigirenden Senats, weil 
zur Zeit als man sich im Justizkollegium mit dem 
Provinzialgesetzbuche beschäftigte, die Angelegen- 
heit des allgemeinen Gesetzbuchs fürs Reich ihren Weg 
ging, und im Jahre 1754, nach mehrfachem Schwanken, 
die nach der Zahl sechste Kommission zur Abfassung 
eines allgemeinen Gesetzbuchs angeordnet wurde, wel- 
cher der Dirigirende Senat im Jahre 1755 auch die bei- 
den Livländischen Projekte zu übergeben befahl, die 
seiner Beprüfung zugewiesen waren (*"). Hierbei blieb 
denn auch die ganze Sache stehen, und endete die 
W irksamkeit der Kommission v. 1728. 

//. Die zweite Kommission, vom Jahre /767. 

Im Jahre 1767 ging eine wichtige Veränderung in 
der Bearbeitungsweise des Allgemeinen Reichsgesetz- 
buchs vor: zur Abfassung einer Uloshenie ward eine 
Kommission aus Deputirten von ganz Russland, an Zahl 
565, niedergesetzt. Diese Kommission zerfiel in eine 

(*) Resolution der Kabinetsroinisler v. 38 Mars 1741 (8355). 

(*•) Beide Projekte mit den Protokollen des Körnitz befinden sich 
im Archive der Zweiten Abtheilung der Eigenen Kanxellei Seiner Kai« 
serlichen Majestät. 

(♦♦♦) Siebe das Protokoll, das dem Anfange eines dieser Projekte bei- 
gelegt ist. 
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allgemeine Versammlung aller Deputirten und in besoli- 
dere Kommissionen, deren es bis 19 gab; unter dieser 
Zahl war auch eine für die Provinzialgesetze der Ost« 
seegouvernements ('). 

Diese Kommission, ins Einzelne alles bis dahin ange- 
sammelte Material übersehend, fand dass die eigen- 
tümlichen Gesetze Livlands, Esliilands und Finnlands 
in der grössten Unordnung und Verwirrung seien, dass 
in den Gerichten Gesetze bei den Urtheilen angeführt 
würden, welche mit der Veränderung der Umstände 
entweder gerade zu abgeschafft oder anders erklärt oder 
aber vervollständigt seien, dass diese Provinzialgeselze 
zwar in Bücher gesammelt worden, diese Bücher aber 
ihren Benennungen nicht entsprächen, z. B. alle Bücher 
unter der Benennung Privilegien nicht das enthielten, 
was wirklich als Privilegium anerkannt werden könne, 
sondern grösstenteils verschiedenartige Verfassungen, 
bürgerliche Gesetze u. s. w. In Berücksichtigung die- 
ser Umstände hielt die Kommission für nothwendig, 
vor Allem dieses Material in Ordnung zu bringen und 
die Auszüge aus demselben systematisch zu vertheilen. 
In dieser Hinsicht die neue Arbeit beginnend und sie 
bis zum Jahre 1777 fortsetzend, gelang es doch dieser 
Kommission nicht, dieselbe gemäss dem vorgezeichne- 
ten Plane auszuführen. Die damals gemachten Auszüge 
find weder bestimmt was den Sinn betrifft, noch nach 
einem strengen Systeme geordnet. Unterdessen aber ist 
die Existenz dieser Kommission von 1767 bloss durch 
diese Auszuge bezeichnet. 

///. Die dritte Kommission, vom JaJire 4803. 

Bei Gelegenheit der in der Stadt Biga entstandenen 
Zwistigkeiten über die Einführung der Stadtordnung, 

(*) Oftoap-feaio ff("ropit*ecMi% CRfeA%niA o Cbo/cb 3a«<moBi, p. 

19. 
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ward am 21 März 1803 befohlen, in Riga aus Gliedern 
des Magistrats einen Komite zu errichten, um das Pro- 
jekt einer Sladlordnung für Riga auszuarbeiten. Dieser 
Komite ward im April desselben Jahres eingesetzt und 
bestand aus Gliedern des Magistrats, der grossen und 

zu zwei Gliedern aus jedem Stande. 
Bei der Errichtung desselben schon wurden auf den 
Allerhöchsten Namen von der Russischen Kaufmann« 
schaft und Burgerschaft in Riga allerunterthänigste 
Bittschriften eingereicht» um Erlaubniss in den Komite 
aus ihrer Mitte Glieder wählen zu dürfen. Der Kriegs« 
gouverneur, diese Bittschriften der Allerhöchsten Ge- 
nehmigung unterlegend, war der Meinung, dass es 
deshalb nicht zweckmässig erscheine denselben zu 
willfahren, weil die Vermehrung der Glieder des 
Komites nur zur Verzögerung und Verwickelung 
der Sache führen werde. Zugleich aber anerkann- 
te er die in diesen Bittschriften auseinandergesetz- 
ten Beschwerden der Russischen Kaufleute und Bür- 
ger als voll komme u begründet und Berücksichtigung 
verdienend, woher er um einen Allerhöchsten Befehl 
bat wegen Feststellung, dass die Russischen Kaufleu- 
te und Bürger ungehindert aller Rechte und Vorthei- 
le gleich den andern Einwohnern zu geniessen hätten. 
Zur Entscheidung der angeführten Beschwerden tbeilte 
der Minister der innern Angelegenheiten dem Kriegs- 
gouverneur mit, dass der Herr und Kaiser die Will f ah- 
rung derselben nicht für zweckmässig halte, dass aber 
die Russischen Kaufleute und Bürger vollkommen ruhig 
in Betreff ihrer Rechte und Vortheile sein sollten, wel- 
che bei der Durchsicht höheren Orts der Arbeiten des 
Komites nicht ohne gehörige Berücksichtigung bleiben 
und gewiss in ihrem ganzen Umfange geschützt werden 
würden. 



I 
I 
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Im Jahre 1805 ward das Projekt einer neuen Stadtord- 
nung dem Ministerium der innern Angelegenheiten vor- 
gestellt und zu Allerhöchster Genehmigung unterlegt; 
zugleich erschienen auch Deputirte der Stadt Riga. Die 
Durchsicht des Projekts war den Ministern der Justiz und 
der innern Angelegenheiten mit ihren Gehülfen anbefoh- 
len. Bei Einsammlung der nöthigen Auskünfte fanden die 
Minister, dass viele der der Stadt Riga von den Polnischen 
und Schwedischen Königen ertheilten Privilegien mit 
den Verhältnissen der Gegenwart nicht vereinbar seien, 
und dass der Magistrat im Jahre 1786 für die Wohl- 
fahrt der Stadt die allgemeine Stadtordnung für genü- 
gend gehalten, mit Abänderung oder Verbesserung nur 
von vier Punkten, welche Verbesserung auch für alle 
Städte des Reichs sich hätte nützlich erweisen können. 
In Grundlage dessen beschlossen die Minister in der 
Sitzung vom 5 Juni 1805: dass diese Angelegenheit dann 
zu beprüfen sei, sobald die Gesetzkommission sich mit 
Abfassung einer allgemeinen Verordnung über die 
Städte beschäftigen werde; daher man die Deputirten 
der Stadt entlassen könne, ihnen die Hoffnung gebend, 
dass die Wünsche und Bedürfnisse der Stadt Riga, die 
in dem im Jahre 1786 eingereichten Memoriale und 
dem Projekte der Stadtordnung enthalten, berücksicht, 
— bis zur allendlichen Durchsicht derselben aber die 
alten Einrichtungen der Stadt ohne Abänderung erhal- 
ten werden sollten. Dieser Beschluss der Minister wur- 
de der Allerhöchsten Bestätigung gewürdigt, was zu- 
gleich den Deputirten angekündigt ward. Hiermit en- 
dete die Thätigkeit der Kommision von 1803. 

IV. Die vierte Kommission, vom Jahre 4849. 
Durch die im Jahr 1809 für die Kommission zur Ab- 
fassung der Gesetze erlassene Verordnung ward ihr 
zur Pflicht gemacht, unter anderem ein Provinzialge- 
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setzbuch vorzubereiten. In Folge dessen ward im März 
1818 den Civilgouverneurcn mitgetheilt, dass sie nach 
ihrer Einsicht aus gesetzkundigen Männern besondere 
Komitee zur Abfassung von Entwürfen zu Gesetzbü- 
chern einsetzen sollten, denselben zur Pflicht machend, 
dabei sich an das für die Abfassung des Allgemeinen 
Reichsgesetzbuchs der bürgerlichen Gesetze angenom- 
mene System zu halten, und zu jedem Paragraphen ih- 
re Bemerkungen hinzu zu fügen: ob in demselben sich 
Unzweckmässigkeiten oder Mängel fänden und etwa ei- 
ne Vervollständigung noth wendig erscheine. Demnach 
wurden besondere Komites eingesetzt: in Riga und in 
Mitau aus 8, in Reval aus 9 Gliedern. Auf Verlangen 
einiger dieser Komites, wurden an alle gedruckte 
Exemplare des systematischen Inhaltsverzeichnisses der 
in die Provinzialgesetzbücher gehörenden Gegenstände 
gesandt. 

Der Esthländische Komite stellte, durch Bericht 
vom 29 März 1819, Bemerkungen zu einem Kapittel, 
von den Gesetzen im Allgemeinen, vor, eine Übersicht 
der Verfassung und Verwaltung Esthlands beilegend. 
Die berathende Versammlung der Kommission, das 
erwähnte Kapittel durchsehend, fand dasselbe mit dem 
für das Allgemeine Reichsgesetzbuch angenommenen 
Systeme vollkommen übereinstimmend, und erkannte 
daher für nothwendig vorzuschreiben, dass dieselbe 
Ordnung auch von den übrigen Komites zu befolgen 
sei. Zugleich aber forderte sie von dem Esthländi- ' 
sehen zur Vergleichung die Quellen selbst, aus wel- 
chem er die von ihm dargestellten Grundsätze gezo- 
gen. Auf diese Vorschrift unterlegte derselbe durch 
Bericht vom 28 April 1820, dass die ihm aufgetra- 
gene Arbeit ausserordentlich viel Zeit und Mühe 
erfordere und dass er erwarten werde, bis in der 
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Kommission selbst das Allgemeine Reichsgesetzbuch 
abgefasst und ihm in Deutscher Uebersetzung mitge- 
theilt worden. 

Der Kurländische Komite unterlegte durch Bericht 
vom 24 Juni 1820, dass die in Kurland geltenden Ge- 
setze beim Verfahren in den Gerichtsbehörden ange- 
führt werden mit Berufung auf: 1) das Römische und 
das Kanonische Recht, die Deutschen Reichsgesetze 
u. a. w.; 2) die eigentlich Kurländischen Provinzialge- 
setze. Da aber diese nach Verschiedenheit der Epochen 
sehr verschiedenartig seien, so habe der Komite ein chro- 
nologisches Verzeichnis der Quellen, in denen sie ent- 
halten, angefertigt und eine genügende Menge gedruck- 
ter Exemplare davon an die verschiedenen Gerichts- 
behörden gesandt, damit diese das Verzcichniss ver- 
vollständigten, falls sie dort Lücken fanden. Aus dem 
eingereichten Exemplare dieses Verzeichnisses ist er- 
sichtlich, dass die Zahl der in Kurland geltenden 
Rechtsbestimmungen sich bis 231 be läuft. Ausserdem 
gibt es im Piltenschen Kreise geltender Rechtsbestim- 
mungen an 103 und in den Kur ländischen Städten ins 
besondere geltender 32, so dass im Ganzen vom Kur- 
ländischen Komite an 366 Quellen des Provinzialrechts 
gefunden wurden. 

Der Livländische Komite stellte gar keine Nachrich- 
ten vor. 

Hierin bestand die ganze Wirksamkeit der vierten 
Kommission. Beim ersten Rlick hierauf lässt sich schon 
leicht erkennen, dass der bei Einrichtung derselben 
gewählte Weg eben so ungewiss war, zu eben solchen 
Verzögerungen führte, als alle die früheren. Daher wur- 
de es für nothwendig gehalten, bei der im Jahre 1826 
erfolgten Umgestaltung der früheren Gesetzkommission 
in die Zweite Abtheilung der Eigenen Kanzellei Seiner 
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Kaiserlichen Majestät, andere Massregeln zu ergreifen, 
um dieser Angelegenheit einen erfolgreicheren Gang 
zu geben, unterdessen aber die örtlichen Komites zu 
schliessen, was auch zu gleicher Zeit in Ausfuhrung 
kam. 

V. Der besondere Komite beim Dirigirenden Senate, 
eingesetzt im Jahre 4828. 

Im Jahre 1826, bei der Krönung des Herrn und Kai- 
sers, bat der Adel der Ostseegouvernements um Bestä- 
tigung seiner Privilegien. Bei Beprüfung dieser Bitte 
im Reichsrathc, ward für nothwendig erkannt, sich von 
der Kraft und Ausdehnung dieser Privilegien in Kennt- 
niss zu setzen. In Folge dessen erhielt der Bigasche 
Kriegsgouverneur den Auftrag sie zu sammeln, durch- 
zusehen und mit seiner Meinung vorzustellen. 

Im Jahre 1828 gelangten in den Reichsrath: 1) Bitt- 
schriften der Rigaschen Bürger Evangelisch - Lutheri- 
schen Glaubens wegen Bestätigung ihrer Rechte, und 
Beschwerden der Rigaschen Bürger des Rechtgläubi- 
gen Bekenntnisses über Nichtzulassung zum Wahldien- 
ste; 2) ein allcrunterthänigster Bericht des Gener algou- 
verneurs Marquis Paulucci über die Privilegien des 
Adels und der Städte in den Ostseegouvernements. 

Zuerst berücksichtigend, dass die Vorstellung des 
Generalgouverneus nicht bloss eine vergleichende Zu- 
sammenhaltung mit den, in 23 von ihm eingereichten 
Bänden in Deutscher» Lateinischer und Schwedischer 
Sprache enthaltenen, Originalprivilegien erfordere, 
sondern auch eine Verifikation nach denselben, und 
dass solches nicht unmittelbar im Reichsrathe ausge- 
führt werden könne, vielmehr eine vorbereitende Ar- 
beit nothwendig mache, — zweitens, dass dem Reichs- 
rathe noch verschiedene Fragen vorlägen, die mit dieser 
Angelegenheit in Berührung stehen und vor Entschei- 
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dang dieser allgemeinen Sache nicht zu Ende gebracht 
werden könnten, stellte der Reichsrath die Meinung 
auf: 1) beim Dir igir enden Senate einen Komite nieder- 
zusetzen; 2) demselben wie die Vorschläge des General- 
gouverneurs Marquis Paulucci, zugleich mit der Samm- 
lung der Privilegien des Adels und der Städte der Ost- 
seegouvernements, die derselbe eingesandt, so auch 
die übrigen mit den allgemeinen Privilegienangele- 
genheiten in Verbindung stehenden Fragen zu überge- 
ben; 3) dem Komite zur Pflicht zu machen, die Vor- 
schläge des Generalgouverneurs Marquis Paulucci 
durchzusehen und seine Meinung darüber auszuspre- 
chen, worin eigentlich die Privilegien der Ostseegou- 
vernements bestehen sollten in Uebereinsümmung mit 
den allgemeinen Interessen und Gesetzen des Reichs. 
Bei dieser Beprüfung seien auch die abgesonderten 
Fragen durchzusehen, die in Verbindung mit der allge- 
meinen Angelegenheit in den Reichsrath gelangt; 4) dem 
Komite das Recht zu geben, wenu er es für notwendig 
halte, überall her Auskunft zu verlangen, um so mehr 
als in den Ministerien sich mannigfache Vorstellungen 
wegen einiger Gegenstände finden können» also auch 
verschiedenartige Vorschläge; 5) dem Komite insbeson- 
dere zur Pflicht zu machen, sich vor allem mit der 
Durchsicht der Privilegien der Stadt Riga zu beschäf- 
tigen und mit der Entscheidung der hierauf bezüglichen 
Sachen, aus denen die vorliegende Angelegenheit eigent- 
lich hervorgegangen, und seine schliesslichc Ansicht 
hierüber vorzugsweise vor allem andern in den Reichs- 
rath zu bringen. 

Der Komite, zur Ausführung dieses Auftrags schrei- 
tend, fand eine Schwierigkeit darin, dass alle ihm aus 
dem Reichsralae gesandten Bücher und Hefte in Deut- 
scher, Lateinischer und Schwedischer Sprache geschrie- 
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ben waren, und dass zur blossen Uebersetfnng dersel- 
ben, wenn man auch Tier Uebersetzer beschäftigte, 
sechs bis acht Jahre noth wendig erschienen. Diese 
Schwierigkeiten berücksichtigend, bestimmte der 
Reichsrath die Abfassung des Provinzialgesetzbuchs 
der Ostseegouvernements der Zweiten Abtheilung der 
Eigenen Kanzellei Seiner Kaiserlichen Majestät aufzuer- 
legen. Da wurden auch alle Akten und Bücher dieser 
Abtheilung übergeben, der Körnitz beim Senate aber 
geschlossen. 

Hiermit endet die erste Periode in der Geschichte 
der Abfassung eines Provinzialgesetzbuchs der Ostsee- 
gouvernements. Wir sehen in derselben, so zu sagen, 
eine ganze Reihe von Vorschlägen und Anfangen, die 
häufig abgebrochen und dann wieder erneuert, aber 
nie zu Ende geführt worden. Der einzige nicht zu läug- 
nende Nutzen derselben bestand in der Aufdeckung der 
Quellen der Gesetzgebung des Ostseegebiets, in der 
Sammlung der Materialien für die schliessliche Arbeit 
und darin, dass die ganze Schwierigkeit des Unterneh- 
mens ermessen wurde. 



ZWEITE ABT11E1LLNG. 

tJEBER DIE ARBEITEN BEI ABFASSUNG UND VERI- 
FIKATION DES PROVIN2IALGESETZBGCHS FXJER 
DIE OST8EEGOUVERNEMENTS, - SEIT 1829. 

/. Ursprüngliche Redaktion des Projekts zu einem Pro- 

vinziafgesetzbuehe. 

Die Zweite Abiheilung der Eigenen Kanzellci Seiner 
Kaiserlichen Majestät, seit ihrer Errichtung im Jahre 
1826 fast ausschliesslich beschäftigt, zuerst mit der Her- 
ausgabe der Vollständigen Gesetzsammlung (DojHoe 
CoöpaHie 3aK0H0Bi>) t darauf aber mit der Abfassung 
des Allgemeinen Reichsgesetzbuchs, konnte an die Ar- 
beiten in Betreff des Provinzialgesctzbuchs für die Ost» 
seegouvernements nicht früher gehen, als nach Aus- 
fuhrung ihrer ersten und hauptsächlichsten Aufgabe. 
Daher ward für nomwendig angesehen, für das Balti- 
sche Provinzialgesetzbuch aus Livland den Landrath 
Samson zu berufen, einen durch seine umfassenden 
Kenntnisse und seine eifrige Thätigkeit bekannten Be- 
amten. Alle im Laufe fast eines Jahrhunderts durch die 
früher bestandenen Komites und Kommissionen ge- 
sammelten Materialien wurden ihm übergeben. 

Bei Durchsicht derselben fand sich, dass alle Eigen- 
tümlichkeiten der Provinzialgesctze zu fünf Ordnun- 
gen der Gesetzgebung gehören: 1) zum Rechte der 
Stände; 2) zu den bürgerlichen Gesetzen; 3) zu der Be- 
hördenverfassung; 4) zu den Gesetzen über das bürger- 
liche Gerichtsverfahren und 5) zu den Gesetzen über 
das peinliche Gerichtsverfahren. Nach diesen fünf Ord- 
nungen wurden alle Gegenstände der Redaktion ver- 
theilt. 
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Die dem Redakteur vorgezeichneten Grundsätze be- 
standen in Folgendem : 

1) Von dem Plane. 

Sich, so viel als thunlich, nahe an den im allgemeinen 
Reichsgeselzbuche angenommenen Plan, in Betreff der 
Bestimmung derTheile, Abtheilungen und Hauptstücke, 
zu halten. 

2) Von den Quellen. 

a) Von den Provinz ialgesetzen als geltendes Gesetz 
Alles anzunehmen, was in sich nicht den Rechten und 
Vorzügen der Sclbstherrschenden Gewalt, den Grundge- 
setzen des Reichs und den allgemeinen Staatsgesetzen 
widerspricht, und was nicht an und für sich schon durch 
den Lauf der Zeit und die allgemeine Ordnung der 
Verwaltung abgeändert worden, b) Das Römische Recht 
nur in den Fällen zuzulassen, wo dasselbe, weder zu 
den allgemeinen noch zu den besondern Gesetzen in 
offenbarem Widerspruche stehend, letzteren als nütz- 
liche Vervollständigung dienen kann, c) Gerichtsge- 
brauch und Gewohnheiten, die fortdauernd und gleich- 
mässig in Wirksamkeit gewesen, im Gesetzbuche zuzu- 
lassen, als unumgängliche Vervollständigung der Ge- 
setze. 

Diesen Grundsätzen gemäss an die Arbeit gehend, 
beendete der Redakteur vor Allem im Laufe des Jahres 
1830 das Ständerecht. Darauf wurden im Jahre 1831 
die übrigen Thcile in folgender Ordnung abgefasst: 
1) Das Civilrecht, zusammengestellt aus den verschie- 
denen in den Ostseegouvernements geltenden Rechten 
und Gesetzen, als da sind: Römisches Recht, Polnische, 
Schwedische, Dänische Gesetze, Deutsches Recht und 
Deutsche Gewohnheiten, und endlich Russische Ge- 
setze. Nach dem ursprünglichen Plane zerfiel dieser 

13 
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Theil in drei Bucher. Nach der Einleitung üher die 
Gesetze im Allgemeinen, war' im ersten Buche das 
Personenrecht, im zweiten das Sachenrecht, im drit- 
ten das Recht der Verträge dargestellt. — 2) Die Ge- 
richtsordnung (d. h. die Verfassungen der Behörden 
in den Gouvernements) war in zwei Bücher gctheilt; 
das erste enthielt eine Art allgemeinen Reglements 
für die Gerichtsbehörden der Ostseegouvernements, das 
zweite die Verfassung der Gerichte erster und zweiter 
Instanz für bürgerliche, Polizei-und Straf-Sachen. Da 
die Gegenstände der ersten Abtheilung dieselbe Grund- 
lage in den drei Gouvernements haben, so konnte die- 
ser Theil für alle in derselben Gestalt abgefasst werden. 
Die Verfassung selbst aber der Gerichtsbehörden ist 
in jedem Gouvernement, wie in den Benennungen, so 
auch in Betreff des Bestandes, verschieden. Wegen 
Mangel an Materialien beschränkte der Redakteur sieb 
hierbei bloss auf Livland. — 3) Die Civil-und Krimi- 
nal - Prozessordnung. Aus derselben Ursache, wegen 
welcher der Redakteur kein vollständiges Gesetzbuch 
der Gerichtsordnung abfassen konnte, beschränkte 
er sich auch in Betreff des Gerichtsverfahrens auf das 
Livländische Gouvernement, zu diesem Ende, statt ei- 
nes neuen Gesetzbuchs, ein von ihm verfasstes Werk 
unter dem Titel: Institutionen des Livländischen Pro- 
zesses — vorstellend. 

II. Revision des Projekts durch die Lokal komites. 

Sobald der das Ständerecht in dem Ostseegebiete ent- 
haltende Theil beendigt war, wurde er dem General- 
gouverneur von Liv-, Esth-und Kurland Übermacht, da- 
mit unter seiner Oberaufsicht und Leitung zur Beprü- 
fung des Projekts eine oder mehrere Komites errichtet 
würden, welche Beprüfung nur in der Entscheidung 
der beiden Hauptfragen zu bestehen habe: 1) ob alle 
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geltenden Gesetze in diesem Theile des Provinzial- 
rechts in ihrer wahren Kraft dargestellt; 2) ob nicht 
ungehörige Gesetze angeführt worden, d. h. solche, 
welche durch nachfolgende abgeändert seien. 

In Folge dessen wurde in jedem Gouvernement ein 
Komite errichtet, unter Vorsitz des Civilgouverncurs: 
1) aus dem Gouvernementsprokureur, 2) in Livland 
aus einem Gliede des Hofgerichts, in Esthland des 
Oberlandgerichts, inKurland des Oberhofge richte,- nach 
Wahl des Gouverneurs, 3) aus Deputirten von Seiten 
des Adels, ernannt durch dessen Vertreter, und aus ei- 
nem Gliede des Magistrats der Gouvernementsstadt, nach 
Wahl desselben. 

In der Folge wurden diesen Komitcs auch die Übrigen 
drei Theile des Provincialrechts übersandt, wobei ih- 
nen folgende bestimmte Regeln für die Revision als 
Richtschnur aufgestellt wurden: — 1) Bei dem ganz allge- 
mein für alle drei Gouvernements abgefasstenGivilrechte 
alles anzumerken, was entweder ausgelassen oder unge- 
hörig gegenüber den jetzt in jedem Gouvernement gelten- 
den Gesetzen angeführt worden.-— 2) Gerichtsordnungen 
für Esthland und Kurland abzufassen. — 3) Das Samson- 
sche Buch über das Gerichtsverfahren durchzusehen, zu 
vervollständigen, zu verbessern und für jedes einzelne 
Gouvernement insbesondere zu verarbeiten, dabei das 
Gerichtsverfahren in den Landesbehörden von dem in 
den städtischen trennend.— 4) In BelrefT der in der Re- 
daktion angezogenen Römischen, Kanonischen und an- 
dern fremden Rechte, so wie einiger von den Gerichtsbe- 
hörden oder den Rechtskundigen angenommenen Inter- 
pretationen, die Aufmerksamkeit darauf zu wenden, ob 
alle diese Quellen in sämmlliohcn drei Gouvernements 
gelten, und ob die in den Gerichten derselben angenom- 
menen Interpretationen gleichartig sind, falls sie nicht 
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durch Gesetze bestätigt worden. Sich hierbei aller 
weitläufigen gelehrten Abhandlungen enthaltend, soll 
indessen in besonderen Beilagen auseinander gesetzt 
werden, warum diese oder jene Quellen in das Provin- 
zialrecht nicht aufgenommen werden können. — 5) Die 
nicht eine Gesetzbestimmung, sondern einen theoreti- 
schen Ausspruch, ohne alle Anführung eines Gesetzes, 
enthaltenden Paragraphe sind bloss deshalb in den Ent- 
wurfgebracht, damit die Komites die yonder Redaktion 
angenommenen Grundsätze erkennen, und ^desto besser 
über die praktische Anwendung derselben ur theilen könn- 
ten: denn bei der schliesslichen Redaktion sollen diese 
theoretischen Aussprüche wegfallen. — 6) Im Allgemeinen 
Tor Augen zuhaben, dassdas beabsichtigte Provinzialrecht 
nicht eine neue Gesetzgebung, sondern nur eine Darstel- 
lung der geltenden Rechtsbestimmungen sein solle, und 
daher alle auf Abfassung einer neuen Gesetzgebung be- 
züglichen Vorschläge zu vermeiden. — 7) Endlich wurden 
die Komites darauf aufmerksam gemacht, dass-da die 
Provinzialgesetze nichts anders seien, als eine Ausnah- 
me aus den allgemeinen Reichsgesetzen— die Form ih- 
rer Darstellung und die Ordnung in der Yertheilung 
der Gegenstände, bei der allendlichen Bearbeitung in 
der Zweiten Abiheilung, sich veränderen könne; auch 
werde, neben Bewahrung des Unterschieds im Wesen des 
Gesetzes, die Anordnung der Gegenstände mit dem allge- 
meinen für das Reichsgesetzbuch angenommenen Plane 
in Uebereinstimmung gebracht werden. 

Die Komites, die Durchsicht der angeführten TheiJe 
des Provinzialrechts beendigend, reichten ihre Bemer- 
kungen zu denselben ein. Wegen verschiedener Umstän- 
de , namentlich der Cholera, der in den benachbarten 
Gouvernements stattgehabten Unruhen, so wie auch 
wegen des Umfangs und der Wichtigkeit des Gegen- 
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Standes selbst, kamen die schliesslichen Bemerkungen 
ehr. a) in Bezug auf das Slünderccht erst am 24 April 
1833, — b) in Betreff der bürgerlichen Gesetze, der Ge- 
richtsordnung und des Gerichtsverfahrens am 3 Deccm- 
ber 1834. 

Fast alle Bemerkungen der Komitcs waren besonde- 
rer Berücksichtigung werth. Sie waren mit vollkomme- 
ner Kcnntniss der verschiedenen örtlichen Gesetze und 
Verhältnisse abgefasst, und gaben daher ein kostbares 
Material für die schliessliche Arbeit, obwohl leider die 
Verfasser der Bemerkungen sich ohne Notwendigkeit 
in weitläufigen Abhandlungen hatten gehen lassen und 
bisweilen, sich auf die Nachweisung der Mängel in der 
Redaktion des Landrath Samson beschrankend, nicht die 
Mittel zur Verbesserung derselben angegeben hatten. 

Nach Empfang dieser Bemerkungen, beauftragte der 
Obcrdirigirende der Zweiten Abiheilung Seiner Kaiser- 
lichen Majestät Eigener Kanzellei den Landrath Sam- 
son dieselben zu beprüfen und zu vergleichen, nach ih- 
nen den Text zu verbessern, oder aber auseinanderzu- 
setzen, warum sie nicht annehmbar seien, — im Allge- 
meinen aber nicht eine Bemerkung unberücksichtigt zu 
lassen. Als diese Emendation beendigt worden, ward 
auf Grundlage der Arbeit des Herrn von Samson die 
zweite Bcdaktion (*) des Provinzialrcchts für die Osl- 
sccgouverncmcnls unternommen. 

///. Zweite Redaktion des Projekts zu einem Provin- 

zialyesetzbuche. 
Aus den Grundgesetzen des Reichs geht hervor, dass 
die Provinzialgeselze Ausnahmen sind, welche in 

(•) Hierzu wurden, uuler Leitung des ChePs der Zweiten Abtheilung 
der Eigeueo Kamelie» Seiner Kaiserlichen Majestät, des Gebciraeralhs 
Balugiansky, drei älteste lleamle derselben Abtheiluug gebraucht: die 
Slaatsrutbe Kapherr, Ceumeru und Köhler. Wegen Krankheit de» Leti- 
tvren wurde seine Arbeit dem Aellcaleu Gehülfen Baron Banden über* 
tragen. 
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einzelnen Theilen nur der allgemeinen Gesetze gestat- 
tet werden. Daher beschrankt sich der Zweck des 
Provinzialrechts darauf« zu zeigen, worin namentlich 
diese Ausnahmen bestehen, und folglich sie in dem- 
selben Zusammenhange und in derselben Ordnung an- 
zugeben, die bei der Darstellung der allgemeinen Ge- 
setze angenommen worden. Die Einheit des Plans in 
beiden Gesetzbüchern ist hier unumgänglich, denn die 
Ausnahme von einer Regel kann nur durch Zusammen- 
haltung mit der Regel selbst verständlich sein. Diese 
Einheit des Plans konnte bei der ersten Redaktion des 
Projekts nicht beobachtet werden, weil im Jahre 1830 
der Plön des Allgemeinen Reichsgeselzbuchs noch nicht 
allendlich festgestellt und gutgeheissen worden war. 
Ueberdies zeigte sich bei dctaillirter Durchsicht der 
ersten Redaktion, dass viele Theile derselben in Bezug 
auf Esthland und Kurland nicht vollständig waren, dass 
die allgemeinen Gesetze, welche in den Ostseegouvcr- 
nements Geltung haben, häufig unberücksichtigt ge- 
blieben, oder aber nicht auf die Weise aufgefasst wor- 
den, als dies im Rciclisgesetzbuchc geschehen, und end- 
lich, dass die in den Lokalkomitcs vorgeschlagenen 
Verbcsserungen und Vervollständigungen nicht alle in 
dieselbe aufgenommen worden. Ucbrigens verdiente, 
nnerachtet dieser Mängel, das von Herrn von Samson 
verfasste Projekt volle Anerkennung, da es vollständige, 
fast immer genügende, Hinweisungen auf die ursprüngli- 
chen Quellen enthielt und in einem systematischen Gan- 
zen alle die verschiedenartigen, bisweilen unförmlichen, 
Theile der Provinzialgesetzgebung vereinigte. Dasselbe 
lieferte zwar nur das Material zur schlicsslichcn Re- 
daktion, aber ein werthvolles und bis zu einer gewissen 
Stufe schon verarbeitetes Material, und konnte als Haupt- 
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grundlage einer schliesslichen Redaktion des Povin- 
zialgesetzbuches dienen. 

Die Hauptgrundsätze bei dieser bestanden in Fol- 
gendem: 1) das Provinzialrccht nach dem Plane des 
Reichsgesetzbuchs zu ordnen. 2) in den Inhalt des- 
selben die bei der ersten Redaktion unberücksichtigt 
gebliebenen allgemeinen Gesetze aufzunehmen. 3) Die 
Bemerkungen der Lokalkomiles durchzusehen und 
zu prüfen. 3) Das Projekt in zwei Sprachen, Russisch 
und Deutsch, abzufassen. 

Ungeachtet dessen, dass die Ausfuhrung dieser Auf- 
gabe nicht bloss eine theilweise Verbesserung der er- 
sten Redaktion, sondern eine allgemeine Umarbeitung 
des Projekts nolhwendig machte, und zwar nicht nur 
in seiner äussern Gestalt, sondern auch in seinem inner- 
sten Gehalte und in der Anordnung aller seiner Theile, 
wurden die Arbeiten in Bezug auf die zweite Redak- 
tion schon im Jahre 1836 zu Ende geführt. 

IV. Zweite Revision des Projekts durch einen bei der 
Zweiten Abtheilung errichteten Komite* aus örtlichen 
Beamten und Deputirten. 

Obwohl die sehr detaillirte und gründliche Revi- 
sion durch die Lokalkomi tes an und für sich eine genüg- 
same Bürgschaft dafür gewähren konnte, dass die nach 
den Bemerkungen dieser Komites vervollständigten und 
abgeänderten Paragraphen des Provinzialrechts eine 
genaue und getreue Darstellung der Provinzialgesetze 
gaben: so wurde dennoch für nützlich erkannt, zu noch 
grösserer Sicherheit alle Paragraphe des Gesetzbuchs 
in der Gestalt, die sie in der zweiten Redaktion erhal- 
ten, einer neuen Durchsicht zu unterziehen, um so- 
mehr als in ihren Bestand viele Materien aufgenom- 
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men worden, die nicht in der ursprünglichen Redak- 
tion sich fanden. 

In Folge dessen ward im Jahre 1836 Allerhöchst 
angeordnet, in St Petersburg einen allgemeinen Revi- 
sionskomile für alle drei Gouvernements niederzuset- 
zen; die Glieder desselben aus dem Adel und den Stödten 
zu ernennen, ward dem Generolgouverneur von Liv- 
Esth- und Kurland aufgetragen (*). 

Die diesem Komilc vorgeschriebenen leitenden Grund- 
sätze waren dieselben, die den Lokalkomitcs gegeben 
worden, namentlich aber sollte er sich davon über- 
zeugen: 1) ob alle Provinzialgesetze, welche als eigen- 
tümliche oder als Ausnahme aus den Reichsgesetzen 
anerkannt werden können, in das Provinzialrecht aufge- 
nommen, und zwar in dem Sinne, welchen sie wirklich 
haben; 2) ob nicht in dem Projekte sich ungehörige 
Paragraphe finden, d. h. nicht mehr geltende oder be- 
reits abgeschaffte Bestimmungen. Die Beschäftigungen 
des, unter dem Vorsitze des Chefs der Zweiten Abthei- 
lung-Staatssekrelair Balugiansky-slhehendcn, Revisions- 
komi les dauerten ununterbrochen während ungefähr 
drei Jahren fort. In den Sitzungen desselben wurden 
alle Theile des Provinz ialrechts durchgegangen, und je- 
der derselben einer strengen und aufmerksamen Prü- 
fung unterworfen. Ausser den mündlichen Erläuterun- 
gen, stellten die Glieder auch schriftliche Meinungen und 



(•) Glieder des Revisionskomills waren, Tom Adel: der Vicepresidenl 
des Inländischen Hofgericbls t. Löwis, der Eslhländischc Laudrath t. 
Grünwald, das Mitglied des Kurlandischen Oberhofen chls Baron Klop- 
nan und der Slaatsralh v. Poll; von den Städten: der Rigasche wort- 
führende Bürgermeister Timm, das Mitglied des Revalschen Rath« 
Gonsior, der Sekretair des Mitauschen Magistrats Borchers und der 
Doktor der Rechte Paucker. 
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Entwürfe zu Verbesserungen vor. Alle diese Bemer- 
kungen wurden you den Redaktoren beprüft, und ent- 
weder nach ihnen die in der Redaktion nothwendig 
werdenden Verbesserungen gemacht, oder Antworten 
und Angaben der Gründe vorbereitet, weshalb es für 
unmöglich erkannt wurde, dieselben als begründet an« 
zunehmen. Endlich wurde im Jahre 1839, nachdem die 
Durchsicht beendet, der Revisionskomite geschlossen, 
auf allerunterthänigste Vorstellung des verstorbenen 
wirklichen Geheimeraths Daschkow. 

In der letzten Sitzung erklärten die Glieder des Ko- 
mites und bekräftigten mit ihrer Unterschrift: dass sie 
das nach ihren Bemerkungen verbesserte Projekt voll- 
kommen mit den in ihrem Lande geltenden Gesetzen 
übereinstimmend fänden. 

V» Abfassung einer historischen Darstellung der JEnttci- 
ckelung des Provinzialrechts. 

Während der Dauer der Arbeiten des bei der Zweiten 
Abtheilung bestehenden Revisionskomites, ergaben sich 
mehrere Fragen, die allendlich zu entscheiden sich we- 
der die Redaktoren, noch der Revisionskomite berech- 
tigt glaubten, und die auch nicht anders als auf dem Wege 
der Gesetzgebung zu entscheiden waren. Unterdessen 
waren an die Zweite Abtheilung aus dem Reichsralhc, 
aus den Ministerien und aus dem früher beim Senate 
zur Durchsicht der Privilegien und Rechte der Ostsee- 
gouvernements bestandenen Komite, gegen 120, ver- 
schiedenartige Fragen in sich schliessende, Sachen ge- 
langt, deren Entscheidung gleichfalls eine beprüfende 
Vcrgleichung mit den Gesetzen erforderte (*). 

Bei der Beprüf ung dieser verschiedenartigen, nicht 
selten verwickelten und schwierigen Fragen, die zum 



(*) In der Folge wurde durch eine besondere Revision die Zahl der 
Fragen und Sachen sehr verringert. 
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Theil Gegenstand jahrhunder (langer Streitigkeiten zwi- 
schen dem Adel und den Städten waren, ergab sich: 

1) Dass, bei dem Eintritte des Ostseegebiets unter 
Bussische Botmässigkeit, unsere Regierung allen Stän- 
den bloss die Rechte und Vorzüge bestätigte, welche 
jedem derselben nach alten Urkunden und Gewohnhei- 
ten zukamen, folglich die Beweise dieser Rechte Ge- 
genstand historischer Erforschung sein mussten. 

2) Dass viele der streitigen Fragen eng mit der Ge- 
schichte des Ganges der Gesetzgebung im Ostseegebiete 
verbunden waren, und dass zu ihrer Entscheidung, zur 
Entfernung aller Zweifel, es unumgänglich war, sich 
zur Beprüfung der Quellen selbst des Provinz ialrcchts 
zu wenden und zur Abfassung einer Geschichte oder, 
besser gesagt, historischer Digesten der Baltischen Ge- 
setzgebung (•*). 

Aber die Ausfuhrung dieses Gedankens war keines- 
weges leicht. Die Sammlungen der Provinzialgesetze, 
welche sowohl aus dem beim Senate zur Durchsicht 
der Privilegien der Ostseegouvernements bestandenen 
Komite, als aus letzteren selbst, an die Zweite Abihei- 
lung gelangt, waren sehr unvollständig. Sic enthielten 
meist nur Auszüge aus einigen Gesetzbestimmungen oder 
Bruchstücke derselben, fast willkührlich oder wenig- 
stens ohne festes System ausgewählt, oder aber bloss 
eine Reihenfolge allgemeiner Bestätigungsurkunden, 
welche weder die Entstehung noch die Entwickclung 
der provinziellen Institutionen zeigten. Es ward daher 
nothwendig: 



(*) Zu dieser Arbeit, nach dem vom Wirklichen Geheimerathe Grafen 
Speransky Torgezeichneten Plane, wurden untor der unmittelbaren Lei- 
tung de» Chef* der Zweiten Abtheilung die beiden Aeliesten Geholfen 
deraelben Ablbeilung: die Tilulairrälho Darou Rahden und Graf Sieteri 
gebraucht. 
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1) Mit grossem Zeitauf wände und nicht geringen 
Kosten, zuweilen durch die oberste Verwaltung des 
Ostseegebiets, zuweilen Zuflucht nehmend zur Vcrmit- 
telung von Privatpersonen, welche sich solchen For- 
schungen gewidmet, eine Menge anderer Akten herbei- 
zuschauen, die sich in den örtlichen Baltischen Archi- 
ven befanden, sie durch Nachweisungen aus verschie- 
denen sowohl gedruckten als handschriftlichen Werken 
zu vervollständigen, und auf diese Weise etwas Ganzes 
herzustellen, das einer allgemeinen Sammlung für die 
Provinzialgcsetzgebung sich annähere. 

2) Darauf musstc man bei der Anordnung und Durch- 
sicht dieser Materialien, nicht bloss sich an Lateinisch 
und NiedersUchsisch abgefasste Privilegien machen, 
welche dem Ostseegebiete von Päbstcn, Kaisern, Erzbi- 
schöften, Hochmeistern und Ordensmeistern erthcilt 
worden, sondern auch die provinziellen Rechtsbestim- 
mungen zusammenhalten und vergleichen mit den Pol- 
nischen und Schwedischen Gesetzen und insbesondere 
mit den Russischen. Bei dieser Untersuchung war zu- 
gleich fortwährende Aufmerksamkeit auf die histori- 
schen Begebenheiten zu wenden, welche Einfluss auf 
den Gang der Gesetzgebung gehabt und nicht selten zur 
Erläuterung derselben dienen. 

3) Nach der Sammlung und Durchsicht der Materia- 
lien ward dazu geschritten, diejenigen Gegenstände aus 
denselben herauszuziehen, welche nach dem für die 
historische Darstellung vorgezeichneten Plane in die- 
selbe aufzunehmen waren (*). Die Abfassung der Aus- 



(*) Solche historische Digesten sind ahgefasst worden: für die Behor- 
denrerfassung, das Standerecht und die Gesede über das Recht des 
Güterbesilzes. Ihnen sind hinzugefügt: 1) eine deUillirte Darstellung 
der politischen Begebenheiten, welche Einfluss auf den Gang der Ge- 
setzgebung gehab», und S) eino huloruche Uebersichl ihrer Quel« 
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züge aas zum Theil so durch einander geworfenen, ver- 
schiedenartigen und vielfach komplicirten Quellen war 
eine ziemlich schwierige Sache, die Zeit und ange- 
strengte Arbeit erforderte. 

4) Aus diesen Auszügen ward ein dctaillirter und sy- 
stematischer historischer Kommentar verfasst, mit Nacb- 
weisung der Quellen aufweiche er sich gründete. Diese 
historischen Digesten (*), welche gegen 900 Bogen um- 
fassten, dienten als Grundlage für die allendliche Ent- 
scheidung aller einzelnen Fragen, wegen welcher die 
Meinung der Zweiten Abtheilung dem Rcichsrathe vor- 
zulegen war. 

VI, Dritte Revision des Projekts zu einein Provinzial- 
gesetzbuche durch einen Komiti aus Senatoren und 

Oberprokureuren. 

Nach Durchsicht des Projekts zu einem Baltischen 
Gesetzbuche durch die Lokalkomitcs, und nach Unter- 
zeichnung desselben in der Folge durch die aus den 
Ostseegouvernements nach St. Peterburg berufenen Re- 
visoren, konnte und musste man hoffen, dass in Bezie- 
hung auf die Genauigkeit und Vollständigkeit des Pro- 
jekts in demselben wenigstens keine w ichtigen Mängel 
und Lücken sich fänden. Andererseits war es aber un- 
möglich nicht .die Aufmerksamkeit auf die Notwen- 
digkeit zu richten, eine Durchsicht dieses Gesetzbuchs 
auch in Beziehung auf das Verhältnis* der Provinzial- 



lcn. Jetzt beschäftigt sich die Zweite Abtheilung anf Allerhöchsten Be- 
fehl mit der Abfassung historischer Uebersichten für die bürgerlichen 
Gesetze und für das bürgerliche und das peinliche Verfahren, d. h. für 
die noch übrigen Theile des Ballischen Prorinzialrechts. 

(*) Die gegenwartige Uebersicht der Grundlagen und der Entwicke- 
lung des Provinzialrechts in den OstseegouTeracmenU ist zum gro*- 
•en Theile aus diesen historischen Digesten geschöpft. 
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gesetzgebung zur allgemeinen zu veranstalten 
derc in Betreff des Verfahrens im Dirigirenden Senate 
bei Sachen aus dem Ostseegebiete. 

Zu diesem Ende ward im Jahre 1840 auf Allerhöch- 
sten Befehl bei der Zweiten Abtheilung ein besonderer 
Körnitz aus Senatoren, Oberprokureuren und anderen 
Beamten errichtet (*). Dem Komite wurde zur Pflicht 
gemacht: 1) festzustellen, ob in den provinziellen Rechls- 
bestimmungen der Ostseegouvernements sich irgend 
was den Grundgesetzen des Reiches und dem allgemei- 
nen Geiste unserer Gesetzgebung Widersprechendes 
finde; 2) zu prüfen, ob diese Rechtsbestimmungen, 
sowohl in ihrem Grundgedanken als in ihrer gegen- 
wärtigen Darstellung, vollkommen mit dem bestehen- 
den, durch die Zeit bekräftigten, Verhältnisse des Ost- 
seegebicts zu den Reichsbehörden übereinstimmend sei- 
en, namentlich zu dem Dirigirenden Senate und dem 
von demselben in Sachen dieses Gebiets beobachteten 
Verfahren. 

Dieser Instruktion gemäss den zweiten Theil des Pro- 
vinzialrechts für die Ostseegouvernements, das Slün- 
derecht (**), durchsehend, anerkannte der Komilö, dass 

(*) Zum Vorsitxer dos KomileY ward bestimmt der Senator Wirkli- 
cher Gehoimorath Mawrin; iu Mitgliedern: der Senator Geheimerath 
Baron Hahn, der Chef der Zweiten Abtheilung Gchoimerath Balugiansky, 
der Direktor des Departements im Ministerium der Justix Wirklicher 
Staatsrat Dansass, die Oberprokureure Kapberr und Norow und der 
Aelteste Beamte der Zweiten Abtheilung Wirklicher Staatsrath Zimmer- 
mann; zu Geschäftsführern im Körnitz die Beamten der Zweiten Ab- 
theilung Baron Rahden und Graf Sierers. 

(-) Nachdem auch der erste Theil, die Behordenterfassung enthal- 
lend, Ton diesem Komil* beprüfl und gebilligt worden, ward er eben 
.o wie der «weite einem auf Allerhöchsten Befehl aus Mitgliedern des 
Beichsraths ernannten KomiuS sur Durchsicht übergeben. Dieser Komite 
bestand, unter Vorsitx des Oberdirigirenden der Zweiten Abtheilung 
Seiner Kaiserlichen Majestät Eigener Kanxellei Grafen Bludow, aus dem 
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dieser Theil nichts enthalte, was den Grundgesetzen 
des Reichs und der Ordnung der Beziehungen des Ost« 
seegebiets zu den höchsten Reichsbehörden widerspre- 
che, unddass derselbe folglich keiner weiteren Beprüf ung 
des Komilös unterliege; doch stellte er der Zweiten Ab- < 
theilung anheim,sich seiner Zeit mit der genaueren Prü- 
fung einiger besonderen von den Gliedern des Komites 
vorgestellten Bemerkungen zu beschäftigen, um wenn 
es nölhig sei, die bezüglichen Paragraphe des Projekts 
nach denselben zu verbessern oder sie dem Reichsrathe 
nebst einigen anderen Fragen und Zweifeln vorzustel- 
len, die bei der Revision des Projekts sich erhoben hat* 
ten und nach der Meinung der Zweiten Abtheilung nur 
durch die gesetzgebende Gewalt zu entscheiden waren, 
weil sie das Wesen selbst der Provinzialgesctze be- 
rührten. 

Die auf dieser Grundlage abgefassten Journale wur- 
den von dem Oberdirigirenden der Zweiten Abtheilung, 
von dem Minister der Justiz und allen Gliedern des Ko- 
mite* unterzeichnet. 

VII. Letzte Redaktion des Projekts zu einem Provin* 

zial gesetzbuche. 

Unabhängig von der dritten Revision des Provinzi- 
alrcchts lagen der Zweiten Abtheilung noch zwei 
wichtige Arbeiten vor: 1) Die Vorbereitung der Me- 



Gencraladjulanlcn Grafen von der Pahlen, dem General von der Kaval- 
lerie Barono von der Pahlen, dem Wirklieben Geheimerath Fürst Ga- 
garin, den Gehciracrälhen Duturlin und Kolscbubcy und dem Minister 
der Justiz Grafen Panin. Mit einigen in diesem Komile* beliebten Ab- 
änderungen wurden hierauf beide Theile an die volle Versammlung 
des Rcichsralhs gebracht und, in Ucbereinslimroung mit dessen Gutach- 
ten, am St-sten Juni 1843 der Allerhöchsten Bestüligang gewürdigt, 
worauf am l sten Juli das Promulgationsdekrct erfolgte. (Note des 
Ueber»etxers). 
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moriale über die im Wege der Gesetzgebung zu ent- 
scheidenden Fragen, nnd 2) die schliessliche Redaktion 
der vom Komite durchgesehenen Theile, mit Angabe 
unter jedem Paragraphe der Gesetze oder Gewohn- 
• heit, aufweiche derselbe sich gründete. Diese Citate 
waren durch ein eigenes Missvcrständniss bei der 
ersten Redaktion des Projekts nicht vorbereitet worden. 

Von den besonderen Gesetzgebungsfragen wurden 
zwei (*), — über die Adelsmatrikeln und über das Recht 
des Güterbesitzes in den Ostseegouvernements, — auf Un- 
terlegung des Presidentendes Reichsraths, Fürst Wassil- 
tschikow, allendlich durch einen besonderen Allerhöchsten 
Befehl entschieden, in Folge dessen in der Zweiten Ab- 
theilung bezüglich dieser Gegenstände eine ins Einzelne 
gehende Redaktion angefertigt ward, die darauf ebenfalls 
der Allerhöchsten Bestätigung gewürdigt wurde. In Be- 
ziehung auf die übrigen durch besondere Allerhöchste 
Befehle oder aber aus dem Reichsrathe, den Ministerien, 
dem beim Senate bestandenen Komite, in die Zweite Ab- 
teilung gelangten Fragen, wurden in den Reichsrath 
besondere Memoriale vorgestellt (an Zahl bis zwan- 
zig) ("), welche nach Prüfung und Gutheissung dersel- 



(*) Ausserdem wurde, auf Allerunterthänigfte Unterlcgung des Ober- 
dirigirenden der Zweiten Abiheilung Seiner Kaiserlichen Majestät Eige- 
ner Kanzellei, am 5 luni 1841 die in Beziehung auf die Revision der 
adligen Deputirtenversammlungen entstandene Frage entschieden , 
und am 26 November 1812 Allerhöchst befohlen, die in einigen Gerich- 
ten nnd anderen Behörden der Osiseegourernements in Gebrauch gewe- 
senen altertümlichen Titulaturen durch die gewöhnlichen nach der 
allgemeinen im Reiche angenommenen Form sn ersetzen. 

(**) 1. lieber die Abschaffung der zeitweiligen Sitzungen in Kriminal- 
sachen beim Kurländischen Oberhofgerichte. 1810 April 1 (13391;. 

S. Ueber die Verantwortlichkeit der GustbesiUer in Betreff bäuerli- 
cher Abgaberestanzen. 1840 Mai 6. 

3. Ueber die Wahl der Glieder der Llvländischen und Ooselschen 
Landgerichte auf eine bestimmte Frist. 1840 Mai 0. 
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ben ebenfalls der Allerhöchsten Bestätigung gewürdigt 
wurden. Die hiernach notwendigen Emendationen 
sind schon in dem Projekte des Provinzialrcchts ge- 
macht worden, und die Zweite Abtheilung übergibt 
nunmehr zur Beprüfung des Reichsralhs Vorschläge 

4. Ueber die Nichtausdehnung auf die Oslseegouvernements der Ver- 
ordnung vom 3 Dec. 1833 über die Ordnung de« Ballotirens bei den 
Adelswablen. 1840 Mai 6. 

5. üeber die Erlaubnis« für Fremde In den Stadien der Ostseegou ver- 
neinen» Gewerbe xu treiben, ohne in die Unlerthauschaft einzutreten. 
1846 Mai 20. 

6. Leber die Frage weger» Verarrendirung der Domainengüter in den 
Ostseegouvernements an immalrikulirte Edelleute dieser Gouverne- 
ments. 1840 luni 0. 

7. Leber dio Abweisung der von den im Innern der Stadt lebenden 
Rigaseben Kaudeute erhobenen Pretensionea auf Beschränkung der 
Bandeisrechte der in den Vorstädten lebenden Kaufleute. 1840 luni 30. 

8. Ueber die Regeln bei Anstellung der Advokaten in den Oslseegou- 
vernemeols. 1840 Juli 5 (13630). 

9. Ueber das Gesuch der kleinen Livlandisehen Städte, den Bauern 
das Ilandellreiben in denselben zu verbieten. 1840 luli 9. 

10. Leber die Kriminalgerichtsbarkeil der Kurländischen Magistrate 
und ihre Kompetenz. 1840 Juli 9 (13641). 

11. Leber Abschaffung der Einsendung an den Senat von Abschriften 
der Yerhandlungsakten bei Appellationen aus den obersten Gerichtsbe- 
hörden des Livlandisehen Gouvernements. 1840 Juli 9 (1364t). 

Ii. üeber die Weise der Zulassung von Rigasihen Maurern zur 
Uebernahme von Kontrakten mit der Krone. 1840 luli 9 (13643). 

13. Ueber die Körperstrafen im Eslhländi sehen Gouvernement. 1840 
luli 9. 

14. Ueber die Anwendbarkeit der allgemeinen Verordnung über Zah- 
lungsunfähigkeit im Handel von 1838 auf die Ostseegonvernements. 
1840 Dec. 7. 

15. Ueber die Pastorat swidmen in Kurland. 1840 Dec. 26 (14090). 

16. Ueber die Einrichtung der Stadtgemeinde in Riga. 1841 luni 19 
(14670). 

17. Ueber das Stapelrecht der Stadt Riga. 1841 luni 90. 

18. Ueber die in Riga wohnendeu Hebräer. 1841 Dec. 17 (15128). 

19. Ueber die Fristen im Prozessverfall ren und nber das Konturoa- 
lial verfahren im Kurländischen Gouvernement. 1841 Dec. 99. 

90. Ueber die Pfaudverträge in den Ostseegouvernements. 1841 Dec. 
14 (15151). 
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wegen einiger übrigens nichtsehr wichtigen Fragen, 
welche bei der letzten Revision und Redaktion des 
Projekts sich ergeben haben (*). 

Was diese schliessliche Redaktion des Projekts be- 
trifft, so bestand die Hauptschwierigkeit derselben in 
der Verschiedenartigkeit, Yerwickeltheit und Unbe- 
stimmtheit der provinziellen Rechtsbestimmungen. Die 
allgemeine Gesetzgebung des Russischen Reichs aus ei- 
ner einzigen Quelle, der Obersten Monarchischen Ge- 
walt, hervorgehend- ist immer positiv und mehr oder 
weniger gleichartig in ihren Formen, selbst auch in 
ihrer Richtung, während die Raitische Provinzialgc- 
setzgebung unter dem Einflüsse verschiedener in We- 
sen und Geist sehr abweichender Rechte entstand, nicht 
bloss Polnischer und Schwedischer Gesetze und Deut- 
schen Rechts, sondern auch des Römischen und Kano- 
nischen Rechts, endlich auch unter dem Einflüsse von 
Gewohnheiten, die allmählich manche frühere positive 
Rechtsbestimmungen abänderten. Eine andere nicht ge- 
ringere Schwierigkeit bestand darin, dass man alle 
Verschiedenheiten beibehalten musste, wie sie sich nicht 
bloss in jedem Gouvernement, sondern fast in jeder Stadt 
finden; so dass das Provinzialrecht der Ostseegouver- 
nements unter dieser allgemeinen Rezeichung in sich 
fünf fast ganz verschiedene Rechtskörper enthält: für 
Livland und die Insel Oesel, Esthland, Kurland, die 
Städte Riga und Reval, ohne der kleinen Verschieden- 
heiten zu erwähnen, welche sich in den andern Städten 
dieser Gouvernements finden. 



(•) Aach diese Fragen wurden erst dem Komiie* des Reichsraths und 
darauf der tollen Versammlung desselben fibergeben, und die in Folg« 
dessen nothwendig gewordenen Abänderungen, nach erfolgter Aller- 
höchster Bestätigung derselben, wo gehörig in das Projekt aufgenommen. 
(Kote det Uebersctters). 

14 
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In Berücksichtigung dieser Schwierigkeiten, und 
weil es in vielen Fällen nolhwendig wurde, im Russi- 
schen eine neue Terminologie für neue im Projekte 
des Provinzialrechls vorkommende Gegenstände und 
Begriffe zu schaffen, wurde jeder Paragraph von neuem 
verglichen, sowohl mit den in den Citaten angeführten 
Rechtsbeslimmungcn, als auch mit den im Jahre 1840 
und in den folgenden Jahren der Allerhöchsten Bestä- 
tigung gewürdigten allcrunterthünigsten Untcrlcgungen 
des Oberdirigirenden der Zweiten Abtheilung und Mei- 
nungen des Rcichsralhs, in einzelnen Fällen aber auch 
mit neuerdings aus den Ostseegouvcrnemcuts eingefor- 
derten Nachweisungen. Hierbei wurde eine besondere 
Aufmerksamkeit verwandt auf die Form der Darstel- 
lung in den Paragraphen, sie überall der im allgemeinen 
Beichsgcsctzbuchc angenommenen annähernd, da das 
Provinzialrccht der Ostseegouvcrnemcnts gewisserma- 
ßen eine Fortsetzung oder Vervollständigung desselben 
sein soll. 
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{ ERSTE ABTHEILUNG. 

DIB VERFASSUNG DES OST8EEGEBIET8 ZUR ZEI$ 
DER HERRSCHAFT DER BISCHOEFfE UND DES 

ORDE NS, 

/ ERSTES KAPITEL. 

\ Einiheilung des Ostseegebiets in Territorien. 
Abhängigkeit der Territorial- Gewalten Livlands 
von den Päbsten und den Römischen Kaisern. 
Gegenseitige Beziehungen der Territorial-Ge- 
walten. Die Landtage* 

I. ElNTHEILÜNG DES OSTSEEGEBIETS IN TERRITORIEN. 

Nach der Eroberung des Ostseegebiets durch die 
Deutschen, bildeten sich in demselben folgende Terri- 
torien: 

1) Das Erzbisthum Riga, welches auf dem rechten 
Ufer der Düna das ganze jetzige Livland mit Ausnahme 
der Kreise Dorpat und Fellin, auf dem linken Ufer ganz 
Semgallen von Dünaburg bis Goldingen umfasste (*). 

2) Das Bisthum Dorpat, zu dem das nordöstliche Liv- 
land gehörte, d. h. die Kreise Dorpat und Fellin. 

3) Das Bisthum Ocsel, die Insel Ocsel mit einigen 
kleineren Inseln und den südwesllischen Thcü des jet- 
zigen Esthlands, d. h. den Kreis Wieck, umfassend ("). 

(*) Scrogallen bildete anfangs ein eigenes B Uthörn, ward aber 1S&I 
mk dem Erzstift« vereinigt (Arndt I p. S07) durch eine Bull« Innoceiu 
IV, der die IM getroffene Vereinigung bestätigte. 

(*•) Das Bisthum Lea! bestand anfangs abgesondert, ward aber später 
mit dem Dorpischen und darauf mit dein Oeselscheu vereinigt (Arndt. 
1, p S03, II, p. 15). 
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4) Das Bisthum Kurland, welches anfangs sich vom 
Windaustrome längs dem Meere bis zur Memel und 
dem Kurischen Haff erstreckte, aber seit dem Jahre 
1329 (*) auf den westlichen Theil des jetzigen Kur- 
lands, von Goldingen an, beschränkt wurde. 

5) In jedem dieser Stifte besass der Schwertorden, 
seit seiner Vereinigung mit dem Deutschen Orden aber 
der Livländische Zweig dieses Ordens, einen bestimm- 
ten Theil des Landes zu seinem Unterhalte (**). Alle die- 
se einzelnen Landestbeile bildeten in ihrer Gesammtheit 
das fünfte besondere Territorium oder die sogenannte 
Livländische Provinz des Deutschen Ordens, 

Zugleich entstanden, zum Theil unter dem Schutze 
der Ordens-und bischöfllichen Schlosser, in jedem 
Gebiete Städte, die sich durch Verfassung und Ge- 
setze von dem sie umgebenden Lande unterschie- 
den. Riga, der Sitz des Erzstiftischen Kapitels, wenn 
auch nicht Residenz des Erzbischofls, überwog die an- 
dern Städte an Wichtigkeit durch die Zahl seiner Ein* 
wohner, die grosse Ausbreitung seines Handels, sein 
ausgedehntes Patrimonialgebiet und endlich die bedeu- 
tende Stellung im Runde der Hansa. Die Verfassung 
und die Einrichtungen Riga s dienten allen übrigen 
Livländischen Städten als Vorbild. Unter diesen war 
dann Dorpat durch seinen bedeutenden Handel nach 
Russland, namentlich nach Pleskau, am wichtigsten« 

Alle oben genannten Territorien bildeten in ihrer 
Gesammtheit Livland im eigentlichen Sinne. Unter dem 
Namen von Esthland verstand man damals die Land- 

(*) Im Jahr 13*9 trat dar Bisehoff ron Karland dem Deutsehen Orden 
Memel, das Land am Kurischen Haff und alles Land auf dem Unken Ufer 
der Memel ab, welche Landestheile seitdem zu dem Preußischen Ge- 
biete des Deutschen Ordens gehörten. 

("*) In den Stillen Riga und Oesel «/«» »n dem von Dorpat in dem 
von Kurland 1 • (Arndt II, p. IS «. «. a). 
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schatten Harr ien und Wicrland mit Allentacken, wer- 
che mit den Städten Reval, Wesenberg and Narva ein 
besonderes, den Königen von Dänemark gehörendes, 
Gebiet ausmachten (*). Obzwar diese Landschaften seit 
1347 zu den Ländern des Deutschen Ordens gehörten, so 
behielten sie doch ihre frühere Verfassung und blieben 
in einiger Beziehung von den übrigen Theilen Livlands 
abgesondert (**). Im Dänischen Esthlande wurde von 
Woldemar II das Bisthum Reval, als Diöcese des Erz- 
bisthums Lund, gestiftet, unter dem oberherrlichen 
Schutze der Dänischen Könige (***). Im XIV Jahrhun- 
derte kam dasselbe, ebenso wie Harrien und Wierland, 

4 

unter die Herrschaft des Deutschen Ordens, zu dessen 
Hochmeister es zuerst im Verhältnisse der Preussischen 
Bisthümer stand; später wurde der Bischoff von Reval 
unabhängiger, und endlich, gleich den übrigen Livlän- 
dischen Bischoffen, Reichsfürst und selbständiger Lan- 
desherr des durch die bedeutenden Stiftsgüter gebilde- 
ten Gebiets. 

II. Abhaengigkeit deb Tebjutorial-Ge walten Livlands 

VON DEN PAEBSTEN UND DEN RÖMISCHEN KAISERN. 

Zur Zeit als die Livland bewohnenden Völker mit 
Waffengewalt zum christlichen Glauben bekehrt wur- 
den, herrschte der Pabst als Haupt der occidentalischeu 
Kirche über die ganze geistliche Römisch-katholische 

(*) Der Wieckscho Kreis gehörte «um Bisthuine Oese!, Jenren aber 
wurde U38 Tom Dänischen Könige Woldemar Ii dorn Deutschen Orden 
abgetreten* 

(**) Seit dem XIV Jahrhunderte wurde indessen auch dieser Theil 
Esthlands als zu Litiand gehörend angesehen, so dass noch am Ende 
des XVI Jahrhunderts, mr Zeit der Schwedischen Herrschen, Esthlaad 
amtlich: «das Fürstenthum Ehsten In Litiand» genannt ward. 

(•**) Vergleiche: Brevem. Urkunden snr Geschichte des Bisthums Re- 
Tal (Archi? für die Geschichte Li? • Esth-und Kurlands. 1, p. SS9 u. 
folg.) 
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Welt. Das nenbekchrle Land als ihnen gehörig anse- 
hend, vertrauten die Päbste dessen Yerwallang den 
Bischöficn; der Schwerlorden bildete gleichsam ihr 
Heer, verpflichtet auf den Wink des Pabstes, unter 
der unmittelbaren Aufsicht der Bise hoffe, zu handeln. 
Die Vereinigung der Schwertbruder mit dem Deut- 
schen Orden veränderte nicht die Abhängigkeit Livlands 
vom Pabste, da der Deutsche Orden in ähnlicher Weise 
die Macht desselben über sich anerkannte. Zahlreiche 
Päbstliche Bullen beweisen, wie wirksam der Romische 
Oberhirte an der innern Gestaltung des Landes Theil 
nahm« Die Territorial-Gewalten, jene Bullen zur Richt- 
schnur nehmend, handelten meist nach vorgängiger Ein- 
willigung oder unter nachfolgender Bestätigung der Päb- 
ste, und hatten deshalb in Rom ihre Prokuratoren ab 
Vertreter und Geschäftsführer bei dem Päbsllichen Stuh- 
le (*). Andererseits behandelten die Deutschen Kaiser, 
sich als Nachfolger der alten Römischen Casaren und 
somit als weltliche Häupter der christlichen Welt anse- 
hend, von der ersten Zeit der Unterwerfung Livlands 
durch die Deutschen an, dasselbe ab ein Lehen des hei- 
ligen Römischen Reichs. Von dieser Ansicht ausge- 
hend, erlheilten sie den Bischöflen und dem Orden 
Urkunden, bestätigten ihre Landeshoheit ab Reichsle- 
hen und erhoben den Erzbischoffund die Bischöffe, zu- 
letzt auch den Ordensmeister, in den Reichsfürstenstand; 
sie versprachen ihnen ihren und des Reiches Schutz, 
sich und ihren Nachfolgern immer dabei das Recht 
der Oberherrlichkeit über Livland vorbehaltend ("). 



(*) Die Bullen Coletta III, 1196, 1197 (Arndt 1, f. 14,1* 1—3), 
Innoeent III, 1199 (Dogiel V, K* 1), 1911, 1213 (Sammlung der Bul- 
len Innocens III), Ilonorius III, y. 1917, 1219, 1925, 1226 (Dogiel V, 
K° X, XIII, XV), Gregor IX, t. 1237 (Dogiel V, K° XIX) u. a. m. 

(••) Di« Urkunden Philipps too Schwaben y. 1905 (Voigt I, p. 413;; OL 
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-Als daher im Jahre 1561 die Gehiete des Ordens und 
der Bischöffe sich den benachbarten Machten unterwer- 
fen mussten, baten die Deputirten der verschiedenen 
Livländischen Stände (von dieser selben Ansicht ausge- 
hend) ihre neuen Beherrscher, sie wegen der von der 
Notwendigkeit gebotenen Unterwerfung gegen Ver- 
dächtigung und Verfolgung bei ihrer frühern Ober- 
herrschaft — Kaiser und Beich — zu vertreten (*). 

III. Gegenseitige Beziehungen der Territorial-Gewal- 

TEN LlVLANDS. 

1. Beziehungen der Livländischen Bischöffe zu einander 

und zum Erzbischoffe von Riga- 
Jeder Bischoff beherrschte, unabhängig von den übri- 
gen, sein Bisthum. In der kirchlichen Hierarchie nahm 
der Erzbischoff von Biga den ersten Platz ein; ihm, als 
Metropolitan, waren die übrigen Livländischen Bi- 
schöffe in geistlichen Angelegenheiten untergeordnet«— 
Seit dem XV Jahrhunderte bildete sich ein engerer 
Verband zwischen den Landesherren der einzelnen Liv- 
ländischen Territorien vermöge der unter dem Kamen 
«Landtage» bekannten Zusammenkünfte. 

2. Beziehungen der Schwertbrüder und det Deutschen 
Ordens zu den Livländischen Bischöffen und zum Erzbi- 
schoffe von Riga. 

Der Schwertorden besass die ihm in jedem Bisthu- 
me zum Unterhalte angewiesenen Ländercien als Lehen 
von dem Territorial - Landesherrn* Beim Antritte sei- 
nes Amts verpflichtete sich der Ordensmeister zur Ver- 
teidigung der Kirche und ganz Livlands gegen die 

to IV, 1911 (Napiersky, Index N«3); Heinrich VII, t. 1SS4 (Arndt II, 
p. SS, Index N° 329», Dogiel V, N° XCVII), Karl IV, r. 136«: «directo 
dominio ei jure saperioritatli nobis et snecessoribus nostrls reserra- 
to» {Dogiel V. N° LVJ, Karl V, t. 15*7, u. a. m. 

(*) Das» auch die Kaiser diete Idee feilhielten, beweist noch der Ver- 
trat, tu Stettin 1570. 
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Heiden, und leistete den Bischoflen den Treueid. Anf 
diese Weise erseheint der Schwertorden, während sei- 
ner ganzen Dauer, als Vasall der Btschöfle und ihnen 
untergeordnet, 

* Als die überlebenden Schwertbruder in den Deut- 
seben Orden traten, war eine der Hauptbedingungen 
der Vereinigung die, dass der neue Livlandische Zweig 
des Deutschen Ordens in derselben Beziehung zu den 
Bischüffen bleiben solle, in welcher bis dahin der 
Schwertorden gestanden (*). Der Deutsche Orden 
blieb jedoch nicht lange in der Lehnsabhängigkeit yon 
den Bischöffen. Anfangs eignete er sich die Tolle Lan- 
deshoheit über die ihm in Livland gehörenden Lände- 
reien zu, dann lies er sich in einen Kampf mit denRi- 
gaschen Erzbischöffen ein, und in demselben Sieger 
bleibend-dehnte er die Grenzen seines Gebietes immer 
weiter aus, errang selbst eine Art Hegemonie über die 
Biscböffe Livlands. 

IV. Die Landtags. 
/. Entstehung der Landtage. 
Seit dem Anfange des XIV Jahrhunderts vereinigten 
sich die .Landesherrn der Lrvländischcn Territorien 
über Zusammenkünfte, deren Gegenstand die Wahrung 
des Friedens, die Annahme von Massregeln im Falle 
eines Krieges und die Herstellung eines engeren po- 
litischen Verbandes unter den einzelnen Territorien 
war (*•). Ungeachtet der fortwährenden Kämpfe zwi- 

(•) nie Ball« Pabsl Gregor IX, «87. 

(•*) Detente Beispiel einer solchen Zusammenkunft sehen wir im 
Jahr 1304, wo der Meister und die Gebietiger des Ordens, die Bi schofle 
Ten Dörpel und Oesel, gleich wie deren Kapitel und Vasellen, und die 
Vasallen des Königs ton Dänemark aus Harrien und Wierland, in Dor- 
pal zusammenkamen und einen Bund schlössen, zu dem auch Kapitel 
und Ritterschaft des Erzslifts im Jahr 1316 traten. Vergleiche: Bunge. 
Geschichtliche Entwicklung der StandesTerbillnisse u. s. w. p. W u. 
folg. 
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sehen den Erzbischöflen und dem .Orden, wiederhol- 
ten (*) sich händig solche Zusammenkünfte wahrend 
des XIV Jahrhunderts. Auch die vornehmsten Vasal- 
len wurden zu denselben berufen; ihre unmittelba- 
re Theilnahme an den Verhandlungen dieser Versamm« 
hingen zeigt sich aber erst im ersten Viertel des XV 
Jahrhunderts, als die Stände solche Macht gewonnen 
hatten, dass die Bischöffe und der Orden sich in ihren 
innern Streitigkeiten die Hülfe derselben sichern rouss- 
ten (**). Ungefähr um diese Zeit kam auch die Benen- 
nung «Landtag» (Landestag, Gemeiner Landestag, ge- 
meine Tagesleistung, Gemeiner Tag) in Gebrauch, 
mit welcher die Zusammenkünfte sftmmtlicher Livlän- 
discher Landesherren und ihrer Kapitel, so wie der 
Bevollmächtigten oder Abgeordneten der Ritterschaf* 
ten und wichtigsten Städte, bezeichnet wurden ("*)• 

2. Ordnung der Zusammenberufung der Landtage. 

Die Landtage wurden je nach dem Bedürfnisse, nicht 
in bestimmten Terminen, zusammen berufen (****). 
Anfangs kam die bezügliche Ausschreibung dem Erz- 
bischoffe von Riga zu ( ); während seiner Kämpfe 
aber mit dem Ordensmeister, eignete sich dieser häu- 
fig solches Recht an. In der Folge scheinen bisweilen 
beide zuvörderst sich über die Berufung des Landtages 

(•) So kamen s. B. im Jahr 13S3 der Erzbiechof und der Ordent- 
roe ister io Wolmar xusammen. Arndt II p. 11« u. folg. Gadebus ch I, 
p. 484. 

(**) Der wahrscheinlich erste wirkliche Landlag, d.h. eine Ver- 
sammlung aller Li v ländischen Landesherrn und der Abgeordneten 
sämmllichcr Stande, kommt im Jahre 1424 vor.— Bunge, p. 93. 

(•*•) Vergleiche die Landtagsrecesse t. U56, 1457, 147«, 1482, 
1543,1546, 1558 bei Hupel. (Mordische Miscell. und Neue Nord. Miscell.). 

(•***) Auf Grundlage des Landlagsrecesses t. 1424 sollten die Land- 
läge alle Jahr Statt haben, dies ward aber nie beobachtet. 
(•••«•) Vergleiche das Schreiben des Eribischofls Hildebrand T.14S9. 
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geeinigt zn haben (*); jedoch in den letzten Zeiten der 
Selbständigkeit Livlands übten dio Ordensmeister, 
nachdem die Macht der Erzbischöflc gesunken, alieine 
das Recht die Landtage auszuschreiben (* # ). 

5. Zusammensetzung der Landtage. 
Auf den Landtagen erschienen gewöhnlich (*") der 
ErzbischoflT von Riga, die Bischöne von Dorpat, Oesel, 
Kurland und Reval; der Ordensmeister; die Glieder 
der Kapitel in dem Erzstifle und in den Stiften; der 
Landmarschall und einige Ordensgcbietiger; Abgeord- 
nete (Sendboten, Vollmächtige) der Erzbischöfflichen, 
Bischöflichen und Ordens-Ritterschaflen, so wie der 
Ritterschaften aus Harrien und Wierland,und Abgeord- 
nete der Städte Riga, Dorpat und Reval (•*•'). Der 
gewöhnliche Versammlungsort der Landtage war anfangs 
Walk, in der Folge Wolmar. Einige Landtage fanden 
auch in Fellin, Riga, Wenden und Pcrnau Statt ( ). 

(') Vergleiche da« Schreiben det Briblschoffs und de» OrdcnsmeUera 
an den Rigasehen Rath 1554. 

(••) Vergleiche das dem Fürsten Radsirü vorgelegte Memorial de» 
LJrlindischen Stände 1568. B> Andel sich Im Rigaschen Stadtarchive 
unter der Beseicbnung: Aulieo - Polonica: Acta Conventus generalis 
ordinum Livonia Rigeusi» p. IV No IS. — Eine Abschrift davon ist der 
Zweiten Abtheilung de» Eigenen Raasollei Seiner Kaiserlichen Majestät 
gegeben worden. 

(•*•) Im Lauft der Zeil veränderte sieb die Zusammensetzung des 
Landtags häufig. Siehe: Bunge, p. 81. 

(••••) nie Ordnung, in welcher hier die Landesherren, die Vasallen 
und Slidte aufgeführt sind, ist den Landtagsrccessen v. 1484, 1457 und 
1471 entnommen. In dem Radsivil übergebeneu Memoriale der Li kin- 
dischen Stande werden, ausser den oben angeführten, noch folgende 
Staate als an den Landtagen theilnehmend angegeben: Pernau, Wenden, 
Wolmar, Harra, Fellin und Kokenhusen. Allein in den bis auf uns 
gekommenen Londtagsrecessen wird ihrer als Landtagsglieder nie er- 
wähnt (Vergleiche: Bunge, p. 80). 

(***") Landtage fanden Statt in Walk 1414, 14«, 14*8 und 1456; in 
Wolmar 1454, 1457, 1479, 1507, 15S5, 1530, 153S, 1533, 1537, 1543, 
154«, 1534, 1556 und 1558; in Fellin 1534; in Riga 1486 und 1557; 
in Pernau 1533, 1560 (Bungt, p 61, 68). 
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4. Gegenstände der Verhandlung. 

Gegenstände der Verhandlung auf den Landlagen 
waren: 1) Allgemeine Angelegenheiten: Entscheidung 
der Streitigkeiten zwischen den Landesherren und 
den Ständen (*); Verhinderung jeder Selbsthulfe und 
die Erhaltung der innern Ordnung; Bestimmung der 
Strafe für Friedensbruch und Gewaltsamkeit; Kriegs- 
erklärung und Friedensschluss, wozu die Einstim- 
mung aller Stände erforderlich war; Feststellung 
der von jedem Stande zu stellenden Kriegsmannschaft 
und der Höhe der Kontribution in Kriegszeit. 2) 
Rechtssachen zwischen Privatpersonen, für welche 
die Landtage die höchste Instanz bildeten (**). 3) 
Erlassung neuer Gesetze, Abänderung und Vervoll- 
kommnung der bestehenden, namentlich in Allem was 
sich auf innere Ordnung und Polizei, Ausantwortung 
entlaufener Bauern, Feststellung des Munzsystems u. 
s. w. bezog. 

5. Ordnung und Art der Verhandlung. 

Am Ende dieser Periode war die Verhandlung auf 
den Landtagen folgendermassen geordnet (*"). Der 
Ordenskanzler berief die Landesherren, die Ritterschaf- 
ten und die Städte zur Versammlung, im Namen und in 

Vollmacht des Ordensmeisters. Nach Ankunft der Land- 

• 

tagsglicder am bezeichneten Orte, eröunete der Kanzler 
die Sitzungen mit einer Rede, in welcher er im Namen 
des Ordensmeisters der Versammlung für das Sichein- 
finden auf dem Landtage dankte. Dann verlas er die 
zur Verhandlung der Versammlung gestellten Artikel 

(*) Siehe die Rece*»e der angeführten Landtage. 

(•*) Siehe weiter unten die Gericblsrerfastung. 

(***) Diese Ordnung der Verhandlungen tat dargestellt in dem 
mehrenr ahnten Memorial© der LitlandUchee Stande t. IMS. -Bunge, 
p. S3. 
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and übergab jedem Stande ein besonderes Exemplar 
derselben. Hierauf ging die Versammlung auseinander, 
jeder Stand berieht sich abgesondert und rcrlautbarte 
seinen besondern Beschluss. Solcher Stände waren vier. 
Den ersten bildeten: der ErzbischofT von Riga, die Bi- 
schöffe von Dorpat, Oesel, Kurland und Bcval, die 
Aebte von Valkena und Padis und die Glieder sämmtli- 
cher Stiftskapitel. Der zweite bestand aus dem Ordens- 
meister und den Ordensgeb ietigern. Der dritte ward 
gebildet durch Glieder der einzelnen Stiftsräthe, so wie 
des Raths von Harrien und Wierland, und durch die 
Abgeordneten der einzelnen Territorial-Ritterschaften. 
Der vierte bestand aus Bürgermeistern und Rathmän- 
nern der Städte Riga, Dorpat und Reval (*). Nach Be- 
ratung der Gegenstände durch die einzelnen Stände, 
wurden allgemeine Versammlungen gehalten, in wel- 
chen dann die Beschlussnahmc nicht durch Stimmen- 
mehrheit erfolgte, sondern durch auf jede Weise er- 
zielte Vereinigung; erfolgte eine solche nicht, so fand 
auch kein Beschluss in der streitigen Sache Statt oder 



(*) Diese Letzteren benatzten zugleich ihr Beisammensein auf den 
Landtagen, am sich über die eigentlich städtischen Angelegenheileu, 
namentlich in Beziehung anf den Handel der Hansa, zu herathen, so 
wie die unter den verschiedenen Städten vorgekommenen, meist aus 
Privatsachen entstandenen, Streitigkeiten zu schlichten. Die drei ge- 
nannten Städte vertraten gewiasermassen auch die anderen auf den 
Landtagen und bei der Hansa; die kleinen Städte musstcu sich ihren 
Knlsrhcidungen fugen. Stand kein Landlag in Aussicht, so versammel- 
ten sich Depulirle der drei grossen Städte auf den sogenannten Städte- 
tagen, wo sie danu die städtischen Angelegenheiten hertelhen und sieh 
tou den Deputirten der kleinen Städte streitige Sachen und Beschwerden 
vortragen Hessen. Diese Städteverhandlungen waren auch politisch wich» 
tig, da die Handelsverhfiltnisse zu Bussland, besonders zu Novgorod, 
Pleskau u. s. w. vielfach zur Sprache kamen, und oft zur Entscheidung 
über Krieg und Frieden fahrten. Denn der allgemeine Landtag berück- 
sichtigte sehr die Vorstellungen der Städte in Beziehung auf die Verhalt- 
nisse zu Bussland und den anderen Nachbaren. 
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doch nur ein bloss für die bewilligenden Stände yer- 
hindlicher. Aus den solcher Gestalt gefasslen Beschlüs- 
sen der Stände bildete sich dann der Landtagsrecess, 
Land tagsabschied (*)•/ 



ZWEITES KAPITEL, 

Behördenverfassung der Livländischen Territo- 
rien (**). 

ERSTES ABSCHNITT. 

Verfassung der Landbsbehoerden in den Liylaendi- 

sghbn Territorien. 

/. Verwahungseinrichhingen in den £/t/to|. 

Die erste Einrichtung der Bisthümer war auf die Ka- 
nonischen Regeln gegründet und durch pabstlicbe Bul- 
len, so wie kaiserliche Urkunden, bestätigt. Jeder Bi- 
schoff hatte in den Grenzen seines Gebiets die Landes- 
hoheit unter dem Schutze des Pabstes und der Lehns- 
herrlichkeit des Kaisers (***). Es kam ihm die gesetz- 
gebende, die richterliche, ausübende und Kriegs-Gewalt 
zu; sie war aber beschränkt durch das ihm, gemäss den 
kanonischen Regeln, zur Seite stehende Kapitel. Zur 
Machtvollkommenheit des Kapitels gehörten: 1) Unmit- 
telbare Theilnahme an der Gesetzgebung, so wie den 
Verwaltungsangelenheiten im Allgemeinen, worin der 
Erzbischoff nicht anders als mit dessen Rathe und Bei- 
stände (Vollwort, consensus, consilium) handeln konn- 

(•) Bunge, p. 84. 

(**) Alles in diesem Kapitel gesagte hezicht sieh auch auf Kurland, 
welches in dieser Periode nur eiuen Theil Livland« ausmachte. 

(•••) Der EribUchoff you Riga and der Bischoff too Dorpat, in der 
Folge aber auch die Biscboff« Ton Oesel, Kurland und Reval waren 
Reichsffirsten. Siehe die Urkunden König Heinrich r. lISi, Kaiser 
Karl V, t. 15t7u. a.m. 
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te. 2) Die Wahl des Bischofiii und Vorstellung des Ge- 
wählten zur Bestätigung des Pabstes ('). 3) Unmittelbare 
Verwaltung des Bisthums, im Fall der Abwesenheit des 
Bishofls oder seines Todes. — Zum Unterhalte des Bi- 
schoffs und seines Kapitels waren gewisse Güter (bona 
mensae, Tafelgüter) bestimmt. Im unmittelbaren Besitze 
des Bischoffs und Kapitels stehend, wurden dieselben 
durch Stiftsvogte verwaltet, welche zugleich auch in den 
Bischofllichcn Schlössern befehligten. 

Im XV Jahrhunderte, als die Livländischcn Stande sieb 
immer mehr kräftigten und mit immer grösserem Erfol- 
ge nach Theilnahme ander Landesverwaltung zustreben 
begannen, bildete sich injedem Stifte neben dem Kapitel 
ein sogenannter Stiftsrath, (Geschworener Rath, Sitzen- 
der Rath, Consilium)f). Derselbe bestand aus Gliedern 
des Kapitels und einer gewissen Zahl Vasallen, welche 
Stiflsrälhe genannt wurden, und nach Bestimmung des 
Bischoffs selbst eintraten (***). Ausserdem befanden sich 
im Ri gaschen Stiflsrathe einige Glieder desRigaschen 
Raths, so wie im Dorptschcn Stiflsrathe aus dem Rathc 
der Stadt Dorpat (****). Der auf diese Weise zusammen- 
gesetzte Rath wurde als die oberste Regierungsbehörde 
des Stifts angesehen. Alle Sachen von besonderer Wich- 
tigkeit, so wie Alles was die Rechte und Freiheiten 
der Vasallen oder Städte betraf, musste demselben zu 
vorgängiger Bcprüfung und Entscheidung vorgelegt 
werden. Die Einwilligung desselben war für schliessli- 
che Entscheidungen nothwendig, und alle vom Bischofle 

X*} In dieser Beziehung fanden übrigem mische Veränderungen in 
den Stiften Statt. Bonge, p. 76 u. flg. 
(**) Bunge, p. 76 u. flg. 

(***) Urkunden Erxbuchoff Dildebrand'* ▼. i486, det Oeseltehen Bi- 
tchoffi Kiewel t.1594, det DorpUchen Bischoffs Gellinghauien 15i0. 

(••••) Gadebutch. Li t Und i sehe Jahrbücher 1, 1 p. 65t, 467, 410, 460. 
—Bunge, p. 76, 
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gegen die Meinung des Raths ergriffenen Massrcgcln 
wurden ab ungültig angesehen (*). Ausserdem war 
der Rath die oberste Gerichtsbehörde des Stifts (**). — 
Seit dem Anfange des X VI Jahrhunderts erlangten 
die weltlichen Glieder des Stiftsraths auch Theilnahmo 
an der Bischouswahl, welche bis dahin ausschliesslich 
den Kapiteln zugestanden hatte. Die Verwaltung der 
Stiftsgüter wurde bei einer Sedisvakanz vier Gliedern 
des Raths, nämlich zwei geistlichen und zwei weltli- 
chen, anvertraut. Diese führten dann den Namen Oeko- 
nomen, und vertraten die Stelle des BischofTs in allen 
Angelegenheiten der Verwaltung (***). Die Glieder des 
Stiftsrathes nahmen auch an den Landtagsvexhandlungen 
Theil. (Siehe oben.) ^ 
//. VerwcUtimgseinrichtiingefi in dem Ordensgebiete. 
Als die anfangs in den einzelnen Bisthümern zum 
Unterhalte der Schwertbrüder abgelheilten Ländercien 
Eigenthum des Deutschen Ordens wurden, bildeten sie 
eine besondere Provinz desselben, die in rßrundlage 
der allgemeinen Ordensregeln verwaltet wurde. Ein 
bezeichnender Zug dieser Verwaltung bestand darin, 
dass sie in den Händen des Vereins der Ordensbrü- 
der zusammengefasst war, die gewissermassen einen 
besondern regierenden Stand bildeten. — Die ober- 
ste Verwaltung des ganzen Deutschen Ordens stand 
dem Hochmeister und dem in Preussen befindli- 
chen Hauptkapitel zu; ihnen war auch Livland als 
besondere Ordensprovinz untergeordnet. Das Haupt 
der örtlichen Ordcnsverwaltung in Livland war der Or- 

(*) Urkunden der ErzbischöfTo Dildebrand y. 1476, Blankenfeld r. 
1534, Bischoff Kiewel's 1594 u. a. m. 

(**) Urkunden der ErxbUchöffe Linde ?. 1513, Blankenfeld t. 1514, 
BUehoQ" Kiewel's t. 1514. 

(***) Siehe die Urkunden der Oeseischen Bischuffe Kiewelf. 1514, 
TiescnhanscD v. 1518 u. a. m. 
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densmeister, dem das Provinzialkapitel, spÄter aber 
der sogenannte Ordens-oder geheime Rath, zur Sei- 
te stand. Anfangs wurde der Ordensmeister vom 
Hochmeister und dem Hauptkapitel gewählt. In der 
Folge stellte ihnen das Provinzialkapitel zwei Kandida- 
ten vor, aus welchen sie einen bestätigten. Im Jahr 
1520 überliess der Hochmeister, Albrecht Ton Bran- 
denburg, den Brüdern des Deutschen Ordens in Liv- 
land das Recht der freien Meisterwahl (*). Die Bestä- 
tigung der Wahl durch den Hochmeister wurde von 
da an eine blosse Form, 

-^Der Livlandischc Ordensmeister gehörte zu den ober- 
sten Gebietigern des Deutschen Ordens. Nur dem 
Deutschmeister nachstehend, hatte er das Recht an den 
Berathungen des Hauptkapitels Theil zu nehmen, dem er, 
wenigstens bis in den Anfang des XV Jahrhunderts, in 
Bezug auf die Verwaltung seiner Provinz untergeord- 
net war. Aber seit der Aufhebung des Ordens in Preus- 
scn und namentlich seit dem Jahre 1527, wo der Or- 
densmeister Plettenberg in den Reichsfurstenstand erho- 
ben und vom Kaiser mit den Livlandischen Ordenstän- 
dern belehnt wurde, waren seine Nachfolger schon nicht 
mehr nur dem Wesen nach, wie früher, sondern auch 
der Form nach unabhängige Landesherrn. Ihr gewöhn- 
licher Sitz war das Schloss zu Wenden. 
• Das Provinzialkapitel, aus den Ordensgcbictigern 
(Landmarschall, Komthure und Vögte) und einfachen 
Ordensbrüdern bestehend, versammelte sich auf Einla- 
dung des Ordensmeisters gewöhnlich in dessen Residenz. 
Gegenstaude der Verhandlungen des Provinzialkapitels 
waren: 1) die Wahl der Komthure und Vögle; 2) die 
Erlassung von Provinzialstatuten für den Orden, mit 

O Sieh« dio Erkunde de» Hochmeisters Albrechl von Brandenburg 
1510. 
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Bestätigung des Hochmeistors und des Hauptkapitels; 
3) die Aufnahme in den Orden; 4) die Wahl zuerst 
der Kandidaten, seit 1520 unmittelbar des Ordens- 
meisters. ^ 
Zum Ordensralhe (innerster Rath, geheimer Rath) 
gehörten nur einige der Ordensgehietiger, deren Ein- 
willigung in allen wichtigen Angelegenheiten erforder- 
lich war« Die Livländischen Koinjhurejiatten ihren Sitz 
in F ellin, P ernan. Du namünd e, Ascheraden, Marien^ 
bürg, Dünaburg, Goldingen, Windau und Pohlen , — die 
Vögte in Sonnenburg auf der InseTÖesel, Weissenste in 
in Jerwen,Karkus, Rositten, Grobin, Kandau, Seiburg, 
Bauskenburg (*). Nach der Vereinigung Esthlands mit 
dem Ordensgebiete, kamen hierzu noch der Komthur 
von Reyal,, und die Vögte yon Wesenberg, Tobburg, 
Narva und Nyenschlot. Diese Komthure und Vögte ver- 
walteten jeder seinen Bezirk, übten dort mit Zuziehung 
der Vasallen, wo sich solche fanden, Recht und Gerech- 
tigkeit, namentlich in peinlichen Sachen, sammelten die 
Einkünfte ein und standen an der Spitze des Hauskon« 
vents der Ordensbrüder in ihrem Schlosse. Die Vasal- 
len in den unmittelbaren Ordensgebieten hatten auf 
die Verwaltung einen viel geringeren Einfluss, als dies 
in den Stiften der Fall war. Indessen hatte der Or- 
densmeister wenigstens in den letzten Zeiten auch 
Rüthc aus ihrer Mitte, die wohl yon Anfang des 
XVI Jahrhunderts an immer wichtiger geworden sein 
mögen. 

<*) Siehe die Unterschriften in der handschriftlichen TJrkundeo Samm- 
lung, welche in der Zweiten Abiheilung S. K. M. Eigener Kamelie! auf- 
bewahrt wird. Die Zahl der Gebietiger scheint übrigens sich nicht immer 
gleich geblieben xu sein, denn ausser den oben genannten kommen 
auch noch Tor: Komthure too Leal, .Mi tau, 8egewold, Vögte von Ober- 
pahlen, Wenden, - und dann verschiedene Hauskomthure xu Riga, 
He Tai o. s. w. 
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III. GEWCHTSYBRFA8HJM lH DEN BlSCHOEFFLlCHEN TJRD 

des Orders-Gebieten. 

IMe Gerichtsverfassung war dieselbe, wie in den ' 
Stiften, so in den Ordensgebieten. In bürge rlichen 
Rechtssachen waren erste Instanz die aus den Vasallen 
vom Landesherrn anf gewisse Zeit ernannten Mann- 
richter, welche mit zwei von ihnen aus den Vasallen be- 
rufenen Beisitzern, dem Urtheilsfinder und den Schöffen 
oder Geschworenen das Gericht bildeten (*). Aus dem 
Gerichte des Mannrichters konnten die Sachen in den 
bischöfflichen Gebieten in den Stiftsrath, in den Ordens- 
landein in den Ordensrath gebracht werden (**), zu 
dem in Gerichtsangelegenheiten neben den Ordensgc- 
bietigern auch wahrscheinlich die Käthe aus der 
Ritterschaft gehörten, so wie gewiss einige Deputirte 
aus dem Rathe von Harricn und Wierland (***). Die 
dritte und letzte Instanz bildeten in den meisten Gebie- 
ten die allgemeinen Landtage; die Appellation an die 
Gerichtshöfe des Reichs war untersagt (****). — Da* 
Strafgericht hatten in den Ordensländern die Kojnthure 
und Vögte, in den Stiften die sogenanten Sliflsvögte, 
mit Beisitzern aus den Vasallen; sie mussten zugleich 
auf die öffentliche Ordnung und Polizei sehen ( # "").— 
Am Ende des XV Jahrhunderts wurden für die Sa- 
chen wegen Eigenthums an Bauern, wegen Ausani- 

(*) Helmersen. Geschieht« des Livlendisehen Adelsrecht« bis nm 
Jahr 1561, $ 94 u. die folg. 

(*') Urkunden der Erzbischofle Linde T. 15*3, Blackenfeld t. 1524, 
des BischolTs Riewel t. 1594, u. s. w. 

("••) Eine Reibe ton hierher bezüglichen Einladungschreiben des 
Ordensmeisters an den Rath Ton Barrien und Wierland haben sich bis 
jetzt im Archive der Eslhlandischen Ritterschaft erhalten. 

(****) Siehe die Urkunden Eaiser Sigismund'» t. 1494, den Landtags- 
schluss 1510, die Urkunden ErzbischoflT Linde's ▼. 152.'), den Land- 
tagsschluss zu Wolroar t. 1548.— Vergleiche: Bunge, p. 89. 

(**"**) Vergleiche die Urkunde Discboff hiewei's und die oben ange- 
führten Citate. 
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w ortung der Entlaufenen und Bestimmung der Strafen 
für Vorenthaltung derselben, die Hakenrichter verord- 
net. Auf Verlangen der streitenden Parteien erschien 
der Hakenrichter mit z_w_ej, von ihm dazu aufgeforder- 
ten Vasallen an Stell und Ort, wo er 
der Prozessirenden das Gericht hielt (*). 

Zur Uebung von Recht unb Gericht fand in jeder 
Landesherrlichkeit, ausser den in jedwedem Kreise 
derselben zu bestimmten Terminen oder wenn eine 
Sache es erforderte vom Mannrichter gehaltenen Ge- 
richtsversammlungen (**), alljährlich eine allgemeine 
Gerichtshegung oder ein gerne iiier Manntag (Dingel-oder 
Bichteldag, Placitum, Placitum generale) Statt. Hier 
erschienen auf Aufforderung des Bischoffs und seines 
Kapitels, oder aber des Ordensmeisters und seiner 
Gebietiger (***), alle Eingesessenen der Ritterschaft. Vor 
Eröffnung der Verhandlungen auf den Manntagen, leg- 
ten die Anwesenden ihre Waffen ab, und es wurde der 
Landfriede ausgerufen (**"). Darauf wurde Gericht 
gehegt, sowohl von den Mannrichlern und ihren Beisit- 
zern, als von dem Stifts-oder bezuglich dem Ordens- 
rathe. Uebrigens benutzten die sich zum Manntage ver- 
sammelnden Ritterschaften dies auch meist zur Berathung 
über ihre öffentlichen Angelegenheiten, und fassten 
Beschlösse, welche mit Bestätigung des Landesherrn, 
zuweilen sogar des Kaisers, Gesetzeskraft für das gan- 
ze Territorium erhielten ( ). 

{') Siehe die verschiedenen Einigungen über Ausanlworlong der 
Beuern. 

(**) Reimersen. 8 9S. 

(***) Urkunden des Erzbischofls Blenkenfeld v. 1514, der Bisehöfle 
Kiewel t. Oese) 15*4, Gellinghausen t. Dörpel 1540. 

{'**') Irkundendes ErxbischoHs Linde y. 15*3, des Bischoffs Kiewel 
T. 15S4.— Fabri. Formulare, (Ausgabe von Oelrichs) p. 186. 

(•****) Vergleiche nelmersen p. 141. — Lemsalscher Becess der Ri- 
gaschen Vasallen v. 1533, in der Urkunde Erxbischoff Linde's r. 15W 
enthalte n. 

2 
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ZWEITER ABSCHNITT. 

Verfassung der Stadtbeuörden in den Livlaendischen 

Territorien. 

/. Behördenverfassung der Stadt Riga. 

Die Landeshoheit über Riga gehörte seit der Grün- 
dimg der Stadt den Rigaschen Bischöffen und darauf 
Erzbischoffen. Von ihnen erhielt die Stadt ihre Verfas- 
sung und ihre ersten Gesetze. Sie bestimmten die Rech- 
te der Bürger durch besondere Urkunden, stellten Ge- 
halt und Gewicht der Münze fest, bestätigten die von 
den Bürgern erwählten Richter in ihrem Amte, besas- 
sendie oberste richterliche Gewalt und genossen anfangs 
der Hälfte aller gerichtlichen Sportein und Strafen. 
Im XTV und XV Jahrhunderte waren die Erzbischöflo 
gezwungen, ihre Herrlichkeit über die Stadt mit den 
Ordensmeistern zu theilen, die besonders seit der Re- 
formation sie häufig ganz davon verdrängten. 

Der Raih (Consilium) vereinigte in sich die oberste 
Verwaltung der Stadt. Anfangs bestand derselbe bloss 
aus Rathsheim (Consules), deren schon 1231 zwölf 
erwähnt werden (*); in der Folge kamen hierzu noch 
mehrere Bürgermeister (Proconsules). In der ersten 
Zeit traten die Mitglieder nur auf ein Jahr in den Rath, 
so dass die Austretenden (**) sich immer selbst ihre 
Nachfolger aus den übrigen Bürgern des ersten Standes 
oder der alten Geschlechter (die eigentlichen eives) 
ernannten. Erst später konnten sie aus dem Stande der 
Kaufleute (mercatores) gewählt werden, während in der 
Folge die Glieder des Raths immer auf ihre Lebens- 

(*) Vergleiche die Urkunde des Blscbofft !f icolauf 1831. 

(•*) Vergleiche: Gadebusch. Versuche in der LiTlendlschen Go- 
•chiebteknnde und Reehttgelehrtamkeit II, Ablh. 3, p. 183. -Die alten 
Statuten der Stadt unter der KapitelauflchriA: «Wo man den Raat ko- 
sen gal,» 
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icit eintraten, dio Besetzung der eintretenden Lücken 
aber ein Recht des Raths blieb. Der Rath verwaltete 
die Stadt, so wie alle städtischen Institute, mit dem 
Rechte die nüthig werdenden Veränderungen dabei zu 
treffen (*); er ertheilte das Bürgerrecht, erliess Verord- 
nungen für die Einwohner, gab den Gilden und Aem- 
tern ihre Schrägen ("), besetzte alle städtischen Aemter 
(mit anfänglicher Ausnahme der Stelle eines Vogts), 
halte das Münzrecht, setzte Maass undGewicht fest, sorg- 
te für das Stadteigenthum, verwandte zum Nutzen der 
Stadt das durch Aussterben heimfallende Vermögen f), 
und war in seiner Tollen Versammlung die zweite Gc- 
richtsinstanz in allen vom Stadtvogte entschiedenen 
Sachen (••"). 

Das Gericht in erster Instanz sowohl in bürgerlichen 
als in peinlichen*Sachen, gebührte dem StadUpgte (Judex 
civitatis, advocatus), der anfangs yon den eigentlichen 
Bürgern aus den Rathsherren, später aber vom Ralhe aus 
den Bürgermeistern ernannt und in seinem Amte vom 
Erzbischoffe (*****), in der Folge zugleich vom Ordens- 
meister, bestätigt wurde. Der Stadtvogt nahm die erste 
Stelle im Raihe ein, und sprach Recht nach den städti- 
schen Gesetzen (******). Er erwählte sich nach Erfor- 
dern einen Gehülfen (Untervogt), im Noll] falle auch einen 



(*) Urkunde des Bischofls Hicolau* y. 1238. Der Kirchholmsche Ver- 
trag t. 1452. 

(*") Vergleiche die Burtprako, das Citiloqaiam, die Schrägen. 

(• ♦*) Der Kirchh< lmsche Vertrag von 1462; die Bullen Siitui IV von 
1478, Innocenz VIII von 1480. 

(•'•*) Die alten Rigaachen Statuten, Theil I, Kap lt. III. 

(**'**) Vergleiche dio Urkunde de» Legaten Wilhelm Ton 1225, dio 
Bulle Honorius III, ?. 1226, die Urkunde de» Eribischoffs Friedrich r. 
1303. 

(••••••) Vergleiche den Kirchholmscheo Vertrag t. 1452. 



Substituten, ohne weitere Bestätigung (*). Als Riga die 
Landeshoheit des Ordensmeisters erkannte, sass mit dem 
Vogte ein Ordensglied, meist der Rigasche H^uskun> 
thux, zu Gericht^*). Die Amtsgewalt des Vogts erstreck- 
te sich nicht bloss über alle Stadtbürger in bürgerli- 
chen und peinlichen Sachen, sondern auch auf die un- 
mittelbar unter der Jurisdiktion des Erzbischoffs oder 
des Ordensmeisters stehenden Personen, in soweit es 
von ihnen in der Stadt oder deren Gebiete geschlossene 
Verträge oder begangene Verbrechen betraf. Nur die 
Geistlichkeit stand nicht unter städtischer Gerichtsbar- 
keit (***). Eine yom Vogte entschiedene Sache konnte 
an den Rath, in seiner vollen Versammlung, gebracht 
werden. Der auch mit dessen und des Vogts Ausspruche 
Unzufriedene, mochte noch sich mit einer Beschwerde 
an den Erzbischoff und den Ordensmeister wenden, falls 
die Entscheidung ihn der Ehre beraubte oder zu völli- 
gem Untergange seines Vermögens gereichte (****). Auf 
gleiche Weise konnten der Rath und der Vogt zu dem 
Erzbischofle und dem Ordensmeister ihre Zuflucht 
nehmen, im Fall des Ungehorsams der Bürger oder des 
"Widerstandes gegen eine in Gesetzeskraft getretene 
Bestimmung (•*"•). Die anfangs in Gebrauch gewesene 
Appellation aus den Grenzen Livlands heraus, war in 
der Folge streng verboten (* ). — Gegen Ende dieser 



(*) Vergleich« die Urkunden des Erzbischofls Johann I T. 1175, 
Jobann III t. 1296. 

(") Vergleiche den Vertrag v. 1330, die Urkunde des Ordensmeiater» 

Monnclm, den Kirchholmschen Verlrag t. 1451. 

(***) Erkunde des Legaten Wilhelm t. 1115, die Bullen Honorins III 
t. 1210, Alexander IV v. 1156, die Urkunde Ersbischoff Friedrich'» v. 
1305. 

(****) Vergleiche Gadebusch II, Ablh. 4 p. 19, u. folg. 

(•****) Der Kirehholmsche Vertrag t. 1451. Die Urkunden des Ordene- 
meistert Brüggeney t. 1535, des Erxbleehofls Wilhelm t. 1847, de» 
Ordenskoadjutors Ton der Beeke t. 1547. 

( ) Vergleiche den Kirchholmschen Vortrag y. H51 . 
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Periode floss die richterliche GewalLmit der allgemei- 
nen Verwaltung der Stadt zusammen, als Befugniss des 
Raths. Das gesonderte Bestehen eines Skdteogte iOjtft, 
ganz auf, während das Amt und der Titel auf einen der 
Burgermeister überging, der, ohne irgend welcher bc- 
sondern Bestätigung im Amte zu bedürfen, mit einigen 
Rathsherren das Gericfet erster Instanz in allen Sachen 
der Stadtbürger bildete. Hieraus ist das jetzige Yogtei-» 
gericht in Riga entstanden. 

IL Behördenverfassung der Meinen Lhländischen 

Städte. 

Alle kleineren Inländischen Städte, selbst das in die- 
ser Periode besonders sehr wichtige Dorpat, erhielten 
ihre Verfassungen, ähnlich der von Riga, zum Theil 
schon bei ihrer Gründung, zum Theil in der Folge, 
vermöge besonderer Urkunden der Bischöffe und Or- 
densmeister (*). 

Die Verwaltung concentrirte sich in den Händen des 
Raths, dessen Bestand je nach dem Umfang der Stadt 
verschieden war. Die richterliche Gewalt ward von ei- 
nem durch den Balh erwählten Vogte geübt, was sich 
Alles nach dem Muster Riga s gestaltete, an dessen Rath 
sogar aus einigen Städten die Appellation ging. 



(•) Vergleiche Tür .Dorpat das Schreiben des DorpUehen Ralhi an 
den Lubekseheu T. 1477. Für Felltn die Urkunde des 0. M. Boren t. 
1481. Für Pernaa des 0. M. ron Joeke 13IS. Für Hasenpolb, Goldin- 
genund Windau die Urkunden des Eurlindiichen Biicbofts Otto t. 
1378, des 0. M, Ketttor t. 1559 u. t. W. 



DRITTES KAPITEL. 

Behördenverfassung Eslhlands erst zur Zeit 
der Dänischen, darauf der Ordens-flcrrschaft. 

ERSTER ABSCHNITT. 

.. 

Verfassung der Landesueuürdbn ih Esthlakd. 

. Zur Zeit der. Panischen Herrschaft bildeten die Esth- 
Jündischcn Landschaften Harricn und Wierland eine 

i t kr 

besondere von Dänemark fast getrennte Provinz, so- 
wohl wegen der Entfernung von diesem Reiche, als 
auch durch die ununterbrochenen Beziehungen zu dem 
benachbarten Livlande, mit dem sie durch gleiche Na- 
tionalität verbunden waren. Die Danischen Könige, 
den Titel Herzoge von Esthland annehmend, gaben die~ 
sem Lande seine, mit der Liviändischen meist überein- 
stimmende Verfassung , deren Abweichungen aus den 
besondern Landesverhältnissen hervorgingen. 

Die oberste Landesverwaltung hatten der vom Kö- 
nige ernannte Statthalter (Hauptmann, Capitaneus) und 
der ihm zur Seite stehende königliche oder Landes- 
Rath ('). Dem Statthalter mit dem Landesrarthe ge- 
bührte nicht bloss die verwaltende, sondern auch die* 
richterliche Gewalt. Inder Folge, seit dem Anfange 
des XIV Jahrhunderts und wfihrend der Unruhen in 
Dänemark, war selbst zuweilen die Verbindung des 
Statthalters mit dem Könige abgebrochen. Der Lan- 
desrath bestand aus zwölf Gliedern (Räthe, Rathsherrn, 
Rathsleute, Landralhe, consiliarii regii, consiliarii 
terra?), die vom Könige — zu sechs aus jeder Land- 
schaft — aus den Vasallen in Harrien und Wierland 
ernannt wurden. In der Folge eignete sich der Lan- 
desrafh das Recht zu, selbst die in seinem Bestände 

Vi Vergleiche des Woldeaar Ericluche Lehnrechl, die Urkunde Kö- 
nig Christoph II, v. 13S9. 
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eintretenden Lücken zu ersetzen. Der Statthalter hatte 
seinen Sitz in Reval, wo sich auch immer einige Har- 
rische Räthe befanden, so wie in Wesenberg einige 
Wierländischc. Sie versammelten sich aber insgesammt, 
wenn es nöthig war, in Reval. Dies geschah insbeson- 
dere, wenn sie unter Vorsitz des Statthalters als ober- 
stes Gericht (Ritterrecht, Rittergericht, Landesgericht) 
im Namen des Königs Recht sprachen. In Lehnssachen 
konnten die Vasallen im Fall der Unzufriedenheit wäh- 
rend eines Jahrs und sechs Wochen sich mit einer Be- 
schwerde an den König wenden; in allen andern Sachen 
waren die Urtheile dieses Gerichts inappellabel (*). 

Die Landeshoheit über Esthland ging im Jahre 1347 
an den Hochmeister des Deutschen Ordens, im Jahre 
1520 aber an den Livländischen Ordensmeistor über, 
und Esthland trat in den Bestand der Ordensländer ein, 
jedoch in Gestalt einer besondern Provinz. Von 1520 an 
kam jeder neue Ordensmeister, nachdem er gewählt 
worden, nach Esthland um den Eid der Treue von den 
Ritterschaften dieses Gebiets und von der Stadt Reval 
zu empfangen. Zugleich bestätigte er »durch eine be- 
sondere Urkunde die Lehen der Vasallen und im All- 
gemeinen alle Rechte und Freiheiten beider Stände (**). 
Das Schloss in Reval war die Residenz des Komthurs 
und des ihm untergeordneten Konvents, während in 
Wesenberg ein besonderer Vogt residirte. Die Verwal- 
tung des Landes theilten beide mit den Räthen von Har- 
rien und Wierland. 

Das Gericht in erster Instanz stand, wie in der Däni- 
schen so auch in der Ordens-Periode, dem Mannrich- 

(*) Vergleiche da» Woldemar - Erichsche Lehnrocht, die Urkunde 
König Christoph II t. 13i9. 

(**) Vergleiche die Urkunden der Litlindisehen Ordensmeister im 
Allgemeinen und die Galen'» t, 1558 insbesondere, so tvie den dersel- 
ben ▼orhergehenden Vertrag. 
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ler zu, welcher von dem Landesralhc auf den Mannta- 
gen (*) ernannt wurde, und in allen Sachen seiner 
Landschaft bis zum folgenden Manutage in bestimmten 
Terminen Recht und Gerechtigkeit verwaltete ("*). Es 
gab einen Mannrichter in Uarrien und einen in Wier~ 
land (***). Jeder von ihnen ernannte sich zu Beisitzern 
zwei besitzliche und dem Landesherrn vereidete Bit- 
ter oder Knechte seiner Landschaft. Nachdem er genü- 
gend die Beweise des Klagers und des Angeklagten ver- 
nommen, legte er die Sache dem Uriheilsmanne (****) 
vor, der dem Gerichte als Vorstand der ebenfalls ge- 
genwärtigen Schoflen oder Geschworenen beiwohnte; 
der Urtheilsmann besprach sich mit den Geschwo- 
renen, und uberbrachte dem Gerichte den auf die- 
se Weise gefassten Ausspruch (*****). — Von den 
Urtheilen des Mannrichters ging die Appellation an 
den Landesrath durch Vermittelung des jüngsten 
Rathsgliedes. Das Gericht versammelte sich zu die- 
sem Zwecke alle Jahre zu einer gewissen Zeit, in Re- 
val unter Vorsitz des Komthurs, in Wesenberg des 
Vogts. Die Urtheile des Raths waren inappellabel. Nur 
im Falle gegenseitiger Zustimmung der Prozessiren- 
den und nach vorgängiger Erlaubniss des Landgerichts, 
das indessen in vielen Sachen auch alleinige Instanz 
war, konnte ein Prozcss unmittelbar bei demselben be- 
ginnen. Der Termin der Urtheilsvollstrekung war sechs- 

{*) Der gemeine Manntag wurde in Reral alle drei Jahre gehalten, 
alle Jahr eine Gericbtshegung des Landgerichts in Reval und In We- 
aenberg. Vergleiche den Weissensteinsehen Vertrag 1538. 

r*) Bis zum Jahre 1520 wurde im »men des 1J och meisten in Preut- 

•en Recht gesprochen. 
(***) Fabri Formulare p. 6 u. T. 

(*'**) Vergleiche das Glossarium zu Oelrichs Ausgabe des Ritter- 
rechts. 

(*•■•*) Fabri, p. 7. 
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wöchentlich, konnte aber nach Ermessen des Mannrich- 
ters, dem dieselbe unter seiner Verantwortung oblag, 
verlängert werden (*). 

Der Bischoff und alle geistlichen Personen hatten ihre 
Klagen gegen Glieder der Ritterschaft bei den Gerich- 
ten anzubringen, denen diese unterworfen waren. Letz- 
tere klagten in Sachen über Personen geistlichen Stan- 
des beim BischofTe von Reval, als dem gesetzlichen 
Richter derselben in Esthland. Im Falle von Streitsachen 
wegen Landgüter oder Bauern zwischen der Ritter- 
schaft und dem Bise hoffe, wurden solche von einem be- 
sonderen Gerichte aus acht Mitgliedern entschieden, von 
denen der Bischoff vier aus seinem Kapitel oder der 
Geistlichkeit, die Ritterschaft vier zu zwei aus dem 
Rathe von Harrien und dem von Wierland ernannte. 
Deren Entscheidung war allendlich; konnten sie sich 
aber nicht über eine solche einigen, so schrieb jede 
der Parteien den Namen von einem oder zwei Ob- 
männern auf besondere Zettel, und das Loos bestimm- 
te, wem die letzte Entscheidung zukommen solle. Die 
Vollstreckung war auch hier dem betreffenden Mann- 
richter übertragen, — jede weitere Appellation aber 
streng untersagt (**). 

Zur Untersuchung und Entscheidung der Sachen we- 
gen Eigenthums an Bauern, wegen Ausantwortung der 
Entlaufenen, Bestimmung der Strafen für Vorenthaltung 
derselben, bestanden die wahrscheinlich von dem Lan- 
desrathe aus den Vasallen ernannten Hakenrichter, 
einer in Harrien und einer in Wierland. Die Grenzen 
ihrer Amtsbefugniss und die Art ihres Verfahrens wa- 
ren dieselben wie in Livland (***). 

(♦) F»brip.58u. folg. 

(**) Siebe die Urkunde über den Vertrag mil dem Bise hoffe too Reral 
t. 1516. 

(••*) Die Baaereinigung t. 1509. 



Jahrlich um SL Johannis (24 Juni) versammelte 
der Komthur von Reval die Harrisrhen Landesräthe 
und verwaltete mit ihnen während drei Tagen das 
Recht auf den sogenannten Dingelstagen oder Mannta- 
gen« Dasselbe geschah, nur zu einer anderen Zeit, vom 
Vogte von Wesenberg für Wierland. Alle drei Jahre 
aber berief der Komthur, auf Anfordern der Landes- 
räthe der ganzen Provinz, den gemeinen Mann- oder 
Richteldag, wo für die ganze Ritterschaft des Landes 
Recht gesprochen wurde (*). Auf diesen allgemeinen 
Manntagen berieth sich die Ritterschaft auch, eben so 
wio in Livland, über ihre öffentlichen Angelegenheiten. 

ZWEITER ABSCHNITT. 

Verfassung deb Stadtbehörden in Esthland. 
1. Behördenvcrfasmng der Stadt RevaL 

Mehr als ein Jahrhundert lang gehörte die Landes- 
hoheit über Rcval den Danischen Königen; allein sie 
mischten sich nie weder in die innere Verwaltung der 
Stadt, noch in das Gerichtswesen derselben. Mit dem 
Jahre 1347 ging die Landeshoheit an die Hochmeister 
über, welche die Stadt anfangs in zeitweiligen Besitz, 
später aber vollkommen den Livlandischcn Ordcnsmei- 
stcrh abtraten. Diese erschienen immer selbst in Re- 
val, um den Eid der Treue zu empfangen, worauf sie 
in besonderen Urkunden im Allgemeinen alle Privi- 
legien und Rechte der Stadt bestätigten. Wenn in den 
Streitigkeiten zwischen den Städtischen Korporationen 
eine derselben sich mit einer Beschwerde an den Or- 
densmeister wandte, wurde die Sache durch von ihm 



(•) Die Bestätigung des WcUseosloinjchen Vertrags durch den O.M. 
Brüggcnei t. 1538. 
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bevollmächtigte Komissarien, bisweilen in Gemein- 
schaft mit dem Rathe der Stadt, untersucht ('). 

Der Rath wurde zuerst von der GcsammÜieit der eigent- 
lichen Bürger erwählt (**), später aber ergänzte er sich 
selbst. Er bestand aus Bürgermeistern (Proconsules) 
und Rathsherren (Consules) (*"). Als regierendem, die 
Verwaltung der Stadt inne habendem Stande, waren dem 
Rathe alle Bürger-Korporationen untergeordnet ("**); 
er erliess für sie die erforderlichen Ordnungen und 
berieth sich mit ihnen über die öffentlichen Angelegen- 
heiten. Als Gericht verwaltete der Rath das Recht in bür- 
gerlichen und peinlichen Sachen, und bildete in seiner 
vollen Versammlung die zweite Instanz für die vor dem 
Stadtvogte geführten Sachen. Ausserdem besetzte der 
Rath alle Stadtämter, beaufsichtigte Maassund Gewicht, 
so wie die Münzprägung. Im Falle der Unzufrieden- 
heit eines Parten mit dem Urthcile, wurden vor dem Ra- 
the geführte Sachen an den Rath zu Lübeck gebracht, 
zu dessen Entscheidung der Revalsche auch wohl in 
zweifelhaften Fällen seine Zuflucht nahm. Eine sonstige 
Appelation von den Urthcilen des Raths fand nicht Statt. 

Das Gericht in erster Instanz ward vom Stadtvogte 
geübt, der ein Mitglied des Raths war, und von diesem 
auf Lebenszeit gewählt wurde. 



(*J Siehe die Urkunde des 0. M. Brüggenet, wodurch die Entscheidung 
des Revalschen Komthurs ton Schareuberg in den Streitigkeiten der 
grossen und der kleinen Gilden bestätigt wird, r. 1S47. 

(*•) Unter der Bezeichnung «Bürger* wurden damals nicht alle Bewoh- 
ner der Stadl verstanden, sondern nur der Stand der herrschenden Ge- 
schlechter (Cives). In der Folge, als der Rath sich selbst ergänzte, konn- 
te er auch nur aus diesen die neuen Gtieder wühlen, und erst spater 
zugleich aus der Kaufmannsgilde. 

(- *•) Siehe die Urkunden Erich V, r. 1148, Woldemar III, t. 1346. 

{••••) Siehe die Entscheidung des Rovalschon Komlhurs ron Scharen- 
borg !536. 



// BchurdenverfaiSHna der kleinen Esthländischen 

Städte. 

Von den kleinen Esthländischen Städten war Hapsal 
mit dem Rigaschen Rechte bewidmet, wahrscheinlich 
ebenso auchWeissenstein(*);Narva und Wesenberg aber 
hatten der Revalschen ähnliche Verfassung (**). Uebri- 
gens erreichte keine dieser Städte jemals die Macht und 
Unabhängigkeit, deren sich mehr oder weniger Riga, 
Dorpat und Reval erfreuten. 



(*) Die Urkunden der Oeseischen Bischofle Buxhoswden t. 1S79, Kio- 
wel t. 15M. Hapsal gehörte eigentlich in dieser Periode mm Bisthume 
Oesel, also nicht in den Gebiete, dag damals Esthland genannt wurde. 

(••) Für Narva die Urkunden Waldemar III, r. 1S4S, der O. M. 
Friemersheim T. 1374, Galen y. 1551. Für Wesenberg die Urkunden 
Erich VII t. t30i, Woldemar III, i. 13«. - Von beiden Städten ging 
dl« Appelation an den Reralichen Rath. * 
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ZWEITE ABTHEILUNG. 

UEBERSICHT DER ALLMÄHLICHEN ENTWICKE- 
LUNG DER BEHOERDEN VERFASSUNG IN LIVLAND 
UND AUF DER INSEL OE8EL, SEIT 

1561. 



ERSTES KAPITEL. 

Verfassung der Landesbehörden Livlands seit 

dem Jahre 4S61. 

erster abschnitt* 

Verfassung dbr Landesbehörden Livlands zur Zeit 
der Polnischen Herrschaft. 

/. Erste Einrichtung Livlands in Grundlage der Ver- 
träge von 4564 und 4566. 

Die oberste Verwaltung des Herzogtums Livland f) 
war einem Administrator oder Statthalter anvertraut 
(Gubernator, Locumtenens, Administrator, Namiest- 
nik). Er wurde vom Könige selbst ernannt, hatte seinen 
Sitz in Riga und besass eine ausgedehnte Gewalt, nicht 
bloss in Beziehung auf die Verwaltung im engern Sin- 
ne, sondern auch auf das Rechtswesen (**). Seine Amts- 
befugnisse und die Grenzen derselben waren durch ei- 
ne besondere Instruktion bestimmt, die dem Hetmann 
Chodkiewicz bei seiner Entsendung nach Livland im 
Jahre 1566 gegeben worden war. 

Das Herzogthum zerfiel in vier Kreise (districtus), 
den Rigaschen, Wcndenschen, Treidenschen und Düna- 

H Sie*»« den Vereinigui!g»verlrag zwischen Livland nnd Lillhauen 
y. 1566. In den öffentlichen Akten jener Zeit wird Livland bald Herzog- 
thum (Ducatus), bald Land (Zlemia), bald Provins (ProTincia) genannt. 

C) Siebe den Vereiniguugsfertrag f. 1566. P. 17. 
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bargschen Jeder derselben wurde von einem ans 
den Eingeborenen (Indigenae) gewählten Senator ver- 
waltet ("). Diese Senatoren und besondere auf den 
Konventen gewählte Livländischc Deputirtc (Nuntii) 
hatten das Recht, auf den Litthauischen und dann den 
Polnischen Reichstagen zu erscheinen. Sic nahmen mit 
den Lilthauischen Senatoren und Nuntien an allen all- 
gemeinen Verhandlungen Theil, und insbesondere soll- * 
te nichts ohne ihr Wissen in Bezug auf Livländischc 
Angelegenheiten bestimmt werden (***). (Siehe die Ue- 
bersicht der allmählichen Feststellung des Ständerechts 
im Ostseegebiete.) 

Die erste Instanz in bürgerlichen und peinlichen 
Rechtssachen bildete in jedem Kreise das Landgericht 
(Judicium terrcslre), welches aus drei Richtern und 
zwei Beisitzern aus dem Adel und einem Notar be- 
stand (****). Aus den Landgerichten gingen die Sachen 
durch Appellation in das sogenannte Senatorengericht, 
d. h. in die oberste Instanz, bestehend aus den vier Kreis- 
senatoren unter Vorsitz des Administrators ( ). In 
dieser Instanz wurden die Sachen allendlich entschie- 
den und eine weitere Appellation war nicht gestattet. 

II. Veränderungen, die im Jahr 4582 eintraten. 

Als im Jahr 1582 das bisher in den Händen des Zaren 
Johann IV gewesene Stift Dorpat wieder mit den andern 
Landcstheilen vereint ward, unterlag Einrichtung und 
Verwaltungswcise Livlands wichtigen Abänderungen 
durch die sogenannten Livländischen Konstitutionen 



(•) Ebendaselbst, P. 9. 
(•*) Ebendaselbst, P.ftand 10. 
(•") Ebendaselbst, P. 5. 
(••••) Ebendaselbst, P.tt. 
( ) Ebendaselbst, P. 12 und 13. 



- 

Digitized by Google 



3t 

oder ReichstagsbescblQsse über Livland (Constitutiones 
Livonice). 

Das Amt des Statthalters blieb bcsthehen; ausserdem 
aber wurde ein vom Könige selbst ernannter Provin- 
zial- Schatzmeister (Qusestor Provincialis) eingesetzt, zur 
Erhebung der Abgaben und anderen Staatseinkünfte 
in Livland (*). Ganz Li?land ward in drei President* 
schaden (Prosidiatus) getheilt, die Wendensche, Dorpt- 
sehe und Pernausche. Diese zerfielen wieder in Haupt- 
mannschaften (Capitaneatus), bestehend aus einer Stadt 
oder einem befestigten Schlosse und dem dazu gehöri- 
gen Bezirke. Jede Presidentschaft ward von einem 
Presidenten (Präses) verwaltet, der die polizeiliche, 
ausübende und richterliche Gewalt vereinigte, letztere 
aber bloss in geringfügigem Sachen. Unter seiner Auf- 
sicht standen die Staroste (Capitanei), welche in den 
Städten und Schlössern befehligten. Sie wurden vom 
Könige selbst angestellt, und zu ihrem Unterhalt, so wie 
zur Instandhaltung der ihnen anvertrauten Festungen, 
waren besondere Güter, sogenannte Staroste ien ^Capi- 
tanealia) bestimmt. Inden Hauptmannschaften befanden 
sich Subkollektoren unter dem Oberbefehl des Provin- 
zial-Schatzmeisters. 

Die erste Instanz für Rechtssachen bildeten wie frü- 
her die Landgerichte, zu einem in jeder President^ 
schaft, allein in abgeänderter Gestalt, Jedes Gericht 
bestand 1) aus einem vom Könige, aus vier vom Adel 
jeder Presidentschaft vorgestellten Kandidaten, ernann- 
ten Richter; 2) aus sechs vom Könige, aus zwölf auf 
gleiche Weise vorgestellten Kandidaten, bestätigten Bei- 
sitzern; 3) aus einem Notar (Tabellio), der aus vier vom 
Adel vorgeschlagenen Kandidaten ernannt wurde. Aus- 



(*) Gesetze des Königs Stephan Bathory f. I58i, P. 14; allgemein« 
Geielzsamnilunf , Volumiaa legum II, p. 1041. 



serdem war in jeder Präsidentschaft ein vom Krtnig^e 
angestellter Unterkämmerer (Subcamcrarius, Podko- 
morii). Seinem Gerichte unterlagen alle Grenzsachen 
in Betreff adliger Güter. Von den Entscheidungen der 
Landgerichte und der Unterkämmerer ging die Appel- 
lation an den Gerichtskonvent (Gonventus judicialis\ 
welcher, unter Vorsitz des Administrators oder eines 
königlichen Kommissars, aus dem Bischoffe von Wenden, 
den dreien Kreispresidenten, dem Starost von Wenden, 
dem Provinzial-Schatzmeister, den drei Unterkämme- 
rern, zweien Deputirten der Stadt Riga und zu einem 
aus den Städten Dorpat, Pernau und Wenden bestand. 
Der Sekretair oder Notar des Wendenschen Landge- 
richts war Schriftführer des Gerichtskonvents. Dieser 
sass nicht beständig, sondern versammelte sich zweimal 
jährlich, im Mai und September, in Wenden. Er ent- 
schied in allen Sachen aliendlich, ausser in Sachen we- 
gen des Erbrechts in adeligen Gütern, welche unmittel- 
bar in das Königliche Gericht in Warschau gelangten. 
♦ 

III. Veränderungen seit dem Jahre 4598. 

Im Jahre 1598 wurden von Sigismund III die Pre- 
sidentschaflen in Woiewodschaften umbenannt (Pala- 
tinatus), wie solche in Polen bestanden (*), woher denn 
auch die Presidenten durch Woiewoden (Palatini) er- 
setzt wurden. Ihre Amtsgewalt und die Grenzen ihrer 
Befugnisse waren dieselben, wie in den übrigen Theilen 
des Polnischen Reiches. Seit 1598 befand sich in jeder 
Woiewodschaft ein Kastellan, welcher den Befehl 
über die Landesbewaflhung (den Rossdienst) derselben 
führte. Die Kastellane sassen als hohe Staatsbeamte zu- 
gleich mit den Woiewoden auf dem Polnischen Reichs- 
tage. 

{•) Ordination für LivUnd 159» (Volumiu* legum II p. im*. 
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An die Stelle des Gerichtskonvents ward im Jahre 
1600 ein oberstes Tribunal in Wenden errichtet, nach 
Polnischem Muster. Der Statthalter ward zum Presi- 
denten bestimmt und ihm fünfzehn von dem Adel nach 
Woiewodschaften gewählte Beisitzer zugesellt. In dem 
Tribunale sollten alle Sachen allendlich entschieden wer- 
den, mit Ausnahme derer, wo es sich um geistliches 
Eigenthum, die grossen Städte und Streitigkeiten zwi- 
schen adligen und königlichen Gütern bandelte. Diese 
konnten durch Appellation ans königliche Gericht in 
Warschau gebracht werden. Uebrigens war die Errich- 
tung des Tribunals nur als eine zeitweilige Massregel 
bis zum bevorstehenden Reichstage angeordnet, und 
ward auch, wegen der Kriegsverhältnisse und wegen 
der Besetzung eines grossen Theils yon Livland durch 
die Schweden, nie vollständig in Ausführung gebracht.— 
In Riga, Pernau, Dorpat, Wenden und Dünaburg gab 
es Schlossgerichte (Capitanealia sive castrensia judicia). 
Sie waren in den betreuenden Festungen die erste 
Instanz und hatten auch Kriminaljurisdiktion (*), so 
wie die Polizeiverwaltung, die Aufsicht über die Do- 
mainen u. s. w. 

ZWEITER A&äCHNlTf. 

Verfassung der Landesbehoerden Livlands zur Zeit 
der Schwedischen Herrschaft. 
(1629—1710). 

L Vemaltungseinrichtungen ( General gouverneuf, 
Gouverneur, Rath des General goiwerneurs ). 

Die oberste Verwaltung Livlands (und zugleich auch 
Esthlands) war einem Generalgouverneur anvertraut, 

(*) Vergleiche die oben angeführte Ordination t. 1598, so *ie Bud- 
denbrook: Sammlung der Geselle, welche das heutige LivländUeho 
I »ndrcchl enttialleu, II, p. 81. 

3 
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der umittelbar vom Könige ernannt wurde and ge- 
wöhnlich seinen Sitz in Riga hatte (*). Er stand sowohl 
der Civil-als der Kriegsverwaltung in diesem Gebtete 
vor. In Betreff der Rechtsverwaltung war er nur Aufsicht 
über den Gang des Rechtswesens und die Ausführung 
der Urtheile des Hofgerichts verpflichtet (**). Seiner 
Vorsorge war auch die im Jahr 1632 in Dorpat errich- 
tete Universität übergeben, so wie alle Schulen und 
wohllhätigen Anstalten (*'*). Ausserdem war das Postwe- 
sen ihm untergeordnet und beaufsichtigte er die gehö- 
rige Bezahlung der Auflagen und Abgaben, die Instand- 
haltung der Wege und Brücken. Im Allgemeinen war 
es seine Pflicht, alle Vorzugs-und Hoheitsrechte der 
Krone in Obacht zu haben, ohne jedoch die wohler- 
worbenen Rechte und Privilegien des Adels und der 
Städte zu beeinträchtigen. 

Unter dem Gcneralgouverneur standen zwei Gouver- 
neure, der Esthländische und der Li\ kindische oder 
Rigasche. Letzterer vertrat, bei Abwewcsenheit des 
Gencralgouverneurs, dessen Stelle und halte insbeson- 
dere die Stadt Riga zu verwalten. 

Als in Livland im Jahre 1643 wieder nach aller Wei* 
se ein von der Ritterschaft erwählter Landesrath einge- 
richtet wurde, ward bestimmt, dass die Landräthe in 
allen Angelegenheiten dem Generalgouverneur an die 
Hand gehen sollten (****). Später wurden ausserdem 
noch dem Generalgouverneur besondere Käthe (Assi- 

(*) Instruktion für den Lirlandischen Generalgouterneur Y. 80 Aug. 
1615 p. 4 und 27. Anmerkung. Alle In diesem Abschnitte ange- 
führten Gesetze finden lieh in der Buddenbrockschon Sammlung. 

(**) Instruktion P. 8; Resolution der Regenlin Hedwig Eleonore auf 
die Tom Dorpischen Hofgerichte rorgeleglen Punkte, t. IT Augusl 

im. 

(* **) Instruktion P. 7.-Ffir das Weitere: die Punkte 18—18. 
<••**) Resolution f. 4 Juli 1643 P. 1. 
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slenzräthc, in der Folge: Regierungsrälhc) zugeordnet, 
welche in allen Ycrwaltungsangelegenbeiteii seinen 
Rath bildeten, ohne indessen hierdurch die Mitwirkung 
der Landräthe auszuschließen (*). 

; //. Gerichtsverfassung ( Landgerichte, Hofgericht, 

Waisengerichte) . 

Für Rechtssachen bildeten die erste Instanz die 
Landgerichte, welche ihre erste (neue) Einrichtung im 
Jahr 1630 ("), die schliessliche im Jahr 1632 erhiel- 
ten (***). Nach Inhalt der Verordnung vom 1 Februar 
1632, gab es in Livland fünf Landgerichte (in Riga, 
Wenden, Pernau, Dorpat und Kokenhusen). von denen 
jedes aus einem Vorsitzenden Landrichter, zwei Bei- 
sitzern und einem Notar bestand (****), und jährlich 
zweimal Gerichtshegungcn hatte. Vor die Landgerichte 
gehörten in erster Instanz die bürgerlichen und peinli- 
chen Rechtssachen aller im betreffenden Kreise leben- 
den Personen, mit Ausnahme der unmittelbar ans Hof- 
gerichi gehenden Sachen, so wie der schweren peinli- 
chen Prozesse gegen Edelleute, welche nach Schwedi- 
schem Muster, nach vorgängigem Anklagevcrfahren 
im Landgerichte, zum Schlussyerfahren und Urthcü 
ans Hofgericht kamen (*****)• In der Folge ward Liv- 
land in vier Kreise gctheilt, mit einem Landgerichte 
in jedem derselben ("•*"). Durch Karl XI erhielten 



(•) Vergleiche die Resolution t. 14 November 1650 P. S. 
(•*) Landgericht »-Ordlnam t. 30 Mai 1630. 
{'*•) Landgeriehts-Ordlnaai 1 Febr. 1632. 
{••••) Ebendaselbst SS. Durch Resolution t. f April 167S wird der 
LlTlandischen Ritterschaft gestattet, bei eintretender Vakana Immer 
zuei Kandidaten vorzuschlagen. 
!*•***) Landgerlchts-Ordinani 163«, SS 9, 4, S,S5. 
(••**••) Vorschrift des Generalgouverneurs 4 October 1691. 



36 



im Jahr 1694 die Landgerichte auch noch die Aufsicht 
über innere Ordnung und Polizei ('). 

Aus den Landgerichten gelangten die Sachen ans Dorpi- 
sche Hofgericht, welches aus einem Presidenten, einein 
Vicepresidenlen, sechs Assessoren aus dem Adel (in deren 
Zahl durch die Resolution y. 17 Aug. 1648 auch für jeden 
Kreis ein Landrath e inbegriffen war) und sechs Nich- 
tadligen, die sich des Rechlsstudiums befleissigt hatten, 
bestand. Die Anstellung und Bestätigung aller Glieder 
war dem Generalgouverneur vorbehalten, Jedoch so, 
dass für die Vakanzen, welche in den Aemtern der As- 
sessoren eintraten, diese selbst den Nachfolger ernann- 
ten und zur Bestätigung vorstellten* Zur Besetzung der 
Stellen, ausser denen der Assessoren aus den Landra- 
then und wohl im Allgemeinen aus dem Adel, wurden 
ohne Unterschied Schweden, Livländer und Deutsche 
zugelassen. Das Hofgericht versammelte sich im vollen 
Bestände seiner Glieder zweimal im Jahre zur Abma- 
chung der eingegangenen Rechtssachen ("). — Gegen- 
stände der Amtskompetenz d?s Hofgerichts waren: 1) 
Jn erster Instanz: Sachen wegen Erbschaften, Testamen- 
ten und Landtheilungen; wegen adliger Guter (***); 
wegen Rechte und Forderungen des Schatzes; wegen 
von Edclleuten begangener schwerer Verbrechen (**"). 
2) In zweiter Instanz: Appellationen in bürgerliehen 
und peinlichen Sachen aus den Landgerichten ( ) 
und den städtischen Magistraten, ausser dem Riga- 



(•) Resolution r. SO December 1694 P. 20. 
(••) Horgericbts Ordinani t. 6 Sept. 1630, 88 2, 3. 
(•*•) Landgericbta-Ordfnans, t. 20 Mai 1690, 8 8. 
(•*••) Ebendaselbst. Hofg.-Ordin. 6 September 1680, S SO. Landg.- 
Ordin., T. 1 Febr. 1032,8 25. 
( ) Uofg.-Ordin. 6 September 1630, 8 20. 
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sehen (*). Das Hofgericht entschied die Prozesssachcn 
allendlich. Wenn eine Sache an den König zur Re- 
vision gelangen sollte, so musste die sich verkürzt 
haltende Partei einen Revisionsschilling von 200 Thaler 
eintragen (**). 

Die im Jahre 1648 in Vormundschaftssachen einge- 
richteten Waisenbehörden wurden durch die Resoluti- 
on vom 20 December 1694 aufgehoben, ihre Geschäfte 
aber den Landgerichten übergeben (***). 

Zur Aufsicht über die Geschäftsführung in den Ge- 
richts-und Polizeibehörden war in jedem Kreise ein 
besonderer Beamte, unter dem Titel Fiskal, angestellt. 
Diese Beamten , welche zugleich im Wege der öffentli- 
chen Anklage gegen Verbrecher zu verfahren hatten, 
erhielten besondere Instruktionen, von denen die v. 23 
Aug. 1630 die bekannteste ist. 

///. Verfassung der Landespoltzei ( Schlossgerichte, 
Ordnungsgerichte, Kreisvögte). 

Zu Anfang der Schwedischen Herrschaft verblieb 
die Landespolizei und die Jurisdiktion in geringfügigen 
Kriminalsachen wie früher den Schlossgerichten (****). 
Allein sie verloren Letztere ganz durch die Organisa- 
tion der Landgerichte; überdies wurden schon 1631 
zwei von ihnen, das Wendensche und das Dünaburg- 
sehe Schlossgericht, aufgehoben, was in der Folge auch 
mit den übrigen auf Vorstellung der Ritterschaft ge- 
schähe****), nachdem sie nur noch zur Exeauirung von 
Urtheilen gebraucht und zum Theil mit einer Aufsicht 

;C) Resolution auf die vom Hofgerichte Torgestellten Punkte r. IT 
Augu»i 1667. 

(") Resolution r. 6 August 1634, P. 4. 
(•••) Resolution r. SO December 1694, P. 17. 
(♦••*) Buddenbrook II, P. 81. 
(*♦*•*) Buddenbrook II, P. IIS. Anmerkung S8. 
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yber <Iie Domainen beauftragt gewesen waren. Am 
längsten erhielt sich das Bigasche Schloss-oder Burg- 
fericht, dessen Eingrifft) in die Kriminal]^ Lotion 
noch 1$78 zur^echt gestellt werden mussten (*) und 
das erst am Ende des XVII Jahrhunderts aufgehoben, 
wurde* 

Die Geschäfte ihres Wirkungskreises gingen, mit 
Ausnahme der peinlichen Sachen« an die Orduungs^c- 
richte über, die aus einem Ordnungsrichter mH zwei 
Adjunkten hestanden, welche durch Wahl des Adels 
und mit Bestätigung des Qeneralgotuverneurs immer 
auf zwei Jahre angestellt wurden. Ihre Verpflkbtun- 
gen bestanden: in Aufrechthaltung der ©IT* etlichen 
Buhe und Ordnung, in Ausführung der gerichtlichen 
Urlheile, in Entscheidung geringfügiger Sachen, bei 
summarischem Prozesse (**). Im Jahre 1604 wurden 
sie aufgehoben, und ihr Wirkungskreis zum Theil den 
Landgerichten (•"), zum Theil den Krcisvögtcn über* 
tragen ( }. 

WITHÄ SCHMITT. 

Verfassung de* LanbesbehOrden. Liyunus seit de* 
ktiT per Vereinigung mit Bussca\p. 

(1710—1845.) 
0er durch den Nysttdlischeu Frieden 1721 erst be- 
endigte grosse nordische Krieg dauerte noch fort, als 
das Ostseegebiet bereits durch die Kapitulationen und 
Akkordpunkte des Jahres 1710 unter die gotmässigkeU 
Russlands getreten war. Nachdem anfangs Esüüand und 

Livland unter einer Verwaltung gestanden, befahl Peter 

— — — — — . , ,. . — . — , — 

C) Resolution 10 Hai 16TS P. 13. 
(•*} Verordnung SS Sept. 1671, V, S f. 
(*") Resolution r. 20 ©ecenAer IGOi, P. SO. 
«•'••) Ebendaselbst.- Instruktion für die KrehTÖjte vom SO Oktober 
IG05, 
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der Grosse durch die Ukasen v. 28 Juli 1713 (2703), 
14 Oktober 1713 (2723) und 26 Juni 1714 (2831) das 
Rigas che Gouvernement abgesondert einzurichten, von 
demselben Reval, Dorpat und die angrenzenden Ge- 
genden (d. h.Esthland) abscheidend, weil dieselben auch 
früher nicht Riga untergeordnet gewesen. Im Jahre 
1719 am 29 Mai (3380), bei Abänderung der früheren 
Eintheilung Russlands in acht Gouvernements in zehne, 
findet man auch ein Rigasches Gouvernement aus zwei 
Provinzen bestehend: Livland und Smolensk, welche 
jedoch, wie es im Ukase heisst, jede für sich bleiben 
sollten. Die Livlandische Provinz wurde gebildet aus 
vier Kreisen: dem Rigaschen, Pernauschen, Wenden- 
schen und Oeseischen (*). Im Jahr 1722 am 11 Mai 
(4004) wurde der Dorptsche Kreis vom Revalschen 
Gouvernement abgeschieden und mit dem Rigaschen 
verbunden, wodurch die Zahl der Kreise bis fünf ver- 
mehrt wurde.— Die Gouvernementsvcrwaltung Livlands 
beruhte auf der allgemeinen Grundlage (**), nur war 
es der dortigen Oberbehörde zur Pflicht gemacht, bei 
der Verwaltung sich nach den örtlichen Gesetzen und 
Privilegien zu richten ( ### ) % Die Gerichts-und Polizei- 
verfassung Livlands (Hofgericht, Landgerichte, Ord- 
nungsgerichte) wurden zum Theil bei ihrer vorgefun- 
denen Einrichtung belassen, zum Theil nach ihrem Be- 
stände vor 1694 wiederhergestellt, überhaupt keine 
Veränderung von Seiten der Russischen Regierung vor- 



(*) Die Prorini Smolensk bestand aus fünf KrcUen: Smolensk, Do- 
rogobusch, Belsk, Roslawl uud Wasma. 

(**) Instruktion odor Befehl an die Woiewoden vom Januar 1719 
(33U4). In der Folge ward, am SS Mai desselben Jahres (3381), die In- 
ilrnktion für die Woiewoden an alle Gouverneure als Richtschnur bei 
der Verwaltung gesandt. 

(**») 17» Febr. »4 (5017) F. 5 und Man IS (503S) P. 4. 
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genommen Nur traten mit Wiederherstellung des 
Landesslaats und der Rechte der, von der Polnischen, 
wie von der Schwedischen Regierung so schwer be- 
drückten, Lh ländischen Ritterschaft allmUhlig dahin 
Abänderungen ein, dass die sammtlichen Richterstellen 
wieder, ebenso wie in Esthland, von der Ritterschaft 
ausschliesslich aus ihrer Mitte besetzt wurden (**), nach* 
dem das Recht der Ritterschaft, zu den Richterposten 
im Lande Kandidaten zu erwählen, mehrfach aner- 
kannt worden f"). Das Hofgericht wurde in Bezie- 
hung auf Revision dem neuerrichteten Juslizkollegium 
Liv- und Esthlündischer Sachen (****) untergeordnet. 
Letzteres wurde inTjahr 1737 dem Dirigirenden Senate 
untergeordnet ( ), und erhielt seine allendliche Ge- 
stalt im Jahr 1738 durch Vereinigung mit dem Kammer- 
komptoir der Liv- und Esthländischen Sachen (****"). 

Am 7 November 1775 (14392) ward die allgemeine 
Gouvernementsverordnung erlassen; sie wurde allmäh- 
lich auch in den nach besondern Rechten bestehenden 
Gouvernements eingeführt. Am 3 Juli 1783 (15775) ward 

befohlen, sie auch im Rigaschen Gouvernement in Aus« 
— — . 

(*) 17*6 Mal 31 (489|). 

(•*) Vergl. Befehl des Dirigirenden SenaU an den Gener algouverneur 
J,ae*y 9 Januar 1739, Resolution 19 Decb. 1740. 

(***) Vergl. die Resolution des Reichsjuslizkollagiums der Litvund 
Eslhlandischen Sachen v. SO Januar 1739 auf den Streit der Ritterschaft 
mit dem Hofgerichte, welches sich das Recht zueignete bei eintretenden 
Vakanzen zu den Laiidgerichtsaemtern zu ernennen oder doch Kandida- 
ten zu denselben vorzustellen, wobei es wenig darauf Rücksicht genom- 
men hatte, ob die tou ihm Erwählten zur Ritterschaft gehörten oder 
nicht. 

(•*••) Dieses von Peter dem Grossen 1718 gegründet« Kollegium 
stand, vom IS Dec. 1763 (11991) bis zum 20 Febr. 1811 (15000), auch den 
Finnlandischen Angelegenheiten Tor, und führte daher in dieser ganzen 
Zeit auch den Titel: für die Finnlandischen Sachen. 

(—••) 1737 September 19 (7383). 

( ) 1739 November 93 (7937). 
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fuhrung zu bringen, wobei dasselbe in neun Kreise, 
den Rigaschcn, Wendenschon, Walkschen, Wolmar- 
schen, Pcrnauschen, Fellinschen, Dorptsc hon, Werro- 
achen und Oeseischen oder Arensburgschcn getheiit 
wurde (*). 

Im Jahre 1796 am 28 November (17584) ward be- 
fohlen: In Livland und Esthland, bei Belassung der Gou- 
vernementsregierung Tür die Civil Verwaltung und des 
Kameralhofs mit, der Rcntci für die Einnahme der Ab- 
gabcn,dic Revision dor Rechnungen und im Allgemeinen 
die Kameralsachen alle diejenigen Behörden wieder 
herzustellen, welche nach den früheren dortigen Rechten 
und Privilegien wie im Gouvernement so in den Krei- 
sen bestanden hatten, und in dieselben die Glieder nach 
dem ausdrücklichen Inhalte erwähnter Privilegien zu 
wühlen; von diesen wiederhergestellten Behörden haben 
das Liviandisehe Hofgericht und das Eslhlündischc 
Oberlandgericht unter Appellation Unseres Senats zu 
stehen; es soll nur Gouvernements-Prokureure geben. 

Am 9 September 1801 (20004) wurden alle drei 
Ostseegouvernements, Livland, Esthland und Kurland, 
unter dem Oberbefehle eines Gcneralgouverneurs ver- 
einigt. 

(') 17SS November 15 (15881), 17S4 December S (16100). Vergleich« 
1783 November 14 (15873); 1784 April 5 (15979). 

(**) Am 85 Decb. 1799 (19230] ward in Bestätigung desten, ein be- 
sonderer Ukas erlassen, in welchem es heisst: Da aber bei der Wieder- 
herstellung durch Uns der früheren Rechte und Privilegien wie in 
Klein Kussland, »o auch in den andern Gouvernements, die Gouverne- 
ments -wie die Kamcral-Verwaltung auf Grundlage der allgemeinen 
Reichsverordnung belassen worden, so ist auch in obbesagtem und an- 
deren ähnlichen Fällen in Beziehung auf die Gouvernements- Verwal- 
tung und Obrigkeit gleichfalls in den Gouvernements mit eigenen Rech- 
ten nach der allgemeinen Reiebaverordoung über Verwaltung der Gou- 
vernement» ZU verfahren. 
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Am 24 Oktober 1817 (27106) wurde, bei Errichtung 
des Ministeriums der geistlichen Angelegenheiten und 
des Volksunlerrichts, das Justizkollegium der Inlän- 
dischen und Esthländischcn Angelegenheiten demselben 
in Konsistorialsachen untergeordnet. Am 28 December 
1832 (586G) aber, wurde dieses Kollegium ganz aufge- 
hoben, weil dasselbe, nach vielfachen Veränderungen 
in seinem Geschäftsumfange und der Abtrennung des 
grössten Thcils seiner Amtsbefugnissc im Laufe der 
Zeit, jetzt nicht mehr dem Zwecke seiner Gründung 
entsprach. Zugleich wurde festgestellt: 1) das Verfahren 
in Rechtssachen, welche sich auf das Evangelisch-Lu- 
therische Glaubensbekenntniss beziehen, dem neu errich- 
teten Evangelisch-Lutherischen Generalkonsistorium zu 
ubergeben; 2) in den aus den Magistraten von Riga und 
Reval in das Justizkollegium sonst gelangten Sachen 
diese Magistrate unmittelbar dem Senate unterzuord- 
nen, aus dem Narvaschen Magistrale aber die Appella- 
tion ans Esthlandische Oberlandgericht zu nehmen. 

Das Hofgericht erhielt im Jahre 1834 ein? neue Ein- 
richtung. Auf Bitte des Livlitndischen Adels ward be- 
fohlen: 1) Das Livlandische Hofgericht solle aus einem 
Presidenten, einem Viceprcsidenten, zweien Landrathen, 
zweien Rathen und zweien Assessoren bestehen. 2) Die 
Wahl des Presidenten, des Viceprcsidenten, zweier Glie- 
der aus dcnLandräthcn und zweier Assesoren sei, immer 
auf sechs Jahre, in Grundlage der Verordnung über 
Adelswahlen vom 6 December 1832, zu veranstalten (*). 

Für Bauersachen wurden im Jahre 1819, ausser ei- 
ner besonderen Abtheilung für dieselben beim Hofge- 
richte, Gemeinde, Kirchspiels-und Kreisgericbte einge- 
richtet, in Grundlage der Bauerverordnung. 

(*) 183* Nor. 1t (7539). 
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ZWEITES KAPITEL. 

Verfassung der Stadlbehörden in Livland seit 

dem Jahre 4 561 . 

erster abschnitt. 

Behördexvehfassurg der Stadt Riga. 

J. Die Zeit der Polnischen und der Schwedischen Herr- 
schaft (15G2— 1710). 

Die oberste Verwaltung der Stadt war, nach altem 
Herkommen, in den Händen des Raths. Derselbe be- 
stand wie früher aus vier Burgermeistern und 16 Raths- 
herren, die ihr Amt lebenslänglich verwalteten. Die Be- 
setzung der eintretenden Vakanzen stand dem Ralhe 
selbst eben so zu, wie die Besetzung aller städtischen 
Aemter (*). 

Als Belohnung für die bei der Belagerung durch die 
Polen 1660 von den Bürgern bewiesene Tapferkeit, 
ertheiltc die Regentin Hedwig Eleonore dem Bigaschen 
Ralhe, in seiner Gesammtheit und jedem Gliedc dessel- 
ben insbesondere, die Adelswürde mit allen damit ver- 
bundenen Rechten (**)• 

In bürgerlichen Rechtssachen unterlagen die Raths- 
urtheile weder der Appellation noch der Revision, son- 
dern kamen unmiUelbar in Ausführung f"). Spä- 
ter jedoch wurden sie der Revision des königlichen 
Hofgerichts in Stokholm unterworfen (*"*). In pein- 
lichen Rechtssachen war die Appellation an den König 

{*) Corpus priTilegiorum Stephaneum r. U Januar 158t, 8 8. — 
Urkunde GusUt Adolph*! 85 September 1681. 

(•♦) Urkunde der Regcnlin Hedwig Eleonore t. 83 Notenaber 1660. 

(*♦•) Rigasehe Statuten. Buch II, Kap. XXXI, 8 5. Resolution 18 
April 1667. 

(••••) Abgeänderte Artikel der Statuten Kap. XXXI, 8 I. 



nur in den Fällen gestattet, wo der Angeklagte zum 
Verlust der Ehre, des guten Namens oder mehr als der 
Hälfte seines Eigenthums verurtheilt war (').— Der 
Rath war berechtigt, nach altem Herkommen, die 
städtischen Gesetze, Statuten, Willkühren u. s. w. zu 
verandern, zu vermehren und zu verbessern, so wie 
Instruktionen in Bezug auf den Handel zu erlassen und 
Verordnungen über Beaufsichtigung von Handel und 
Gewerbe zu treuen (**). Auch in Grundlage der allge- 
meinen Handwerksordnung vom 1 März 1669 stand 
dem Rathe die Aufsicht über die Handwerkszünfle zu, 
und das Recht für sie neue Schrägen zu verfassen, so 
wie die bestehenden abzuändern und zu vervollständi- 
gen (***). Im Falle der Unzufriedenheit der Zünfte 
über die ihnen crtheilten Schrägen, konnten sie den 
Generalgouverneur um Aufhebung derselben bitten , 
nötigenfalls sich an die oberste Staatsregierung wen- 
den. 

Die Jurisdiktionsrechte des Raths über die Stadt und 
das Patrimonialgcbict blieben unverändert ("*'). Alle 
von Livlandischen und von andern Edelleuten inner- 
halb des Stadtgebiets begangene Verbrechen oder da- 
selbst mit Stadtbürgern und andern Personen einge- 
gangene Verbindlichkeiten sollten von dem Burggrafen 
von Riga gerichtet werden (*****), weichender König aus 
den Bürgermeistern wählte ( ). Ihm waren Beisitzer, 
die aus dem Rathe vom Könige ernannt wurden, für 
bürgerliche Rechtssachen beigegeben; in peinlichen Sa- 



Cl Urkunde GuiUt Adolphs t. 15 Sept. 1681 S 7. 
(••) PrlT. Steph. t. 1581, 8 1; Urkunde t. ICH, 18 38 a. 45. 
(***) Resolution ▼. 13 April 1681. 
(•*••) Urkunde v. 1681, 8 4. 
(••••*) Prit. Steph. 1. 1581, 8 8. 
(••••••) Urkunde t. 1681,818. 
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chen urthcilte der Burggraf, seit 1662 wenigstens) mit 
dem gesammten Rathe unter Assistenz des königlichen 
Generalgouverneurs und zweier Offiziere vom Adel (*). 
Die Appellation von diesem Gerichte war in der Polni- 
schen Zeit nur an den König, in Schwedischer aber 
ans Stockholmer Hofgericht gestattet, als der höchsten 
Gerichtsinstanz im Reiche. Ausser den Verpflichtungen 
als President des Burggrafengerichts, hatte der Burg- 
graf zugleich mit dem Rathe die Polizeigewalt in 
der Stadt und ihrem Patrimonialgebiete, war bei allen 
Verhandlungen und Gerichtssitzungen des Raths zuge- 
gen, sab auf regelmässigen und schleunigen Gang der 
Sachen und insbesondere auch auf Erhaltung der Ho- 
heitsrechte. Im Falle eines von ihm bemerkten Miss- 
brauchs, war der Burggraf verpflichtet unverzüglich 
darüber dem Generalgouverneur, zur Ergreifung der 
nöthigen Massregeln, Anzeige zu machen (**). 

Die Zahl und die Amtsbefugniss der dem Ri ga- 
schen Rathe untergeordneten städtischen Niedergerichte 
unterlagen mancherlei, jedoch im Wesen unbedeuten- 
den, Abänderungen. Diese Gerichte waren ausschliess- 
lich mit Gliedern des Raths besetzt, und die Verkei- 
lung der Stellen in denselben ward alljährlich vom 
Rathe in voller Versammlung vorgenommen. Einige der 
Niedergerichte erhielten, eben so wie die gleichfalls 
dem Magistrate untergeordneten städtischen Verwal- 
tungen, vom Rathe Instruktionen, bei andern waren die 
Gegenstände der Amtstätigkeit und Amtsgewalt durch 
Gewohnheit festgestellt. 

//. Seit der Vereinigung mit Russland. 
(1710—1845). 

Beim Eintritte selbst der Stadt Riga in die Russische 
Botmässigkeit ward das Burggrafengericht, auf Bitte 

(•) Resolution r. 31 Octobrr 1663, P. S. 
(••) Resolution t. 31 Oktober 166*, P. 1-9. 
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des Livlflndischen Adels, aufgehoben und auch nicht 
wiederhergestellt, trotz mehrmaliger Vorstellungen des 
Raths (*). Der Rath behielt seine alte Verfassung. In 
Rechtssachen wurde er zuerst dem Hauptmagistrate, 
darauf seit 1739 dem Justizkollegium der Liv-und 
Esthländiscben Sachen untergeordnet. Für die Polizei- 
sachen ward im Jahr 1713 ein besonderer Rigascher 
Oberinspektor und President des Magistrats ernannt, 
welcher die Stadt unter Oberaufsicht der Gouverne- 
mentsobrigkeit verwaltete ("). Im Jahr 1739 ward die- 
ses Amt aufgehoben und dessen Refugnisse wurden 
zum Theil unmittelbar der Gouvernementsobrigkeit 
übertragen, zum Theil dem Rathe. Am 7 December 
1765 (12518) erhielten die Verwaltung des ZoUwesens 
und der stadtische Handel eine neue Verfassung durch 
Erlassung der Verordnung über den Rigascheu Han- 
del. 

Rei Einführung der allgemeinen Gouvernements Ver- 
ordnung am 3 Juli 1783 (15776), wurde in Riga ein 
Gouvernementsmagistrat eingerichtet; die übrige Ver- 
fassung der Stadt blieb unverändert. Im Jahre 1785 
aber am 30 December, wurde die Stadtverordnung 
ohne alle Abänderung eingeführt ( #,i ).Am 28 November 
1796 (17584) ward befohlen in Livland und Est hl and 
die früheren Behörden wieder herzustellen, die Gou- 
verncmentsmagistralc aufzuheben und die Stadlmagi- 
strate auf der früheren Grundlage nach den alten Pri- 
vilegien aufrecht zu erhalten. Im Jahre 1805 ward be- 
fohlen, bis zu allendlicher Durchsicht der Rigaschen 
Privilegien, die alten Einrichtungen der Stadt zeitwei- 



(♦) 17*5 December 11 (4817), 1728 September 11 (5131). 
(•*) 1718 Oktober 14 (1713 j. 
(*•*) 1785 December 30; 1787 Oclober 11 (18584;. 
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lig in Kraft zu belassen (*). Im Jahre 1832 wurde der 
Magistrat, der unter der Appellation ans Justizkollegi- 
um der Liv-und Esthländischen Sachen gestanden hatte, 
bei Aufhebung des Letzteren unmittelbar dem Dirigi- 
renden Senate untergeordnet (**). 

> 

zweiter abschnitt. 

Behörden Verfassung Dorpat's, Pernau's uhd der 
kle nen Städte Livlands. 

/. Die Zeit der Polnischen und der Sehwedischen 

Herrschaft. 

(1561—1710.) 

Alte Livländische Städte behielten in dieser Periode 
denen Rigas ähnliche Verfassungen und Einrichtun- 
gen, mit denen aus ihrer Grosse und Wichtigkeit not- 
wendig sich ergebenden Abänderungen und Einschrän- 
kungen, wie in Zusammensetzung der städtischen Be- 
hörden, so auch in den Amtsbefugnissen der städti- 
schen Gerichte. Als Grundlage der städtischen Einrich- 
tungen Dorpats diente insbesondere die Urkunde der 
Königin Christina v. 20 August 1646. 

//. Seit der Vereinigung Livlands mit Russland. 

Die Städte Dorpat und Pernau blieben bei ihren 
frühern Einrichtungen, nur ward das Polizeiwesen in 
Dorpat, auf Grundlage des Ukases v. 13 Juli 1805 
(21792), einem besondern Polizeimeistcr überge- 
ben ("*). Im Jahr 1817 wurde in Pernau die gleich- 

(*) Indessen wurde die Poliieivenraltung einige Jahre darauf ander! 
organisirt, und namentlich unter einen ron der Staatsregierung ernann- 
ten militairischen Poliseimeister gestellt. 

(•*) 183S December 18 (S866) P. t. 

(•**) Dasselbe geschah einige Jahre später (1811) in mehreren der klei- 
nen Städte Lirlands; jedoch war die neue Einrichtung in denselben 
nicht ron Bestand. 
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falls daselbst begründete Stelle eines Polizeimeisters 
aufgehoben, and dessen Verpflichtungen wieder dem 
Magistrate auferlegt (*). Die Städte Fellin, Woknav, 
Lemsal, Walk und Wenden erhielten am 4 Mai 
1766 (12636) eine besondere Polizeiordnung, im 
Grundlage welcher den Ortlichen Magistraten auch 
die Polizeigewalt zugetheilt wurde, weil— wie es im 
Uknse heisst— es unmöglich sei, dass Städte, in denen 
alle Gewerbe und Einrichtungen in den Willen der 
Einwohner gegeben seien, zu einem blühenden Zustan- 
de gelangen konnten, ohne eine Polizei und deren Ver- 
fassung. — Ausser diesen Städten ward dann noch eine 
neue, Wcrro, von der Kaiserin Katharina begründet, 
die eine den übrigen Livlandischen Städten ähnliche 
Verfassung erhielt. 



DRITTES KAPITEL. 

Behördenverfassung der Insel Oesel seil dem 

Jahre * SM. 

ERSTE ABTHEILUNG. 

Verfassung der Landesbehörden, 
/. Die Zeit der Dänischen Herrschaft ("). 
(1561—1645.) 
Die oberste Verwaltung der Insel war einem könig- 
lichen Statthalter anvertraut, der in Arensburg residirte 
und unmittelbar der königlichen Gewalt untergeord- 
net war. Ihm zur Seite stand der aus sechs von der Rit- 
terschaft gewählten Personen bestehende Landesrath 

(*) 1817 September 12 (27050} . 

(*•) Zwar war das Still Oesel anfangs dem Herzoge Magnus abgetre- 
ten worden, doch dauerte dessen Verwaltung nur wenige Jahre und 
zeichnete sich durch keine besondern Veränderungen in den Einrich- 
tungen de» Landes aus. 
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(LandrathskoIIcgium) f). Alle Rechtssachen kamen an 
das Oberkuidgericht, welches unter Vorsitz des Statthal- 
ters aus vier Landräthen und zweien Beisitzern bestand, 
zu deren Unterhalt vom Könige gewisse Grundstücke 
angewiesen waren« Von den Urtheilen dieses Gerichts 
konnte nur an den König appellirt werden. Die Exeki*- 
tiv- und Polizeisachen lagen dem Manngerichte ob, zu 
dem ein Mannrichter mit zwei Beisitzern gehörte. Bas- 
selbe hatte die Urt heile in Ausführung zu bringen, Zeu- 
gen zu verhören, in den Besitz einzuführen, die Gren- 
zen zu berichtigen u* s. w. 

17. Die Zeit der Schwedischen Herrschaft. 
(1645-1721.) 

Im Anfange beliess die Schwedische Regierung die 
Einrichtungen der Insel auf der alten Grundlage, darauf 
unterordnete sie die Insel Oese! dem Eslhlandischeö 
Gouverneur, ernannte aber später für dieselbe wieder 
einen eigenen Landeshauptmann (Landshövding). Das 
Oberlandgericht verblieb ebenfalls zuerst bei seiner 
früheren Verfassung, nur dass die Appellation von dem- 
selben ans Stockholmer Hofgericht gehen sollte (**). 
Zugleich ward neben ihm ein Burggericht errichtet 
mit Kriminaljurisdiktion, über dessen Bestand sich aber 
kaum weitere Nachweisungen finden, eben so wie über 
das Waisenrcricht (***). Das Manngerrcht blieb bis 
zum Ende des XVII Jahrhunderts bestehen. Schon bald 
nach Eintritt der Sehwedischen Herrschaft, beschwer- 
te die Ritterschaft in Oesel sich mehrmals darüber, 
dass im Dorpfschen Hofgerichte Appellation ton den 
Urtheilen des Oberland gerichtet angenommen worden, 

(•) Vergliche hierfür und das Folgende: Buxhäwden, Beitrage nie 
Geschichte der Proyinx Oesel, p. 28-1». 
(**) Resolution t. 31 Juli MW. 
I" •) Vergleiche Buihöwdeu p. SO, 63, 72. 
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konnte aber keine ausdrückliche Bestätigung des allen 
Rechts erhalten (*). Im Jahre 1695 am 11 Januar wur- 
den das Oberlandgericht, Manngericht u. s. w. aufgeho- 
ben, und dagegen ein Landgericht, wie in Livland, mit 
Appellation an das Dorptsche Hofgericht angeordnet (**). 
Durch den Gnadenbrief vom 30 Juni 1719 stellte zwar 
die Königin Ulrika Eleonora die ganze alte Verfassung 
und auch die alten Gerichtsbehörden wieder her, na- 
mentlich das Oberlandgericht und Manngericbt (***). 
Allein die Urkunde fiel in eine Zeit, wo die Insel Oese! 
bald darauf an Russland abgetreten wurde, so dass die- 
se Wiederherstellung der Gerichte nicht mehr in Aus- 
fuhrung kam. Das Landrathskollegium blieb dagegen 
bis ans Ende der Schwedischen Periode bestehen, nur 
dass seine Befugnisse sich immer mehr verringerten, 
bloss auf die Angelegenheiten der Ritterschaft sich be- 
schränkten. 

HL Seit der Zeit der Vereinigung mit Russland. 

(1721—1845.) 
Nach der Vereinigung mit Russland befand sich Oe- 
sel, welches zuerst den fünften Kreis des Rigaschen 
Gouyernements bildete, unter der Verwaltung des dor- 
tigen Gouverneurs. Allein am 2 Juli 1731 (5797) ward 
befohlen, die Insel Oesel solle nach Inhalt der frühern 
Privilegien und des Friedenstraktats (vonNystädt) eine 
besondere Provinz bilden, unter Verwaltung eines 
Landhövdings oder Landeshauptmanns, so wie dies bei 
der letzten Schwedischen Regierung war. Der Landes- 
hauptmann stand in allem, was sich auf Sicherung der 
öffentlichen Ordnung und nicht mf Oekonomie bezog, 

(*) Vergleiche die Imtruktion für die Deputirteu der Ritter» ch»fl f. 
IS Mai 1661 and die Resolution SS Aug. 1661. 
(") Vergleiche Baddenbrock II, p. 1346. 
{•••JBuxhSwdenp. 100. 
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unter dem Befehl des Renschen Gouverneurs (*). Die 
Verwallung der Kronguter, die Sammlung der Einkünf- 
te von denselben und die Vergebung derselben in Ar- 
rende, gehörte zur Befugnis« des Landeshauptmanns, 
unabhängig von der Ri gaschen Gouvernements-Kanzel- 
lei o. 

Im Jahre 1765 den 21 Februar (12333)wurde die In- 
sel Oesel neuerdings dem Rigaschen Gouvernement zu- 
gezählte"). Am 7 Juni 1774 (14154) wurde em beson- 
derer Statthalter der Provinz Oesel ernannt, dem zur 
Pflicht gemacht wurde, unter Aufsicht des Livländischen 
Gouverneurs der Verwallung der Krongüter vorzustehen 

und für die Sicherheit der öffentlichen Ordnung zu sor- 

• 

gen. Am 3 März 1783 (15678) ward befohlen, die Insel 
Oesel und die andern Inseln im Baltischen Meere, die 
zum Rigaschen und Revalschen Gouvernement gehören, 
als besondere Provinz zu errichten. Zugleich wurde ein 
eigener Kommandant (von der fünften oder sechsten 
Klasse) ernannt, zur Aufsicht über die öffentliche Ord- 
nung in der Provinz und über den Gang der Sachen in 
den Gerichtsbehörden, am 15 März desselben Jahres 
(15687) aber die Provinz in zwei Kreise gcthcilt. Als 
jedoch bald darauf die allgemeine Gouvernementsver- 
ordnung auch im Rigaschen Gouvernement eingeführt 
wurde, ward bestimmt, dass die Insel Oesel einen be- 
sonderen Kreis bilden sollte, während die übrigen 
Inseln nach dem Alten bei den Gouvernements zu ver- 
bleiben hätten, zu denen sie früher gebörlf***). Indessen 
sollte, trotz dieser Vereinigung mit Livland, die korpo- 
rative Verfassung und Verwaltung der Ritterschaft 
eine abgesonderte bleiben und nach ihrem früheren 

(♦) 1739 September 31 (im). 

(•') 1749 April 18(9684). 
(•••) 170« Mai 84 (13658). 
<*•*•) 1783 Juli 3 (15776). 
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Bestände erhalten werden, namentlich das Landraths- 
kollegium (*). Auf diese Weise bildet Oesel seit dem 
Jahre 1783 einen Kreis des Inländischen Gouverne- 
ments und heisst, in Grundlage des Ukases v. 3 De- 
cember 1784 (16100), der Arensburgische. 

Wie oben gesagt worden, war die Wiederherstel- 
lung der alten Gerichtsverfassung nicht vor dem Ny- 
städter Frieden zu Stande gekommen. Zu wiederholten 
Malen supplicirte die Oeseische Ritterschaft deshalb nun- 
mehr bei der Russischen Regierung ("). Obwohl aber 
im Allgemeinen ihre Privilegien und Rechte mehrfach 
bestätigt wurden, verblieb es doch bei der Gerichts- 
ve/fassung aus dem Ende der Schwedischen Periode, 
wozu nur noch ein Ordnungsgericht gekommen war» 
Dieses und das Landgericht waren auf dieselbe Weise 
eingerichtet, wie in Livland, und unterlagen auch den- 
selben Bestimmungen. Im Jahr 1783, bei Gelegenheit 
der Umgestaltung der Gerichtsbehörden in Riga, ward 
unter andern bestimmt, dass eines der Glieder des 
obersten Landgerichts von der Oeseischen Ritterschaft 
gewählt werden solle (*"). Im Jahre 1795 ward, eben 
so wie in Livland und Esthland, auch in Oesel die Ge- 
richtsverfassung nach ihrem alten Bestände vor 1783 
und gleichfalls das Landrathskollegium wiederherge- 
stellt. Im Jahre 1819 wurden auf der Insel Oesel, als 
Bauerbehörden, unter Revision eines besonderen De- 
partements beim Landrathskollegium, ein Kreisgericht 
und Kirchspielsgerichte angeordnet. Am 26 November 
1840(13991) ward die Oeseische Ritterschaft berechtigt, 
Kandidaten zur Besetzung der Stelle eines der Assesso- 
ren des Livländischen Hofgerichts zu »ählen, 

O Reskript des Rigaichen Generalgouverneors, Graten Browne, Tom 
19 September 1783. 
('*) Z. B. 17*5, 1740. Vergleiche Buxhocwden p. 119, 171. 
(*••) Reskript des Gen.-Gont. Grafen Browne 19 Sept. 17S3. 
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zweiter abschnitt. 

Behörden Verfassung der Stadt Arensburg. 

Arensburg, die einzige Stadt auf der Insel Oesel, 
erhielt seine Verfassung durch eine besondere Urkunde 
des Herzogs Magnus v. 8 Mai 1563, kraft welcher 
rieh die Borger in allen Sachen nach Rigaschem Rech- 
te zu halten hatten. 

Zur Zeit der Dänischen und darauf der Schwedi- 
schen Herrschaft wurde die, verhältnissmässig zur Gros- 
se der Stadt, der Rigaschen in Vielem ähnliche Gemein- 
deverfassung Arensburg's mehrfach yon den Däni- 
schen Regenten bestätigt (*). 

Der Arensburgsche Magistrat stand unter Appella- 
tion, anfangs ans Oeseische Oberlandgericht, später ans 
Liy ländische Hofgericht (**). Nach der Vereinigung Oe- 
seis mit Russland erhielt die Stadt Arensburg, zu- 
gleich mit den andern kleinen Städten Liylands, eine 
besondere Polizeiordnung, auf welcher ihre jetzige 
Verfassung beruht (***), nachdem im Jahr 1817 die, 
wenige Jahre vorher neugegründete, Stelle eines Poli- 
zeimeisters wieder aufgehoben und die Polizeiverwal- 
tung neuerdings dem Magistrate auferlegt worden ("**). 

(*J Urkunden der Dänischen Könige Fried rieh II 19 September 
1*74, Christian IV t. 88 Sept. 1596 und t8 Oktob. 1691; dar Schwedi- 
schen Monirehen Christin» r. IS. Ang . 1*46, Karl XI v. 16 Oktob. 167». 

(•*) Besolulion rom 10 April 169*. 

(••*)1766 Mai 4 (19636). 

(••*•) 181T September 19 (970*0). 



DRITTE ARTHEILUNG. 



UEBERSICHT DER ALLMAEHLICHEN ENTWICKE- 
LUIfO DER BEHOERDERVERFAMCIIO ESTHLAND • 

SEIT DEM JAHRE 1561. 



ERSTES KAPITEL. 

Verfassung der Landesbehörden Esthland 1 s seil 

dem Jahre 1 561 . 

erster abschnitt. 

Verfassung der Landesbehörden Esthlands zur Zbit 
der Schwedischen Herrschaft (1561 — 1710). 

/. Verwaltungseinrichtungen ( Gouverneur, Statthalter, 

VUegouvemewr). 
Das Herzogthum Esthland (*) wurde durch einen kö- 
niglichen Gouverneur verwaltet, der seinen Sitz in Rc- 
val hatte und hei Abwesenheit durch den Statthaher 
vertreten wurde (*'). Seit der Vereinigung Livlands 
mit dem Schwedischen Reiche (d. h. seit 1629), war 
der Esthlttndische Gouverneur dem Livländischen Ge- 
neralgouverncur untergeordnet. Indessen hatte er in 

(*) Nach Inhalt der Resolution König Jobann HI, rem 25 Aug. 1584, 
wurden die vier Kreise Barrien, Wierland, Jerwenund Wieck in da* eine 
Fürsteuthum Esthland vereinigt, welches spater üerzogthum benannt 
wurde (Vergleiche die Urkunde Sigismund'* v. 10 April 1594 und die 
seiner Nachfolger). Durch Resolution vom 7 Januar 1673 wurde Eslh» 
land, als ilteate Provinz des Schwedischen Reichs und wegen freiwilli- 
ger Cbernahme Schwedischer Herrschaft, tum Generalgouvernement 
erhoben. 

(•*) Vergleiche: Interims-Ordnung für die Maungerichte v.9 Mai 1653, 
8 f. Her Statthalter war meist eiuer der Laudräthe. 
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der 2-lcn Hälfte des XVII Jahrhundorts, and nament- 
lich seit dem Jahre 1673, in der ihm anvertrauten 
Provinz alle Rechte eines Generalgouverneurs, und 
der Einfluss des Livländischen auf die Verwaltung 
Eslhlands horte auf. 

Der Esthländische Gouverneur führte den Vorsitz 
im Oberlandgerichte, oder ernannte statt seiner dazu 
einen der ältesten Landräthe (*). Als aber die Esthlän- 
dische Ritterschaft die Konigin Christina bat, dass auch 
der Gouverneur selbst aus den Landräthen ernannt wer- 
den möge, so wies die K nigin diesen Vorschlag als 
ihre Gewalt beschränkend ab (**). Seit dem Jahr 1704 
befand sich in Esthland statt des Gouverneurs ein Vice- 
gouverneur, jedoch mit denselben Rechten ("*). Beson- 
ders in der ersten Zeit der Schwedischen Herrschaft wa- 
ren die Landräthe, nach allem Herkommen, die Rathgc- 
ber der königlichen Gouverneure; in der Folge verrin- 
gerte sich ihr Wirkungskreis und beschränkte sich all- 
mählich auf die eigentlichen ritterschaftlichcn Angele- 
genheiten. Dennoch aber blieben sie lange von bedeu- 
tendem Einflüsse auf die ganze Verwaltung des Landes. 

//. Gerichtsverfassung (Manngerichte, Oberlandgericht, 

Niederlandgericht). 

Für Rechtssachen bildeten die erste Instanz die 
Manngerichte, deren es, wie auch jetzt, drei gab: für 
Barrien, für Wicrland und Jerven, und für die 
Wieck (****). Jedes bestand aus einem Mannrichter, 



{•) Resolution v. 30 Juli 166t, P. 5; RiUer-und Landreeht, Buch I, 
Tit I.arl. 3. 

(*•) Re»olulioii 17 Januar 1651. 

(*••) Marginalien nun Rhlor-und Landreehie Buch I, TU. 1, art 8. 
(•"• ) Resolullon v. 8 Juni I630i Riuwud Uodnckl B. 1, T. V, ait. 
Su. 3. 
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zweien Beisitzern und einem Notar (*). Erstere wurden 
von den Landröthen aus dem Esthländischcn Adel er- 
nannt, anfangs auf ein Jahr, seit 1630 aber auf 3 Jahr. 
Die Silzungstermine wurden von den Mannrichtern 
selbst, wie vor Alters, angesetzt zu derselben Zeit, wenn 
die Landräthe sich vollzählig zum Gerichte versammel- 
ten. Ausserdem waren die Manngerichte verpflichtet wo- 
gen Kriminalsachen Sitzung zu halten, sobald sie dazu 
aufgefordert wurden, und bestimmten dazu, eben so 
wie in Grenz-und andern Sachen, selbst den Lokalter- 
min (**), Anfänglich hatten die Mamigerichte zur 
Schwedischen Zeit, ausser den Grenzsachen, hauptsäch- 
lich nur die Immission in Possess und andere Exeku- 
livsachen, die Ausfuhrung der Urtheile des Oberland- 
gerichts, so wie die Zeugenverhöre zu besorgen (*"), 
Allmählig aber gingen die Exekutivsachen meist auf 
die Hakenrichter über, während die peinliche Rechts- 
pflege über Bauern an die Manngerichte kam, und der 
Geschäftskreis derselben sich durch die bürgerliche 
und peinliche Rechtspflege für alle auf dem Lande 
lebende Nichtadlige immer mehr erweiterte (****), 
In allen Kriminalsachen gingen die Urtheile des Mann- 
gerichts zur Leuteration ans Oberlandgericht (*****)- 
In Prozesssachen war die Appellation ans Oberlandge- 
richt gestattet (******). 

Die zweite Gerichtsinstanz bildete das Landgericht, 

später Oberlandgericht genannt, welchen Namen es auch 

1 ■ 

{*) Ebendaselbst. 

(•*) Interims-Ordnung von 1653, 8 1; Erginning der Maungcricbls- 
Ordnung t. SS Marx 1 004, S 5. 
(•••) Rilter-und Landrecbl Buch 1, Tit. V, arl. 1, 4, 13. 
(*•") Vergleiche: Evers. Rilter-und Landrecht, p. IS, 13. 
("*•*) Interims -Ordnung der Mam. R crlchte i. 0 Hai 1653, 8 11 5 
Xßsolnlion t. 8 Juni 1630. 
{*•••«•) Intariras Oninung, 8 15; Evers. p. 13. 
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bis jetzt fuhrt f). Dasselbe bestand aus den zwölf Land- 
räthen unter Vorsitz des Gouverneurs. Die eintretenden 
Vakanzen wurden von den Landrälheu selbst besetzt; 
doch konnten sie zu der erledigten Stelle nur besitzlicbe 
Glieder der Ritterschaft wählen (**). Gegenstände der 
Amtsthäligkcit des Oberlandgerichts waren (***): 1) in 
erster Instanz: Verbrechen der Edelleute (wobei die öf- 
fentliche Anklage vom Fiskalen, jetzt Kommissarius- 
Fisci, erhoben wurde), Klagesachen gegen Edelleute, 
Sachen wegen adliger Güter, Erbschafts-und Konkurs- 
sachen von Edelleuten. 2) In zweiter Instanz die Leute- 
ralion der Mannrichterlichcn Kriminalurthcile, und 
die Verhandlung und Entscheidung der Appellationssa- 
chen aus den Manngerirhten. Das Oberlandgericbt hielt 
wenigstens einmal im Jahre vollzählige Sitzungen (**'*). 
Appellation von dessen Urtheilen war anfangs auch an 
den König nicht gestattet ("*"). Allein, obgleich das 
Recht des Obcrlandgerichts inappellable Urtheile zu 
fällen selbst noch im Ritter-und Landrechle aufgenom- 
men worden(******), so ward dasselbe doch häufigvonder 
Schwedischen Regierung angefochten und endlich 1651 
völlig aufgehoben (****'**). Seitdem ward in gewissen 
Fällen die Appellation an den König ins Stockholmer 
Hofgericht gestattet, und später auch eine Revision der 
Kriminalurthcile bei schweren Verbrechen eingeführt. 



(*) In der Resolution v. 13 Nor. 1668 Andel man zuerst die Benen- 
nung Oberlandgoricht, die später allein gebrluchlich ward. 

(*•) Ritler und Landrecht Buch I, TU. I, art. 1 und 3. 

(***} Ebendaselbst art. 3—5. Aucb die Landprediger und Adfokalen 
standen unter der Gerichtsbarkeit des Oberlandgerichts. 

(•••*) Ebendaselbst art. 11. 

(•****) Landtagsschluss tu Wosel 1595. Vergleiche die allgemeinen 
Privilegien-Konfirmationen der Schwedischen Könige. 
( ) Ritter-und Landrecht B. I, Tit. XXXIII, art. 3. 
( j Resolution t. 17 Januar 1651. 
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Die Bemühungen des Eslhl.'ind wehen Adels darum, 
dass die königlichen Befehle und Verordnungen an 
das Obcrlandgericht nicht in Schwedischer, sondern in 
Deutscher Sprache gegeben werden sollten, wurden 
nicht berücksichtigt. Vielmehr ward diesem Gerichte 
zur Pflicht gemacht, seine Vorstellungen auf den Na- 
men des Königs nur Schwedisch einzureichen ('). 

Das Niedcrlandgericht bestand aus dem Ritlerschafts- 
hauptmanne als Vorsitzer, den Gliedern der Mannge- 
richte und den Hakenrichtern. Es hielt seine Sitzungen 
während der Juridik dcsObcrlandgerichts.und ur (heil- 
te in 200 Thaler nicht übersteigenden Forderungssa- 
chen an Edelleute. Die Appellation ging ans Oberland- 
gericht (**). Das von der Schwedischen Regierung, ge- 
gen die Mitte des XVII Jahrhunderts, errichtete Burg- 
gericht ward auf mehrfache Bitten des Adels am Ende 
dieser Periode aufgehoben. 

///. Verfassttng der Landespolizei. 

Die Landespolizei war in den Händen der vier Ha- 
kenrichtcr, zu einem in jedem Kreise des Esthlandi- 
schen Herzogtums. Sie wurden von den Landrälhcn 
aus den besitzlichen Gliedern der Ritterschaft gewählt, 
und waren berechtigt bei Untersuchungen und Besichti- 
gungen sich zwei Edelleute des Kreises beizugesellen. 
Zu ihrem Geschäftskreise gehörten anfangs nur die 
Streitigkeiten über den Besitz von Bauern, später aber 
insbesondere Exekutivsachen und im Allgemeinen die 
Polizei (*•*). 

(') Resolution r. 31 August 1643 P. 8. 
(*») RHter-und Landrecht B. I, Tit. III. 

C 4 *) Ebendaselbst. Buch I, TU. VI; Ewer». Bitler-und Landrecnl, 
p. 14. 
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ZWEITER ABSCHNITT- 



Verfassung der Landesrehörden Estiilands seit der 
Verewigung mit Russland. 
(1710—1845.) 

Bei Errichtung des Rigaschen Gouvernements, ward 
am 14 Oktober 1713 (2723) befohlen, von demselben 
Reval, Dorpat (*) und die angrenzenden Bezirke (d. h. 
das Furstenthum Esthland) zu trennen. Bei der Theilung 
des Reichs in 10 Gouvernements, wurde aus der Stadt 
Reval, dem Fürstenthume Esthland, der Insel Dagö und 
den dahin gehörenden kleinen Inseln, ein besonderes 
Gouvernement gebildet, das Revalsche. Der Bestand der 
Gouvernementsobrigkeit, die Gegenstände ihrer Amts- 
tätigkeit und der Kreis ihrer Befugnisse war in dem 
Revalschen Gouvernement derselbe, wie in den übrigen. 
Indessen war befohlen, dabei sich nach den örtlichen Ge- 
setzen unddenEsthländischen Privilegien zu richten("). 
Die Zusammensetzung und die Kompetenz der Gerichts- 
und Polizeibehörden (Oberlandgericht, Nicdcriandge- 
richt ("*), Manngerichte, Hakenrichter) blieb im Gan- 
zen unverändert. Doch wurde im Jahre 1739 das Ober- 
landgericht in bürgerlichen Rechtssachen dem Justiz- 
kollegium der Liv-und Eslhländischen Sachen unterge- 
ordnet^"*), aus welchem dann die Sachen nach der allge- 
meinen Ordnung an den Senat kamen. Im Jahre 1783 
wurde die allgemeine Gouvernementsverordnung, eben 



(*) Der Dorptschu Kreis wurde, wie bereits erwäbul, 1722 mit dem 
Rigaseben Gouvernement vereint. 
(") 1723 Juni 19 (4251). 

(•••) Im Jahre 1721 wurde noeb, durch Landiagsbeschlutf, ans den 
das Niederlandgericht bildenden Personen ein Landwaisengeriehl 
errichtet, welches bis jelst besteht. Vergleiche die Landwaisengerichis- 
Ordnung v. 1724. 

("••) 1730 Juni 12 (7S84). 
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so wie in Livland, auch in Esthland eingeführt, wel- 
ches unter dem Namen eines Reva Ischen Gouvernements 
in fünf Kreise getheilt wurde: den Revalschen, Baltisch- 
Portschen, Weisscnsteinschen, Wesenbergschen und 
Hapsalschen (*). Im Jahre 1796 am 28 November 
(17584) ward Allerhöchst befohlen, in Livland und 
Esthland alle Gerichtsbehörden wieder herzustellen, die 
daselbst in Grundlage Örtlicher Gesetze und Privile- 
gien früher bestanden, die Gouvernementsregierung 
und den Kameralhof aber bestehen zu lassen. Seitdem 
gingen weiter keine wesentlichen Veränderungen mehr 
vor, nur dass das Oberlandgericht unmittelbar dem Se- 
nate untergeordnet blieb (**), und die Zahl der Haken- 
richter bis auf 11 vermehrt wurde, während zugleich 
deren Amtsbefugnisse genauere Bestimmung erhiel- 
ten (•"). Bei Erlassung der Bauenerordnung v. 1816 
wurden besondere Gemeinde-und Kreisgerichte einge- 
richtet, mit Appellation ans Oberlandgericht. 



(*) 1783 Juli 3 (15774), November 14 (15873); 1784 April 5 (15*79) 
and DecemberS (16100). 
(**) 17M Not. 38 f 17584). 
(*••) 1798 September 84(18675). 
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ZWEITES KAPITEL. 

Behördenverfassung der Städte Esthlands seit 

ERSTEH ABSCHNITT. , 

Behördesvbrfassuxg deb Stadt Reval seit 1561. 

/. Die Zeit der Schwedischen Herrschaft. 
(1561—1710.) 

Während der Schwedischen Herrschaft verblieb der 
Rcvalsche Rath, ans Tier Bürgermeistern, vierzehn 
Rathsherrn und dem Syndikus bestehend, in alter Wei- 
se und bei seinen alten Rechten, in Betreff der obersten 
Verwaltung der Stadt und der Jurisdiktion über die- 
selbe (*). Alle Glieder bekleideten das Amt lebensläng- 
lich; die eintretenden Vakanzen wurden vom Rathe 
selbst besetzt, der auch allein zu allen andern städti- 
schen Aemtern ernannte. Für alle Rechtssachen in den 
städtischen Niedergerichten bildete der Rath die zwei- 
te Instanz. In peinlichen Sachen urtheilte er allcndiich, 
ausser wenn bei Todtschlag sich der Thäter auf Noth- 
wehr berief, wo die Sache an den Künig ins Stockhol- 
mer Hofgericht zur Revision gelangen musste (**). 
Statt der früher erlaubten Appellation nach Lübeck, 
war der Rath in allen Sachen über 500 Thaler unter das 
Stockholmer Hofgericht gestellt (***), später, jedoch wohl 
nicht auf lange, unter das Eslhländische Oberlandge- 
richt (•*••). Der Rath behielt sein altes Recht, die be- 
stehenden Gesetze zu verbessern und, gemäss densel- 



(*) Vergleiche alleBcstitigungs-t'rkunden der Schwedischen Köolgo. 
(**) Resolution Johann III t. 1 Aug. 1590. 
(*••) Resolution, t. SS August 1584, 10 April 1*94. 

("••) Vergl. Resolution, t. 15 Ohtb. 1930, 13 August 1631, 3^ Juni 
1679, P. i. 
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ben, besondere Verordnungen für das städtische Wesen 
zu machen (*). 

Die dem Rathe untergeordneten Niedergerichte wur- 
den alljährlich von demselben, in voller Versammlung, 
aus seiner eigenen Mitte nach Stimmenmehrheit besetzt. 

Durch Vorschrift des Revalschen Gouverneurs, Graf 
Horn, v. 15 April 16G0, wurde für den Dom zu Rcval 
ein besonderer Schlossvogt eingesetzt, der mit zwei 
Ackermännern und zweien Ael testen der Domgildc über 
geringfügige Sachen entschied, die keinen förmlichen 
Prozess (der vor das Manngericht gehörte) nothwendig 
machten. Er hatte auch die Ausführung der Urthcilc 
des Burggerichts in Prozess-und Kriminalsachcn. Der 
Schlossvogt wurde vom Gouverneur angestellt, die 
Ackermänner und Aclteslen von den Dombürgern er- 
wählt. 

//. Seit der Zeit der Vereinigung mit Russland. 

(1710 — 1845). 

Nach Eintritt in die Russische Botmässigkeit, wurde 
der Rcvalsche Rath eben so wie der Rigasche anfangs 
dem Hauptmagistrate untergeordnet, seit 1739 aber 
in Rechtssachen dem Justizkollegium der Liv - und 
Es Inländischen Sachen, in Vcrwaltungs- und Polizeisa- 
chen der Gouvernements-Kanzellei. Eben so ward auch 
in Rcval im Jahre 1783 die Stadtordnung eingeführt, 
am 28 Nov. 1796 (17584) aber der Stadt die alte Ver- 
fassung wieder gegeben. Bei Aufhebung des Justizkol- 
lcgi ums der Liv - und Esthländischen Sachen, am 28 
Dccember 1832 (5866), ward der Revalsche Rath un- 
mittelbar dem Senate untergeordnet. Die Stadtpolizei - 
wurde schon früher der Gouvernementsobrigkeit und 
einem besonderen Polizeimeister zugetheilt. 

^ • 

(•) Vertrag des Raths mit der grossen Gilde V. 37 Januar 1671. Zu- 
satz-Artikel 4; BestatigungsurLuude Earl XI, v. 19 April 1681, 8 10. 
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Bl- HÖRDEN VERFASSUNG DER KL EN EN EsTHLAEKDISCREN 

Staedte und der Stadt Narva seit dem Jahr 1561. 
/. Die Zeit der Schwedischen Herrschaft (1561—1710). 

In Hapsal bestand der Rath aus einem Bürgermei- 
ster und drei Rathsherren, und besetzte selbst die ein- 
tretenden Vakanzen durch Wahl aus der Bürgergc- 
meinde (*). Vor ihn gehörten alle bürgerlichen und 
peinlichen Rechtssachen der Stadtbewohner; in pein- 
lichen Sachen war er dem Revalschen Statthalter unter- 
geordnet, in bürgerlichen dem Revalschen Burggerich- 
te, seit 1G65 aber dem Livländischen üofgerichte (**). 
Uebrigens fand Appellation nur in Sachen über 300 
Thalcr Statt (***). Eigentliche Niedergerichte gab es 
7 in Hapsal nicht, — die geringfügigen Sachen wurden 
vom Stadtvogte entschieden. 

In den Stödten Wesenberg und Weisscnstein gab es 
(statt des im Mittelaller bestehenden Raths) nur Vog- 
leigcrichte, die aus einem Gerichtsvogte und zwei von 
der Bürgergemeinde aus ihrer Mitte erwühlten Aeltc- 
sten bestanden. Den Vogteigerichten stand nur die Ent- 
scheidung über geringfügige und Polizei-Sachen zu. 
Alle peinlichen und die einen förmlichen Prozess er- 
fordernden bürgerlichen Rechtssachen kamen allmäh- 
lich ganz an die Manngerichte. 

Die Behördenverfassung der Stadt Narva, begrün- 
det auf die alten Privilegien, die der Stadt von 
Johann III am 22 Juli 1585 crtheilte Urkunde und die 
Bestätigungen seiner Nachfolger, glich in Vielem der 



(•) Urkunde Johann III, ?. 3 Sept. 15S4. 
{") Resolution SS Febr. 16SS. 
{" *) ürkunde Sigismunde t. 9 Mai 1W*. 
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Verfassung Reval's, nur mit einigen dem Schwedischen 
Stadtrechle entnommenen Abweichungen (*). 

//. Seit der Vereinigung mit Russland (1710—1845). 

Die Behörden Verfassung der kleinen Esthländischen 
Städte unterlag keinen bedeutenden Veränderungen 
seit der Vereinigung mit Bussland. Der Hapsalsche 
Rath blieb anfangs dem Liv Kindischen Hofgerichte un- 
tergeordnet (**); am 9 Juni 1808 (23071) ward aber 
befohlen, dass Sachen wegen Appellation sk lagen über 
den Hapsalschen Magistrat an das Esthläudische Ober- 
landgericht gelangen sollten. 

Am 18 November 1802 (20517) wurde zwar der 
Stadt Weseuberg erlaubt, auf Grundinge der Sladtord- 
nung von 1785 einen Magistrat zu wählen. Alk in schon 
im folgenden Jahre, am 10 Febr. (20613), wurde die 
Wirksamkeit jenes Ukases suspendirt, so dass es bei 
der alten Einrichtung eines Vogteigerichts blieb. Eine 
ahnliche Einrichtung erhielt die im früheren Flecken 
Bogerwieck von der Kaiserin Katharina II gegründete 
Stadt Ballisch-Port. — Die Stadt Narva, im Jahre 1704 
unter Bussisohe Botmässigkeit gekommen, ward bei 
der ersten Einteilung Russlands in acht Gouvernements 
im Jahre 1708 ("*) dem Gouvernement Ingermanland 
zugezählt, und darauf dem St. Petersburgschen, als 
im Jahre 1719 jenes diesen Namen erhalten hatte (""). 
Am 23 Februar 1797 (17827) ward die Stadt Nana 
von diesem Gouvernement getrennt und bestimmt, dass 

(*} Vergleiche die Urkunden Sigismund'! ton tt Mai 1504, larl 
IX V. 30 Aug. 1607, GiuUy Adolph 1 ! t. S8 Not. 1617, Cbriatina's t. 
1 Juli 1646, Karl XI t. 18 SepU 1673; Gadebiuch. Liv (indische Jahr* 
bücher III, S p. 671. 

(•*) 17»7 Februar «4 (17830). 

("•) 1708 December IS (M18). 

(••••) HWMai 19 (3380), 1721 Mai 11 (4004). 
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sie zu keinem Gouvernement insbesondere gehören 
solle. Allein am 1 Januar 1802 (20099) ward neuer- 
dings die Stadt Narya dem St. PetersburgschenGouver- 
nement zugezählt, wegen grösserer Bequemlichkeit und 
zur Herstellung eines gleichförmigen Geschäftsgangs. 

Die Zusammensetzung und die Amtsbefugniss des 
Raths unterlagen keinen grossen Abänderungen seit der 
Vereinigung mit Russland. Anfangs war derselbe dem 
Justizkollegium der Liv-und Esthländischen Sachen 
untergeordnet, nach dessen Aufhebung im Jahre 1832 
ward das Esthländische Oberlandgericht die Appella- 
tionsbehörde. Das im Jahre 1817 einem besonderen 
Polizeimeister anvertraute Polizeiwesen wurde, durch 
ükas yom20 März 1820 (28209), wieder dem Stadt- 
magistrate anvertraut, doch so, dass derselbe bei der 
Verwaltung, in Betreff aller zum Amtskreise der Poli- 
zeimeister und Gorodnitsche gehörenden Gegenstände, 
der Gouvernementsobrigkeit vollkommen und unmit- 
telbar untergeordnet sein und derselben Befehle un- 
weigerlich erfüllen solle. 

Die Vorstadt Narva's, oder das sogenannte Iwango 
rod, wurde am 30 Juli 1768 (13156) in allen Angele- 
genheiten dem Narvaschen Rathe untergeordnet. 



VIERTE ABTHEILUNG. 

BEHOERDEPf VERFASSUNG KURLANDS UND PIL- 
TEN8 SEIT DEM JAHRE 1561. 



ERSTES KAPITEL. 

Verfassung der Landesbehörden Rurlands seit 

4564. 

ERSTER ABSCHNITT. 



Kürlind bis zur Verewigung mit Russlakd 
(1561—1795). 

/. VertcaUungseinrichtungen. (Der Qbtrralhjes 

Herzogs). 

Die Regierung übernehmend, erhielten die Kurlän- 
dischcn Herzöge die Investitur von den Polnischen Ko- 
nigen, mit der Verpflichtung um Erneuerung dersel- 
ben bei jedem Thronwechsel in Polen zu bitten (*). 
Nach dem Unterwerfungsvertrage von 1561, genoss der 
Herzog von Kurland aller der dem Herzoge von Preus- 
scn vorbehaltenen Würden, Rechte und Freiheiten. 

Er hatte das Recht Bündnisse und Verträge zu schlies- 
sen, Gesandte abzusenden und anzunehmen, zu münzen, 
Landtage zusammen zu berufen, Beamte in der Rechls- 
wie in der Polizeiverwaltung anzustellen u. s. w. Allein 
im Laufe der Zeit unterlag seine Gewalt vielfachen Be- 
schränkungen, sowohl von Seiten Polens, als in Folge 
Yon Ansprüchen und Einwirkungen des Kurländischen 



(*} Ziegeohorn. Staatsrecht der Henoglhumer Kurland uod Semgal- 
len. 
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Bei dem Herzoge befanden sich vier O herrät he (Con- 

Siliarii supremi) und z.wci jüngere. Küthe (Asjcssorcs). 
welche seinen obersten Halb für die Verwaltung des 
Hcrzogtbums und zugleich die oberste Instanz für pein- 
liche und bürgerliche Rechtssachen bildeten, das Hofge- 
richt, in der Folge Oberhof gc rieht genannt. Die Qfeer- 
räthe, welche die Titel eines Uandhofine isters, Kan z lers. 
Oberburggrafen nnd Landmarschalls, führten, wurden 
vom Herzoge aus dem besitzlichen Kurländischen Adel 'n 
gewühlt, in der Folge nur aus den Oberhauptlcutcn. . 
Die Lungern Räthe mussten Doctoren der Rechte sein 
und konnten auch ans Nichtadeligen erwählt wer« 
den (*). In Abwesenheit oder bei Minderjährigkeit des 
Herzogs xerwajteten die QhpxraÜM* das Hftrzngtbiim^ 
mit allen dem Herzoge selbst zustehenden Rechten (***). 
Sie hatten insbesondere auf .Aufrechthaltung der Rech- 
te des Adels zu sehen, und waren berechtigt, bei vor- 
kommender Beeinträchtigung derselben, dem Herzoge 
Vorstellungen zu machen. ^ 

IL Gerichtsverfassung (Hofgericht, Oberhauptleute, 
Hauptleute und Mannrichter), 

Zur Verhandlung der entweder unmittelbar oder 
aus den Oberhauptmannsgerichten und Stadtmagistraten 
ans Hofgericht gelangenden Rechtssachen, versammel- 
ten sich die Räthe zweimal jährlich in Vi lau. Die Ap? 
pellation von den Urtheilen des Hofgerichts an den Kö- 
nig Yon Polen war nicht erlaubt: 1) in Sachen Nicht- 
adeliger, 2) in peinlichen Sachen und im Allgemeinen 
in Sachen wegen Verletzung der öffentlichen Ordnung, 
zu welchem Stande auch die Angeklagten gehören 
mochten, 3) in geringfügigen Sachen bis zum Wcrtho 



(*) Formula regimiuis t. 1017 88 I-IV. 
(**) EbeutUselbit.— Ziugcnhoru 6 407, und folg. 
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Ton 600 Polnischen Gulden (*). Ganz Kurland zerfiel 
in tier Kreise oder Oberhauptmannschahenj die Gpl- 
dingensche , Tukkumsche , Mitausche und Selb ur gsche( **) • 
In jeder Oberhauptmannschaft wurde zur RecbUver- 
waltung in erster Instanz vom Herzoge aus dem Landes- 
adel ein Oberhauptmann, mit einem oder zwei Beisit- 
zern, ernannt (***). Die Oberhauptleute sassen auf den 
Schlüssern, wo früher die Ordenskomthure ihren Sitz 
gehabt. Von ihren Urtheilen wurde ans Hofgericht ap- 
pellirt. 

Für die Bechtsvcr waltung in peinlichen und bürger- 
lichen Sachen der Bauern und andern auf den herzog- 
lichen Gütern angesessenen Leuten, ernannte der Her- 
zog aus dem Adel besondere Beamte mit dem Titel 
von Hauptleuten. Es gab ihrer acht: in Windau, Gro- 
bin, Durben, Schrunden, Frauenburg, Kandau, Bauske 
und Doblen. Die yon ihnen entschiedenen Sachen konn- 
ten noch ins Hofgericht gebracht oder unmittelbar dem 
Herzoge vorgestellt werden (****). Ausserdem gab es in 
jeder Hauptmannschaft einen Mannrichter, der vom 
Adel gewählt, vom Herzoge aber bestätigt wurde. Ihm 
lag die Ausführung der richterlichen Urtheile ob t so 
wie die Aufsicht über Wege und Brücken (*****)• 

zweiter abschnitt. 

Verfassung der Lindesbehörden Kurlands seit der 
Zeit der Vereinigung mit Bussland. 
(1795—1845.) 

Nach Eintritt in die Bussische Botmässigkeit, wurden 
Kurland und der Piltensche Kreis (siehe das dritte Ka- 

(*) Formult regiminis Sf 10, 17. Ziegenhorn $ 329. 

Formale refiminis 88 5, 6; Lendlegsechluss Tora U December 
1614; Deeieiones commUe. t. 1717 8 4. 

(***) Formult regiminis 88 8—8; Decisiones comatist. 8 14. 
(****) FormaU regiminis 88 6, 8. Ziegenborn 8 546. 
( J Ziegeahorn 6 451. 
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pitel) in ein Gputemement vereint, und in ne un Kr ei- 
gelheilt: Milau, Baaske , Friedrichschladt, Jakob- 
stadt, Windau, Tukkum, Goldingen, Hasenpoth und 
Libau (*). Zugleich wurde daselbst die allgemeine 
Gouvernementsverordnung in ihrem vollen Umfange 
eingeführt (**). Allein am 24 December 1795 ward be- 
fohlen: im Kurland ischen Gouvernement, bei Belas- 
sung der Gouvernementsregierung für die Civilyerwal- 
tung,und des Karaeralhofs nebst der Rentei für Samm- 
lung der Einkünfte, Revision der Rechnungen und über- 
haupt für Kameralsachen alle diejenigen Gerichtsbehör- 
den wiederherzustellen, welche nach den früheren 
Rechten und Privilegien wie in der Gouvernements- 
stadt, so auch in den andern Städten und den Kreisen 
des Gouvernements bestanden (***). Kraft dieses Ukases 
wurden das Oberhofgericht, die Oberhauptmanns-und 
Hauptmanns-Gerichte und die Mannrichter wiederher- 
gestellt, der PiUensche Kreis aber nach dem Alten yon 
Kurland getrennt. Die Zusammensetzung des Oberhof- 
gerichts blieb unverändert bis zum Jahre .1817, wo das 
PiUensche Landrathskollegium mit demselben verei- 
nigt wurde(****). Im Jahre 1835 wurde bestimmt, dass 
bei eintretender Vakanz jiineS-Qberrath§. der nach J^cU 
tcrlhum folgende sein Amt erhalten, in die Stelle des 
jüngsten Raths aber einer aus den Qbexhanptleuten tre- 
ten solle ( ). Gemäss der allgemeinen Hierarchie 
der Gerichtsbehörden, bildete das Oberhofgericht die 
zweite Instanz für aus den Oberhauptmanns-und Haupt- 



(•) 1795 Hai 9 (17824), NeTember 17 (17410); 1796 Februar 11 
(17439). 

{•*) 179« Februar 11 (17489). 

(*•*) 1796 December 94 (17681); 1797 Februar 6 (17785). 
{••••) 1817 Aug. 95 (970*0). 

(•••••) 1889 Februar 91 (5177)} 1885 Hotembcr 86 (8617). 
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marmsgerichton kommende Sachen, und war selbst dem 
Senate unmittelbar untergeordnet (*). Das, bis dabin 
bloss dem Adel und den Advokaten vorbehaltene, Recht 
dcj Appellation von den Urthcilen des Oberhofgerichts 
ward auf alle Bewohner Kurlands ohne Unterschied 
des Standes ausgedehnt (**). Durch Ukas vom 5 Febr. 
1797 (17785) wurden die temporaireu Sitzungen des 
Oberhofgerichts in bürgerlichen Sachen abgeschafft, die 
in peinlichen Sachen durch die Allerhöchst bestätigte 
Meinung des Reichsraths vom 1 April 1840(13321) ("*), 
Bei der abermaligen Vereinigung Piltens mit dem In- 
ländischen Gouvernement im Jahre 1819 (****), ward 
die Zahl der Oberhauptmannsgerichte auf fünf, die der 
Hauptmannsgorichte auf zehn vermehrt (*****). Ihre Zu- 
sammensetzung blieb dVselbe wie zur herzoglichen 
Zeit, — doch wurden die früher vom Herzoge ernann- 
ten Oberhauptleute und Hauptleute, seit <ler Vereini- 
gung mit Russland, von dem Adel selbst gewählt, er-* 
stere aus der Zahl der Hauptleute, letztere aus der der 
Assessoren beider Gerichte ( ). Zur herzoglichen 
Zeit verwalteten, eben so wie die Hauptleute die Ge^ 
richts-und Polizeisachen der herzoglichen Bauern, so 
die Oberhauptmannsgerichte, jedoch unter einigen Be- 
schränkungen durch die Patrimonialgerichtsbarkeit, 
die der herrschaftlichen Bauern. In Abänderung des- 
sen, ward am 26 Mai 1812 (25116) befohlen, für die 
gegenwärtige Zeit das ganze Gerichtswesen in jeder 

O 1790 Decerabcr 3t (176S1); 1797 Februar S (17785), 
(**) 1809 April 0 (90993). 

(*•*) Die Oberhauptleuto, welche früher bei Verhandlung ton Ver- 
brechen Adeliger den Sitzungen des Oberhofger ichls beiwohnen musslcn, 
wurden nunmehr hiervon dispensirl. 

(*•••) 1818 April 3 (97334); 1819 VIrs 13 (97718). 

('*"*) 1819 Min 13 (97718). 
I ) 1797 Februar 5(17785). 
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Oberhauptmannschaft den Oberhauptmannsgerichten, 
die ganze Polizei- und Exekutivgewalt in den Haupt- 
raannschaften den Hauptmannsgc richten zu ubergeben. 
Bei dieser Gelegenheit ward das Anjt der Mannrichter 
aufgehoben, und ihre Verpflichtungen, namentlich die 
Exekutivsachen und die Aufsicht über Wege und 
Brücken, den Hauptmannsgerichten anvertraut 

Nach Erlassung der Verordnung für die Kurlandi- 
schen Bauern, wurden auch dort in Sachen derselben 
Gemeinde-und Kreisgerichte eingeführt. . 



ZWEITES KAPITEL. 

Behördenverfassung der Städte Kurlands seit 

dem Jahre 1561. 

erster abschnitt. 

Behördenverfassung der Staedte im Herzogthumb 
Kurland (1561—1795). 

Die Zusammensetzung und Einrichtung der Stadt- 
mag istrate des Herzogthums war verschieden, je nach 
der Grösse des Orts. Ihre Ajntsbefugnisse und der Ge- 
schäftsgang dagegen waren fast bei allen übereinstim- 
mend. Alle Glieder der Magistrate wurden auf Lebens- 
zeit gewählt und vom Herzoge oder dem Hofgerichte 
bestätigt. Von den Urtbeilen der Magistrate ging die 
Appellation und Beschwerde an das Hofgericht f ). 
Appellation gegen Urtheile des Hofgerichts war den 
Bürgern nur bei besonderer Erlaubnis* des Hcr2ogs 
gestattet. In peinlichen Sachen konnten die Magistrate 

(•) Milausche Polizei-Ordnung T. 5 September 1606. — Urkunde für 
Liban 18 Mirt 1025. — Windauscbes Sladtrecbt T. 1695. — Herzog- 
liebo Resolution für Grobin t. 9 Mai 1697.— Bauskescbes Stadtreebl 
1635;- Pririlegiura für JacobMladl II Febr. 1690; Frladricbaladt- 
*eho Poliaai-Ordnnnf 1647. 
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Our Geld- und Gefängnissstrafen verhangen; wo der 
Schuldige einer körperlichen Strafe, der Verweisung 
aus der Stadt oder der Todesstrafe verfiel, hatte der 
örtliche Oberhauptmanq oder Hauptmann im Gerichte 
den Vorsitz (*). In peinlichen Sachen konnte auch an 
das Oberhauptmannsgericht appellirt werden. Die Stel- 
len in den städtischen Niedergerichten wurden jon den 
Magistraten, in voller Versammlaug, aus ihrer eigenen 

ä Mitte besetzt 

- 

ZWEITER ABSCHNITT. 

Behördenverfassung der Staedte Kurlands seit der 

■ — — * 

Vereinigung mit Russland (1795 — 1845). 

Die Kurländiscben Städte behielten, ihre alten Ein- 
richtungen, nur mit den von den Zeitumständen und 
dem Wechsel der Oberherrschaft gebotenen Verände- 
rungen. Der Flecken Tuckum erhielt einen eigenen Ma- 
gistrat und eine städtische Verfassung (*). Am 9 Juli 
1840 (13641) wurden alle §tadtmagistrate in peinli- 
chen Sachen unmittelbar dem Oherhofgerichte unter- 
geordnet, und die frühere Abhängigkeit von den Ober- 
hauplleuten hörte auf. 

H Ziegenhorn SS 515, 681. -Vergleiche die ©bentngeführUo Poll- 
sei ort) nun gen und Urkunden. 
<••) 1798 Oelober 17(18780). 
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DRITTES KAPITEL. 
Behördenverfassung des Pilienscken Kreises. 

ERSTER ABSCHNITT. 

BeBÖRDEHVERFASSÜHG DES PlLTENSCHEK KREISES BIS ZUR 

Yereiniouho mit Russland (1561 — 1795). 

Die oberste Gcrichtsinstaiiz im Piltenschen Kreise 
bildete das Landrathskollegium als Landgericht, be- 
stehend aus den sechs Landrathen ünd einem Hotar, 
unter Vorsitz des ältesten Landraths. Alle Glieder des- 
selben wurden vom Adel gewählt und unmittelbar vom_ 
Könige voo Polen bestätigt. Sachen, die an Werth v ier- 
hundert Gujdcanicht überstiegen, wurden allendlixi ent- 
schieden; in Sachen von höherem Belange konnte an den 
König appelürt werden. Das im Jahre 1611 errichte- 
te Niedergericht, aus einem Richter und vier Assesso- 
ren bestehend, wurde schon im Jahre 1617 aufgeho- 
ben. Für Polizei-und Exekutivsachen bestand das 
Manngerichl, mit einem Mannrichter und zweien Bei- 
sitzern (*). 

Die §tadte Hascnpoth und Pilten hatten den Kurlan- 
dischen Städten ähnliche Einrichtungen. 

ZWEITER ABSCHNITT. 

BeHÖRDBNVERFASSUNG DBS PlLTENSCHEH KrBISES SB1T DER 

Ybrbiniouro mit Russlaiid (1795—1845). 

Bei der Einführung der allgemeinen Gouverncments- 
Terordnung ward der Piltensche Kreis, als Hasenpoth- 
sche Oberhauptmannschaft, mit dem Kurländischen 
Gouvernement vereinigt. Bei der Wiederherstellung 
der früheren Gerichtsbehörden im Jahre 1796, erhielt 
aber dieser Kreis wieder »eine frühere Einrichtung 

n Ziefenhorap. 100-10*. 
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unabhängig von Kurland. Im Jahre 1817 wurden das 
Piltensche Landrathskollegium und das Manngerichl 
aufgehoben, und statt dessen ein Oberhauplmannsge- 
richt errichtet, auf derselben Grundlage, wie in den 
andern Kreisen Kurlands (*). 

Am 13 März 1819 (27718) wurde der Piltensche 
Kreis als Hase npothscheOberhaoptmannsrhaft die fünfte 
des GouTernements. Seitdem hat der besondere Be- 
stand Piltens aufgehört, und die Einrichtungen dessel- 
ben gingen in die Kurlands über. 
v 

O 1817 Auf. *3 (t70t*). 



■ 
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ZWEITER THE1L. 

UEBERSIGHT DER ALLMAEHUGHEN FESSTELLUNG 
DES STANDERECHTS IN DEN OSTSEEGOUVERNE- 
MENTS. 
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ERSTE ABTHEILUNG. 

VON DER ALLMAEHLIGHEN FESTSTELLUNO DES 
STAENDEREGHTS IM OSTSEEGEBIETE ZUR ZEIT 
PER HERRSCHAFT DES ORDENS UND DER BI- 

SCHOEFFE. 



ERSTES KAPITEL. 

Das Ständerecht in Livland zur Zeit der 
Herrschaft des Ordens und der Bischöffe (»). 

Zur Zeit der Herrschaft dos Ordens und der Bischöne 
unterschied sich die Bevölkerung des Ostseegebiets in 
Eingeborene oder Urbewohner und Einwanderer Deut- 
scher Abstammung. Die Eingeborenen, d. h. die Stäm- 
me der Eslhcn, Liren, Letten, Kuren und Semgallen, 
von den Einwanderern unterworfen, bildeten den Bau- 
erstand. Unter den Siegern gab es in dieser Periode 
keine Stände, in dem jetzt diesem Worte beigelegten 
Sinne (**), wohl aber gewissermassen vier korporative 
Stände, nämlich: 1) die Geistlichkeit* 2) der Orden, 
3) die Vasallen und 4) die Stadtbürger. Aus diesen 
bildeten sich in der Folgezeit die nunmehrigen Stände: 
der geistliche, adlige und bürgerliche aus. 



(*) Das Id diesem Kapitel Gesagte bezieht sich auch auf Kurland, 
welches io dieser Periode einen Theil Lirlands ausmachte. 

(**) Bs hat hiermit wohl nur gesagt werden wollen, dass der Begriff, 
welcher damals denSlandeunterscbieden 10 Grunde lag, nicht mit dem- 
jenigen rollkommen übereinstimmt, der die Grundlage der Russischen 
Gesetzgebung über die Rechte der verschiedenen Stände bildet. 

Note de* Vebertetter*. 

- 
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ERSTER ABSCHNITT. 

Rechte der ländliche* Staekde. 

yl. Die Geistlichkeit. 

Die Geistlichkeit nahm unter den Standen des Ost- 
seegebiets die höchste Stellung ein. Ihre Verfassung und 
ihre Rechte bestimmten sich in Livland, eben so wie 
in den andern Römisch-Katholischen Ländern, nach den 
kanonischen Regeln und denen der verschiedenen geist- 
lichen Orden. Was die politischen Rechte der Geist- 
lichkeit betrifft, so gehörte anfänglich ihr allein (d. h. 
den Kapiteln) die Verwaltung der Stifte. Im XV Jahr- 
hunderte mussten die Kapitel aber ihre Gewalt mit den 
Ritterschaften theilen, und es bildeten sich aus ihnen 
und einer bestimmten Zahl von Gliedern der Ritter- 
schaften die sogenannten Stiftsräthe. Bei der Entste- 
hung der allgemeinen Landtage, oder der Zusammen- 
künfte der Landesherren und Stände des Ostseegebiets, 
machten die Bischöfle mit ihren Kapiteln auf denselben 
cinen,besondcrcn Stand aus, gleichberechtigt den an- 
deren Ständen. 

Die von den BischöfTen nicht an Vasallen verlehnten 
Guter waren, in Grundlage der kanonischen Regeln, 
zum Unterhalte der Bischöfle und ihrer Kapitel be- 
stimmt und hiessen Tafelgüter (bona mens«); sie wurden 
bearbeitet von den Stiftsbauern, wie man dieselben 
zum Unterschiede von den Bauern der Güter des Adels 
nannte* Die Verwaltung jener Güter lag den Stiftsvög- 
ten ob (*). 

Die Reformation vernichtete die bischüflliche Ge- 
walt, indessen doch nicht vollkommen die Existenz 
einer Katholischen Geistlichkeit. Zur Zeit als sich Liv- 

(*) Vergleiche die Urkunden des Erebischoffi SyUesler von 1*57, des 
Oeseischen Bitchoffs Kiewel Ton 15S4 u. t. m. 
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land den Polnischen Königen unterwarf, blieben einige 
geistliche Würdenträger bei ihrem Glauben, ihren 
Rechten und Vorzügen. 

//. Der Sehwertorden und der Deutsche Orden. 

Die innere Verfassung des Schwertordens stimmte 
in ihren Grundzügen mit der in den übrigen Ritter- 
orden überein. Die Ordensbrüder zerfielen in geistli- 
che, kämpfende und dienende Brüder, und es war ihnen 
Torgeschrieben sich nach den Regeln der Tempelher- 
ren zu richten. Bedingung zur Aufnahme in die ersten 
zwei Abtheilungen war das dreifache Gelübde der 
Keuschheit, der Armuth und des unbedingten Gehor- 
sams. Die äussere Auszeichnung der Ordensbrüder die- 
ser Abtheilungen bestand in einem weissen Mantel, 
bezeichnet mit einem rothen Schwerte und Kreuze (*)• 

Nach der im Jahre 1237 geschehenen Vereinigung des 
Schwertordens mit dem Deutschen, bildete der Orden 
in Livland einen besonderen Zweig des letzteren, und 
daher gründeten sich, sowohl die Verfassung des verei- 
nigten Ordens, als die persönlichen Rechte und Pflich- 
ten der Mitglieder, auf die Statuten des Deutschen Or- 
dens (**). Auch in diesem unterschieden sich die kämp- 
fenden, Krieger- oder Ritter-Brüder (fratresmililares), 
von den geistlichen Gliedern (fratres clerici;. Die er- 
sten thaten Kriegsdienste, die letzteren besorgten den 
Gottesdienst. Die einen wie die andern lebten auf den 
Ordenschlossern unter dem Oberbefehle des örtlichen 
Komthurs oder Vogts. Die Brüder eines jeden Schlos- 
ses bildeten den Hauskonvent, zu dem wenigstens zwölf 
der ersten und sechs der zweiten Abtheilung gehörten. 



(*) Siehe Arndt I, p. 31 Anmerkung C. 

(**) Siebe die von Henning heraiugegebeuen Statuten.— Voigt. Ge- 
schichte Preusseni VI, p. 41 S— 514. 
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Ausserdem fanden sich noch bei jedem Konvente die- 
nende Bruder (fratres in caritale servienles) und Halb- 
bruder, d. h. gewohnliche Krieger oder wellliche 
Personen, die verschiedene Aemler bekleideten, wiez. 
B. eines Kellermeisters, Küchenmeisters u. s. w. 

Der Eintritt in den Deutschen Orden war mit beson- 
deren Geremonien verknüpft Die Hauptbedingung der 
Aufnahme war auch hier jenes dreifache Gelübde, und 
ausserdem für die Bitlerbrüder der Beweis ritterlicher 
Herkunft, von dem nur der Hochmeister selbst entbin- 
den konnte. — Die kämpfenden und geistlichen Ordens- 
brüder befolgten die Begeln des heiligen Augusti- 
nus (*), beobachteten die für den Gottesdienst bestimm- 
ten Stunden und trugen die vorgeschriebene Kleidung: 
einen weissen mit einem schwarzen Kreuze bezeichne- 
ten Mantel. Wegen des Gelübdes der Armuth konnten 
die Brüder persönlich nicht Eigenthum besitzen. Zum 
Unterhalte eines jeden Konvents waren aber die Ein- 
künfte gewisser Bezirke bestimmt, welche der im 
Schlosse befehligende Komthur oder Vogt verwaltete. 
Alle Brüder des Konvents nahmen an den wöchentlichen 
Hauskapiteln Theil. Aus der Mitte der Bitlcrbrüder 
wurden die Gebietiger des Ordens gewählt. 

Die Ordensländer waren das Eigenthum des gesamm- 
ten Ordens in Livland, wurden von Ordensgeb ie tiegern 
verwaltet, und aus ihnen wurden die nöthigen Einkünf- 
te zum Unterhalte des ganzen Ordensstandes, so wie 
für andere Öffentliche Bedürfnisse, gezogen. 

Auf den allgemeinen Landtagen ward der Orden, 
als besonderer Stand, vertreten durch den Meister 
und einige Gebietiger. 



(*) Millheilungeu aas der Geschichte LW-Esih- und Kurlandf II, 
p. S10. 
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UL Die Vasallen. 

Die sich in Livland niederlassenden Deutschen Ein- 
wanderer, welche daselbst belehnt wurden, führten, 
im Verhältnisse zu dem Orden nnd den Bischönen, we- 
gen der von ihnen besessenen Lehen, den Namen Va- 
sallen (Vir, Vasallus, Mann, gut Mann, Mannen) (*). Die 
Vasallen eines Territoriums, ab Korporation (univer- 
sitas vasallorum), bildeten die Ritterschaft (auch Ritter- 
schaft und Mannschaft) desselben (**). Die Einzelnen wur- 
den bezeichnet als Ritter (Ridder, Milites), oder als 
Knechte (Knappe, Wappenträger, Wapener, d. h. Waffen- 
träger, Armiger) (***); als Gcsammtheit bezeichneten sie 
sich aber mit dem Namen «Gemeine Ritterschaft^"*)». 
Am Ende des XV Jahrhunderts, wo bereits das eigent- 
liche Lehnsverhältniss sich schon zu verwischen begann, 
kam die Benennung «Adel» (Gemeiner Adel, Adelschaft, 
Nobiles) auf, um die Korporalionen der ritterbürtigen 
Grundbesitzer zu bezeichnen (*****). 



(*) Vergleiche: Miniere« Ritlerrecht. Kap. 1-4, 10 u.a.m. Die 
Urkunde des Erzbischoffs Wallenrode ton 1897, dei O. M. Plettenberg 
Ton 1509; Hclmerten. Geschichte des Lit lindischen Adelsrechtsu. s.w. 

(*•) Kapitulation des S. B. Sjlfeater t. 1449, desselben Gnadenreebt 
t. 1457 a. f. f. 

{••*) Vergleiche die Urkunden Wallenrode's Ton 1397, des Dorptscheu 
Blseboffs Dietrich Ton Uli u. s. f.— Ritter war nur derjenige, welcher 
den Ritterschlag, d. b. die Ritterwürde, nach besonders dafür bestimm- 
ten Regeln empfangen hatte. Vorher hatte er Knappe sein, wohl auch 
als Junge anfangen müssen. 

("**) Vergleiche alle Urkunden des XV und XVI Jahrhunderts. -Die 
Ritterschaft umfassle zugleich auch die Ritterbürtigen, welche Allodien 
besassen, sowie die unbesitzlichen,- auf welche, namentlich die ente- 
ren, alles ton den Rechten der Vasallen Gesagte sich gleichmässij be- 
sieht,— wo nicht ausschliesslich rom Lehnsbesitz die Rede ist. 

(••***) Vergleiche den Wolmarschen Bescbluss t. 1543. Die Bezeich- 
nung «Adelschop» kommt zuerst in der Waimelschen Einigung y. 
1489 tor. 
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1. Eintritt in den Vasallcnstand. 

Als Vasall wurde jeder rillerbürtige Besitzer eines 
• Gutes nach Lehnrecht angesehen; um in die Rechte der 
Vasallen einzutreten war daher die Lehnsinvestitur 
erforderlich. Anfangs wurde dieselbe für jeden Vasal- 
len insbesondere, bei jeglichem Regierungswechsel und 
bei jeglicher Veränderung in der Person des Lehns- 
manns, erneuert. In der Folge trat an Stelle dessen die 
allgemeine Huldigung und allgemeine Lehnsbestälignng 
bei jeder Regierungsveränderung; bei jedem Ueber- 
gange eines Lehens nicht nach Erbrecht, war immer 
eine neue Investitur erforderlich. 

2. Korporationsrechte der Vasallen. 

Ganz zu Anfang bildeten die Vasallen keine besonde- 
re Korporation, hatten keine Vertreter, und versam- 
melten sich nicht zur Berathung gemeinsamer Angele- 
genheiten. Als aber, nach Beendigung des Kampfs mit 
den Eingeborenen, statt des Krieges mit den Heiden, die 
inneren Streitigkeiten zwischen den Bischönen und dem 
Orden gegen Ende des XIII Jahrhunderts begannen (*), 
( näherten sich die Vasallen in jedem Territorium einan- 
der immer mehr, und vereinigten sich zur Vertheidi- 
gung und Erhaltung ihrer Rechte und Besitzthümer. 
Uebrigens bildeten sich ihre Korporationen, oder die 
Ritterschaften, nur allmählich und nicht auf gleiche 
Weise in den verschiedenen Territorien Livland's aus, 
überall aber mit Erfolg (**). Im Erzbisthume Riga z. B. 



(*) Im Anfange des XIV Jahrhunderts erscheint der Vajallenstand In 
allen Urländiscben Territorien sehon vollkommen ausgebildet, wie 
am dem Verbündniss t. 1304 in Dörpel hervorgeht. 

{**) Dies hing zugleich auch mit der im Deutschen Reich« vorgehen- 
den poUtUchen Entwickelung zusammen, die einen grösseren oder 
geringeren Eiufluat auf die Angelegenheiten Li? Und* halle. . 
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schlössen die neucrwühlten Erzbischüfle Kapitulationen 
mit der erzstiflischen Ritlerschaft, die bei jeder Gele- 
genheit ihre Rechte zu vermehren wusste (*). Auf die- 
se Weise nahmen die Vasallen, oder besser gesagt die 
Ritterschaften, wohl schon seit dem XIV, besonders 
aber seit dem XV Jahrhunderle an der Leitung der 
Angelegenheiten in den einzelnen Territorien Theil. 
Seit dem ersten Viertel des XV Jahrhunderls aber, er- 
streckte sich diese The i Inahme bereits auf alle öffentli- 
che Angelegenheiten des gesammten Livlands, vermöge 
der auf die allgemeinen Landtage und Verschreibungen 
gesandten Bevollmächtigten der einzelnen Ritterschaf- 
ten, welche daselbst in ihrer Gesamm theil die Ritterschaft 
des ganzen Landes vertraten. 

Im XVI Jahrhunderle, als der Orden unterging, hat- 
te die Ritterschaft jedes Territoriums ihren eigenen 
Rilterschaflshauplmann; er ward aus ihrer MiUe ge- 
wählt (**) und halle das Recht sie zu gemeinsamer Be- 
rathung zusammen zu berufen, wo er ihr die eine Be- 
ralhung erfordernden Angelegenheilen vorlegte, die 
Verhandlungen leitete und endlich die Versammlung 
entHess. Für die gemeinsamen Ausgaben hatte die Rit- 
terschaft jedes Territoriums ihre gemeinschaftliche 
Kasse (Gemeinde-Kasse, Lade) (***). 

Diese Versammlungen der Ritterschaften (Verschrei- 
bungen, Zusammenkünfte), die wohl schon sehr frühe 

{*) Die erst« Kapitulation dieser Art wurde am 16 April 1W9 reit 
dem Erzbischofle Sylrealcr abgeschlossen. Auch in den andern Stifleri 
kamen ahnliche Kapitulationen, nameotlich im XVI Jahrhunderte, ror. 

(**) Vergleiche die Urkunde 1537, in welcher Fabrensbach als 
Hauptmann der Oeseischen Ritterschaft genannt, die Urkunde des E. B. 
Thomas t. 1531, wo eines Tiesenhausen als Rillerschafthauptmanns im 
Erzstifte erwähnt wird. Vergleiche auch die Urkunden des E. B. Linde 

1«1C, cer Oeso'.zcLan Biscliöffe Johann Liewel t. 1524 und Georg 
Tiesenhausen T. 15*8. 

(***) Die Urkande r. 15S7. Bunge: Geschichtliche Entwickeluog u. 
s. w. p. 63. . 

6 
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vorgekommen sind, fanden nicht in festgesetzten Ter- 
minen Statt, sondern— venn sie nicht mit den Manutagen 
zusammenfielen — nur wenn die Notwendigkeit es 
gebot. Der Riltcrschaftshauplmann zeigte dann dem 
Landesherrn seine Absicht an, die Bitterschaft zusam- 
men zu verschreiben, so wie die Gegenstände, die 
zur Berathung vorlagen (*). Solche Gegenstände der 
Berathung waren alle Angelegenheiten, welche die in- 
nere Ordnung des Landes oder das Gemeinwohl der 
Ritterschaft betrafen, unter anderen auch die Gesetz- 
gebung ('*). Im Laufe der Zeit von einer Ycrschrei- 
bung zur andern, bildeten der Riltcrschaftshauplmann, 
vier Glieder aus den Acllesten des Raths ("*) und vier 
von der Ritterschaft selbst gewählte Vollmächtige einen 
besonderen Ausschuss der Ritterschaft, zur Verhand- 
lung der keinen Aufschub erlaubenden Sachen und zur 
"Wahrung der korporativen Rechte und Interessen. 
Die Bestimmungen dieses Ausschusses hatten bindende 
Kraft für alle Glieder der Ritterschaft Zu Zeiten 
traten die Ritterschaften sämmtlicber Territorien auch 
ausserhalb der Landtage zu gemeinsamer Berathung 
und Beschlussnahrae zusammen (""*), ja bisweilen 
vereinigten sie sich zu solchen Zusammenkünften mit 
den Städten (* ). In beiden Fällen war der Zweck— 
meist Schutz ihrer gegenseitigen Rechte, zuweilen 

(*) Erkundo des K. D. Hilde! rand y. 1486, des E. B. Linde t. 1523. 

(•*) Vergleiche deu Letnsalschen Besch) uss v. 1523, — das Oeselscho 
Bauer recht u. s. Vf. 

(*•*) Siehe, über die Stellung des Raths in den einzelnen Territorien, 
die «Cebersicht der Anfäuge und der allmählichen Enlwickelung der 
TJehörJenverfassung im OsUcegebicle.» 

("••*) Urkunden der E. B. Ilildebrand t. i486, Linde y. 1523, Blau- 
kcnfeld y. 1521,— des Ocselscbcn Bischods Kiewol y. 1521. 

(*****) Vergleiche die Verhandlungen des Adels in Wairacl 1482, tu 
Wolmar 1543. 

(••*•••) Vergleiche die Verhandlungen der Bitlorschafleu und Städte 
in Reyal 1524. 
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auch legislative Bestimmungen, welche z. B. für die 
gcsammte Ritterschaft in Livland gelten sollten, wie 
der Beschluss des Adels über ganz Livland von 1543. 

3. Persönliche Rechte der Vasallen, 
a. In Beziehung auf den Lehnsbesitz. 

Der Lchnsbesitz begründete sich durch die Investi- 
tur, d. h. die Belohnung von Seilen eines Bischofls oder 
Ordensmeisters. Die Investitur war zweierlei Art: 1) 
entweder war das Lehen einer Person erthcilt, oder 2) 
mehreren in Gemeinschaft, so dass sie gemeinsame An- 
wartschaft auf das Lehen halten, und dieses, im Falle 
der Mannsstamm des zuerst im Besitze befindlichen aus- 
starb, auf den Nächstberechliglen unler den übrigen 
Milbe lehnten oder deren Erben überging. Dies ward 
die samende Hand, gcsammte Hand (Conjuncta mauus, 
investitura simultanea) genannt (*). 

Wer von einem Bischoflc oder vom Ordensmeisler 
ein Lehen erhielt, leistete als Vasall demselben den 
Diensthund Treueid, mit der Verpflichtung persönli- 
chen Ritterdienstes uud des Unterhalts auf eigene Ko- 
sten einer bestimmten Zahl gewaffneter Knechte zur 
Vertheidigung des Landes; bei Feldzügen ausserhalb 
der Grenzen fand eine Entschädigung Statt. Dafür er- 
hielt aber der Vasall den unbeschränkten Bcsilz des 
ihm crthciltcn Lehens, genoss aller Einkünfte, Zehnten 
U s. w. von demselben, und hatte die Gerichtsbarkeit 
über die auf seinem Lehen lebenden Bauern ("*). 

Anfangs war das Erbrecht in den Lehen sehr be- 
schränkt. Die gewöhnlichen Lehen gingen nur auf die 
Sohne über und bei den Lehen zur samenden Hand nur 
auf diejenigen, welche die gemeinsame Investitur der- 

(*) Mittleres Ritterrecht Kap. 7, 61. 
("j MilUeref EiUerrecbt Kap. 3, 343. J 
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selben erhielten. Das Recht über das Lehen zu schalten 
war zugleich an folgende Bedingungen geknüpft: 1) bei 
Verkauf oder Verpfändung eines Lehens musste vorher 
dem Landesherrn darüber vorgestellt, ihm dasselbe an- 
geboten werden; 2) bei jedem Uebergange eines Le- 
hens war der neue Besitzer desselben verbunden vom 
Landesherrn die Investitur zu erlangen. Allein diese 
Beschränkungen konnten nicht lange bestehen bleiben 
bei dem stetigen Bestreben der Vasallen, volle Freiheit 
in der Disposition über das Lehen zu erwerben und 
dasselbe nach Erbrecht ihren Nachkommen in den ent- 
ferntesten Verwandschaftsgraden zu hinterlassen. So 
ertheilte im Jahre 1457 der Erzbischoff Sylvester sei- 
ner Ritterschaft, nach dem Vorbilde des Harrisch-Wie- 
riseben Rechts , das Erbrecht im Lehen bis ins fünfte 
Glied beiderlei Geschlechts, und seinem Beispiele folg- 
ten allmählich auch die übrigen Livländischen Landes- 
herren. Bei dieser Gelegenheit bestimmte der Oesei- 
sche Bischoff Kiewel im Jahre 1524, dass eines solchen 
Erbrechts im Lehen weder die Bürger noch die Bauern, 
überhaupt nicht die Unadligen, gemessen sollten. Der 
Bischoff von Dorpat, Gellinghausen, erweiterte dagegen 
1540 dieses Recht auch auf die Bürger der Stadt Dor- 
pat, die durch Erbrecht in den Besitz von Lehngütern 
gekommen wären (*). In Beziehung auf das Disposi- 
tionsrecht über die Lehen, wurden im Anfange des 
XVI Jahrhunderts die Vasallen von der Verpflichtung, 
dieselben beim Verkaufe vorgängig dem Landesherrn 

(•) Vergielcho die Urkunden des B. D. 8yUester ▼. 1457, def Oesel- 
sehen Bise hoff« Eiewel t. 1514, des DorpUchen Bischoffs G«lltnf häu- 
ften f. 1540, de» 0. M . Brüggen«! v. 1546. - De im XVI Jahrhunderte 
die engere Idee ton der notwendigen Ebenbürtigkeit der Ehen des 
Adele langst völlig ausgebildet war, so sind unter den durch Erbrecht 
Lehen erlangenden Burgera wohl wahrscheinlich die städtischen ritter- 
büriigea Patriiierfamilien zu verstehen. 
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anzubieten, befreit (*). Auf diese Weise verloren die 
Lehngüter am Ende dieser Periode ihren früheren 
Charakter. Nach Erbrecht auf die entferntesten Glie- 
der übergehend, konnten sie fast gar nicht mehr heim- 
fallen. 

Jedem Vasallen standen in den Grenzen seines Le- 
hens das Jagd «und Waldrecht, so wie überhaupt alle 
Nutzungsrechte zu, die mit dem Eigenthurae verbun- 
den sind (**). Der eigentliche Handel war den Vasallen, 
wie überhaupt den Gliedern der Ritterschaften, nicht 
gestattet, wohl aber konnten sie die Erzeugnisse 
ihres Bodens für baares Geld an fremde Kaufleute ver- 
kaufen ("*). 

b. In Beziehung auf Abgaben und Obliegenheiten. 

Auf Verlangen des Landesherrn mussten die Vasal- 
len, so wie überhaupt alle besitzlichen Glieder der Kit- 
terschaft, Kriegsdienst leisten. Dagegen waren sie aber , 
von allen Abgaben und ungewöhnlichen Auflagen be- 
freit, sowohl in Betreff ihrer Person, als ihres Eigen- 
thums 

c. In Beziehung auf peinliches Gericht und Verfahrcp. 

In beiden Beziehungen hatten die Glieder der Ritter- 
schaften das Recht, nur von ihren eigenen Gerichten 

(*) Vergleich» die Urkunden der Erzbisch6ffe Linde y. 1543, Blan- 
ckenfeld t. 1524, Schöning t. 1S3t, des Oeseischen Bischoffs Kiewel t. 
1524, des Dorptschen Bischoffs Gellinghauseu v. 1540, des O. M. Brfig- 
genei y. 1546. 

(*•) Vergleiche die Urkunde Sigismund August's vom 88 Noyember 
1561. Dieselben Rechte standen auch den Besitzern Ton Allodien zu. 

("•) Vergleiche den Vertrag Revals mit der Harrisch-Wierschen 
Ritterschaft y. 1543. 

(••**) Vergleiche die Urkunde de» Oeseischen Bischoffs Wilhelm y. 
1531, den Pernausehen Landtagsschluss y. 1552. Auf den allgemeinen 
Lirländischen Landlagen bewilligten aber bisweilen die ritterschaftli~ 
eben Abgeordneten des ganzen Landes eine einmalige Beisteuer, z. B. 
auf dem Landtage in Riga 1557. 
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gerichtet zu werden, und waren frei vom Gefängnisse 
vor gesprochenem Urthcile (*). 

IV. Der Bauernstand. 

1. Verwandlung der Eingeborenen des Landes 

in Lc ibeigene. 

Bischoff Berthold, die Liven unterwerfend, belegte 
sie nur mit einer Abgabe in Getreide; aber schon sein 
Nachfolger Albert führte den Zehnten eiu, theiltc alle 
Landschaften der von ihm unterworfenen und bekehr- 
ten heidnischen Stämme in Kirchsprengel, denen er 
Vögte vorsetzte. In der Absicht die von ihm getroffenen 
Einrichtungen dauernd zu machen, theilte er den 
Kreuzfahrern Landbesitz aus und legte damit den Grund 
zur Knechtung der Eingeborenen. Das Schicksal der- 
selben war verschieden, je nach dem Grade ihres Wi- 
derstandes. Die Esthcn und Semgallcn, die am hartnac- 
kigsten ihre Unabhängigkeit verteidigten, verloren 
ihren Grundbesitz und wurden leibeigen. Die Kuren 
und Oeseler, insbesondere aber die Liven und Leiten, 
die sich fast freiwillig unterwarfen, behielten anfang- 
lich ihre persönliche Freiheit und ihren Besitz, von 
dem sie indessen bedeutende Naturalabgaben zu leisten 
hatten (**). Als Beweis hierfür dienen sowohl die mit 
ihnen abgeschlossenen Vertrüge (***), als die Urkunden, 
durch welche Kaiser Friedrich II und die Pabstc Ho- 
norius III und Gregor IX dem Orden die Knechtung 

(•) Urkunden des O. M. Bruggcnei r. 1538, des Dorptscben Bfschofli 
Gellinghausen t. 1540. 

(•*) Vergleiche den Vertrag mit den Kuren 1230 and des O. M. 
Andreas von Velven mit den Oeselem t. 1241. 

(••*) In dem Vrrlrago mit den Kuren t. 1230 heisst es «Pcrpetuam 
Iis indulsimus liberlatera quamdiu eos apostare non contigerit,» — in 
einer Urkunde r. 1234: «Inier hacc omnia salra eril überlas Neophylo- 
rum,»-und in einer audern Urkunde vom nämlichen Jahre: «Libcrlate 
Neophylorum de ipsa terra mauente illaesa». 
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der Eingeborenen verboten und diesen persönliche 
Freiheit, Eigentumsrecht und die anderen Rechte und 
Vorzüge zu sichern suchten, deren sie sich vor der Un- 
terwerfung und vor ihrer Bekehrung zum christlichen 
Glauben erfreut (*). Allein weder die Heiligkeit der 
Verträge, noch die Ermahnungen der Kaiser, noch die 
Drohungen der Piibste konnten das Bestreben der Bi- 
schüfle, des Ordens und ihrer Vasallen hemmen, aus den 
Eingeborenen allmählich Leibeigene zu machen. Die 
häuGgen Aufslände derselben, die meist auch mit Rück« 
kehr zum Heidcnthume verbunden waren, gaben den 
Vorwand und das Mittel die früheren Bedingungen zu 
brechen und schwerere aufzuerlegen. Viel trugen dazu 
bei die Grundlagen selbst des Verhältnisses zwischen 
den Bischöflen, dem Orden, den Vasallen und den Einge- 
borenen. Den Vasallen die Lehen erlheilend, verpflicln 
tete Bischoff Albert sie, die Eingeborenen in gebühren- 
der Untertänigkeit gegen ihn zu halten und von ihnen 
das für seinen Aufwand Nöthige zu erheben. Daher 
hielten sich die Vasallen berechtigt, von denEingebore- 
nen eine gleiche Untertänigkeit für sich zu verlangen. 
Die von Bischoff Albert zum Besten der Geistlichkeit 
und der Vasallen festgestellten Abgaben bestanden an- 
fangs in dem Zehnten, was aber allmählich von den 
Grundherren willkührlich in einen Zins von allem Be- 
sitz der Eingeborenen ausgedehnt wurde. Ihr Eigen- 
thum verlierend, wurden sie selbst allmählich Eigen- 
thum der Besitzer des Landes ("). Denn es gelang 
den Grundherren, sich gegen den Abzug der Einge- 

{*) Bullen Imiocenx III t. 1213, Houorius III v. 122«, Gregor IX 
t. 1237 und 1238. Ueber die Urkunde Friedrich II, siehe Schurxfleisch: 
Historia Ensiferorum p. 2. 

(••) Samson von Himroelsliem. üeber die Aufhebung der Leibeigen- 
schan in den OsUeeprof inzen, mit besonderer Beiichang auf Livland, 
p. 12, 13. 
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borenen durch die sogenannten Einigungen über die 
Ausantwortung verstrichener Bauern iu sichern, die 
sowohl zwischen den Grundherren desselben Territo- 
riums, ab auch zwischen den verschiedenen TerritoV 
rien selbst abgeschlossen wurden (*), 

2. Die yerschieden^n Arten tod Bauern. 

Seit der zweiten Hälfte des XY Jahrhunderts, nach- 
dem die Eingeborenen völlig an die Scholle gebunden 
waren, begann für sie der Name Bauern (Pausrn) (**), 
oder Erbleute aufzukommen. Sic unterschieden sich in 
auf bestimmte Ländereien angesiedelte oder Hakenmän- 
ner und nicht auf diese Weise angesiedelte oder Los* 
diener, Lostreiber (***). Eine besondere Gattung bilde- 
ten die Drellen oder vollständigen Sklaven, die gar 
keine Rechte hatten und vollkommen in der Gewalt 
ihrer Herren standen; diese Eigenschaft erhielten 
Bauern für irgend welche Verbrechen (* # **). 

Indessen wurden nicht alle Eingeborenen Livlands 
leibeigen. Einige wurden w egen dem Orden oder einem 

(*) Solcher Einigungen sind fünf auf uns gekommen: 1) Die »'teste 
Ton dem Dorplscbcn Bischoff Bartholomaus gegen die Mille des XV 
Jahrhunderls abgeschlossen mit seinem Kapitel, dem Abte von Valke- 
na und der Ritterschaft des Dorptscben Stifts (abgedruckt bei Bunge: 
Geschichtliche Entwicklung p. 103). 3) Die Einigung des Ersblschoffs 
Michal mit seiner Ritterschaft v. 149* (gedruckt bei Oelrichs).S) die Ei- 
nigung mischen dem Orden und dem Bislhume Oesel v. 1508. 4) Die 
Einigung Plettenbergs mit dem Stifte Reval und den Rittern und Knech- 
ten ton Barrien und Wierlaudv. 1509.5) Die Einigung des Biscboffs Ten 
Oesel uud Kurland mit seinen Hannen und der Ritterschaft too Bar- 
rien und Wierland f. 1554. Ausserdem enthalten auch noch andere 
Urkunden Bestimmungen über diesen Gegenstand, s. B. die Waimelsche 
Einigung r. 1483, die Landtagsschlüsse von 1414, 1533, 1553. 

(**) Die Bezeichnung «Pauer, Panerachafu kommt zuerst in der WsJ- 

melsehen Einigung von 1483 vor; in dem Privilegium Sigismund 

Augusl's t. 1531 werden die Bauern «rustici* genannt. 

(•••) Siehe die obenaDgeführlen Bauereiniguugen T. 1434, 1503 
U. ff. w. 

(*•••) Arndt II, p. 133 und folg. — Gadebuäch I, 3, p. 81. — Hupel. 
»ord. Miss. Stuck 34 und SS, p. 477 und folg. Neue Hord. Miss. Stuck 
II und IS, p 488 und folg. -Bunge p. 11. 
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Bischoffe geleisteter Dienste von Abgaben und Pflichten 
befreit. Aus ihnen bildete sich der Stand der sogenann- 
ten Freien oder Landfreien, deren Rechte und Pflich- 
ten wahrscheinlich denen der freien Leute in Preusscn 
glichen. Hierher gehören auch die sogenannten Kuri- 
schen Könige, welche in der Gegend von Goldingen le- 
ben und ihre persönliche Freiheit durch alle Zeiten 
der Ordens-, der herzoglichen und der Russischen 
Herrschaft hindurch bewahrt haben (*). 

3 f Entstehung der Leibeigenschaft. 

Bei Ausbildung der Leibeigenschaft entstand diesel- 
be: 1) durch Abkunft von leibeigenen Eltern (**); 2) 
durch freiwilligen Eintritt ("*); 3) durch Verjährung 
zum Besten des neuen Grundherrn, wenn ein entlaufe- 
ner Bauer während dreissig Jahren nicht von seinem 
alten Grundherrn zurückgefordert worden war (****). 

4. Rechte und Pflichten der Bauern. 
Die Bauern durften nicht willkührlich von einem 
Grundherrn zum andern ubergehen; die Entlaufenen 
wurden ungesäumt ihrem rechtmässigen Herrn zurück- 
gegeben (*****), der das Recht hatte seine Bauern mit 
dem Lande zu verkaufen, wenigstens die Drellen aber 
auch ohne Land (***"*). Der Bauer konnte nicht 
unbewegliches, sondern nur bewegliches Eigenthum 
besitzen (**•****), welches im Fall kinderlosen Todes 
an den Erbherrn fiel (•*•••"•). 

(*) Du Inland für 1836 N* 4 und 5. 
<•*) Einigung t. 1494 8 8. Bunge p. 11. 
(••*) Mittleres Ritler recht Kap. 816. 
(••*•) Einigung t. 15098 7. 
(***••) Vergleiche die verschiedenen Einigungen. 
(•••*••) LandtagMchluss von 1484; Bunge p. 13. 

Vergleiche U elmer sen 88 61 and 147. 
(-•*•*•*•) Wieck • Oeseisches Lehnrecht Kap. 1,88; Prir. Sigismund 
August'* Tom 88 Notember 1561 8 83. 



Der Grundherr konnte den Bauern alle mögliche Arbeit 
auflegen und nach Willkühr Frohndienste von ihnen 
verlangen. Die peinliche Gerichtsbarkeit über von 
Bauern begangene Verbrechen kam den Grundherrn 
zu. Doch konnten diese von sich aus nur Hauszuchl 
üben bei Nachlässigkeit und Ungehorsam. Wegen wirk- 
licher Verbrechen dagegen, mussle das Halsgericbt vom 
Grundherrn im Beisein des landesherrlichen Vogts und 
mit Zuziehung der ältesten Bauern, als Geschworenen, 
gehalten werden (*). 

5. Beendigung der Leibeigenschaft. 

Die Leibeigenschaft horte auf: 1) durch Freilassung; 
2) durch Verjährung, wenn der Bauer wenigstens zwei 
Jahre in einer Stadt mit Rigaschem Rechte gelebt, und 
während dieser ganzen Zeit nicht von seinem Grund- 
herrn zurückgefordert worden war (**). 

ZWEITER ABSCHNITT. 

■* 

r % 

Rechte des städtische* Standes. 
T. Rechte des städtischen Standes in Riga. 

1. Entstehung der städtischen Gilden. 

Die gleichartige Lebensweise und ähnliche Beschäf- 
tigung mit städtischem Gewerbe musste die Bürger 
einander nähern und ihnen Anlass geben, sich enger 
aneinander zu schlicssen. Auf diese Weise bildeten 
sich unter ihnen verschiedene Gesellschaften, Brü- 
derschaften, Korporationen, die unter dem Namen 
von Gilden und Zünften bekannt waren (**). Sie 
halten ihre eigene Verfassung, ihre Ordnungen oder 

(*) Runge p. 15 uud 33, Anmerkung 101. 
(*•) Bunge p. 15,10. 

(•••) Vergleiche Arudi H, p. 7.- In der Urkunde Bischoff Albcrts 
1211 heissl es: Keine Gilde darf ohne Bestätigung des B^chüff» gestiftet 
werden. 
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sogenannten S»chra£en, ihre Verwaltungen und Zu- 
sammenkünfte, auf denen die Korporations-Angelegen- 
heiten beralhcn wurden. Solche Verbindungen wa- 
ren dem Mittelalter eigenlhümlich und bildeten sich 
seit dem XIII Jahrhundert in allen Deutschen Städten 
aus. Ihr Zweck war gegenseitige Hilfsleistung, die Un- 
terstützung und Erhallung irgend welchen Gewerbes, 
häufig auch die Verteidigung gegen Bedrückung von 
Seiten der Mitbürger, oder auch irgend ein Monopol. 
Die Handschriften des XIV und XV Jahrhunderts schon 
erwähnen solcher Gilden auch in Riga. Viele derselben 
sind völlig verschwunden, ausser ihren Namen keine 
Spur hinterlassend, andere haben sich bis jetzt erhal- 
ten, besondere Korporalionen in der Stadiverfassung 
bildend. Aus der Korporation der Kaufleutc bildete 
sich die Brüderschaft der grossen Gildc^aus den ver- 
schiedenen Korporationen der Handwerker die klciua. 
Gilde. Die ersle halle als Schutzpatronin die heilige 
Jungfrau Maria, die andere stellte sich unter den Schutz 
Sankt Johannis, woraus dann die Bezeichnungen: ]Jfa- 
ricgnijdc und St. Johannisgildc hervorgingen (*). 

Die Entslehung der grossen und der kleinen Gilde 
fallt in sehr entfernte Zeilen. Die ersten Gilde-Ordnun- 
gen oder Schrägen stammen ungefähr aus dem XIV 
Jahrhunderle, wo sie nach den in den Slädten Münster 
und Soest gelle nden zusammengestellt wurden. Die Ori- 
ginale der ursprünglichen Schrägen existiren nicht 
mehr. Im Jahre 1G10 würden die Schrägen der grossen 
Gilde vom Aeltermannc Fröhlich herausgegeben, mit 
Hinzufügung der in den einzelnen Jahren seit 1354 
mit Zustimmung der Mitglieder gemachten Zusätze. 

(*) Vergleiche die Schraden der grossen und der kleinen Gilde.— Zu 
den jetzt noch in Riga bestehenden Verbindungen gehört auch die Bru- 
derschaft der Schwarzenhaupler. 
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Diese alten Schrägen haben auch bei Abfassung der 
Schrägen für die kleine Gilde als Grundlage gedient, 
deren Herausgabe in die Polnische oder die Schwedi- 
sche Zeit fallt. Aus der Vergleichung der ältesten 
Schrägen mit den im Laufe der Zeit eingetretenen Ver- 
änderungen sieht man, wie diese Brüderschaften all- 
mählich ihren Wirkungskreis ausdehnten und neue 
Rechte erwarben oder sich zueigneten, so dass sich 
Niemand mit städtischem Gewerbe beschäftigen konn- 
te, der nicht Mitbruder einer dieser Gilden war (*). 

2. Eintritt in die Gilden. 

Zum Eintritt in die Gompagnie der grossen Gilde 
musste der die Aufnahme Wünschende das städtische 
y Bürgerrecht erwerben, und dann ein ieugnisÄilreier 
Gildebrüder über ehrliche Herkunft und guten Wandel 
beibringen (**). ; Die Aufnahme geschah mit Zustim^ 
mung der ganzen Genossenschaft, wo dann der Eintre- 
tende eine halbe Mark Silbers zum Besten der Brüder- 
schaft einzahlen musste (***). Handwerker, Geistliche 
und Letten konnten gar nicht in die Gilde aufgenom- 
men werden (*"*). 

Zur Aufnahme in die Brüderschaft der kleinen Gil- 
de, die bloss aus zünftigen Meistern bestand, war 
auch das, vom Rathe zu erwerbende, städtische Bür- 
gerrecht (*****), ein Zeugniss über ehrliche Her- 
kunft (""**), die Einzahlung eines bestimmten Ein- 



(*) Vergleiche die Urkunde des 0. M. Brüggenei IUI. 
(**) Vergleiche die alten Schrägen der grossen Gilde, g S. 
(•*•) Ebendaselbst, S I. 

(•"♦) Ebendaselbst S S. Oarüber, dass das Wort «Uendeutsche» hier 
Leuen bedeute, rergleiche die Resolution U August 16»7. 
{ ) Vergleiche die Urkunde Plettenberg s t. 1510. 
("'*'*} Vergleiche die Schrägen der kleinen Gilde, 1 3. 
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tritts- oder Brudergeldes (*) und die vorgängig zu er- 
werbendeyMeisterschafl in irgend welcher Zunft erfor- 
derlich. 

» 

3. Verwaltung und Verfassung der Gilden. 

Die Compagnie, sowohl der grossen als der kleinen 
Gilde, ward jede von ihrem Aeltcrmanne und ifefen 
Aeltesten verwaltet, die sie aus ihrer Milte erwählten 
und welche dann die Aeltestenbank der einen oder der 
andern Gilde bildeten (**). Dieselben waren die Ver- 
treter ihrer Gilden, und nahmen an den Berathungen 
des Raths über die öffentlichen Angelegenheiten der 
Stadl Theil (***). In den, nach Bestimmung der Aeller- 
männer (•***) statthabenden, Gildeveraammlimgen ver- 
handelten die Gitdebrüder unter Vorsitz ihrer Aelte- 
stenbank über die Korporal ionsangelegcnheiten, Auf- 
nahme neuer Mitglieder u. s. w., wählten den Aelter- 
mann und die Aeltesten, und verfassten die Ordnungen 
für die Brüderschaft. Diese Ordnungen wurden ge- 
wöhnlich vom Ralhe best&igt. 

Die kleine Gilde bestand aus allen zünftigen Meistern. 
Ausserdem aber vereinigten sich die Meister jedes ein- 
zelnen Handwerks unter einander und bildeten eine 
Zunft. Jede solche Zunft halte wieder ihre eigene Ver- 
waltung und ihre besonderen Schrägen, — war aber 
^dem Rathe untergeordnet, der ihre Schrägen bestä- 
tigte ( ). 

(*) Ebendaselbst, 8 4. 

(**) Alte Schrägen der grossen Gilde St 31, 42; Schrägen der kleinen 
Gilde S 13. 

(*••) Arndt, II, p. 153 fa), SM, 345. 

(•*•*) Alte Schrägen der grossen Gilde 113; Schrägender kleinen 

GÜde S £6. 

(*•***) Vergleiche die Schrägen der einzelnen Zünfte und die Urkunde 
des 0. M. Plettenberg f. 1510. 
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4. Rechte, die der Gcsammthcit der JUgas chcn 
Bürgerschaft zukamen. 

Die Stadtgemeinde wurde vom Rath e^ regiert, der 
unabhängig von den andern Ständen seine eigenen Ver- 
sammlungen und Ordnungen halte. In den ersten Zei- 
ten scheint die Stadtvcrfassung nur für die eigentlichen 
Bürge r (civcs}J)estanden zu haben, die aus ihrer Kor- 
poralion den Rath crwähllen und somit gegenüber den 
Kauflculen (mercalurcs) uud den übrigen Stadtbewoh- 
nern den hexrschenden Stand bildeten. Diese Bürger 
waren wahrscheinlich, ebenso wie in den Norddeut- 
sehen Städten, ritterlichen Standes, und waren daher 
anfangs den Vasallen vollkommen ebenbü rtig und mit 
ihnen gleichberechtigt. In der Folge, bei der wachsen- 
den Wichtigkeit des Handels, verschmolzen sie immer- 
mehr mit dem Stande der Kaufleute und sich endlich 
dadurch völlig von den Vasallen scheidend, bildeten 
sie mit den Kaufleutcn eine eigene Korporalion, deren 
Vorstand derJRalh war, der sich selbst sowohl aus. den 
früheren Bürgern (ciyes), als aus den Kaiijleuten er- 
gänzte. Der Rath war somit der herrschende Stand, 
Tertrat die Stadt in allen Beziehungen, einigle_Rc chls- 
pflege so wie Verwaltung in sich, und war mit einem 
Worte in allen Stadt angclegcnheiten das Haupt -4er 
^ladtbürgerschaft. Seit der Einrichtung der allgemei- 
nen Randlage im XV Jahrhunderte, nahm der R ath 
durch seine Sendeboten (Abgeordnete aus der Zahl der 
Bürgermeister und Rathsherren) an ihnen JJhejl. In_ 
besonders wichtigen, die Stadt selbst betreuenden, An- 
gelegenheiten kamen zu den Landtagen auch Dcputjrte 
der Qilden. B_cidc. Gilden hatten schon im XV, beson- 
ders aber im XVI Jahrhunderle und seit der Reforma- 
tion, einen merklichen Einfluss auf die Verwaltung .der 
SladUflgelegcnheilen, namentlich auch des Ktf4^eu- 
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wescns. Die Gesetzgebung unterlag weniger diesem 
Einflüsse, indem sie vom Kalbe, zum Theil in seinen 
richterlichen JiaAbiJiiiidungcn als oberster GcriiiUfchof 
ausging, zum Theil in selbständig vom ihm erlassenen 
Yc ror dimugea un d B o c timntun gen (* ) . 

Schon bei der Begründung Riga's, thcille BischpJt 
Albrecht der Stadt bestimmte umliegende Ländereien 
zu. Diese bildeten das Patrimonialgebiet (Marchia ci- 
vitatis) und standen unler Verwaltung des Raths und 
des Stadh o^la, welche den bei der Stadt selbst liegenden 
Theil desselben in Parzellen, gegen einen gewissen 
Zins, an Stadtbewohner zur Bearbeitung Überliessenf*). 
Für die Thei Inahme an der Eroberung Qesels, Kur- 
lands und Scmgallcn's erhielten die Bürger (cives) der 
Stadt den dritten Theil dieser Landschaften. Doch im 
Laufe der Zeit gingen fast alle diese Antheilc verloren, 
und der Besitz der Stadt beschrankte sich hauptsächlich 
auf das alte Patrimonialgebiet und die noch im XIII 
Jahrhunderte gemachten Erwerbungen auf dem linken 
Ufer der Düna (*"). Ausserdem besass die Stadt noch 
eine Menge öffentlicher Anstalten, Buden, Häuser u. s. 
w. Von Öffentlichen Gebäuden sind hier besonders zu 
nennen das Rathhaus und die beiden Gildestuben. Die 
Stadt genoss die gerichtlichenStrafgcldcr die 
Accisc vom Verkauf des Meth's und Bier's (*****), die 
Grundabgaben von den Ländcreien des Patrimonialgc- 
bicts und viele andere Einnahmen, namentlich vom 



(•) Urkunden der O. M. Pleitenberg t. 1525, Bruggene! 1535. 

(•*) Vergleiche die Urkunde de» Legalen Wilhelm t. 1880. — Die Be- 
stimmung des Vogts und Raths t. 1839. 

(•**) Vergleiche unter andern die Urkunden des Legaten Wilhelm 
1226, des Rigascheu Bischoffs Nicolau* t. 1831 u. 1838, des SemgalU- 
seben D. Balduin r. 123i. 

('•**) Vergleiche dio Urkunde des O. M. Bruggenel T. 1535. 

(•••••J Die Bullen Sixtus 1Y und Innocem VIII. 
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Handel. Ueberdies wurden auch die Güter dercrblos 
▼erstorbenen Burger zum Besten der Stadt verwandt (*). 
Die Stadt hatte ihr eigenes W appen , welches mit gerin- 
gen Abänderungen auch jetzt noch besteht, und eine 
schwarze flagge weissem Kreuze 

5. Persönliche Rechte der Stadtbürger. 

Wie die bürgerlichen, so unterlagen auch die peinli- 
chen Sachen der Bürger nur der Gerichtsbarkeit der 
Stadt (d. h. des Sladtvogts und des Raths) nach städti- 
schen Gesetzen, ausser wenn ein Bürger ausserhalb 
der Stadtjurisdiktion ein Verbrechen beging. Bloss die 
Glieder- der grossen und kleinen Gilde waren berech- 
tigt in Riga städtisches Gewerbe zu treiben (**'). Die 
Stadlbü-ger hatten das Recht freier Schiffahrt auf der 
Düna (**"*), und ungehinderten Verkehrs durch ganz 
Livland, wie zu Wasser, so zu Lande (*"**), unterlagen 
auch nicjjt dem Strandrechte f*'***). Das Recht Bißr_und 
Metb- zu brauen war ausschliesslich den Gliedern der 
gmsqn^GUdß-Yorbehallcn, die dafür zum Besten der 
Stadt eine vom Rathe festgesetzte Abgabe zahlten. 

//. Rechte des städtischen Standes in den kleineren 

Städten Livlands. 
Die Verfassung und die Gesetze Rigas dienten zum 
Vorbilde für den grösslen Thcil der übrigen Livländi- 
schen Städte. Am nächsten standen, vermöge der Wich- 
tigkeit ihrer Städte, die Bürger insbesondere Dorpats, 



(•) Dieselben und die Oelrichichen Statuten VII, cap. X, S 43. 
(*•) Oelrichsche SUtuien IX cap. XIV. In den neuen Statuten wer- 
den die Farben als blau und weiss angegeben. 

(••*) Vergleiche die Erkunde der 0. M. Plettenberg t. 1510, Brügge- 
nei t. 1541. 

(••»*) Arndt I. p. 7, führt eine Urkunde B. Albrechls t. 1108 an. 
{•****) Urkunde des O. M. Mengden T. 1454. 
Urkunde des Legaten Wilhelm t. 1225. 
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aber auch Pernau 's, in Bezug auf Standesrechte— denen 
Biga[s. In allen diesen Städten zerflelcn die Burger, ab- 
gesehen vom Rathe, in zwei Stande: die Korporalion 
der Kaudeute und die der Handwerker, meist als gros- 
se und kleine Gilde unterschieden. Die Rechte jeder 
Korporation wurden von ihrer Aeltestenbank gehütet. 
Die Versammlungen dieser Brüderschaften glichen den 
Rigaschen, sowohl in ihrer Zusammensetzung, als in 
den Gegenständen ihrer Thätigkeit. Eine jede Stadt 
wurde von ihrem Rathe verwaltet, der verhältnissmas- 
sig dieselbe Stellung hatte, wie der von Riga. Eben so 
erhielt jede Stadt, bei ihrer Stiftung oder in der Folge, 
Ländereien, Wiesen und Weiden zur Nutzung der 
Stadt zugetheilt, — wozu noch einige andere Einnahmen 
kamen. 



ZWEITES KAPITEL- 

Slandesrechte in Esihland zur Zeit der Dä- 
nischen und dann der Ordensherr schaß. 

erster Abschnitt- 
Rechte DER LANDLICHEN STANDE. 
I. Die Geistlichkeit. 

Die Geistlichkeit in Esihland stand unter der beson- 
deren Regierung des Bischoffs von Rcval, als ihres Dio- 
cesans, und seines Kapitels. Die Einrichtung dieser 
Regierung beruhte auf den kanonischen Regeln der 
Lateinischen Kirche. Der BischofT von Rcval hatte nicht 
gleich den Livländischen Bischöffen die Landeshoheit 
in seiner Diöcese. Er und sein Kapitel besassen nur 
einige, indessen sehr bedeutende Güter, die von den 
Dänischen Königen zu ihrem Unterhalte angewiesen 

7 
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worden, oder die sie selbst später dam erwarben. 
Auch erhielten sie anfangs den Zehnten von allen be- 
bauten Ländereien in Esthland, der im zehnten Korn 
yon den Ernten bestand. Allein schon im XIII und 
später im XV Jahrhunderte ward der Zehnte, sowohl 
von Hingst bebauten, ab von eben urbar gemachten Län- 
dercien völlig aufgehoben, indem die Ritterschaft von 
Harrien und Wicrland den Bischoff und das Kapitel 
dafür mit Landgutern entschädigte (*). Im Jahre 1542 
endlich ward auch das sogenannte Sendkorn (eine dem 
Bischoflc für Visitation des Landes zu zahlende Korn- 
Abgabe), welches gleichfalls schon im XV Jahrhunder- 
te verringert worden war, gegen eine einmalige Zah- 
lung von 6000 Mark Rigisch aufgehoben (**). — Dass 
aber der Bischoff von Reval doch den Reichsfursten- 
stand erlangte, auch von Anbeginn der allgemeinen 
Livländischen Landtage an denselben Theil nahm, — 
und wie sich die Gerichtsbarkeit in seinem und der 
Geistlichkeit Verhältniss zur Ritterschaft gestaltete, — 
.darüber ist das Nöthigc in der Ucbersicht der An Hange 
und allmählichen Entwickelung der Behördenverfas* 
jsung im Ostseegebiete gesagt worden. — Obwohl die 
Reformation in Esthland nicht so schneller Eingang 
fand , als im übrigen Livland, so waren diese Gegen- 
den doch am Ende der Periode völlig protestantisch, 
so dass durchaus gar keine Römisch- Katholische Geist- 
lichkeit mehr übrig blieb. 



(•) Vergleiche die Vertrage des Revalschen Bischoffs Johann t. 11SO 
u. 1181, so wie eines andern Rcvalschen BischoOs Johann v. 1410, mil 

der Ritterschaft. 

(**) Vergl. den Vertrag des Bischoffe ton Reval Arnold mit der Rit- 
terschaft t. 1549.— Vergl. überhaupt: Brevem. Urkunden sur Geschieh* 
te des Bislhums Reval (Archiv für Geschichte u. s. w. I, p. 139-311). 
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//. Die Vasallen. 

1. Korporationsrechte der Vasallen. 

Die Rechte und Pflichten der Vasallen in Harrten 
und Wieriand waren im Allgemeinen dieselben, wie 
in den übrigen Theilen Liylands. Bei der Entfernung 
dieser das damalige Esthland bildenden Landschaften 
vom Sitze der Dänischen Könige, entwickelte sich in 
ihnen die korporative Verfassung der Vasallen viel 
früher (*). Letztere wurden regiert durch ihre Räthe 
(Landesräthe), die zugleich für sie die höchste richter- 
liche Instanz bildeten, und versammelten sich zu be- 
sonderen Ausschreibungen oder zu den Manntagen, um 
über ihre gemeinsamen Angelegenheiten zu berathen, 
zu denen, wie in den Livländischen Territorien, auch 
die Gesetzgebung gehörte (**). Seit dem Eintritt in den 
Verband der Ordensländer wurde die schon früher be- 
standene Verbindung Harriens und Wierlands mit dem 
übrigen Ostseegebiete immer enger. Nach Entstehung 
der allgemeinen Landtage, erschienen auf denselben 
stets auch Deputirte, sowohl von dem Landesrathe, als 
von der Ritterschaft aus Harrien und Wieriand, und 
nahmen an allen Verhandlungen und Beschlüssen 
Theil (***). So wie aus der Ritterschaft jeder der bei- 
den Landschaften besondere Deputirte zum Landtage 
geschickt wurden, hatte auch jede ihren eigenen Rit- 
terschafltshauptmann, der die Verhandlung bei den be- 
sonderen Versammlungen der Landschaft leitete und 
die Beiträge zur Gemeindeladc empfing. Schon am En- 
de der Periode haben aber beide Ritterschaften nur 

(*) Vergl. die Verhandlungen mit dem Bischoffe Ton Reval im Jahre 
1159 (ArchiT für Geschichte u. %. w. I, p. 977, N° 4;. 

(*•) Vergl. das im ersten Theile dieses Bandes gesagte, so *ie nament- 
lich die Beschlüsse v. 1306, 1491, 1500 u. s. w. 

(***) Bunge p. 95. Anmerkung 48. 
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einen Rittcrsebaftshauplmann gchabl (*), dessen Stel- 
lung indessen viel unbedeutender als in den übrigen 
Livländischen Territorien war, weil der Landesralh 
eigentlich die Verwaltung der Angelegenheiten in Hän- 
den hatte. Auch ein Ausschuss der Ritterschaft zur 
Verhandlung besonders wichtiger Angelegenheiten 
fand sich vor (**), jedoch ebenfalls mit geringerem Ein- 
fluss, wegen der überwiegenden Stellung der Landrälhe. 
Die den Rittern und Knechten ertheilten Privilegien 
wurden in ein besonders dazu eingerichtetes Ruch ein- 
getragen, w elches das Richtbuch hiess und im Verw ahr- 
sam des Landesraths stand (***). 

2) Persönliche Rechte der Vasallen. 

Die Vasallen, wie überhaupt die Glieder der Ritler- 
schaft, konnten ohne Urthcil und Recht keiner Strafe 
unterworfen, noch an Ehre oder Vermögen gekrankt 
werden. Sie durften nicht gefänglich eingezogen, noch 
in Arrest gehalten w erden, selbst bei Anklage auf Ver- 
brechen gegen den Landesherrn: man musste sie in ge- 
bührender Weise vor Gericht citiren und für das Er- 
scheinen ihr Ritterwort nehmen ('*•*). Konnten sie 
selbst nur von ihres Gleichen gerichtet werden, so 
hatten sie dagegen auf ihren Gütern über die Raucrn 
die volle, sogar peinliche, Gerichtsbarkeit (*****). Sie 
waren frei von jeder Abgabe, Auflage und Obliegen- 



(*) Vcrgl. Archiv 1, p. 309, N° 15, wonach ein Tiesenhausen 1557 
RUlerschafUhauplnoann war. — Brandis. Rillerrecht des Fürstenlhum* 
Eslhen p. 116 (Mon. Liv. anl. III). 

f*) Vergl. die Verhandlungen mit der Stadt Reval r. 1540 wegen Aus- 
antwortung entlaufener Bauern. 

(*■*) Vergl. die Urkunde des Revalschen Komthurs von Scharenberg 
t. 1547. 

(****) Vergl. die Urkunden der 0. M. Plettenberg v. 1507 und Bifiggo- 
nei v. 1538. 

(••**•) Bunge p. 15. 
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heit (*), ausser dem Ritter- oder Ross-Dicnsle, der da- 
rin bestand, dass jeder Ritter oder Knecht auf Auffor- 
derung sich selbst bewaffnen und eine gewisse Zahl be- 
waffneter Reiter, je nach der Grosse seines Gutes, ins 
Feld fuhren musste (**). Nötigenfalls stellte er auch 
Fussvolk aus den Bauern seiner Besitzungen. 

Die Ichnrcchtlichcn Grundsätze stimmten vollkommen 
mit denen in den andern Li v ländischen Territorien 
überein (***). Die Esthländischen Vasallen gingen aber 
in der Ausdehnung des Erbrechts im Lehen den übri- 
gen voran. Noch im Jahre 1329 erweiterte der Dänische 
König Christoph II dasselbe auch auf das weibliche Ge- 
schlecht. Im Jahre 1397 aber erlhcilte der Hochmeister 
Konrad von Jungingen den Rittern und Knechten in 
Harricn und Wierland das Erbrecht im Lehen bis ins 
fünfte Glied in männlicher und weiblicher Linie. Der 
Hochmeister Ludwig von Erlichhausen bestätigte die- 
ses Recht 1452, bestimmte aber, dass sich desselben 
bloss diejenigen Ritter und Knechte erfreuen sollten, 
die in Harrien und Wierland sassen und ihr Brod 
assen, d. h. die cingeborne Ritterschaft beider Land- 
schaften. 

///. Die Bmiern. 

Der Bauernstand bildete sich, ebenso wie im übrigen 
Livlande aus den von Dänen und Deutschen unterwor- 
fenen Eingeborenen. Alles in dem vorhergehenden Ka- 
pitel vom Bauerstande Gesagte bezieht sich auch hierher, 
nur mit dem Unterschiede, dass das Schicksal der 
Esthcn, wegen ihres hartnäckigen Widerstandes und 

(•) Urkunde des O. M. Mengden v. H57. Indessen bewilligten auch 
sie auf den allgemeinen Livliuidischen Landtagen im Nothfallo einma- 
lige Beisteuern. 

(**) Vergl. die Urkunde des Hochmeisters Tusemer v. 1350. 
(**•) Vergl. das Wolde raar-Erichsche Lohnrecht. 



ihrer unaufhörlichen Aufstände, noch trauriger war, 
als das ihrer Nachbaren. Bei der Eroberung des Lan- 
des schon wurden sie in völlige Knechtschaft gebracht 
und die Grundherren erhielten über sie, wie gesagt, 
selbst die peinliche Gerichtsbarkeit. 

ZWEITER ABSCHNITT. 

Rechte des stadtischen Standes in Esthland. 
^A. Reckte des städtischen Standes in Reval. 
1. Die verschiedenen städtischen Gilden. 

Auf ähnliche Weise wie in Riga entstanden und ent- 
wickelten sich Gilden und Zünfte auch in Reval. In der 
sogenannten grossen Gilde hatten sich hauptsächlich 
Kaufleute zusamraengethan, während die Gewerke in 
den kleinen £i]den, des ^eiligen Olaus und des hei Ii- _ 
gen Kaimt, überwiegend waren (*); einige Zünfte gehör- 
ten zu der ersteren dieser kleinen Gilden, andere zu 
der zweiten. JDie in der oberen Stadt (wo der Dom, die 
Kathedrale des Bischoffs, sich befand) lebenden Bür- 
ger bildeten eine besondere Gilde unter dem Namen 
der Domgilde. Sie bestand pur aus den in der oberen 
Stadt wohnenden Handwerkern, und war vöUigjmaJ)± 
hängig, sowohl von den städtischen Gilden, als von der 
städtischen Regieruug im eigentlichen Reval. 

Wie die grosse Gilde, so hatten auch beide kleine 
Gilden ihre besondere Verwaltung, ihre besondere Ge- 
meindekasse, Schrägen und Versammlungen, aufweichen 
letzteren sie unter Vorsitz ihrer Aeltermänner und Ael- 
testen über ihre Angelegenheiten sich beriethen. In den 
auf die ganze Stadt bezüglichen, nahm jede Gilde an 
den Verhandlungen desRaths, durch ihre Aeltestenbank, 
den von der Verfassung bestimmten Antheil. 

(•) Vergl. die Urkunde des ReYtlschen Eomlhurt ton Scharen berg 
t. 1UT. 
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2. Eintritt in die städtischen Gilden und Rechte 

derselben. 

Die Aufnahme in die Gilden geschah auf den Ver- 
sammlungen der Gildcglieder, sobald der die Aufnah- 
me Wünschende die in den Schrägen jeder Gilde auf- 
gestellten Bedingungen erfüllte. In die grosse konn- 
ten hauptsächlich bloss Kaufleute, in die beiden klei- 
nen vorzugsweise nur Handwerksmeister je nach den 
Zünften eintreten. Ausserdem war die Aufnahme 
überall bedingt durch ehrliche Herkunft, guten Leu- 
mund und Einzahlung des Eintrittsgeldes (*). Der Ein- 
tretende ward sofort als Gildebruder angesehn und 
nahm an allen Rechten der Glieder seiner Gilde The iL 
— In Reval hatten dieselben gleichfalls im Allgemeinen 
ausschliesslich das Recht, sich mit städtischem Gewerbe 
zu beschäftigen. 

3. Korporationsrechte des städtischen 

Standes. 

Auch in Reval stand die oberste Verwaltung der 
Stadt dem Rathe zu, der sich ebenso wie in Riga aus- 
gebildet hatte und als regierende Korporation den Gil- 
den gegenüber stand. Er war insofern noch enger ab- 
geschlossen, als er sichgur aus der sogenannten Brau-, 
ergilde ersetzen konnte, die, ifie es scheint, mit der 
Zeit an die Stelle der anfänglich allein berechtigten rit- 
terbürtigen Bürger (eives) getreten war (**). Die Kor- 
porationsrechte der Bürger Revals waren, sowohl in 
Beziehung auf Gerichtsbarkeit, Gesetzgebung, Theil- 

C) Vergl. die Schrägen der grossen Gilde, SS I, 3f, 33 und die allen 
Sehragen der Kanul's Gilde, SS 1, S. -Von anderen Gildon ans dieser 
Periode sind noch tu nennen: die Brauergilde und die Brüderschaft der 
Schwarsenhaupter, die beide mit der grossen Gilde in gewisser Verbin- 
dung standen. 

(••) Vergl. Arndt. Beitrage sur Geschichte des Raths zu Reval (Archir 
für Geschichte o, s. w., HI, p. S5-W). 
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nähme an den Landtagen, als auf Einnahmen, Handels- 
rechte u. s. w. vollkommen den Rigaschen ähnlich. 
Nur hatte Reval kein solches Patrimoniaigebiet, son- 
dern bloss W iesen und Weiden für den Gemeindenut- 
zen, — jedoch waren dieselben sehr ausgedehnt. — In 
Beziehung auf die kirchliche Verwaltung hatte Reval 
seihst schon vor der Reformation einen bedeutenden 
Einfluss, indem es bereits im XIII Jahrhunderte das 
Episkopalrecht erworben (*). 

4) Persönliche Rechte der Bürger. 
Wie die bürgerlichen, unterlagen auch die peinli- 
chen Sachen der Bürger nur der städtischen Gerichts- 
barkeit, d. h. dem Vogte und dem Rathe, und wurden 
bloss nach städtischen Rechten entschieden (**). Die 
Ilande Is-und Gc Werbefreiheit war für die Bürger, in 
Grundlage der Schrägen der Gilden und Zünfte, be- 
schränkt. Das Recht des Bierverkaufs gehörte aus- 
schliesslich der Brauergilde, welche später mit der 
grossen Gilde verschmolz. 

//. Rechte des städtischen Standes in den kleinen 

Städten EsthJands. 

Die Rechte des städtischen Standes in den kleinen 
Städten Eslhlands stimmten mit denen in den kleinen 
Livländischen Städten überein. Die Einrichtungen Nar- 
va 's waren in dieser Beziehung wenig von denen Rc- 
val's verschieden. 

(*) Siehe die I'ebcrsicbt der Anfange und der allmählichen Enlwik- 
kelung der Behördenverfassung im Ostseegcbicte. 

(•*} Vergl. die Urkunde K. Erich VI, Y. «79, die Entscheidung de» 
Komlhur's Scharenberg v. 1536. 
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ZWEITE ABTHEILUNG. 

VON DER ALLMAEHLICHEN FESTSTELLUNG 
DES STAENDEREGHTS IN LIVLAND UND OESEL 

SEIT 1561. 

ERSTES KAPlf EL. 

Rechte der ländlichen Stände in Livland. 

ERSTER ABSCHNITT. 

Rechte des Adelsstandes. 
/. Die Zeit der Polnischen Herrschaft. 
In dem Unterwerfungsvertrage von 1561, den Akten 
über die Vereinigung mit Lilthaucn und Polen von 
1506 und 1569, wurden, ausser der allgemeinen Bestä- 
tigung aller alten Rechte und Freiheiten, sowohl der 
Livländischen Ritterschaft, als den übrigen Ständen ins- 
besondere zugesichert (*) : 1) die Freiheit des Augs- 
burgischen Glaubensbekenntnisses ("); 2) das Recht 
auf Deutsche Obrigkeit und die Besetzung der Aemter 
durch mit Gütern angesessene Eingeborene (***); 3) Ur- 
theil und Recht nach Deutschen Gesetzen und alten ört- 
lichen Gewohnheiten bis zur Zusammenstellung eines 
Gesetzbuchs aus Gewohnheiten, Privilegien und Prae- 

(*} Unterwerfungsvertrag p. 6, Urkunde Sigismund August's P. 9. 
(••) Ünterw.-Verlr. P. 5; ürk. Sigismund August'» P. 1; — Ork. Radd- 
?ils, P. 1; Vereinigungsrertrag, P. 7. 

(••*) Crk. Sigismund August's, P. 5; Crk. RadxiYÜ's, P. 4; Verein.- 
Verlr., P. Ö.-Zur Erklärung des hier gebrauchten Wortes «Eingebore- 
ne» (indigena) dient «nempe ex nobilibus, vasallis et cirftatum Senato- 
ribus, membris etiam ordinis, qui muiato. Statu lotos se huic provinci» 
dederint» (P. 7 des Unterwerfungsvertrags), womit diejenigen Perso- 
nen bezeichnot werden, die atleine von der Ritterschaft in das oberste 
Tribunal sollen gewählt werden dürfen. 
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Judikaten (*); 4) Gebranch der Deutschen Sprache 
im Gerichtsverfahren (**); 5) Gründung in Livland 
selbst eines obersten Tribunals als letzter Instanzf"). — 
Ausserdem wurden der Ritterschaft insbesondere zuge- 
sprochen: 1) Im Allgemeinen alle Rechte und Freihei- 
ten des Polnischen und Litthauischen Adels (****)• 
2) Das Erbrecht in den Lehngütern nach Harrisch-Wie- 
rischem Recht (•""). 3) Das Recht Verträge über 
die samende Hand zu schliessen ( ). 4) Die Freiheit 
Ton Abgaben und Auflagen, ausser wenn welche von 
sämmtlichen Ständen bewilligt worden. 5) Die Freiheit 
von Zöllen aller Art(" ). 6) Das Recht der Jagd, der 
Bienenzucht und Brauerei ohne Accisczahlung (* ). 
' 7) Das Recht der bürgerlichen uud peinlichen Ge- 
richtsbarkeit über die auf den Gütern angesessenen 
Bauern 

Seit der Vereinigung Livlands mit Polen verschwin- 
det die, bisher noch vorkommende, Bezeichnung «Va- 
sallen» unter dem Einflüsse der veränderten Umstände 
völlig, und statt derselben wird die Benennung: Livlän- 
dische Ritterschaft oder Livländischer Adel alleine ge- 
bräuchlich. 

1. Die verschiedenen Artendes adligen Standes. 

Der Adel unterschied sich zu dieser Zeit bereits 
nach Nationen; es gab einen Polnischen, einen Litthaui- 
schen und einen Livländischen Adel. Nach dem Gesetze 

O Urk. Sigismund August's, P. 4; Verein .-Vertr., P. 8. 
f) Vereln.-Vertr., P. 14. 

Urk. Sigismund Augurs P. 6; Urk. Raddtir», P. 7; Verein. 
Vertr., P. 18. 

(••••) Urk. Sigismund August's, P. 9; Verein. -Vertr., P. 9—4. 

(*•*•*) Urk. Sigism. Augusl's, P. 19. 

(*•*•**) rjnterw .-Vertr., P. 6; Urk. RadxiTil's, P. 5. 
(** *) Urk. Sigismund August's. P. 14; Urk. Radxirü's P. 9—11. 
(•*••*•*••) Urk. Sigismund August'», P. 7, 91; Urk. Radxml», P. 9, 10. 
( J Ork. Sigismund August », P. 26. 
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genossen alle drei Nationen in allen Füllen gleicher 
Rechte und Vorzage (*). Indessen wurden in den öffent- 
lichen Urkunden jener Zeit unter der Bezeichnung 
«Equestris Ordo» (Ritterschaft) die früheren Ordens- 
glieder und der eingeborene Adel des Ostseegebietes, 
der alte Vasallenstand (Ritterschaft und Mannschaft), 
verstanden, im Gegensatz zu den Pohlischen und LiU 
thauischen Edelleuten (Nobilcs), die sich inLivland nie- 
dergelassen. Diese Polnischen und Litthauischen Edel- 
leute, die sich in Livland niederliessen oder daselbst 
unbewegliche Güter zu zeitweiliger Nutznicssung von 
der Krone erhielten, bewahrten alle Rechte, deren sie 
sonst in Polen und Litthauen sich erfreut. Die Livländi- 
schen Edelleute dagegen, obwohl sie berechtigt waren 
Deputirte auf den Polnischen Reichstag zu senden, ge- 
nossen ihres Standesrechts nur in den Grenzen Livlands 
selbst; in Litthauen und Polen aber wurden sie dessen 
nur durch Indigenatsdiplom theilhaftig (**). 

In dem Projekte zur Ordination von 1598 war be- 
stimmt: 1) Livländische Edelleute, welche in anderen 
Provinzen Litthauens und Polens unbewegliche Güter 
besitzen, sollen zu den dortigen Würden erhoben und 
in Aemtern angestellt werden können. 2) Ncukreirte 
Edelleute sollen als solche in Livland nicht anerkannt 
werden, ausser durch besondere Reichstagsbeschlüsse 
oder einhellige Zustimmung der Livländer (***). — Es ist 
nicht bekannt, ob einer dieser Vorschläge in Ausfüh- 
rung gekommen. Denn fünf Jahre später, im Jahre 
1603, wurde den Livländischen Abgeordneten von Si- 

(*) Ordinacija Zieme Inflanckiey 1598 (Volum, legura II, p. 1474). 

(••) Vergl. das Indigenatsdiplom für Fahrenbach und das dem Riga- 
sehen Bürgermeister Eck ertheillo Adelsdiplom in den Akten der Lil- 
Ihauischen Metrik. 

(•••) Ordination t.1598. 
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gismund III die Bitte abgeschlagen, den Livländischen 
Edelleutcn das Polnische und Litthauische Indigcnat zu 
erthcilen f). Im Jahre 1607 bestimmte der Polnische 
Reichstag, dass die Livländischen Edelleute in Polen 
und Lilthauen unbewegliche Güter erwerben könnten 
mit allen Rechten und Vorzügen des dortigen Adels. 
Doch sollte diese Massregel sich nur auf diejenigen 
beziehen, welche seit den Zeilen König Stephan Batho- 
rns der Polnischen Regierung unerschütterlich treu 
geblieben (*). Eben so gibt es auch keine Zeugnisse 
darüber, ob das Projekt in Ausführung gekommen 
und Gesetzeskraft erhallen, dass neukreirtc Edelleute 
als solche in Livland nur durch besonderen Reichs- 
tagsbeschluss oder mit Zustimmung der Livländer an- 
zuerkennen seien. 

2. Korporationsrechte des Adels. 

Mit der Vernichtung der Selbständigkeit Livlands 
mussten die früheren allgemeinen Landlage aufhören, 
die Manntage aber verschwanden mit der sich ändern- 
den Gerichtsverfassung. Statt ihrer führte der König 
Stephan Balhory im Jahre 1581 in Livland die soge- 
nannten Konvente wegen öffentlichen Bedürfnisses (Con- 
ventus necessitatis public» causa) ein. Ort und Zeit 
dieser Konvente wurden durch besondere königliche 
Urkunden bestimmt. Bei Empfang derselben, berief 
jeder President den örtlichen Adel seiner President- 
schaft zu einem besonderen oder vorläufigen Konvente 
(Conventus parlicularis), dessen Hauptzweck die Wahl 
der Deputirlen (nunlii) für den allgemeinen Konvent 
war. Auf diesem erschienen, ausser den Deputirlen des 
Adels, zwei Depulirte der Stadt Riga, einer des Her- 

(*) Akten in der Litlhauischen Metrik N<> 80 p. 606. 
<**) Ordination v. 1C07 (Volum, legum II p. 1613). 
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zogs von Kurland, so wie je einer von den Städten 
Dorpat, Wenden und Pcrnau. Die Berathungen fanden 
über die königlichen Vorschläge Statt, und unter Auf- 
sicht des Administrators. Im Jahre 1598 wurde diese, 
nach Muster der Preussischen Adclsversammlungen 
eingerichtete, Ordnung abgeändert und bestimmt, das« 
im Falle das Bedürfniss des Staats es erfordere, oder 
bei Annäherung des Termins zur Berufung des Reichs- 
tags, in Livland zeitig ein Scimik (*) zu Wenden ver- 
sammelt werden solle, um die Depulirlen zum Reichs- 
tage, je zwei aus jeder Nation, zu erwählen, d. h. aus 
den in Livland angesiedelten Polen und Litthauern und 
den Livländcrn. 

3. Persönliche Rechte des Adels. 

In Beziehung auf den Dienst. 
In Grundlage der Vereinigungsakten mit Litthauen 
und Polen sollten alle Landesämler in den Grenzen 
Livlands ausschliesslich durch mit Güter angesessene 
Eingeborene Deutscher Herkunft besetzt werden (**). 
Bloss als Ausnahme konnten zur Kriegszeit einige be- 
festigte Schlösser auch Leuten anderer Nation anver- 
traut werden. Allein in der Folgezeit, während der Pol- 
nischen Herrschaft, erfreute sich der Polnische und 
Litthauische Adel nicht nur des Rechts der Anstellung 
in den Landesämlcrn in gleicher Weise als der einge- 
borene Adel, sondern durch die Ordination von 1589 
ward Letzterer gänzlich von der Besetzung der 26 
wichtigsten Starosteien ausgeschlossen (***). Die Ein- 
künfte dieser Starosteien wurden nach vorgängigenj 
Anschlage in drei Thcile getheilt, von denen einer nach 

(*) Zalaszowski. Jus publicum Regni Poloniae. 
(**) Reicbstagsbeslimmung Ober Livland y. 1589 (Volum, legum II, 
p. 1268) Oratio Livonie supplicantts p. 32. 
(•") Oratio Li vom« suplicantis, p. 2*. 
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jährlichem Wechsel an die Polnische oder Litthanische 
Kasse fiel, einer für die Verteidigung Livlands, einer 
für Unterhalt der Starostei bestimmt war. Mit Aus- 
nahme der obenerwähnten, konnten die übrigen Staro- 
gteien und Schlosser auch Livländern anvertraut wer» 
den. Die kleinen Ländereien und Güter wurden in le- 
benslänglichen Besitz Kriegsleuten niederen Grades 
Polnischer, Litthauischer und Livländischer Nation ge- 
geben. Obwohl, in Berücksichtigung mehrfacher Bitten 
der Livländischen Ritterschaft, Sigismund III im Jahre 
1597 versprach, die Bestimmungen von 1589 abzuän- 
dern, — so kam das Versprechen doch erst 1607 inso- 
weit in Erfüllung, dass bestimmt ward, diejenigen Liv- 
ländischen Ede Heute, die sich seit Stephan Bathory's 
Zeit der Polnischen Regierung treu bewiesen, sollten 
gleich den Polnischen und Litthauischen zur Besetzung 
der Starosteicn zugelassen werden (*). 

In Beziehung auf peinliches Gericht und Verfahren. 

In Sachen, die kein Kapitalverbrechen betrafen, 
wurde der eine Bürgschaft beibringende Edelmann 
von persönlichem Arreste befreit. Die städtischen Ge- 
walten und Behörden konnten nur dann Edelicute und 
deren Leute mit persönlichem Arrest belegen, wenn 
dieselben beim Begehen selbst eines Kapitalverbre- 
chens ergriffen wurden (**). 

In Beziehung auf Abgaben und Leistungen. 

Die Livländischen Edelleutc blieben befreit von 
Abgaben und Leistungen, ausser dem Rossdienste, von 
Zöllen und Ac eisen sowohl in Livland, als den andern 
der Krone Polen unterworfenen Ländern, wie auch 

(•) Ordination 1607. 

(•) ReichsUgftbeslimmanc über LUUnd ?. 15« P. 19 (Vol. leg. II. 
p. 10UJ. 
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von jeder Zahlung für das Jagdrecht, die Nutzung der 
Wälder, die Brauerei und Schenkerei in ihren Krügen. 

In Beziehung auf das Vermögen. 
Adlige Güter konnten bis zum Jahre 1581 nur von 
Edelleuten gekauft werden. Im Jahre 1581 gewährte 
König Stephan Bathory, in der zu Drohiczin der Stadt 
Riga ertheilten Urkunde, auch den Bürgern der Stadt 
Riga das Hecht adlige Güter zu erwerben, jedoch nur 
mit Bestätigung des Königs (*). Im Jahre 1582 ward 
durch Beichstagsbeschluss festgesesst, dass zwar adlige 
Güter von Bürgern, städtische von Edelleuten erwor- 
ben werden konnten, , jedoch so, dass die Bürger für 
die adligen Güter auch alle adligen Verpflichtungen, so 
wie die Adeligen für die städtischen Güter die städti- 
schen Verpflichtungen tragen, und beide Stände je nach 
ihren Gütern ihre Gerichtsbarkeit haben sollten (**). 

//. Die Zeit der Schwedischen Regierung. 

1. Die verschiedenen Arten des adligen 

Standes. 

Mit dem Eintritte der Schwedischen Herrschaft ver- 
schwand der Adel Polnischer und Litthauischer Nation 
aus Livland, und es blieb dort nur die alte eingeborene 
Bitterschaft, die, nachdem sie zum Theil schon Karl 
IX gehuldigt, sich von Gustav Adolph ihre alten von den 
Polen so oft gekränkten Rechte und Privilegien wieder 
bestätigen liess. An diese eingeborene Bitterschaft schlös- 
sen sich nun die zur Polnischen Zeit eingewanderten 
Deutschen adligen Familien und die in Livland in jener 
Zeit nobilitirten. Die Schwedischen Konige verliehen 
grosse Besitzungen an angesehene Geschlechter des 
Schwedischen Adels, und in dieser Zahl auch an solche, 



(*) Die Urkunde Stephan Bathory's für Riga t. 1581. 
Reichfiiag9beschluss über Livland v. 158«, S 11. 
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die sich nicht im Lande ansiedelten. Dem Gesetze nach 
waren die Rechte aller dieser verschiedenen Arten 
von Edelleuten gleich. Bei der allmählichen Wieder- 
einführung einer Landesverfassung wurde sogar be- 
stimmt, dass die Landräthe zur Hälfte aus Schweden 
genommen werden sollten (*). Indessen scheint doch 
immer die eingeborene Ritterschaft sich abgeson- 
dert gehalten zn haben (**), überhaupt durchaus über- 
wiegend gewesen zu sein, was schon daraus her- 
vorgeht, dass die Deputirten, deren in den könig- 
lichen Resolutionen Erwähnung geschieht, regel- 
mässig zu ihr gehörten. Auch spricht dafür das Wi- 
derstreben gegen die Einfuhrung der Schwedischen Ge- 
setze und das Festhalten am alten angestammten Recht. 
In den offiziellen Akten wird fast immer von Ritter- 
schaft und Adel gesprochen (***), jedoch, wie es scheint, 
eben so wenig zur Unterscheidung zweier verschiede- 
ner Korporationen, als früher und später durch die 
Bezeichnung: Ritterschaft und Landschaft (****)• Die 
Bitte der Livländer, um Inkorporation in den Schwedi- 
schen Adel, ward von der Regierung abgelehnt ( 
Während die meisten neuerdings nobilirten Deutschen 
Familien im Schwedischen Ritterbausc aufgenommen» 



f ) Besolution, r. 4 Juli 1643, 8 1. 

(**) Man kann wohl mit Wahrscheinlichkeit annehmen, dass die Bit- 
ten um Wiedereinführung eines Landesraths, eines RitterschaHshaupU 
mäuns, der Landtage, der Abfassung eines besonderen Gesetibucbs aus 
den alten Rechten, wohl nur von ihr ausgegangen sein können. 

(***) Vcrgl. die meisten Resolutionen von der vom Ii Okt. 1642 an. 

(****) In GustaT Adolph'sBestatigungsurkunde vom 18 Mai 1629 wer- 
den die alten Rechte und Freiheiten der Ritterschaft und Landschaft in> 
Livland bekräftigt; auch in den nächst folgenden Resolutionen ist von 
Ritterschaft und Landschaft die Rede. In der Landtagsordnung v. lf>47 
heisst es bald Ritterschaft, bald Ritterschaft und Landschaft. In der 
Resolution v. 31 Okt. 1662 wird auch von «Ritterschaft und Adel in 
Schweden» gesprochen. 

(•••••) Resolution 23 Nov. 1660, P. 2, und 31 Oct. 1662, P. t. 
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wurden, geschah dies mit dem alten eingeborenen Adel 
nur wenn er in Schweden Güter und Würden erwarb. 

2. Korporationsrechte des Adelsstandes. 

Die Landtage. 

Der Livländische Adel (in der Landtagsordnung von 
1647 bald als Ritterschaft, bald als Ritterschaft und 
Landschaft bezeichnet) versammelte sich alljährlich zum 
Konvente oder Landtage in der Stadt Riga (*)* Die 
Berufung des Landtags gebührte dem Generalgouver- 
neur oder dessen Stellvertreter, nach vorgangiger Be- 
ratung mit den Landrathen (**). Auf dem Landtage er- 
schienen alle im Lande Eingesessenen (***), unter An- 
drohung einer Strafe für Nichterscheinen ohne gesetz- 
liche Gründe. — Die der Landtagsberathung unterlie- 
genden Gegenstande waren: 1) Landesahgelegenheiteri, 
die sich insbesondere auf den Adel bezogen. ^Vor- 
schläge, die dds Wohl und die Verbesserung der Lage 
Livlands betrafen. Beschlüsse von einiger Wichtigkeit 
wurden der Regierung zur Bestätigung unterlegt. 
Rechtssachen konnten gar nicht von dem Landtage ver- 
handelt werden (****). — Das Verfahren auf den Landta- 
gen, die Verhandlungs weise, die Art der Bcschluss- 
nahme und die Ceremonicn beim Schluss des Landtags 
sind in der Landtags-Ordnung v. 5 September 1647 
festgestellt. Dieselbe war auf einem früheren Landtage 

(*) Resol. r. 4 Juli 1643, P. 1. — Die Landtage scheinen ana den 
Versammlungen der eingeborenen Ritterschaft entstanden und mit dem 
Beginn der Schwedischen Herrschaft gesetzlich geworden iu sein. 

(**) Resolution T. 6 Aug. 1634, S 7.— Landtags-Ordnung T. 1647, 6 1. 

(***) Landtags Ordnung y. 1647,6 9.— Unter diesen Eingesessenen des 
' Landes ist wohl nur der beslUlicho Adol zu versleben, wie daraus her- 
vorgeht, daäs immer blosr ton der Ritterschaft und Landschaft die Re- 
de ist. Vergl. auch die Verordnung y. 10 Dee, 1694, M 8, IS. 

(••••) Resol. y. 4 Juli 1643,11. 

8 
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bsschlosscn ('), auf Befehl des Gencralgouverncurs 
Oxenstierna schriftlich abgefasst, und yon der Königin 
Christina bestätigt worden (**). Sie wnrde zum Theil 
durch die Verordnung vom 20 December 1694 bedeu- 
tend modificirt; indessen sind, nach Wiederherstellung 
des alten Landesstaats durch Peter den Grossen, die ur- 
sprünglich festgestellten Regeln in die Landtagsordnun- 
gen von 1742, 1759, 1802 und 1827 übergegangen und 
sind grösstenteils bis jetzt in Kraft. 

Der Ritterschaftshauptmann. 

Im Jahre 1634 ward auf Bitte der Livlandischen 
Ritterschaft derselben zugestanden, wieder einen Rit- 
terschaftshauptmann (**') oder Landmarschall und einen 
Sekretair zu wählen. Ersterer ward anfangs nur auf ein 
, Jahr gewählt und vom Generalgouverneur bestätigt (****). 
In der Folge aber (im Jahr 1648) ward bestimmt, dass 
er auf drei Jahre gewählt werden solle (*****), was auch 
noch jetzt beobachtet wird. Seine Verpflichtung war 
die Verhandlungen des Landtags zu leiten, die dort 
gefassten Beschlüsse in Ausführung zu bringen, und 
überhaupt die Ritterschaft zu vertreten (*•"**). 

H Vergl. Eingang rar Landlags-Ord. t. 1647. 

(••) Landlags-Ordnung, welch« auf J. K.M. gnadigste RatiflkaUen der 
Generalgourerneur hat abfassen und publiciren lassen in Riga, den 5 
Sept. 1647. 

(•*•) Das Amt eines Rittcrschaflshauptmanns hatte in Lirland auch 
wahrend der Polnischen Herrschaft fortbestanden, und war erat im 
Jahre 1599Ton der Polnischen Revisionskommission abgeschafft worden. 
Vergl. Gadebuseh. II, S, p.«16, S17. Dies beweist zugleich, wie die ein- 
geborene Ritterschaft Irotx aller Veränderungen sich lusammengebaltea 
hatte. Der letale Riterschaftshauplmann war damals ein Tieaeohauaen. 

(*••*) Resolution r. 0 Aug. 1634, p. 7. — Landtag s-Ordnung r. 1647, 

sa. 

(*♦***) Reeol. t. 17 Aug. 1648, f 4. 
( ) Betol.T. 4 Juli 1643, S f. 
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Das Landrathskollegium. 

Im Jahre 1643 ward auf Bitte der Ritterschaft ein 
Landesrath errichtet, der in der Folge als Landraths- 
kollegium bezeichnet wurde. Dieser Landesrath sollte 
aus sechs besitzlichen Edelleutett, zu einem Livländer 
und einem Schweden aus jedem Kreise, bestehen, die 
auf Lebenszeit vom Adel gewählt und vom Generalgou- 
verneur im Namen des Königs bestätigt wurden. Sie 
hiesson Landräthe und waren yerpflichtet: 1) dem Gc- 
neralgouverneur in Allem beizustehen, was sich auf 
das Wohl des Landes bezog; 2) auf gehörige Leistung 
des adligen Rossdienstes zu sehen; 3) in den Kreisen die 
Beschwerden anzunehmen und auf den Konventstagen 
zur Kcnntniss des Generalgouverneurs und seiner Bei- 
sitzer zu bringen (*).— Im Jahre 1648 wurde die Zahl 
der Landräthe bis zwölf vermehrt, zu vier aus jedem 
Kreise und in gleicher Anzahl Schweden und Livlän- 
der, die mit Gütern angesessen. Drei von den Landrä- 
then sollten stete als Beisitzer dem Hofgerichte beiwoh- 
nen (**). Dem Generalgouverneur wurde zur Pflicht 
gemacht in allen Landesangelegenheiten sich mit den 
Landräthen zu berathen und ihren Rath zu verneh- 
men ('"). 

Die Adelskasse. 
Im Jahre 1643 wurde der Livlfindischen Ritterschaft 
auf ihre Bitte gestattet, eine sogenannte Landlade zu 
bilden, durch Feststellung einer Zahlung von einem 
halben Thaler vom Haken (*"*). Der Generalgouver* 
neur wurde verpflichtet auf die richtige Einzahlung des 
Geldes zu sehen. 

(*) Resolution y. 4 Juli 1*43, S 1. 

(**) Reiol. r. 17 Aug. 164«, SS 9, S. 

(*"•) Reflation t. S6 Not. 1660, SS •-». 

(••'•) MömI. t. IS Okt. 164S n. t. 17 Auf. 1SI8, S 5. 
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Die Adelsmatrikel. 

In die Zeiten der Schwedischen Regierung gehören 
die ersten Projekte zur Aufstellung eines besonderen 
Verzeichnisses oder einer Matrikel (*) aller adligen 
Geschlechter, deren Führung dem Adel selbst überlas- 
sen sein sollte. Die Beweggründe hierfür sind in der, 
auf die bezügliche Bitte der Ritterschaft erfolgten, Re- 
solution der Konigin Christina vom 14 November 1650 
angegeben 8 1: «Demnach J. K. M. vernehmen, dass 
in Livland einige Konfusion und Unordnung darinnen 
eingerissen, dass Viele, so nicht von Adel sind, gleich- 
wohl davor respektiret sein, auch zum Theil grösserer 
Vorzüge und Prärogativen gemessen wollen, als ande- 
re, so entweder von adeliger Geburt und Herkommen, 
oder auch selbslen von hoher Obrigkeit den Adel er- 
worben: So haben dahero J. K. M. da Sie, nebst ande- 
rerer Dero getreuen Unterhanen Wohlfahrt, auch gerne 
sehen, dass der adelige Stand in Livland und dessen 
gutes Aufnehmen und Vermehrung befördert, insonder- 
heit aber, dass dieser Adel bei seinem gebührenden 
Respekt und Houneur konserviret und gehandhabt wer* 
de, demselben eine Ritterbank zu haben gnädigst be- 
willigen und erlauben wollen, auf welcher die ganze 
Ritterschaft und Adel in Livland, so viel derselben Güter 
im Lande besitzen, ihren gewissen Sitz und Stelle haben, 
und darinnen sie ihre Familie und Ahnen anzeichnen und 
distinguiren kann; da sie denn selbst darauf sehen werden, 
dass kein anderer auf der Ritterbank admittiret werde, 
als von dessen adeliger Herkunft sie guten Grund und 
Wissenschaft haben, oder welchem aus Gnade der ho- 
hen Obrigkeit, zum Theil auch seiner Meriten wegen, 

(*) Vergl. jedoeb das oben in Beziehung auf die Ordination Ton t598 
Gesagte, und dann die wenige Jahre früher in dem benachbarten Kur- 
land eingeführte Ritterbanks-Ordnnng. 
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diese Ehre und Dignität konferiret worden» (*). Es 
scheint indessen, als ob die beabsichtigte Niederset- 
zung einer Kommission zur Abfassung eines Verzeich- 
nisses ron Ritterschaft und Adel in Livland nicht in 
Ausfuhrung gekommen (**). Wahrscheinlich lag der 
Grund darin, dass bald hierauf die Königin Christine 
(1653) den Thron dem kriegerischen Karl X abtrat, 
der seine Regierung mit einem Kriege gegen Polen, 
Bussland und Dänemark begann, welcher bis zum Oli- 
vaschen Frieden von 1660 dauerte (***). 

Veränderungen, die am Ende des XVII Jahrhunderts 
in der Korporation Verfassung des Liyländischen Adels 

vorgingen. 

Missverstündnisse zwischen dem Generalgouverneur 
Oxenstierna und dem Adel hatten zur Folge, dass die 
Regentin Hedwig Elconora im Jahr 1662 dem Letzte- 
ren vorschrieb, sich nicht in Regierungsangelcgcnhci- 
ten zu mischen; im Jahre 1690 aber, bei Gelegenheit 
der wegen der Güterreduktion entstandenen Unzufrie- 
denheit, verminderte Karl XI die Zahl der Landräthe 
auf nur sechse (****). Endlich erfolgte eine völlige Ver- 
änderung der adligen Korporationsverfassung durch 
königliche Resolution vom 20 December 1694, in wel- 
cher bestimmt ward: 1) das Landratbskollegium sei 
aufzuheben, weil die von der Schwedischen Regierung 
zur Reihülfe für den Generalgouvcrneur eingesetzten 
Landräthe ihre Gewalt missbraucht; 2) ein neues Ver- 
zeichniss alles Schwedischen und Livländischen Adels 

(*) Buddenbrook Sammlung u. s.w. II, p. 833» 

(••) Vergleiche die Resolution vom 20 Decb. 1694, 8 i. 

(••*) Auffallend erscheint indessen, dass bei der im Jahre 17*7 an- 
gefertigten Rilterbank ausdrücklich Familien Schwedischer Abkunft un- 
terschieden werden, die unter Schwedischer Herrschaft das lndigenat 
erhalten, und solche die in Russischer Zeit dasu gelangt. 

(••*•) Friebe. Geschichte Li»- Ehst- und Kurland s, V, p. ut. 
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sei abzufassen; 3) vom Generalgouverneur solle durch 
Publikat der Landtag berufen werden, auf welchem 
sich alle besitzlichen Schwedischen und Inländischen 
Edelleute zu versammeln hätten. 4) Der Generalgouver- 
neur, oder der ihn vertretende Gouverneur, habe auf 
dem Landtage den Vorsitz zu führen und auf die Ord- 
nung der Versammlung zu sehen. Unter seiner Aufsicht 
solle der von ihm ernannte Landmarschall die Verhand- 
hingen leiten. 5) Der Generalgouverneur habe aus dem 
auf dem Landtage versammelten Adel einige Personen 
zu ernennen, bekannt durch Rechtschaüenheit und Er- 
fahrung, als einen Ausschuss der Ritterschaft. 6) Jede 
zur Verhandlung kommende Angelegenheit sei vorläu- 
fig vom Generalgouverneur zu beprüfen und jeder Be- 
schluss des Landtags ihm zur Bestätigung vorzulegen» 
7) Nach Beendigung des Landtags habe der Landmar- 
schall sein Amt niederzulegen. — Auf Grundlage eines 
königlichen Befehls, setzten die Generalgouverneure 
Hastfer 1695 und Graf Dalberg 1697 — durch Puhli- 
kate alle Livländischen Edelleute auffordernd Beweise 
über ihren Adel beizubringen — eine besondere Kom- 
mission ein, um die beigebrachten Belege und Urkun- 
den durchzusehen. Allein der im Jahr 1700 entbren- 
nende grosse nordische Krieg und die Eroberung Liv- 
lands durch die Russen machten bald den Beschäftigun- 
gen der Kommission ein Ende. 

3. Personliche Rechte des Adels. 

In Beziehung auf die persönlichen Standesrechte r 
hatten die Livländischen Edelleute durchaus keine Vor- 
rechte vor den in Livland angesiedelten Schwedischen. 
Die Bitten des Livländischen Adels, ihm ein Vorzugs- 
recht auf die von der Krone zu besetzenden Aemter 
in den Grenzen Livlands zuzugestehen, blieben unbe- 
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rucksichtigt (*). Trotz aller allgemeinen Bestätigungen 
der alten Privilegien und Rechte der Liyländisehen 
Bitterschaft von Karl IX und Gustav Adolph an (**), 
geschahen doch Eingriffe aller Art, die freilich, wie z. 
B. die Belastung mit Naturalieferungen und kommissa- 
rialischer Justiz, immer als von augenblicklichen Um- 
ständen geboten entschuldigt wurden (***). Was den 
Lehnsbesitz und das Eigenthumsrecht betrifft, so wur- 
den beim ersten Eindringen der Schweden nach Liv- 
land den einzelnen Besitzern die von ihnen besessenen 
Lehen und Güter zugesichert, und ihre Rechte, die, 
wie aus dem oben Gesagten hervorgeht, fast unbe- 
schränktes Eigenthum an den Gütern mit sich brachten, 
mehrfach von den Schwedischen Monarchen bei ihrer 
Thronbesteigung und andern Gelegenheiten bestä- 
tigte***). Dessenungeachtet aber entstanden in Beziehung 
auf den Grundbesitz so heftige Streitigkeiten und eine 
solche Verwirrung, dass eine Gewissheit und Sicherheit 
desselben kaum mehr in Livland zu bestehen schien« 
Diese Lage der Dinge ging aus folgenden drei von der 
Schwedischen Regierung ergriffenen Massregeln her- 
vor: 1) Sie verwandelte die Lehen in Livland, wo längst 
ein besonderes Erb - und Disposition - Recht sich für 
dieselben gebildet hatte, wieder in Mannlehen. 2) Sie 

(♦) Resol. Tom 6 Aog. 1634, 8 6 und r. 17 Aog. 1048, 8 0. Die Bitte 
der Ritterschaft gründete sich auf das PriTileginm Sigismund Angnet'i. 

(••) Vergl. die Verhandinngen mit Karl IX v. 1601. die Urkunde Gustav 
Adolph' s t. 18 Mai 1629. Noch in der Resol. von 10 Mal 1678» 8 1 
versprach Karl XI, dass das Corpus privilegiorum bestätigt und kein 
Eingriff gegen dasselbe stattfinden solle. Dies weiset übrigens darauf 
hin, dass unter «Ritter- und Landschaft» nicht der Schwedische Adel 
in Livland mit verstanden sei. 

(••*) Vergleiche die Resol. t. 31 Okttr. 1668, SS 9, 15 und v. 10 Mai 
1878, 88 1, 83. 

(•—) Vergl. die Crk. Gustav Adolph'» t. 18 Mai 1689, Christina s v. 
6 Aug. 1834 und 4 Juli 1643, Hedwig Eleonore'» v. 83 Not. 1660, Karl 
XI v. 10 Mal 1878. 
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erlheilte das Recht des Besitzes von Landgütern an die 
Stadtbürger Rigas und setzte 3) die sogenannte Re- 
duktion fest. 

Die Verwandlung der Livländischen Lehen in 

Mannlehen. 

Im Jahr 1604 ward auf dem Norköpiriger Reichs- 
tage für Schweden festgestellt (P. 14): 1) dass bei jeder 
Thronbesteigung die Gutsbesitzer verpflichtet sein soll- 
ten, jeder für sich, die königliche Bestätigung ihrer 
Rechte zu erbilten; 2) dass Niemandem gestattet sein 
solle, sein Gut zu verkaufen oder zu verpfänden, bevor 
er dasselbe dem Könige angeboten; 3) dass die Güter 
eines ohne mannliche Erben in grader absteigender Li- 
nie Verstorbenen heim fallen und nicht an Seitenlinien 
kommen sollten; 4) dass wenn der Verstorbene eine 
Tochter hintcrliesse, die Krone verpflichtet sein solle, 
dieselbe auszusteuern, oder wenn ihr Gatte sich dessen 
würdig zeige ihm das Gut als Lehen zu geben, für 
seine männlichen Nachkommen in gerader absteigen- 
der Linie (*). Obwohl, wie gesagt, das alle Livländische 
Erbrecht im Lehen mit den anderen Rechten und Pri- 
vilegien von der Schwedischen Regierung bestätigt 
worden, obwohl der Norköpingsche Reschluss aus einer 
Zeit datirte, wo Livland noch gar nicht zu Schweden 
gehörte,— und obwohl endlich Karl XI im Jahr 167S 
erklärte, dass, dieses Gesetz sich nicht auf Livland be- 
ziehe, weil, selbst zufolge dem denselben Gegenstand 
betreffenden Reichslagsbcschluss von 1C55, jede Pro- 
vinz nach ihren eigenen Rechten zu regieren sei ("), 
so blieb doch dies Alles unberücksichtigt. Nicht nur 
wurde die Verordnung von 1604 bei den von den 

«r 

V\ Vergl. Bupel. Nordische Million Stück 2* und SS. 
(•♦) Resol. r. 10 Mai 1678, S 3. 
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Schwedischen Königen ertheilten Lehen in Livland in 
Anwendung gebracht, sondern eine ähnliche Ansicht 
auch für die frühern Zeiten geltend gemacht, weil sich 
aus dem Mittelalter her noch einige wirkliche Mann- 
lehen erhalten hatten. 

Erlheilung des Rechts zum Güterbesilz an die Bürger 

der Stadt Riga. 

Während der ganzen Zeit der Schwedischen Herr- 
schaft, war es nicht bloss den Schwedischen Edclleuten, 
sondern auch den Bürgern Riga's erlaubt, Güter zu be- 
sitzen, mit denselben Rechten wie die Livländischen 
Ede Heute, jedoch mit der Bedingung, dass sie gleich 
den übrigen Gutsbesitzern die nüthigen Obliegenheiten 
erfüllen und den gewöhnlichen Rossdienst leisten, in 
Beziehung auf den Grundbesitz auch unter der Juris- 
diktion der Landgerichte stehen sollten (*). 

Die Reduktionen. 

Auf dem Reichstage von 1655 ward von den Schwe- 
dischen Ständen beschlossen, jedoch nur für Schwe- 
den (**), die Lehngüter einzuziehen, welche von den 
dermaligen Besitzern ungesetzlich erworben worden. 
Auf dem Stockholmer Reichstage v. 1G81 setzten die 
drei Stände der Geistlichkeil, der Städte und der Bau- 
ern, trotz der Protestationen des Adels, fest: 1) Dass 
alle Lehngüter, die irgcndinal der Krone gehört und 
auf ungesetzliche Weise (d. h. gegen die im Gesetze 
von 16(H enthaltenen und in Schweden immer gesetz- 
lich gewesenen, aber von der Gewohnheit unbeachte- 
ten, Grundsätze) in Privatbesitz gelangt, einzuziehen 

(*) Urk. Gustav Adolph'« für Riga r. 15 September 1611, 8 SC; Resol. 
für Riga t. 31 Octob. 1668, 8 4; Resol. auf die Ritten der Ritterschaft 
v. 31 Okt. 166i, S 16. (Uebrigens gründete sich dieses Recht der Burger 
Riga's auf des Privilegium Slephaneum.) 
Vergl. Resol. v. 10 Mai 1678, 8 3. 
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seien; 2) dass diese Massregel auch auf alle Provinzen 
des Schwedischen Reiches ausgedehnt werden solle. Zur 
Ausführung dessen wurden folgende drei Kommissio- 
nen angeordnet: 

1. Die Reduktionskommission prüfte die Rechte, in 
Grundlage welcher die Güter in den Händen der ge- 
genwärtigen Besitzer waren, und zog alle (nach Obi- 
gem) ungesetzlich erworbenen ein. 

2. Die Liquidationskommission prüfte und lösete die 
Pfandverschreibungen ein, in Grundlage welcher Pri- 
vate von der Krone Güter erhalten. 

3. Die Observationskommission prüfte die frühere 
Verwaltung der eingezogenen Güter und bestrafte die- 
jenigen, die sich Nachlässigkeiten oder Betrügereien 
hatten zu Schulden kommen lassen. 

Die Bitten und Vorstellungen der Livländischen Rit- 
terschaft, diese Massregeln nicht auf Livland auszu- 
dehnen, blieben unberücksichtigt. Die Schwedische 
Regierung gründete ihre abweisende Antwort darauf, 
dass in der von der Ritterschaft angeführten Urkunde 
Erzbischoff Sylvesters der Ausdruck: «bis ins fünfte 
Glied beiderlei Geschlechts» nicht «in ewigen Besitz» 
heisse, sondern wörtlich verstanden werden müsse, und 
dass das Privilegium Sigismund August's niemals von 
der Schwedischen Regierung bestätigt worden sei (*). 
Die Schwedischen Kommissarien erschienen 1681 in 
Livland und begannen sogleich, anfangs nur die zur 
Zeit Karl XI selbst nach Inhalt der Bestimmung von 
1604 ungesetzlich erworbenen Güter einzuziehen, 
später aber überhaupt alle Güter, deren Besilztitel aus- 
serhalb der vom Norköpingschen Reichstage bestimm- 



C) Re*ol. v. 17 Juni 1690 und 10 Hin 1WI. 
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ten Grenzen sich befanden. Auf diese Weise wurden, 
von in Privathänden befindlichen Haken, 522? 
eingezogen, dagegen nur 1021— d. h. ein Sechstel— in 
den Händen des Adels und 79 in denen der Prediger 
gelassen. Die einzige Erleichterung, die vom Könige 
auf vielfache Bitten endlich gewährt wurde, bestand 
darin, dass die Guter, deren Einkünfte 600 Thaler 
nicht erreichten, den frühem Besitzern in ewige Arren- 
de gegeben wurden, mit Erlassung eines Drittels oder 
der ganzen Arrendesumme. Hieraus entstand die Be- 
zeichnung von Tertial-und Gratial-Gütern. 

IIL Seit der Vereinigung mit Russland. 

1. Anfertigung der Adelsmatrikel. — Ritter- 
schaft und Landschaft. 

Am 29 März 1728, stellte die sich zum Landtage in 
Riga versammelnde Livländische Ritterschaft dem Ge- 
neralgouverneur Lascy einige Gesuchsartikel vor, in 
denen sie, auf die Resolution der Königin Christina v. 
14 November 1050 verweisend, die Gouvernements- 
obrigkeit bat: 1) einige Personen aus der Ritterschaft 
zur Abfassung einer nach bestimmten Klassen einge- 
theilten Matrikel zu ernennen, und 2) den Eingesessenen 
im Lande, welche noch keine Beweise über ihren Adel 
beigebracht, vorzuschreiben, dies ungesäumt zu thun, 
weil die Ritterschaft beabsichtige nach Abfassung der 
Matrikel im Ritterhause die Wappen aller Adelsge- 
schlechter aufzustellen. In der vom Generalgouverneur 
am 22 Aug. 1729 erlheilten Antwort heisst es, dass, in 
Berücksichtigung der von dem Adel angegebenen 
Gründe, die Einführung einer Matrikel oder eines Ver- 
zeichnisses der Adelsgeschlechter in Livland gestattet 
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Werde; die zu diesem Eode von der Ritterschaft ge- 
wählten Kommissionsglieder sollten aber dertff£uver- 
nementsobrigkeit zur Bestätigung vorgestellt werden. 
Hierauf machte der Generalgouverneur Lascy durch 
einen gedruckten Befehl v. 17 Nov. 1730 dem Liv- 
ländischen Adel bekannt, dass von Seiten der Staats- 
regierung die Entscheidung für Anfertigung einer Ma- 
trikel eingelaufen, und dass zu diesem Zwecke eine 
Kommision errichtet werde, woher Jeder, der zum 
örtlichen Adel gehöre und seine Eintragung in die 
Matrikel wünsche, im Laufe des Jahrs 1731 für Her- 
beischafTung der dazu nöthigen Dokumente zu sorgen 
habe. In der Folge wurde durch Publikat v. 13 Sept. 
1732 bekannt gemacht, dass die Kommission zur Ab- 
fassung der Matrikel eingesetzt worden, und aus den 
Landrälhen, dem Land marsch alle und einem Gliedc 
aus jedem Kreise bestehe, und dass dieselbe beim Be- 
ginn des Jahres 1733 ihre Sitzungen in Riga eröffnen 
werde. Zugleich wurde ein jähriger Termin sur Vor- 
stellung der Beweise gegeben. Nach Eröffnung ihrer 
Sitzungen fand die Kommission, dass die Anzeigen über 
den Adel nur sehr langsam eingingen und selbst diese 
zum grossen Thcile ohne Beweise, und nur mit Beru- 
fung auf dritte Personen. Daher ward durch Publikat 
vom 6 Februar 1735 neuerdings bekannt gemacht, dass 
als Beweise des adligen Standes angenommen werden 
sollten: 1) sichere und unbestreitbare Notorictät. 
2) Adelsdiplome oder Indigenatsdiplome und 3) das 
Zeugniss wohlbekannter Männer. Zugleich wurde je- 
dem Geschlechte zur Pflicht gemacht nachzuweisen, 
wann und zu welcher Zeit seine Vorfahren unter frü- 
heren Herrschaften in Livland, Eslhland oder auf der 
Insel Ocsel donirte oder gekaufte Güter, Lehn-odcr 
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Allodial- Güter besessen und welc he es jetit selbst noch 
besitze*** so wie auch die Donalions-und Kauf-Briefe 
und andere Dokumente vorzuzeigen. — Dasselbe ward 
im Publikat vom 25 April 1737 wiederholt und ein all- 
endlicher jähriger Termin gestellt. — An die Beprüfung 
der Rechte und Ansprüche auf den adligen Stand ge- 
hend, beendigte am 29 Juni 1747 die Kommission ihr 
Geschäft, welches, laut der ihr gegebenen Instruktion, 
in der Beprüf uug der vorgelegten Dokumente und in 
der Placirung der Adclsgeschlechter nach Klassen, je 
nach ihrer Niederlassung in Livland, bestand. In die 
erste Klasse kamen die Geschlechter, die sich zur Zeit 
der Ordensherrschaft daselbst niedergelassen, an Zahl 
52; in die zweite die Geschlechter, welche das Indigenat 
im Herzogthume Li vi and (*) während der Polnischen 
Herschaft erlangt, an Zahl 16 (**);— in die dritte, die- 
jenigen, welche dasselbe zu Schwedischer Zeit erwor- 
ben, an Zahl 45 (***); — in die vierte die, welche seit 
der Vereinigung mit Russland das Indigenat in Livland 



O Ritlerbank oder Verzeichnis» aller zu dem Korps der Ritterschaft 
des Herzogtums Livland gehörigen annoch subsistirenden adligen Fa- 
milien. Riga den 29 Juni 1747 (Nach einer am S Oktbr. 1760 beglaubig, 
len Abschrift, die dem Justizkollegium der Lii - und Estbländischea 
Sachen übergeben norden). 

(**) In dieser Zahl befindet sich eine Französische Familie «de I« 
Barre» und eine Schwedische: Boye, die beide jetzt in Livland ausge- 
storben. Die übrigen sind thcils in jener Zeit aus Deutschland herüber- 
gekommene, theils damals nobilitirte inländische Deutsche Familien, 
oder aber altadlige Deutsche Geschlechter. 

(•••) Unter diesen sind Schwedische Familien: Slierohjelm, Pistohl- 
kors, Jgelström, Stahrenschild, Güldenhof, Cronmann, Stiernstrabl 
und die aus Schweden herübergekommene Schottische Familie Loewis. 
Von den Schwedischen Geschlechtern sind die beiden ersten noch in 
Livland besitzlich; die Jgelström sind es in Rslhland. 



erworben, an Zahl 59 (*), — im Ganzen 172 Ge- 
schlechter (•*). •« * 

Hiermit war die Grundlage zu der sogenannten Ma- 
trikel gelegt, die, längst beabsichtigt, wie es scheint, 
zuerst im Jahre 1747 vollkommen zur Ausfuhrung ge- 
langte. Seit dieser Zeit begann der Inländische einge- 
borene (d. h. in die Matrikel eingetragene) Adel oder 
die Ritterschaft neue Glieder nicht anders aufzunehmen, 
als nach den in den Landtagsordnungen aufgestellten 
Regeln. In der Landtagsordnung von 1759 (S 4 des Ti- 
tel V) heisst es: «Die Gesuche um das Indigenat müs- 
sen acht Tage vor Anfang des Landtags in der Ritter- 
schafts-Kanzellei eingegeben werden. Welche später als 
acht Tage vor dem Landtage producirt sind, werden 
für das Mal nicht zum Vortrage kommen.»— Von den 
für die Aufnahme gestellten Bedingungen ist nur be- 
kannt, dass der um die Aufnahme Ansuchende vorgän- 
gig die oben angegebenen Beweise seines adligen Stan- 
des beizubringen hatte, nach deren Beprüfung er auf- 
genommen werden konnte. Doch heisst es Titel VI, 812: 
«Ueber die eingekommenen Indigenats-Gesuche kann 
ein jedes anwesende Mitglied der Livländischen Rit- 



{*) Russische Familien sind In dieser Zahlt Scheremetjew, Golowkin, 
Sebafirow, Jagusinsky, Golowla, Bibikow, Maalow, Trubetikoy, Ru- 
mänzow; Schwedische: Posse, Skagh, Gyllenschmidi, Palmbach, und die 
allein jetzt noch besitzliehen Jarmersledt. Dann gehören noch in die Zahl 
die Irländische Familie Läse y, zu welcher unser berühmter General-Feld- 
marschall Lascy gehörte, und die ebenso in Russland damals bochan- 
gesehene Französische Familie ViUeboIt. Einige der ersten waren zu 
jener Zeit in Lirland besitzlich, andere sind et noch jetzt. Die genann- 
ten Schwedischen Familien scheinen in Lirland nicht mehr zuexistiren; 
Lact y mochte wohl nie dort besitzlich gewesen sein; die Villebois ha- 
ben noch jetzt daselbst Landgüter. Bis nun Jahre 1760 waren dann 
noch neun Familien aufgenommen worden, Ton denen iwei Russische: 
Dolgoruki und Woronzow. 

(**) Das Original, von Ii Landrathen, dem Landmarsehalle und 4 
Deputirten unterzeichnet, wird im Archive der Ritterschaft aufbewahrt. 
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terschaft votiren. Es kann aber nicht eher als den fol- 
genden Tag nach geschehenem Vortrage votirt werden. 
Der Kandidat muss, um angenommen zu werden, mehr 
als drei Yiertheile der Stimmen für sich, und weniger 
als drei Yiertheile wider sich haben, wie solches in dem 
festen und einmüthigen Landtagsschluss von 1750 fest- 
gesetzt worden» (*). 

Bald nach der Zeit der Abfassung der Matrikel ward 
von Seiten der Gouvernementsobrigkeit der Name Bit* 
terschaft dem in die Matrikel eingetragenen Adel, der 
eine besondere Korporation bildete, gegeben; unter 
Landschaft ("), oder Landsassen, dagegen, alle nicht zu 
der Matrikel gehörenden Gutsbesitzer verstanden (Her- 
ren Possessores, welche mit Erbgutern angesessen sind 
und nicht zum Korps der Bitterschaft gehören)»; Als Be- 
weis dafür dienen die Akten jener Zeit, wodurch die 
nicht zum Korps der Bitterschaft gehörigen Landsassen 
aufgefordert wurden, einen besonderen Deputirten zur 
Theilnahme ander Abfassung derUloshcnie zu ernennen, 

(*) Dass die Aufnahme aber ganz Ton dem guten Willen der Ritter- 
schaft abhing, scheint übrigens auch aus dem bald darauf ausbrechen- 
den Streite mit den sogenanuten Landsassen herrorzugehen, die meist 
Edelleute waren, und weil sie nicht zur Ritterschaft gehörten, Ton die« 
ser nicht zur Theilnahme an der Wahl too Deputirten für die Gesetz- 
kommission in Moskau zugelassen wurden, anf ihre Besehwerde aber 
die Brlaubniss erhielten, aus ihrer Milte gleichfals einen Deputirten zu 
ernennen. 

(**) Dieser Unterschied in der Bezeichnung ist ursprünglich unrich- 
tig (Yergl. Bunge. LiT-Eslblandisehes Pri Talrecht I, p. 85. Anmerk. cj. 
Ritterschaft und Landschaft bedeuteten bis dahin wohl nur dasselbe, 
als Ritterschaft allein. Derselbe Sprachgebrauch hat in Deutschland 
Statt gehabt, und gleich in der ersten Schwediscfien Zeit werden die 
allen Rechte und Pmilegien der Ritterschaft und Landschaft bestätigt 
(Urkunde vom 18Mai 168«), und ebenso wird in der Landtags-Ordnung von 
1647 bald Ritterschaft allein, bald Ritterschaft und Landschaft gesagt. 
— Yergl. über den Gebrauch des Ausdrucks «Landschaft* Ton Seiten 
der Gourernements-Obrigkeit die Publikate vom 10 Aug. 1767, 29 März 
und 11 Juni 1171, 10 Juni und 17 Okt. im, IS Mal 1770. - Hupel. 
Nordische tfisseUeu, Stück VIII p. 107 und folg. Jetzt werden die nicht 
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in Grundlage des Ukascs von 14 Dcc. 17G6 (12801); 
ebenso und insbesondere der Verlrag zwischen der 
Livländischen Ritterschaft und der Landschaft vom 5 
März' 1774 (siehe weiter unten). 

Als durch Ukas des dirigirenden Senats vom 30 Dcc, 
1785 vorgeschrieben ward, die Adelsordnung in ihrer 
ganzen Ausdehnung auch in Livland einzuführen, so 
traf die Rigasche Statthaltcrschafts -Regierung zu Voll- 
ziehung jenes Ukases unter andern die noihigen Be- 
stimmungen über Abfassung eines adligen Geschlechts- 
buchs, was auch ausgeführt wurde, wie aus dem Be- 
richte der Rigaschen Statthalterschafts-Regierung an 
den Senat ersichtlich ist '(*). Bei Wiederherstellung 
indessen der früheren Behörden und der alten Verfas- 
sung Litdands, schritt der eingeborene Adel wieder 
zur Führung der Matrikel und Aufnahme neuer Glieder 
in Grundlage der alten Ordnung. Nur war durch Ukas 
von 10 Januar 1801 dem Landrathskollegium vorge- 
schrieben, die Livländische Matrikel nach Form der 
Geschlcchtsbücher zu führen, zu welchem Ende diese 
Form publicirt wurde ("). Die Führung und Haltung 



zur Matrikel gehörenden Gutsbesitzer in Livland «Landsassen» genannt. 
(Insofern ist in Deutschland ein Unterschied zwischen Ritterschaft und 
Landschaft gemacht, aber wohl nicht überall durchgeführt worden, als 
aur Ritterschaft alle Rilterbürligen überhaupt, zur Landschaft nur die 
Besitilichen gerechnet wurden, mochten sie nun ritterbürtig sein oder 
nicht. Es scheint aber, als sei ein solcher Unterschied in Livland nicht 
angenommen gewesen, da ohne allen erkennbaren Grund «bald Ritter- 
schaft und Adel», bald «Ritterschaft und Landschaft» bald aRitter- 
schaft», die in offiziellen Aktenstücken gebrauchten Ausdrücke sind). 

C) Dieser Bericht ist aufgenommen worden im Ukase t. 13 Ott. 1777 
(16584). 

(") gammlang der Publikate dor Livländischen Gouternementsre- 
gierung, im Archive der Zweiten Abiheilung 8« K. M. Eigener San- 
sellei. 
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eines adligen Geschlechtsbachs in Livland ging-, unab- 
hängig von der Führung der Matrikel, fort bis zum 
Jahre 1803, in welchem sie bei Gelegenheit der Einsen- 
dang an die Heroldie aufhörte* 

Ueber die Eintragung in die Matrikel und die Auf« 
nähme in die Korporation des eingeborenen Adels (der 
Ritterschaft) ist in der neuesten, im Jahre 1827 von der 
Livlandiscbcn Ritterschaft zusammengestellten, Land- 
tagsorduung f) § 41 gesagt: «Derjenige, welcher um 
das Indigenat bittet, muss, in Gemässheit des Aller- 
höchsten namentlichen Ukases vom 4 Dec. 1796 und 
des Senatsukases vom 9 April 1800, welche beide in 
der Publikation der Gouvernementsregierung vom 6 
Juni 1800 angeführt sind, seine adelige Herkunft 
noch vor dem Ballottement beweisen, Jedoch hat der 
Landtag das Recht in einzelnen besonderen Fällen, wo 
die adelige Herkunft oder Eigenschaft notorisch ist, 
den Beweis zu erlassen, vorzuglich bei Aufnahme durch 
Akklamation, die keinen Widerspruch findet. Ausser 
jenem Beweise, wird auch Erbbesitzlichkeit im Gouver- 
nement dazu erfordert, wovon jedoch der Saal dispen- 
siren kann. Sobald als diesea Erfordernissen wirklich 
Genüge geleistet worden, so hat ein solcher Kandidat 
zu erwarten, dass über ihn ballottirt werde, wobei der- 
selbe, um aufgenommen zu werden, mehr als drei 
Viertheile der Stimmen für sich haben muss. Wenn 
er diese bestimmte Mehrheit der Bälle erhalten, so wird 
er zur Mitbrüderschaft aufgenommen, und empfängt, 
gegen Erlegung von 100 Dukaten ReceptioasgebühlMjm 



(*) LMaudische Landlagtordnung. — Nach dem ursprünglichen EnU 
würfe dei Landtagt rom Jahre 1808 und den Zneatxen der folgenden 
Landtage, im Jahre 18*7 regultrt, und auf Befehl eine* dtrigirende* 
Senate r. 11 Man ISST dnreb die Gouiernenienlwbrifkett beetitift. 
Riga, gedruckt bei Hacker 1818. 

9 
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an die Ritterkasse, ein förmliches Indigcnalsdiplom. » 
Während die Landtagsordnung zur Beprüfung des 
Generalgourerneur's Marquis Paulucci vorlag, ward 
durch einen besonderen Landtagsbeschluss vom 2 März 
1827 bestimmt, dass der vom Aufzunehmenden vor- 
gängig zu verlangende Beweis über seinen adligen 
Stand in Zukunft im Beweise des Adels seines Gross- 
vaters bestehen solle, welche Bestimmung als Anmer- 
kung zugleich mit der Landtagsordnung herausgege- 
ben wurde (*). 

2. Korporationsrechte der Ritterschaft. 

Bis zur Einführung der Adelsordnung. 
Bald nach der Vereinigung Livlands mit Russland 
kam, am 6 Dec. 1710, der erste Landtag der Livländi- 
schen Ritterschaft zusammen. Seit dieser Zeit dauerten 
diese, meist alle drei Jahre wiederkehrenden, Versamm- 
lungen ununterbrochen fort und hörten nur auf im Jah- 
re 1783, als die allgemeine Gouvernementsordnung 
und die dem Russischen Adel erthcilte Gnadenurkunde 
auch auf Livland ausgedehnt wurden. Ueber die be- 
vorstehende Eröffnung einer Landtagsversammlung 
wurde jedesmal von der örtlichen Gouvernemcnlsobrig- 
keit ein gcdruchtcs Publikat erlassen (**). Zum Land- 
tage wurden alle zur Matrikel gehörenden Edelleute be- 
rufen^"), und für das Nichterscheinen derselben oder 

(*) Et.oiu»t indessen bemerkt w<rden, dass, nach Versicherung der 
Glieder der bei der Zweiten Abthviluug S. K. M. Eigenen Kanzellei wir 
Durchsicht der Provinzlalgesetxe der Ostseegouverneroents bestande- 
nen Revisionskommission, diese Bestimmung nicht beobachtet wird. 

(** I Aus den Publikaten drr Gouvernemenisobrigkcil ist ersichtlich, 
das« Landtage unl« r andern eröffnet wurden, am 0 Dec. 1710, tt Juli 
1712,27 Juli 1716, 24 Mai 17*1, 6 Juli 1727, 23 Mai 1730, 30 Dee. 
1736, 22 Not. 1742, 18 April 1750, 3 Sept. 1759, 11 Not. 1764, 3 Oct. 
1771, 21 Dec. 1773, 13 April 1777, 12 Mars 1780, SO Juli 1783. 

(**•) Auch Deputate des Rigaschen Raths erschienen auf dem Land- 
tage. Vergl. Landtagsordnung 1759, Tit. VII, 8 6. 
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ihre Entfernung vor Ende des Landtags war eine 
Geldstrafe festgesetzt. Was die übrigen nicht zur Kor- 
poration der Bitlerschaft gehörigen Gutsbesitzer be- 
trifft, so hcisst es in einem der spätesten jener Publi- 
kate, vom 13 April 1777: den nicht zur Korporation 
der Ritterschaft gehörenden Gutsbesitzern wird es nach 
früherer Gewohnheit überlassen, auf den Landtag zu 
kommen oder nicht, jedoch haben sie sich nach dessen 
Bestimmungen zu richten (*). Gegenstände der Verhand- 
lung auf den Landtagen waren: die Wahlen zu den 
ritterschaftlichen Aemtern, die Vertheilung der Abga- 
ben und Bewilligungen, die Revision der Landlade 
oder ritterschaftlichen Kasse, und Landesangelegenhei- 
ten im Allgemeinen jeder Art. Die Yerhandlungsweiso 
auf den Landtagen war genau bestimmt in der von der 
Livländischen Bitterschaft angefertigten Landtagsord- 
nung von 1759 (•*). Ausserhalb der Landtage wurden 
die Rechte der Livländischen Ritterschaft gewahrt 
durch das Landrathskollegium und den Landmarschall. 
— In den Akkordpunkten von 1710 war von Schere- 
metjcw versprochen worden: das Landrathskollegium 
und dessen Staat wieder herzustellen und der Ritter- 
schaft die ihr in dieser Beziehung von Alters gehören- 
den Rechte zu erhalten (***). Jn der Konfirmation die- 
ses Punkts durch Peter den Grossen ist gesagt, dass es 
im Betreff der Landesverfassung, wie im fünften Ak- 
kordpunkte zugesagt worden, bleiben solle, und der 
Minister S. K. M. Baron Löwenwolde, welcher nach 



(*) Nach der Landtagsordnuug t. 1759, Tilel VI, S 6, haben nur die- 
jenigen an den Wahlen Theil, die zum Korps der Ritlerschaft gehören. 
Die nicht zu demselben gehörenden Besitilichen haben nur beiden 
Bewilligungen von den Baken Stimmrecht, 8 8. 

(••) Die Landiagsordnung Ton 175» ist abgedruckt in Hupel'i Nordi- 
schen Miszelleu VII, p. 11—79. 

(*••) 1710 Juli 4 (9179) P. 5. 



132 

dem Befehl S. M. mit einer besonderen Kommission als 
Bevollmächtigter für Livland ernannt sei, eine ausführ- 
liche Instruktion erhalten habe, um solches in Ausfüh- 
rung zu bringen ('). — Diese im Jahre 1711 nach Livland 
abgefertigte Kommission sollte unter andern die Wahl 
der Landräthe und des Landmarscbails veranstalten, sie 
ins Amt einfuhren, und einen Konvent aus der Ritter- 
schaft und sämmtlicben Gutsbesitzern berufen. In 
Grundlage dessen schritt die Li vifindische Ritterschaft 
sogleich zur Wahl von 12 Landräthen und eines Land- 
marschalb. Im Jahre 1712 ward am 1-sten März (2496), 
auf die Bitte der Livlttndischen Ritterschaft, den Land- 
räthen der Generalmajor s-Rang zugethcilt. Am 8 Marz 
1726 (4848) ward dieser Rang, wie für die Livländi- 
schen, so auch für die Es th Kindischen Landräthc bestä- 
tigt, dem Landm arschalle aber der Obersten-Rang ge- 
geben. 

In diesem Zustande blieb die Landesverfassung Liv- 
Iands ohne alle Veränderung bis zur Einfuhrung der 
Adebordnung. 

Nach Einfuhrung der Adelsordnung. 
Am 30 December 1785 wurde durch Ukas des diri- 
girenden Senats (**) vorgeschrieben: die Allerhuldreichst 
dem Adel und den Städten ertheilten Urkunden in der 
allerschnelbten Zeit in Liv-und Esthland zur gehörigen 
Ausführung zu bringen, und in jedem Falle ohne die 
geringste Ausnahme nach dem genauen Inhalte dersel- 
ben zu verfahren. — Zur Ausführung dieses Refehls die 
nölhigen Anordnungen treffend, berichtete die Rigasche 
StadthalterschaAregierung dem Senate, dass der Riga- 
sche und Arensburgsche (d. h. Oeseische) Adel in ihren 
Versammlungen, sowohl in Beziehung auf die Wahlen 

(*) 1710 Okt. 19 (3304) p. 5. 

(••) Dieser 0k«j fit enthalten In dem Ii Okt. 1TS7 (M&S4). 
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als im Uebrigen, sich in Allem genau nach der Aller- 
höchst dem Adel verliehenen Urkunde und der Gou- 
vernements verodnung gerichtet habe. — Eine Frage war 
jedoch noch unentschieden, in welchem Verhältnisse 
zur neuen Ordnung man nämlich das Landrathskolle- 
gium und den sogenannten Landesstaat lassen könne. 
Zur Entscheidung dieser Frage ward ein besonderer 
Ukas erlassen, am 12 August 1786 (16424), in welchem 
gesagt war: das in den Gouvernements Riga und Reval 
in früheren Zeiten eingeführte [Amt der Landräthe war- 
derdamaligen Verwaltung angemessen, als die verschie- 
denen Theile derselben nicht gehörig geordnet waren; 
jetzt aber, da es Uns gefallen hat, alle Statthalterschaf- 
ten des Reichs mit Verwaltungs-Ordnungen zu versehen» 
kann das erwähnte Amt nicht mehr nothwcndig sein, 
um so mehr als die Erhaltung der Rechte und Interes- 
sen, sowohl nach der Allgemeinen Reichsgeselzgebung, 
als auch nach den besonderen Privilegien verschiede- 
ner Provinzen, der Sorge der von der Selbstherrschen- 
den Gewalt eingerichteten Behörden zukommt; über- 
dies haben Wir durch die von Uns dem Adel des ge- 
sammten Reichs ertheilte Urkunde, demselben verschie- 
dene Vorrechte und Vortheile zueignend, ihnen (d.h. den 
Adelskorporationen der privilegirten Provinzen) die 
Erlaubniss gegeben, sich für ihre Bedürfnisse zu ver- 
sammeln, ihre Gouvernements- und Kreis- Adelsmar- 
schälle zu wählen und für die Abfassung von adligen 
Geschlechtsbüchern Deputirte, mit den Gesetzen über- 
einstimmende Anordnungen zu treffen und über ihre 
allgemeinen Bedürfnisse frei Vorstellungen zu machen, 
nicht bloss dem Generalgouverneur, sondern wie Unse- 
rem Senate, so auch Uns Selbst. Deshalb befehlen Wir: 
dass das Amt der Landräthe in den Statthalterschaften 
Riga und Reval und die sogenannten Landrathskollegi- 



m 

en von jetzt an nicht mehr bestehen sollen. — Auf diese 
Weise wurden von 1783 bis 1796 statt der Landtage 
Adelsversammlungen berufen, in Grundlage der all- 
gemeinen Gouvernements-und Adelsordnung. Diese 
Versammlungen hatten Statt 1786, 1789, 1792, 1795 
und 1796. Aus den dieserhalb erlassenen Publikaten 
der Gouvernementsregierung ist ersichtlich, dass zu 
den Adelsversammlungen alle Personen eingeladen wur- 
den, welche zum Li v ländischen Adel gehörten und dem 
Gesetze nach Stimmrecht hatten. Für das Nichterschei- 
nen war eine Strafe von 12 Rubeln zum Besten der 
Adelskasse festgestellt (*) . 

Nach Wiederherstellung der früheren Verfassung 
Livlands im Jahre 1796. 

In Folge des Ukases über Wiederherstellung der frü- 
heren Behörden und der Landrathskollegien, vom 28 
Nov. 1796 (17584), forderte die Livländische Gouver- 
nementsobrigkeit den Livländischen Adel auf (durch 
Publikat vom 10 December), sich im Januar des folgen- 
den Jahres zum Landtage zu versammeln. In Grundla- 
ge dessen begannen die früheren Landtage wieder und 
dauern bis jetzt. Aus den vor Eröffnung jedes Land- 
tags erlassenen Publikaten der Gouvernementsobrigkeit 
ergibt sich: 1) dass Landtage Statt gehabt haben alle 
zwei oder drei Jahre; 2) dass ausser den ordentlichen 
oder gewöhnlichen Landtagen auch ausserordentliche 
versammelt wurden; 3) dass zu den Landtagen alle 
Gutsbesitzer im Allgemeinen, sowohl nach Eigenthurns- 
als nach Pfandrecht, berufen wurden, dass aber bloss 
die zur Korporation der Ritterschaft gehörigen Perso- 
nen zu erscheinen verpflichtet waren und Stimmrecht 

(*) Publikate der GouTerucroenlsrcgierung v 9 Januar 1786, 7 Aug. 
1780 u. •. w. 
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in allen Angelegenheiten halten (*), während den niehl 
zu der Matrikel gehörenden Possessoren in der Land- 
tagsordnung von 1827, ebenso wie in den früheren, 
Stimmrecht nur in Betreff von Bewilligungen zugestan- 
den war, den nicht besitzlichen Gliedern der Ritter- 
schaft dagegen Stimmrecht in allen Angelegenheiten 
ausser Bewilligungen (**). 

Nach Wiederherstellung der alten Verfassung Liv- 
lands, wurden von der Ritterschaft in den Jahren 1802 
und 1827 neue Landtagsordnungen verfassl. Die letzte- 
re, noch jetzt in Wirksamkeil bestehende, ist bestätigt 
vom damaligen Generalgouverneur, auf Befehl des di- 
rigirenden Senats vom 11 März 1827. — Ausserhalb der 
Landlage ist die Vertretung des Besten und der Inte- 
ressen der Ritterschaft dem Konvente übertragen, der 
aus den 12 Landräthcn, dem Landmarschalle und 12 
Kreisdeputirten besteht, deren Amtsbefugnisse in der 
Landtagsordnung festgestellt sind. 

3. Persönliche Rechte der Edcllcute. 

In Beziehung auf peinliches Gericht und Verfahren, 
Staatsdienst, Abgaben und Obliegenheiten. 

Die persönlichen Rechte und Vorzüge, die dem Liv~ 
Ifindischen Adel in Bezug auf peinliches Gericht und 
Verfahren, so wie in Betreff von Abgaben und Leistun- 
gen zustanden, wurden seit der Zeit des Eintritts in die 
Russische Unlerthanschaft nich bloss erhalten, sondern 
auch durch die allgemeinen Reichsgesetze vermehrt, 
besonders durch die Bestimmungen der Adelsordnung, 
— Was den allgemeinen Staatsdienst betrifft, so wurden 
den Livländischcn Edelleuten im Allgemeinen alle die« 

(*) Auch jetil erschienen wieder Deputirte des Rigaschen Raths auf 
den Landlagen. 

(**) Diese Bestimmungen über das Stimmrecht der nicht besitzlichen 
Glieder der Ritterschart finden sich nicht Inder Landtagsordnung t. 1759 
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jenigen Rechte erlheilt, die dem Bussischen Adel zu- 
kommen (*)• 

In Beziehung auf Vermögen. 

t) Rückgabe der bei der Reduktion eingezogenen Güter. 

Bei dem Eintritte Liv-und Esthlands in die Russische 
Unterthanachaft beauftragte Peter der Grosse eine be- 
sondere Kommission, unter Vorsitz des Baron Löwen- 
wolde, die Rechtsansprüche und Urkunden in Betreff von 
Landgutern zu prüfen, und den früheren Eigentümern 
diejenigen zurück zu geben, welche zur Zeit der Schwe- 
dischen Herrschaft ohne gesetzlichen Grund eingezogen 
worden. — Bei Abschluss des Nystädter Friedens war 
unter andern festgesetzt, dass Jeder — möge er sich in- 
nerhalb oder ausserhalb Landes aufhalten — der in sol- 
chem Falle rechtmässige Ansprüche oder Forderun- 
gen an Güter in Livland, Esthland oder der Pro- 
vinz Oesel habe und sie auf gehörige Art beweisen 
könne, seines Rechts unbestritten gemessen und, durch 
eine ungesäumte Untersuchung und Zeugnisserhebung 
über solche Ansprüche und Forderungen, das Eigen- 
thum an den rechtmässig ihm zugehörenden Gütern 
erhalten solle (**). Zur Ausführung dessen wurden wie 
in Livland, so auch in Esthland, besondere Restitutions- 
kommissionen errichtet (***), welche anfangs in ihrer 
Wirksamkeit der Bestätigung des Senats unterlagen, 
bis am 20 Dec, 1723 (4396) ihnen Torgeschrieben ward, 
dass sie die Güter den rechten Eigentümern, die sol- 
ches mit Dokumenten unbestreitbar ausweisen könnten, 
zurückgeben und in Besitz einweisen sollten, ohne auf 
solche unstreitige Fälle die Konfirmation des dirigiren- 
den Senats abzuwarten; wo aber über Güter streitige 

Pl IT« September 13 (4309), 1798 April * (MM), IT» Mira 14 
(S3S5); 1734 Oktob. 16 (6689). 
(••) 17« August 30 (3819) Art. XI. 

(•*•) 1791 Okt. 16 (3835,; 17S3 Doc. 90 (4396); 1796 IUI 17 (4884). 
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Ansprüche sicii ergaben, solle die geschehene Sentenz 
dem Senate zur Approbation Übersand t werden. — Auf 
die Unterscheidungen zwischen Gratial- und Tertial- 
Gütern, ewigen Arrenden, und Lehngütern nach Nor- 
köpingschem Recht von 1604, nahmen die Kommissio- 
nen bei der Rückgabe gar keine Rücksicht (*). Zu- 
gleich ward Allerhöchst zugestanden, dass die Besitzer 
der Lehen ein für allemal befreit sein sollten von der 
Verpflichtung, bei jedem Regierungswechsel um Bestä- 
tigung ihrer Rechte an den Lehen zu bitten (**). 

b) Streitigkeiten Über das Recht des Güterbesitzes und das Einlösung»- 
recht, bU tarn Kompromiss vom 5 Min 1774. 

In den Akkordpunkten von 1710, P. 19, hatte sich 
die Livländische Ritterschaft das ausschliessliche Recht 
auf den Kauf und das Recht der Einlösung von adligen 
Gütern ausbedungen; zugleich aber waren den Ri ga- 
schen Bürgern, auf die von den Städtischen Deputirten 
vorgelegten Artikel (P. 7), im Allgemeinen alle Rech- 
te, Vorzüge und Freiheiten bestätigt worden, deren sie 
seit Alters genossen. — In Folge dessen entstanden in 
Livland, bald nach dessen Vereinigung mit Russland, 
vielfache Beschwerden und Prozesse über den Güter- 
besitz, weil die Ritterschaft die Bürgerlichen davon 
entfernen wollte, während diese bewiesen, dass sie das 
Recht des Güterbesitzes wahrend der ganzen Dauer der 
Pomischen und Schwedischen Herrschaft gehabt, dass 
Scher emetjew bei Abschluss der Bedingungen irgend 
welche neue Rechte weder ertheilen wollte, noch konn- 
te, sondern beiden Theilen nur das bestätigte, in des- 
sen Besitz er sie fand, und was jedem rechtmässig zu- 
kam. Ausserdem gab die Unbestimmtheit des der RiU 

(*)t7ta Min 1 (iM6); 17«5 Sept. 84 (4781); 1728 Sept. 18 (5330 u. 
5338). 

(" ) 1785 Sept. 84 (4788); 1788 Sept. 18 (5330 u. 5338). 
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terschaft vorbehaltcnen Rechts der Einlösung, welches 
durch keinen Termin begrenzt war, Veranlassung zu 
manchen Missbräuchen und erschütterte, so zu sagen, 
die Sicherheit des Privateigenthums* In Veranlassung 
dessen wandte sich die Livländischc Bitterschaft an 
den Baron Löwenwolde, der von Peter dem Grossen 
zur Ordnung der dasigen Angelegenheiten abgesandt 
worden war. In Uebereinstimmung mit dem von der 
Ritterschaft angezogenen Punkt 19, gab Löwenwolde 
am 28 September 1711 eine Resolution, in welcher ge- 
sagt ist: da, gemäss der wohlerworbenen und bei der 
jetztigen Veränderung der Herrschaft von Seiner Zari- 
schen Majestät bestätigten Privilegien der Bitterschaft, 
sie allein das Becht habe adlige Güter in Livland zu 
kaufen, so sollten in Kraft des 19-ten Punkts der Ka- 
pitulation alle Bürger, welche in früherer Zeit adlige 
Güter gekauft, verpflichtet sein, dieselben den Adligen, 
für den Kaufpreis und Alles was dazu gezählt wird, 
abzugeben. 

Am 1 März 1712 (2496) wurden, auf ein von der 
Livländischen Bitlerschaft eingereichtes Memorial über 
verschiedene Punkte, wegen Abwesenheit des Kaisers, 
vom Fürsten Menschikow die Antworten ertheilt. Im 
9-ten Punkte dieses Memorials deducirte die Bitter- 
schaft, welche sich bemühte die von der Schwedischen 
Regierung an Bürger verpfändeten Güter in Arrende 
zu erhalten: dass die Belassung der Bürger im Pfand- 
besilze gegen die ritterschaftlichen Privilegien sei, denn 
in diesen sei ausdrücklich gesagt» dass Niemand ausser 
einem Adligen Güter im Lande besitzen könne, und in 
der Schwedischen Zeit sei dadurch dem Adel grosser 
Nachtheil geschehen, dass den Bürgern erlaubt worden, 
Landgüter zu besitzen u. s. w. Hierauf sich gründend, 
bat die Bitterschaft um ausschliessliche Berechtigung 
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zum Besitze von Slaatsarrendegütern (*). In der Resolu- 
tion des Fürsten Menschikow ward dem Adel eröffnet, 
dass er immer im Genuss von Staatsarrenden den Vor- 
zug vor den Bürgern haben solle, Seine Zarische Ma- 
jestät aber auch die Bürger nicht kränken wolle. 

Nach der Abfassung der Matrikel im Jahre 1747, 
nahm die Ritterschaft, wie das ausschliessliche Recht 
auf Kauf von Grundeigenthum, so auch das unbeschränk- 
te Recht der Einlösung in Anspruch. Die nicht zur Ma- 
trikel gehörigen Gutsbesitzer, welche seit der Zeit der 
Eröffnung der Gesetzkommission, von 1766 bis 1779, 
die sogenannte Landschaft (") bildeten, erhoben sich 
hiergegen, so wie gegen einige andere Bestrebungen 
des immalrikulirten Adels, und beide streitenden Thei- 
le stellten ihre Beweise dem damaligen Generalgouver- 
neur Grafen Browne zur Beprüfung und Entscheidung 
vor. In Ausführung eines Lkases aus dem dirigiren- 
den Senate, vom 26 Juni 1773, gab Graf Browne am 
5 März 1774 eine kompromissorische Entscheidung 
folgenden Inhalts: Da die Ritterschaft erklärt hat, 
dass sie, zur Wiederhestellung guten Einvernehmens 

(*) Am 5 Dec. 1739 (7901) ward der Oesel sehen Ritterschaft das Vor- 
xugsrecht auf die Kronsarrenden bestätigt, — am 18 Januar 1741 (8319) 
dem eingeborenen Adel in Liv- und Eslhland ein ausschliessliches 
Recht, welcher II Las auch der Oeseischen Ritterschaft lur Nachachtung 
milgetheilt wurde. Am 5 Dec. 1763 (11984) wurde das ausschliessliche 
Recht auf Kronsarrenden, ausser wo dieselben durch Kaiserliche Gnade 
Terliehen wurden, den tu den Korporalionen der Ritterschaften von 
Livland, Estbland und Oesel gehörenden Edelleuten zugesprochen. In 
der Folge, bei Veränderung der für die Domainen bestehenden Verwal* 
Umgsweise, ward für unumgänglich anerkannt, auch die Art und dio 
Bedingungen der Arrendevergebung zu verändern und zwar, sie nicht 
anders als nach .»eist bot iu vergeben. Daher sind durch die Allerh. 
bestätigte Meinung des Reichsraths vom 9 Juni 1840 alle Stände auf 
gleiche Weise zur Erlangung von Kronsarrenden zugelassen. 

(**) Wie bereits bemerkt wurde, war den nicht zur Mairikel gehören« 
den Edelleuten von der Slaatsregierung gestattet worden, einen beson- 
deren Deputirten für die Geselzkoromission zn ernennen. Bei dieser Ge- 
legenheit wählte »ich die Landschaft auch einen eigenen Marschall, 
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and zur Vermeidung von Ursachen zu Misshelligkei- 
ten, in Zukunft ihre Ansprüche auf das Einlösungs- 
recht dahin zu beschränken geneigt sei, dass nicht bloss 
die jetzigen Besitzungen der nicht zur Korporation der 
Ritterschaft gehörenden Personen gesichert wären, son- 
dern dass auch künftig der Ritterschaft das erwähnte 
Recht nur im Laufe der gesetzlichen Frist zustehen 
solle, die zur Erlassung der nöthigen Publikationen 
festgesetzt sei, und namentlich im Laufe eines Jahres, 
sechs Wochen und dreier Tage,— so müsse sich bei sol- 
cher Erklärung die Landschaft beruhigen, um so mehr 
als die Ritterschaft sich in ihren Beweisen auf zwei 
Privilegien gestützt habe (*). 

e) Verwandlung der Lehen in Allodien. 

In den Jahren 1761 und 1768 wurde befohlen, Ver- 
zeichnisse der Mannlehngüter anzufertigen, die Besitz- 
akten einzufordern, so wie sonstige Dokumente und 
Nachweisungen, und sie mit den im Kammer-Komp- 
toir der Liv-und Esth ländischen Sachen befindlichen 
Registern zusammen zu stellen. Aus dem Memoriale die- 
ses Komptoirs vom 28 Januar 1769 ergab sich, dass in 
der Zahl der als A Ho dien angeführten Güter sich viele 
Mannlehen fanden; dass viele der in Schwedischer Zeit 
durch die Reduktion eingezogenen Güter nicht nach 
Gebühr, sondern in fremde Hände zurück gegeben 
worden; dass von den durch die Kommission zurück- 
gegebenen streitigen Gütern viele nicht vom Senate be- 
stätigt seien; dass viele Gutsbesitzer keine Besitzdoku- 
mente vorlegen gekonnt und nie welche gehabt; dass 



worauf dann der Slreil über den Grundbesitz ausbrach. Im J. 1779 ende- 
te das besondere Bestehen dieser Landschaft mit der Aufhebung des 
Amt* ihres Marschalls. 

C) Wahrscheinlich sind hierunter die Akkordpunkte und die Beso- 
lulionen Lowetjwoldo's verstanden. 
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die Mannlehen unaufhörlich aus Hand in Hand gingen; 
dass es, wie in Esthland, so auch in Li vi and, eine 
Menge Güter gebe, die in Pfandbesitz seien, e lche 
man wieder in die Zahl der Domainen zurücknehmen 
müsse (*). In Folge dessen schrieb der dirigirende Se- 
nat am 19 Juli 1781 (15188) dem Justizkollegium Tor, 
dass es dem Livländischen Hofgerichte und dem Esth- 
ländischen Oberlandgerichte und wem gehörig aufs 
Sirengste einschärfe, darauf zu wachen, dass Niemand 
Mannlebnguter zu verkaufen oder zu verpfänden, ja 
selbst nur mit Schulden zu belasten wage. Auf die Vor- 
stellungen und Bilteu der Livlandischen und Esthländi- 
schen Ritlerschaft, die sich auf ihre alten Erbrechte 
und Dispositionsrechte im Lehen stützten, setzte die 
Kaiserin Katharina II allen diesen Missverständnissen 
ein Ziel, durch Erlassung des huldreichen Manifestes 
vom 3 Mai 1783 (15719), in welchem gesagt ist: Wir 
befehlen von nun an für immer, in den Gouvernements 
Riga und Royal nur eine Arl unbeweglichen Vermö- 
gens anzunehmen, unter dem Namen Wotschina (Allo- 
die), und dem zufolge alle Mannlehngüter in vollkom- 
mene Erbgüter verwandelnd, gestatten Wir einem Je- 
den, sie zu nutzen und mit ihnen zu schalten, wie ea 
die dortigen von Uns und Unseren Vorfahren bestätig- 
ten Gesetze besagen. 

4) Streitigkeiten über den Göterbeeits, teit Einführung der allgemei- 
nen GoaTernementiTerordnung. 

Als im Jahr 1783 Livland und Esthland der allge- 
meinen Gouvernementsverordnung gemäss eingerichtet 
worden, begann die örtliche Obrigkeit auf diese Gou- 

(*) Ans den im Jahr 1781 angefertigten Registern der Mannlehngü- 
ter sieht man, dass in ihrer Zahl es der seit der Schwedischen Regie- 
rung übrig gebliebenen NorkÖpiugscheD Lehen in Esthland 71, in Lit- 
1 and 188 gab, nnd data ron denselben sehr yiele, mehrfach yerkanft 
und auf 99 Jahr terpfandet, durch terechiedene Hände gegangen waren. 
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vernements das allgemeine Gesetz anzuwenden, wel- 
ches den Nichtadligcn verbietet, Leibeigene zu besit- 
zen. Hieraus entstanden verschiedene Prozesse, die zu- 
erst in den dortigen Gerichtsbehörden geführt wurden, 
dann aber in den dirigirenden Senat kamen, welcher 
am 11 Juli 1809 bestimmte, in den Gouvernements 
Livland und Estbland das Recht Güter und Leute zu 
kaufen nicht auf Nichtadelige auszudehnen, sondern 
darin nach Inhalt der allgemeinen Reichsgesetze zu 
verfahren; obzwar deshalb den adlige Güter ohne be- 
sondere (früher erhaltene) königliche Erlaubniss besit- 
zenden nichtadligen Pastoren, Kaufleuten, Bürgern 
und Leuten anderen Berufs, die nicht die Adelswürde 
haben, eigentlich zum Verkauf dieser Güter eine sechs- 
monatliche Frist zu setzen sei, so werde dennoch — i/i 
Rücksicht dessen, dass diejenigen, welche solche Güter 
erworben und im Laufe eines ganzen Jahrhunderts beses- 
sen, wirthschaftliche Einrichtungen auf denselben ge- 
troffen und nicht geringe Auslagen dabei gehabt, und da- 
mit sie nicht durch den Verkauf in einer so kurzen Frist 
Bedrangniss und Vermögensuntergang erlitten — ihnen 
eine zweijährige Frist gestattet, jedoch dergestalt, dass 
die dann nicht verkauften Güter einzuziehen seien. 

In Berücksichtigung dessen, dass seit Erlassung (in 
den Jahren 1816 und 1819) der Verordnungen für die 
Esthländischcn und Livländischen Bauern, alle Leute 
leibeigenen Standes in diesen Gouvernements die Frei- 
heit erhalten, und auf den gutsherrlichen Ländereien 
nur vermöge kontraktlicher Abmachung bleiben, — 
Grundstücke und anderes unbewegliche Vermögen mit 
Ausnahme von Dörfern zu besitzen, aber nach den all- 
gemeinen Gesetzen auch Personen nichtadligen Standes 
gestattet sei, folglich die jener Frage zu Grunde lie- 
genden Umstände sich von selbst verändert hätten, be- 
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stimmte der Rcichsrath bei Beprüfung dieser Sache im 
Jahre 1828, dass eine weitere Beurlheilung derselben 
unnölhig, und daher die vorliegende Sache für sowohl 
im Reichsrathe, als im Senate beendigt anzusehen sei (*). 

Hierdurch wurde, wie vom Reichsrathe anerkannt 
worden, die Frage über den Besitz von Grundeigen- 
thum in den Ostseegouvernements, in Beziehung auf die 
von den allgemeinen Gesetzen des Reichs in Betreff des 
Besitzes von mit Leibeigenen besetzten Grundstücken 
eingeführten Beschränkungen, entschieden. Dagegen 
blieb eine andere völlig örtliche Frage unentschieden, 
nämlich über den Besitz von adligen Landgütern (Rit- 
tergütern) in der durch die besondere Gesetzgebung und 
die Gewohnheilen des Ostseegebiets ihnen gegebenen 
Bedeutung, die der Reichsrath in seinem spätem [wei- 
ter unten angeführten (**)] Gutachten vom 2 August 
1829 berührte. Daher dauerten die Streitigkeiten hier- 
über zwischen den verschiedenen Stünden in den Ost- 
seegouvernemeuts fort. Die einen behaupteten ein aus- 
schliessliches Recht auf den Besitz von Rittergütern; die 
andern verwarfen mit gleicher Hartnäckigkeit ihre Aus- 
einandersetzungen und Beweise. — Es war unumgäng- 
lich dem ein Ende zu machen, und die Regierung fand 
es deshalb nolhwendig, in eine detaillirte Untersuchung 
aller Gründe für die widerstreitenden Ansprüche ein- 
zudringen, und— dieselben mit denjenigen Gesetzbestim- 
mungen des Landes zusammenstellend, welche als bis 
jetzt gültig anerkannt werden müssen — in Ueberein- 
stimmung damit die vorliegende Frage vollständig und 
allendlich zu entscheiden. In solcher Gestalt ward diese 
Angelegenheit zur Allerhöchsten Entscheidung durch 

C) Diese Meinung des Reichsreths wurde Allerhöchst bestätigt aiu 3 
Decbr. 1888. 
(**) Siehe unten pag. 181. 
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den Presidenten des Reichsraths und den Oberdirigi- 
renden der Zweiten Abtheilung Seiner Kaiserlichen 
Majestät Eigenen Kanzellei vorgestellt, und durch 
die von Seiner Majestät der Bestätigung gewürdigten 
schliesslichen Ansichten der Lnterlegungen vom 5 und 
19 Juni 1841 ward der Unterschied: zwischen Ritter- 
gütern (im Sinne der Ortlichen Gesetzgebung) und an- 
derem Grundbesitze jeder Art — festgestellt und erläu- 
tert, und die Rechte bestimmt, weiche mit dem Besitze 
dieser verschiedenartigen Grundgüter verbunden sind. 

In Beziehung auf das Pfänden von Grundgütern, 
ward am 3 April 1802 (20216) bestimmt, dass Pfand- 
kontrakte auf unbewegliche Güter mit Angabe einer 
nicht mehr als zehnjährigen Frist geschlossen werden 
sollten, und im Jahre 1827 am 14 Juli (1241) ward 
festgestellt, dass: 1) Pfandkontrakte nie auf länger als 
von ein zu drei Jahren geschlossen werden sollten und 
dass, 2) Pfandkontrakte zwar gefristet werden könnten, 
jedoch nie mehr als auf neun Jahre, vom Tage der 
Vollziehung des Pfandkontrakts an gerechnet. Diese 
Grundsätze wurden abermals bestätigt und ganz ins Ein- 
zelne erläutert, in einer besondern Allerhöchst bestätig- 
ten Meinung des Reichsraths vom 24 Dec. 1841 (15151), 
in welcher bestimmte Regeln über das Einziehen 
der Poschlin bei Pfandbefristungen festgesetzt, und zu- 
gleich in den Punkten 6, 8 und 10 die Unterschiede 
angegeben wurden: zwischen Pfandkontrakten über ad« 
lige Güter und solchen über andern Grundbesitz; die- 
selben sind abweichenden Bedingungen unterworfen, 
wie in Beziehung auf die Fristen, so auch auf die dazu 
berechtigten Personen. 
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ej Die LhländUehe Beueryerordnung ?on 1810. 

Wahrend der oben angegebenen Streitigkeiten kam 
die Verordnung für die Liyländischen Bauern zu Stande, 
wobei das Recht des Grundbesitzes neuen Modifi- 
kationen unterlag. Bei Erlassung der Verordnung für 
die Liyländischen Bauern von 1804, ward denselben 
das Recht gegeben (unbesetzte) Ländereien durch Kauf 
eigentümlich zu erwerben und auf gleiche Weise wie 
andere Stände zu besitzen (*), — in der Liyländischen 
Rauerverordnung von 1819 aber (§ 54) ward bestimmt, 
dass der Livländische Bauer das Recht habe Grundbe- 
sitz eigentümlich zu erwerben, mit Ausnahme von 
Rittergütern (**). . 

w 

ZWEITER ABSCHNITT. 

Rechte der Geistlichkeit in Livland zur Zeit de* 
Polnischen, Schwedischen und Russischen Herbschaft. 

Im Jahre 1566, nach dem Tode des Erzbischofli 
Wilhelm, ward das Rigasche Erzbisthum aufgehoben, 
und das Erzstiftische Kapitel säkularisirte sich. Seit 
der Zeit gab es in Livland fast nur noch ein Glaubens- 
bekenntniss, das Augsburgische, dessen Kirchen verfas- 
sung sich schon zur Ordenszeit, sowohl auf dem Lande, 
als in den Städten, allmählich ausbildete. Indessen 
gründete Stephan Bathory, im Jahr 1582, ein Rö- 
misch-Kathoiisches Erzbisthum in Wenden, und such- 
te den Römisch-Katholischen Glauben wieder aufzu- 
richten (***). Mehr noch that hierfür Sigismund III, so 
dass allmählich wieder eine Menge Pfarren in die 

C) 1804 Februar 90 (»1162) M 17 u. 31. 

(••) 1819 Min 26 (27735) All«. Bestimmungen 1 and III, 88 54, 56, 
479. Bbendaeelbet in d>n Punkten X and XI wird erklärt, was unter 
adligen Gütern (Rittergütern) sa rerstehen sei. 

(•*•) lelebjUff-Ordination über Li? Und t. 1582, 2 und 8 Oktb. (Tel. 
legnm 11, p. 1040). 

10 
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Hände der Römisch- Katholischen Geistlichen kamen, 
besonders aber viele Güter zum Besten der Geistlich- 
keit der Römischen Kirche eingezogen wurden (*). 
Der Unterschied im Glaubensbekenntnisse hatte gar 
keinen gesetzlichen Einfluss auf die Rechte der Un- 
terthanen, ausser in Beziehung auf die Aufnahme in 
die städtischen Gilden und Zünfte, die den Katho- 
liken verschlossen waren. Die Bemühungen der Pro- 
testanten, diese Ausnahmen weiter auszudehnen, wur- 
den von der Polnischen Regierung beseitigt, welche 
die Römisch- Katholische Lehre begünstigte (**). Bei 
der Unterwerfung Livlands unter die Botmtasigkeit der 
Polnischen Könige, war der Evangelisch- Lutherischen 
Geistlichkeit die Bestimmung genügenden Unterhalte, 
die Wiederherstellung der Kirchen, die Unangreifbar- 
keit des Kircheneigenthums, und Hinzuziehung von 
Geistlichen der Augsburgischen Konfession zur Hebung 
etwa in dieser Lehre entstehender Zweifel verspro- 
chen (***) worden, die persönlichen Rechte der Geistli- 
chen aber wurden nicht näher bestimmt. 

Nach der Vereinigung Livlands mit Schweden ver- 
schwand die Römisch-Katholische Geistlichkeit völlig, 
die Rechte und Vorzüge der Evangelisch- Lutherischen 



O Vergl. Protokoll der Kathollsehen KirchenTisitalion in LWland 
Im Jahr ISIS (Archlr für Geeehichte u. s. w, I, p. IS— 7T). 

(**) Verg 1. de« Reskript des Königs Stephan Bathory an den DorpU 
•eben Magistrat t. 16 Janaar 1581, worin es heisst: Znm grössten 
Leidwesen haben wir erfahren, dast die Personen Katholischen Glan- 
bens in Dornet nicht nun SiU im Magistrate und sar Verwaltung öf- 
fentlicher Aemter sugelas&en werden. Der Stadt Dorpat, wie gani Lir- 
land die Freiheit des Augsburgischen Glanbensbekenntnisses lassend, 
glaubten wir nicht die Katholische Lehre beeinträchtigt sn sehen, son- 
dern wollten vielmehr, dass die solche Lehre bekennenden Personen 
aller Hechle und Würden an f gleiche Welse, wie alle andre Burger, 
gemessen sollten. 

(***) Urkunde Sigismund August's rom i$ Norember 156t Art. S, 3. 
Vereinigungs-Vertrag mit LiUhauenxoo 1566, P. 7. 
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dagegen erhielten vielfache Ausdehnung. Alle Schwe- 
dischen Monarchen, insbesondere Karl XI, begünstig- 
ten diese Geistlichkeil: die Pastorate wurden von Auf« 
lagen und Abgaben befreit, es wurden geistliche Konsi- 
storien errichtet, und endlich ward am 1 Novb. 1675 auf 
dem Reichstage zu Upsala der Geistlichkeit ein beson- 
deres Privilegium, das sogenannte Priesterprivilegium, 
ertheilt. Dasselbe sicherte ihr viele persönliche Rechte 
und Vorzüge zu. 

Wahrend der Russischen Herrschaft wurden die Rech- 
te und Vorzüge der Evangelisch - Lutherischen Geist- 
lichkeit nicht bloss erhalten in ihrer ganzen Ausdeh- 
nung, sondern auch in vieler Beziehung weiter ausge- 
dehnt und deutlicher bestimmt, durch das Gesetz für die 
Evangelisch- Lutherische Kirche in Russland vom 28 
Decb. 1832 (5870). 

Was die Insel Oesel betrifft, so haben daselbst gleich- 
artige Veränderungen Statt gefunden, nur dass sofort 
nach dem Aufhören der bischöfflichen Regierung, die 
schon in der letzten Zeit den Protestantismus begün- 
stigt hatte, die streng protestantischen Könige von Dä- 
nemark die Herschaft erlangten, also keine Katholische 
Reaktion eintrat, ehe die Insel mit Schweden vereinigt 
wurde. 

DRITTER ABSCHNITT. 

Die Rechte des Bauernst an des* in Livland zun Zeit der 
Polnischen, Schwedischen und Russischen Herrschaft. 

/. Reckte des Bauernstandes zur Zeit der Polnischen, 

Herrschaft. 

Zur Zeit der Polnischen Herrschaft in Livland, wur- 
den die Landbauer (coloni rustici) , je nach der Herrschaft , 
welcher sie unterworfen waren, eingetheilt: in ^Königli- 
che Bauern oder Kronbauern verschiedener Benennung, 
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als Starostei-, Oekonomie- Bauern u. s. f. 2) Bauern 
der Geistlichkeit auf den Gütern des Erzbisthums Wen- 
den, der Kirchen und gottgefälligen Anstalten, die 
unter der geistlichen Gewalt standen. 3) Gutsherr- 
liche Bauern (Rustici dominis subditi). — Die Her- 
ren hatten die bürgerliche und peinliche Gerichts- 
barkeit über ihre Bauern. Letztere konnten, über 
die Arbeiten für ihren Herrn, nicht mit anderen 
Leistungen belastet werden (*). Uebrigens wandle die 
Polnische Regierung nur wenig Aufmerksamkeit auf 
die Lage der Bauern, und die Vorschlage (**) Stephan 
Bathory's, in Betreff einer Berathung auf allgemeinem 
Konvente über Massregeln zur Verbesserung der Exi- 
stenz der sehr gedrückten Bauern, hatten keine weite- 
ren Folgen. 

17. Rechte des Bauernstandes zur Zeit der Schwedischen 

Herrschaft. 

Die Schwedische Regierung wandte eine besondere 
Sorgfalt auf Verbesserung der Lage der Bauern. Karl 
IX schlug, schon in seinen Verhandlungen von 1601 
(also vor der Vereinigung Livlands mit Schweden), der 
Ritterschaft vor, den Bauern die Freiheit zu geben, er- 
reichte aher nicht seine Absicht. Gustav Adolph schrieb 
den Edelleuten vor, ihre Bauern nicht willkührlich zu 
bestrafen, sondern sie von den Landgerichten richten 
zu lassen (***). Auch gestattete er den Bauern ihre 
Klagen über Bedrückung gerade ins Hofgericht zu 
bringen (****). Auf dem Landtage in Riga im Jahre 1681 
machte der GeneralgouTerneur Lightoun wieder den 
Vorschlag, die Bauern zu befreien, allein der Adel 



O Ork. Sigmund Anguat's M Notbr. 1561, P. S3. 
<**) ReiehaUgsordinaiion ober Livland t. 1588, P. ti. 
<*••) Undferiebia-Ordinaiis y. tO M*i 1630. 
R«s«l. t. 16 Januar 1631. 
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verwarf diese Massregel als voreilig. Schon im Jahre 
1632 hatte eine Revision aller mit Bauern besetzten 
Ländereien Statt 'gefunden, und es wurden bei die- 
ser Gelegenheit auch die damaligen Leistungen der 
Bauern aufgezeichnet. Doch wurde erst im Jahre 1694 
vorgeschrieben, dass diese Leistungen (wie sie in den 
sogenannten Wackenbüchern angegeben waren) auf den 
Krongütern von den Arrendatoren nicht erhöht werden 
sollten, und im Jahre 1696 ein besonderes Oekono- 
mie-Reglement für die Kronbauern erlassen« Das Jahr 
vorher aber, war der Adel wieder von dem General- 
Gouverneur ermahnt worden, milder mit den Bauern 
zu verfahren, sowohl bei ihrer Bestrafung, als bei ihren 
Leistungen. 

///. Rechte des Bauernstandes zur Zeit der Russischen 

Herrschaft. 

Im Jahre 1765 traf die Livländische Bitterschaft auf 
dem Landtage einige Bestimmungen, in Absicht die 
Stellung der Bauern zu verbessern, auf Antrag des Ge- 
neralgouverneurs Grafen Browne. Im Jahr 1796 er- 
weiterte sie dieselben und unterlegte das Projekt der 
Allerhöchsten Entscheidung (*). Der Kaiser Alexanderl 
würdigte das ihm vorgelegte Projekt der Beprüfung, 
verbesserte es in Vielem, und befahl dasselbe wieder- 
um dem zum Landtage versammelten Adel vorzule- 
gen, der einstimmig einwilligte: 1) die politische Exi- 
stenz der Bauern anzuerkennen, 2) ihnen ihr wohler- 
worbenes Eigenthum zu sichern und 3) sie vor will- 
kührlicher Behandlung durch Bestimmung der Leistun- 
gen zu schützen. Allein die Art der Ausführung dieser 
Grundsätze brachte auf dem Landtage viele Meinungs- 
verschiedenheit und heftige Streitigkeiten hervor. Um 



(*) Vergl. 1803 Mai 1 (S07M). 
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ein Ende zu machen, befahl Kaiser Alexander 1 
zu ernennen: 1) einen besonderen Komite, zur Prüfung 
der auf dem Landtage ausgesprochenen Ansichten und 
zur Abfassung einer besonderen Verordnung über die 
Bauern, und 2) örtliche Kommissionen, zur Feststellung 
der bäuerlichen Leistungen und zur Abfassung von 
neuen Wackenbüchern (*). Im Laufe des Jahres 1803 
verfasste der Komite der Livländischen 
ten das Projekt einer Bauerverordnung 
zur Allerhöchsten Genehmigung vor. Am 20 Febr. 
1804(21162) wurde dasselbe der Allerhöchsten Bestäti- 
gung gewürdigt. Jm Jahre 1809 wurden Zusatzregeln 
zur Verordnung von 1804 erlassen, und die Leistungen 
der Bauern genauer bestimmt. Auf Grundlage der Bauer- 
verordnung von 1804, wurde in den Jahren 1811 und 
1812 Allerhöchst verboten, Livländische Bauern ohne 
Land zu verkaufen oder sie in andere Gouvernements 
überzusiedeln (**). Durch die Vennehrung der Zahl 
der Ordnungsrichter, so wie durch die Beschränkung 
der gutsherrlichen Gewalt, wurde die Stellung der 
Bauern verbessert. Ihre wirtschaftliche Lage aber 
war bedeutend zum Bessern verändert, durch die Fest- 
stellung der bäuerlichen Leistungen vermöge der Wa- 
ckenbücher, bei deren Abfassung die Kommission sich 
nach der Bodeneigenschaft und anderen örtlichen Um- 
ständen richtete. Nach wenigen Jahren indessen, im 
Juli 1818, erklärten die Livländische wie die Oese Ische 
Bitterschaft ihren Wunsch, die Allerhöchste Genehmi- 
gung zu erbitten für Abfassung einer neuen, auf die 
persönliche Freiheit der Bauern gegründeten, Verord- 
nung für dieselben. In Berücksichtigung dieser Bitte, 



(•) Ebend«selb»L 

(••) 1811 Juni 30 (24699); 1811 Juni 90 (»171). 
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ward vom Kaiser Alexander I eine besondere Kommis- 
sion in Riga eingesetzt, unter Vorsitz eines Livländi- 
schen Landraths, ans einem Depuürten des Livländi- 
sehen Kameralhöfs wegen der Krongü(er, einem De- 
po tirten des Rigaschen Raths wegen der SUdtgüter Ri- 
ga's wie auch der übrigen Städte, vier Deputirten der 
Livländischen und einem der Oeseischen Ritterschaft. 
Diese Kommission sollte ein neues Projekt für eine 
Bauerverordnung, mit Zugrundelegung der in Esthland 
und Kurland erlassenen, aber mit einigen den Ortlichen 
Verhältnissen gemässen Abweichungen, ausarbeiten. 
Dieses Projekt, dem einige Spezialbcstimmungen für 
Oesel angehängt waren, wurde auf den im December 
1818 in Riga und Arensburg versammelten Landtagen 
von der Livländischen und von der Oeseischen Ritter- 
schaft genehmigt, und darauf Allerhöchst bestätigt am 
26 Marz 1819 (27735). Zur Entführung dieser Ver- 
ordnung wurde in Riga eine Kommission niederge- 
setzt, die unter Vorsitz de* Civilgouverneurs aus dem 
residirenden Landrathe, einem Rathe des Kameralhöfs, 
einem Gliede des Rigaschen Raths und drei von der 
Ritterschaft gewählten Gliedern bestand. Dem Zwecke 
ihrer Organisation jremäss, setzte diese Kommission 
ihre Arbeiten bis zum Jahre 1832 fort, wo der tempo- 
raire Zustand der Bauern durch den Uebergang Aller 
zur Freiheit vollkommen aufhörte. 
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ZWEITES KAPITEL. 

Rechte des städtischen Standes in Livland zur 
Zeit der Polnischen, Schwedischen und Russi- 
schen Herrschaft. 

t ERSTER ABSCHNITT. 

Rechte des städtischen Star des in Riga. 

I. Di* Zeit der Polnischen und darauf der Schwedischen 

Herrschaft. 

1. Die verschiedenen Arten des städtisches 
Standes und die Erwerbung der Recht« 

desselben. 

Die alte Einteilung der Rigaschen Bürgergemeinde, 
abgesehen von dem Rathe als dem herrschenden Stande, 
in die grosse Gilde, welche aus zum Gross- und Klein- 
handel berechtigten Bürgern bestand, und die aus den 
zünftigen Handwerksmeistern bestehende kleine Gilde, 
erhielt sich unverändert während der Zeit der Polni- 
schen und Schwedischen Herrschaft. Bedingungen zur 
Aufnahme in die Bürgerschaft waren: 1) anfangs die 
Christliche Religion im Allgemeinen, seit 1670 aber die 
Evangelisch-Lutherische Lehre (*). 2) Eheliche Geburt 
von Aeltern freien Standes, 3) der geleistete Unterthans- 
eid (**). Die Bedingungen zur Aufnahme in die grosse 

(*) Durch die Königlich Schwedische Resolution f. 3 September 
1661 wurde bestimmt, dass den in Litland ansässigen Römischen Ka- 
tholiken die öffentliche Ausübung des Gottesdienstes zu untersagen ael, 
und das« man— um eine weitere Verbreitung dieser Lehre tu yerhindern, 
Dicht mehr Katholiken in die Bürgerschaft aufnehmen, lie auch Dicht 
der Rechte derselben geniessen lassen solle. Durch Reaol. t. S7 Juli 
1670, erkannte die Regentin Hedwig Eleonore die Bitte tod Bürger, 
meister und Rath für gerecht, dass Niemand, tum KalTinUUschen oder 
eiuero andern Ton dem wahren Augsburgiscben Terschiedenen Bekennt- 
nisse gehörend, das Rigasche Bürgerrecht solle erwerben dürfen. 

(♦♦) Bigasche Statuten. Buch I, S 14. 
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Gilde waren: das Bürgerrecht und die Erlernung des 
Handels nach den dafür festgesetzten Regeln (*), — in 
die Deine Gilde: das Bürgerrecht und das zünftige 
Meisterthum ("). Die Aufnahme in die Bürgerschaft 
hing vom Rathe ab, die Aufnahme in die Gilden, von 
den Versammlungen derselben (***). 

2. Korporationsrechte des städtischen Standet 

in Riga. 

Die Hauptgrundlage der Korporationsrerfassung der 
Stadt Riga und der persönlichen Rechte ihrer Bürger 
bildete, zur Zeit der Polnischen und Schwedischen 
Herrschaft, die Urkunde Stephan Bathorns vom 14 
Januar 1581, bestätigt von dem Reichstage zu Drohi- 
czin (Corpus Privegiliorum Stephaneum), und dann die 
Urkunde Gustav Adolph's vom 25 September 1621 (Cor- 
pus Privilegiorum Gustav iamim). Die Verwajtung der 
Stadt und die Vertretung derselben in allen Verhältnis- 
sen war, wie früher, ein Recht des Raths. Die Verwal- 
tung der grossen und der kleinen Gilde verblieb nach 
dem Alten ihren he sonderen Aeltestenbänken, aus einem 
Aeltermanne und einer bestimmten Zahl Aeltesten be- 
stehend. Die Bürger, welche nicht zu den Aeltesten- 
bänken gehörten, hatten ihren Dockmann, der alljähr- 
lich durch den Rath, den Aeltermann und die Aeltesten 
gewählt wurde Alle zu den Gilden gehörenden 

Bürger nahmen an den Gildeversammlungen Theil. 
Gegenstände ihrer Berathung waren: 1) die Wahl zu 
den von den Gilden zu besetzenden Aemtern. 2) Dio 
Berathung über das städtische Gemeinwesen angehende 
und nicht dem Rathe allein vorbehaltene Gegenstände. 

(*) Vergleiche die HeadeUordnnng r. 10 Oktober ICOO, Kap. I.Art. 1. 
(• •) Vergleiche die teneUedenen Handwerktordnuiigea. 
(•••) Bigasche Steialca, Bach I, S 14. 

(•"•) Vergleiche die Schrägen der Grotten und der Kleinen Gilde. 
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Rechtssachen konnten in diesen Versamminngen nicht 
verhandelt werden, sondern gehörten ausschliesslich zur 
Kompetenz des Raths f). Wenn bei Berathungen über 
denselben Gegenstand sich zwischen den Gilden eine 
Verschiedenheit der Ansichten kund gab, so wurde 
der Besch luss einer jeden von ihrem Aeltermanne dem 
Rathe vorgelegt, dessen Beistimmung die eine Ansicht 
zum gemeinsamen Beschlüsse erhob. Konnte aber der 
Rath mit keiner derselben übereinstimmen, so wählten 
sowohl er, als beide Gilden, je sechs Glieder zur ge- 
meinsamen Entscheidung nach Stimmenmehrheit (**). 

3. Personliche Rechte der Stadtbürger. 

Wer nicht zur Bürgerschaft Riga's gehörte, konnte 
daselbst weder Handel noch Gewerbe treiben (***)• Den 
Hebräern war es völlig untersagt, sich in Riga nieder- 
zulassen Die RigaschenRürger halten das Recht, 
in Livland adlige Güter zu erwerben und zu besitzen, 
sowohl nach Pfand- als nach Eigenthumsrecht l*****). 
Sie unterlagen für im Stadtgebiete begangene Verbre- 
chen nur den bestehenden städtischen Gerichten (******). 
Die jeder Gilde insbesondere zustehenden Rechte 
wurden durch deren Schrägen bestimmt, die vom 
Rathe ertheilt wurden. Ausserdem wurden bei Ge- 
legenheit einer zwischen den Bürgern der grossen 
Gilde und der Aeltestenbank ausgebrochenen Strei- 
tigkeit, von der Statthalterschaft am 20 April 1680 ei- 
nige Bedingungen friedlicher Einigung vorgelegt, in 

(') Schrägen der Grossen Gilde, SS 17—31. Urkunde Gustav Adolph's 

?om 25 September 1SS1, SS fS, 19. 
(**) Sehragen der Grossen Gilde, SS 15, IS und folg. 
(*") Schrägen der Grossen Gilde, S St, der Kleine Gilde, 1 1. 
(*-*) Urk. «astet Adolph e ton ltM,t 59. 

( ) Urk. Stephen Bethory'e t. 16 Horb. 15SS; Ork. Gast. Adolph s 
V. IOT1, S SS; Resolution Sl Oetober tSSt, StA—S. 
( ) Urk. Stephen Bsthory's ton lStf, • 7. 
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Grundlage welcher sich beide Parteien beruhigten. 
Diese, unter dem Namen der 32 Königlich-Schwedi- 
schen konfirmirten Punkte bekannten, Bedingungen 
werden noch jetzt als geltend angesehen. 

U. Seit der Zeit der Vereinigung mit dem Russischen 

Reiche» 

1. Bis zur Einführung der Stadtordnung. 
Aufnahme in die Bürgerschaft« 

In der ersten Zeit nach Vereinigung der Stadt Riga 
mit Bussland, geschah die Aufnahme in die städtische 
Bürgerschaft auf derselben Grundlage, wie zur Zeit der 
Schwedischen Herrschaft. Als sich aber die Zahl der 
Russischen Bürger und Kaufleute in Riga sehr bemerk- 
bar vermehrte, und der Rigasche Rath sich nicht zu 
ihrer Aufnahme in die Stadtbürgerschaft herbeilassen 
wollte, so entstanden bald deshalb yiele Streitigkei- 
ten und Reschwerden. Zur Beendigung dieser er- 
folgte, am 22 August 1767 (12967), aus dem dirigi- 
renden Senate ein ükas, in welchem gesagt ist: dass 
die Aufnahme und Vermehrung guter und würdiger 
Bürger jeder treuunterthänigen Stadt nicht im Willen 
der Bürgerschaft selbst, am wenigsten des Rigaschen 
Magistrats stehe, sondern ein unbestreitbares Monar- 
chisches Recht sei» dessen Beobachtung, in Grundlage 
der konfirmirten Rechte und Privilegien, der Obrig- 
keit anvertraut worden, woher denn befohlen werde» 
bei der Aufnahme in die Bürgerschaft nach den allge- 
meinen Reichsgesetzen zu verfahren. 

Korporationsrechte des städtischen Standes. 

Die städtische Gemeindeverfassung Rigas (Rath, 
Aeltestenhänke, Gilde Versammlungen) erhielt sich un- 
verändert auf derselben Grundlage wie zur Schwedi- 
schen Zeit. 
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Persönliche Rechte der Stadtbürger. 

Das ausschliessliche Recht der Ri gaschen Rürger 
anf den Betrieb von Handel nnd Gewerbe in der Stadt 
erhielt sich in seinem ganzen Umfange, und ward be- 
stätigt durch den Senatsukas vom 3 April 1756 (10535), 
in welchem gesagt ist: die in Riga nicht das Rürger- 
recht haben und nicht in die dorüge Kaufmannschaft 
eingeschrieben sind, sollen daselbst in Zukunft nur auf 
der Grundlage und in der Weise Handel treiben, als 
es nach den Allerhuldreichst konfirmirten städtischen 
Privilegien und Statuten den des Handels wegen Anrei- 
senden verschiedener Nationen gestattet ist, — uicht 
aber werde» mit Verletzung der städtischen Rechte und 
zum Schaden der Rigaschen Kaufleute, Lieferungen 
und Verkäufe zu schliessen Fremden jemals erlaubt, 
worauf der Rigasche Magistrat streng zu sehen hat und, 
eine mit den konfirmirten Rechten und Privilegien 
genau übereinstimmende Verordnung abfassend, soll er 
dieselbe in der ganzen Stadt bekannt machen, damit 
jeder über seine Rerechtigung zum Handel in Kenntniss 
sei und sich vor der auf Entgegenhandlung gesetzten 
Strafe hüten könne . — In der Folge wurde am 15 Ok- 
tober 1772 (13883) den in Riga handelnden Rauern 
verboten, dort Handel zu treiben, falb sie sich nicht 
auf die gehörige W eise in die Kaufmannschaft ein- 
schrieben, — zum Verkauf ihrer Waaren wurde ihnen 
eine jährige Frist gegeben. 

Die übrigen Rechte des städtischen Standes erhielten 
sich auf dieselbe Weise, nur mit einigen durch den 
Wechsel der Oberherrschaft gebotenen Veränderungen. 

2. Die Einführung der Stadtordnung. 

Am 4 September 1785 (16256) ward Allerhöchst be- 
fohlen, die Wahl zu Magistratsgliedern der Städte Ri- 
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ga und Reval in Grundlage der Stadlordnung tu ver- 
anstalten, indem dies nicht im Geringsten als eine Be- 
einträchtigung der Gemeinde in ihren Rechten, Vor- 
theilen und Vorzügen angesehen werden könne, sondern 
vielmehr dieselben ausdehne, weil die Wahl der Glie- 
der für die Magistratsgerichte viel passender der Ge- 
meinde, als dem Magistrate alleine zukomme.— Im fol- 
genden Jahre, am 5 Juni (16404), ward befohlen: hei 
der Einschreibung in die Burgerschaft und Kaufmann- 
schaft der Städte des Rigaschen und Revalschen Gou- 
vernements, die Gouvernementsslädte nicht ausgenom- 
men, ist gemäss der Stadtordnung und andern Unseren 
Gesetzen und U käsen zu verfahren, worin auch die 
städtische Gemeinde nicht absagen kann, wenn der 
(die Aufnahme) Wunschende, bei guter und untadel- 
hafter Führung, auch die übrigen einem Bürger und 
Kaufmanne zustehenden Eigenschaften hat. Im Fall von 
Schwierigkeiten hierin von Seiten der städtischen Ge- 
meinde, ist die Klage an den Generalgouyerneur und 
die Gouvernementsregierung zu bringen, damit sie den 
Gesetzen gemäss durch ihren Befehl dem abhelfen kön- 
nen. — In Folge hiervon unterlegte der Rath der Stadt 
Riga ein auf den Allerhöchsten Namen gerichtetes Me- 
morial, in welchem er — seine Dankbarkeit für die 
Erlheilung an die Stadt Riga derselben Rechte und 
Gnaden, welche Ihre Kaiserliche Majestät ihren übri- 
gen Untertbanen zu spenden beliebt, ausdrückend — we- 
gen der besonderen Handelsbeziehungen der Stadt Riga 
mit allen Europäischen Häfen, um Veränderung folgen- 
der Punkte in der Stadtordnung bat* 1) die frühere 
Eintheilung der Stadtgemeinde in Magistrat, grosse und 
kleine Gilde aufrecht zu erhalten, so wie auch die frü- 
bere Ordnung in den städtischen Versammlungen; 
2) die Glieder des Magistrats nicht auf drei Jahre 
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sondern lebenslänglich, ein SUdthaupt aber gar nicht 
wählen zu lassen; 3) in die grosse Gilde nicht Jeden 
aufzunehmen, der ein Kapital aufweise, sondern nur 

nach Beprüfung seiner Fähigkeit und Führung; 4) die 
frühere Weise der Verwaltung des Stadtvermögens 
und die Zunfteinrichtunff beizubehalten; 5) in Rica 

**• v — w ■ * %a *mm. • mmm m ms mm w mm mmmm m+ m* m m* mm\m+ mm %mmmm* mm y m^ J m mm mtmv- a 

weder eine allgemeine noch eine scchsslimmige Stadt- 
Duma zu errichten; 6) die Stadt von der Rcknilirun^s- 
last, sowohl in Geld als in Natur, zu befreien. — Diese 
Sitte ward nicht berücksichtigt, und es erfolgte der 
Befehl, in Riga die Stadtordnung ohne alle Veränderung 
einzuführen, was darauf auch geschah (*). 

Die hierbei sich ergebenden Zweifelfalle wurden im 
Einzelnen entschieden durch den Senats-Ükas vom 12 
Oktober 1787 (16584), durch welchen die Einrichtung 
aller Städte der Bigaschen Statthalterschaft überhaupt 
und der Gouvernementsstadt Riga insbesondere be- 
stimmt wurde. Diese in Grundlage der Stadtordnung 
festgestellte Einrichtung dauerte bis 1796. 

3. Nach Wiederherstellung der alten Verfas- 
sung der Stadt Riga. 

Am 28 Nov. 1796 (17584) ward Allerhöchst befoh- 
len, in Livland und Esthland die früheren Behörden 
wiederherzustellen, die Gouvernementsmagistrate auf- 
zulösen und die Stadtmagistrate auf der früheren Grund- 
lage beizubehalten, in Uebereinstimmung mit ihren 
alten Privilegien. In Folge dessen wurde die frühere 
Einrichtung in allen ihren Theilen wiederhergesteUt,und 
die Wirksamkeit der Stadtordnung aufgehoben. Als 
aber der Kaiser Alexander I, im Manifest vom 2 April 
1801 (19811), die SUdtordnung für eine der haupt- 
sächlichsten, unveränderlichsten und unantastbarsten 

(•) I7M December 30; 1787 Oktober 12 (!««♦). 
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Einrichtungen erklärte, theilte sich die Rigasche Bärger- 
schall in zwei Parteien, yon denen die eine verlangte, 
dass die Stadtordnung in ihrer ganzen Aasdehnung 
wieder in Riga hergestellt werden solle, während die 
andere die Stadtverwaltung beizubehalten wünschte, 
die daselbst früher in Grundlage der alten Privilegien 
bestanden. In der Versammlung der Rigaschen Stadt- 
gemeine am 15 December 1802 ward durch Stimmen- 
mehrheit (151 gegen 2) festgesetzt, um Wiederherstel- 
lung der Stadtordnung zu bitten. Der Generalgouver- 
neur, dies zur Allerhöchsten Kenntnis* bringend, unter- 
legte der Allerhöchsten Genehmigung die allerunterthA- 
nigsten Beschwerden der Rigaschen Russischen Kaufleu- 
te und Bürger, über die von ihnen erlittenen Bedrük- 
kungen und Kränkungen von Seiten der dortigen ein- 
geborenen Bürger und von Seiten des Magistrats, wel- 
cher Russen nicht zum Eintritte in die Bürgerschaft zu- 
lasse und dadurch sie nicht bloss der Theilnahrae an 
der Stadtverwaltung, sondern auch an dem städtischen 
Gewerbe, beraube. Jm Jahre 1802, zur Zeit der Aller- 
höchsten Gegenwart Seiner Majestät des Kaisers Ale- 
xander in Riga, übergaben die Bürger Seiner Majestät 
neue allcrunterthänigste Bittschriften, die Einen um Be- 
stätigung der Stadtprivilegien, die Anderen um Einfüh- 
rung der allgemeinen Stadtordnung. Aus diesem Grun- 
de ward am 29 Januar 1803 Allerhöchst befohlen, die 
ganze Rigasche Bürgerschaft zusammen zu berufen und 
abstimmen zu lassen, ob alle Bürger oder wenigstens 
der grössere Theil derselben die Stadtordnung wünsche. 
Beim BaUottement ergab sich: 1) dass die Glieder des 
Magistrats, an Zahl 18, alle ihre Stimmen gegen die 
Einführung der Stadtordnung abgegeben; 2) dass von 
417 Kaufleuten nur 153 die frühere Verwaltung und 
264 die Einführung der Stadtordnung wünschten; 
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3) dass von 514 Handwerkern 70 für und 444 gegeu 
die Stadtordnung gestimmt hatten; so dass im Ganzen 
615 Stimmen gegen und 334 für die Stadtordnung wa- 
ren. Darauf veränderte sich die Lage der in Riga le- 
benden Russischen Kaufleute und Bürger nicht, indem 
bei Schliessung (im Jahre 1805) des zur Durchsicht der 
Rigaschen Rechte und Privilegien eingesetzten Komitee 
Allerhöchst befohlen wurde, die städtischen Privilegien 
in ihrer ganzen Ausdehnung aufrecht zu erhalten bis zur 
Allerhöchsten Anordnung Überdieseiben. Die Burger des 
Rechtgläubigen Bekenntnisses leisteten alle städtischen 
Abgaben und Pflichten, gleich den Bürgern Evangelisch- 
Lutherischen Bekenntnisses; aber unfähig in die Brü- 
derschaften einzutreten, konnten sie nicht nur nicht zu 
den Gemeindeämtern wählen und gewählt werden, son- 
dern wurden selbst nicht zur Theilnahme an den Ge- 
meindeberathungen über Vertheilung der Abgaben und 
Obliegenheiten zugelassen, so wie auch nicht zur Be- 
schäftigung mit städtischen Gewerben, die ausschliess- 
lich den Ortlichen Zünften vorbehalten waren* Auf 
die Bitte der Russischen Bürger, ihnen zu erlauben 
eigene Zünfte zu errichten, erfolgte von Seiten des Raths 
eine abschlägige Antwort, und es ward ihnen nur er- 
laubt, zu arbeiten mit nicht mehr als zwei Gehülfen 
und unter Aufsicht eines Deutschen Meisters, dem sie 
von jedem Rubel der vertragsmäßigen Bezahlung fünf 
Procente abgeben sollten. Alle diese Bedrückungen 
veranlassten vielfache Klagen und auch Streitigkeiten 
zwischen dem Rathe einerseits und den Russischen 
Kaufleuten und Bürgern andererseits. Die mehr- 
fachen, auf den Allerhöchsten Namen gerichteten, Bitt- 
schriften der Russischen Bürger, die Erklärungen 
des Rigaschen Raths und die Erwiderungen der 
Russen, wurden im Jahre 1827 dem Allerhöchst 
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beim Senate niedergesetzten Komitö znr Durchsicht der 
Hechte und Privilegien der Ostseegouvernements über- 
geben, und nach Aufhebung desselben im Jahre 1829 
der Zweiten Abtheilung der Eigenen Kanzellei Seiner 
Kaiserlichen Majestät, um sie mit den Gesetzen 
zu Ter gleichen und darüber im Beichsrathe eine Vor- 
stellung zu machen.— In Folge dessen erfolgte, auf die 
Vorstellung des Oberdirigirenden der Zweiten Abthei- 
lung der Eigenen Kanzellei Seiner Kaiserlichen Ma- 
jestät, am 19 Juni 1841 (14670) eine Allerhöchst be- 
stätigte Meinung des Reichsraths, durch welche unter 
andern bestimmt wurde: 1) dass in Zukunft über* 
faaupt alle Russische Unterthanen Christlicher Religion 
zum Eintritt in die Gilden und Brüderschaften zugelas- 
sen werden könnten, und 2) dass auch in die Zünfte alle 
den Christlichen Glauben bekennenden und zum freien 
Stande gehörenden Handwerker aufzunehmen seien. 
Ausserdem ward dem Örtlichen Magistrate aufgetragen, 
sich mit der Abfassung einer allgemeinen Handwerks- 
ordnung für alle Zünfte und besonderer für jede ein- 
zelne Zunft zu beschäftigen, dem Ministerium der Fi- 
nanzen aber überlassen, in der Folge auch die sowohl 
in Riga, als in den Ostseegouvernements überhaupt, in 
Kraft stehenden Handels-und Handwerksordnungen ei- 
ner Durchsicht zu unterwerfen (*}. 



(*) Unterdessen war bereits am 30 Juni 1810 die Allerhöchst bestä- 
tigt« Meinung des Reichsraths erfolgt, Über Abweisung der Ansprüche 
der im Innern der Stadt lebenden Rigaschen Kaufleute auf Beschrin- 
knng der Handelsrechte der in den Vorstädten wohnenden Kaufleute, 
und am 80 Juni 1841 ward auf gleiche Welse das 8tepelrecRt der Stadl 
Riga aufgehoben. 
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ZWEITER ABSCHNITT. 

Rechte des staedtischeh Standes 15 den kleinen 

LlYLAENDJSCHETY StAEDTEN. 

Die Gesetze der Stadt Riga waren in den übrigen 
Livländischen Städten zum Theil schon bei ihrer Stif- 
tung eingeführt, zum Theil in der Folge in Grundlage 
besonderer Urkunden. Daher waren die Rechte des 
städtischen Standes dort durchaus dieselben, wie in Ri- 
ga, nur mit einigen Beschränkungen in dem Umfange 
der Rechte gemäss den örtlichen Verhältnissen, woher 
denn auch die Städtische Gemeindeverfassung in Dor- 
pat und Pernau insbesondere der Riga's ähnlich blieb. 
Die Veränderungen in den Rechten des städtischen 
Standes in Riga dehnten sich mehr oder weniger auch 
auf die Rechte der Bürger in den anderen Livländi- 
schen Städten aus. Jetzt aber wird es nöthig sein, auf 
diese Städte, nach Meinung der Zweiten Abtheilung 
der Kaiserlichen Kanzellei, die Bestimmungen der Al- 
lerhöchst bestätigten Meinung des Reichsraths vom 19 
Juni 1841 in Anwendung zu bringen. 



DRITTES KAPITEL. 

Das Ständereckt auf der Insel Oesel seit 1361. 

Was die Insel Oesel betrifft, so hat sie mit wenigen 
Abweichungen dieselben Schicksale wie Livland gehabt, 
sowohl bis zum Nystädter Frieden, als auch später un- 
ter dem Russischen Scepter. Nur wurde der sogenann- 
te Landesstaat nicht, wie in Livland, vernichtet und 
dann erst im XVII Jahrhunderte allmählich wieder 
aufgerichtet. Vielmehr hatte sich derselbe, von der bi- 
schöflichen Zeit an, durch die ganze Dänische Periode 
(1561—1645) und die ersten fünfzig Jahre der Schwe- 
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di sehen Herrschaft (1C45 — 1721), mit nur wenigen 
von den Umständen gebotenen Veränderungen erhalten. 
Er ward indessen auch in Ocsel, ebenso wie in Livland, 
am Ende des XYJI Jahrhunderts durch die Schwedische 
Regierung aufgehoben. Zwar hatte die Regentin Ulrika 
Elconora im Jahre 1719 die Wiederherstellung der 
ganzen alten Verfassung dekretirt (*), sie erfolgte aber 
erst, und nur in Beziehung auf die Standesrechte, nach 
dem Njstädter Frieden unter dem Schutze der, Russi- 
schen Herrscher. — Obwohl Oesel zur Schwedischen 
Zeit zu Livland gerechnet wurde, bildete die dortige 
Ritterschaft doch immer eine für sich bestehende Kor* 
poration und hatte ihre eigenen Landtage, — die, ans 
den alten Verschreibungen und Manntagen hervorge- 
gangen, in ihrer alten Weise fast ununterbrochen (aus- 
ser während einiger wenigen Jahre am Ende des XVII 
Jahrhunderts und am Anfange des XVIU) fortdauer- 
ten. — Ebenso und auf derselben Grundlage erhielten 
sich die Würde der Landräthe und des Ritterschafts- 
hauptmanns oder Landmarschalls bei dieser Ritterschaft. 
Diese ganze alte Verfassung ward durch die Russische 
Regierung wieder hergestellt; im letzten Viertel des 
XVUI Jahrhunderts wurden aber in Oesel dieselben 
Veränderungen in Beziehung auf die Verfassung vorge- 
nommen, wie in Livland, die neuen Einrichtungen jedoch 
gleichfalls im Jahre 1796wieder abgeschafft. In Bezie- 
hungauf die Matrikel der Oeseischen Ritterschaft ist noch 
zu bemerken, wie auf dieser Insel schon früh gebrauch- 
lich gewesen zn sein scheint, dass wer an den Rechten 
der Ritterschaft Theil nehmen wollte, um das Indige- 
nat bei derselben ansuchen musstc; aus dem Jahre 1724 



(*) Vergl. die üebersichlder Anfüge uod allminlicbeo Enlwieke- 
luod der BebördeuYerfusujig im Oitseegebiele. 



ist ein solcher Fall bekannt (•). Als spater der Oesei- 
schen Ritterschaft der Ukas yom 18 Januar 1741 (8319), 
welcher dem eingeborenen Adel in Liv-und EsLh landein 
ausschliessliches Recht auf die Kronsarrenden in die- 
sen Gouvernements bestätigte, mitgetheilt ward, wurde 
noch im selben Jahre ein Verzeichniss der zur Ritter- 
schaft gehörigen Geschlechter angefertigt (**), wel- 
ches die Grundlage der jetzigen Matrikel ist. Ueber die 
Bedingungen der Aufnahme in früherer Zeit ist nichts 
bekannt, doch werden sie wohl denen in Livland ge- 
glichen haben, wie dies wenigstens gegenwärtig gemäss 
der im Jahre 1827 neu angefertigten und am 5 Septem- 
ber desselben Jahres ton der Gouvernementsobrigkeit 
bestätigten Landtagsordnung der Fall ist. Dasselbe gilt 
ron den in Letzterer angegebenen Regeln über die 
Theilnahme an den Landtagen, das Wahlrecht u.s. w.— 
Was den Güterbesitz anbetrifft, so konnten weder die 
Ordination Stephan Bathorns yon 1582, noch die den 
Rigensern erthcilten Privilegien, auf Oesel Bezug ha- 
ben. Ebenso haben daselbst auch keine Streitigkeiten 
mit dem nicht zur Matrikel gehörenden Adel Statt ge- 
habt, und ist daher das für Liyland gültige Kompromiss 
von 1774 nicht als eine Beschränkung für die Oesei- 
sche Ritterschaft anzusehen, die somit im Besitz des aus- 
schliesslichen Rechts Grundeigenthum auf der Insel zu 
erwerben geblieben ist. — Im Jahre 1739 am 3 Dece ru- 
ber (7961) ward ihr das Vorzugsrecht auf die Krons- 
arrenden bestätigt, — ^ am 5 December 1763 (11984) 
aber (ebenso wie für die Ritterschaften in Livland und 

(*) Buxhoewden p. 115. 

(**) Bnxhoewden p. 177 and folg. Bs worden in dieses Verzeichniss 
96 Geschleckter aufgenommen, von denen 14 wohl schon seit der bl- 
fchöffHcheD Zeit im Und« besitzlich, die übrigen später ansässig ge- 
wordene deutsche Familien waren, und nur eine Schwedischen Ur- 
sprungs- die Güldenstabbe, welche eben Im Jahre 1734 du Indigenat 
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Esthland) ein ansschliessliches Recht in dieser Bezie- 
hung zuerkannt (*). 

Auch auf der Insel Oesel, wo die Verhältnisse des 
Bauernstandes in den früheren Perioden denen in Liv- 
land gleich waren, hatte am Ende des XVIII Jahrhun- 
derts, und namentlich in den Jahren 1766 und 1798, 
die Ritterschaft unter Sanktion der Staatsregierung 
Bestimmungen zur Erleichterung und Sicherung der 
Lage des Bauernstandes eintreten lassen, insbesondere 
durch Feststellung der Leistungen (**). Dem im Jahre 
1818 yon Livland gegebenen Beispiele folgte auch die 
Oeseische Ritterschaft; sie wandte sich gleichfalls an den 
Generalgouverneur Marquis Paulucci mit der Anzeige 
ihres Wunsches, eine neue Verordnung über die Bau- 
ern auf Grundlage der ihnen zu ertheilenden persön- 
lichen Freiheit abzufassen. In Folge dessen ward ihr 
Allerhöchst gestattet, ein Mitglied in die zu diesem En- 
de in Riga niedergesetzte Kommission zu wählen, deren 
Projekt, mit mehreren yon den örtlichen Verhältnissen 
Oeseis gebotenen Zusätzen, noch im December dessel- 
ben Jahres vom Landtage angenommen und darauf — 
wie dessen bei Livland erwähnt ist— der Allerhöchsten 
Bestätigung gewürdigt wurde. 

(*) Diese Frage Ist •UeodHch entschieden durch dl« Allerhöchst be- 
stätigte Meinung des Reichsralhs tom 9 JunJ 1840. (Siehe p. 13».) 
(••) Buxhooirden p. «1 und folg. 



DRITTE ABTHEILUNG« 

VON DER ALLMAEHLICHEN FESTSTELLUNG DES 
STAENDERECHTS IN ESTHLAND SEIT 1561. 



ERSTES KAPITEL. 
/ Rechte der ländlichen Stände. 

ERSTER ABSCHNITT. 

Rechte des Adelsstandes. 

L Die Zeit der Schwedischen Herrschaft. 
1561 — 1710. 
Der Ursprung der Standesreehte des Eslhländischen 
Adels ist in den Gesetzen und Gewohnheiten zu suchen, 
durch welche die Rechte der Harrisch - Wierischen 
Ritterschaft bestimmt worden. Diese Rechte wurden im 
Jahre 1561; bei der Unterwerfung unter die Rotmäs- 
sigkeit der Krone Schweden, sowohl in dem mit den 
Schwedischen Kommissarien am 4 Juni abgeschlosse- 
nen Unterwerfungsvertrage, als in der Konfirmations- 
Urkunde Erich XIV bestätigt. Diesem Vertrage hatte 
sich auch die, früher dem Orden in Livland unmitteU 
bar untergebene, Ritterschaft von Jcrwen angeschlos- 
sen, und im August 1582 unterwarf sich dann auch die 
Ritterschaft der bis dahin zum Stift Oesel gehörigen 
Wieck. Sie bat zugleich um Erlheilung der Rechte der 
Ritterschaft von Harrien und Wierland, worein König 
Johann III willigte in der Resolution von 25 August 
1584, durch welche alle vier Landschaften für immer 
vereinigt, und ihnen allen gleichmässig die Rechte Har- 
rien und Wicrlands crtheilt wurden. 
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1. Korporations-Rechte des Adels. 
Die Landtage. 

Diese gingen aus den alten Yerschreibnngen oder so- 
genannten gemeinen Manntagon hervor, auf denen die 
Bitterschaften von Harricn und Wicrland zu gemein- 
schafllicher Berathung sich vereinigten. Seit 1560 
nahm auch die Bitterschaft von Jerwen an denselben 
Theil, aber erst nach der Vereinigung der Wieck 
scheint für diese Versammlungen der Name Landlag 
gebräuchlich geworden zu sein (*). Der Landtag wurde 
zuweilen yon den Landräthcn(**), meist und später wohl 
ausschliesslich vom königlichen Gouverneur oder Statt- 
halter, jedoch nach gehaltener Abrede mit ihnen, aus- 
geschrieben^**), und zwar alle drei Jahre (****), jedoch 
in unruhigen Zeiten auch häuGger (*****). Die Versamm- 
lung fand in Beval Statt; am Ende des XVI Jahrhun- 
' derts mehrmals auch auf dem Lande (***•**), wobei die 
Landtage häufig auch in alter Weise mit den Bechtsla- 

gen verbunden blieben ('******). Auf denselben erschie- 
nen alle Eingesessenen des Landes yon der Bitterschaft 

[welche häufig auch als Landschaft bezeichnet wird, so 



(*) Siehe die Landtags - Protokolle in Brandis Colleklanccn (Hon. 
Li f. ant. III). 

(**) Vergl. z. B. das Aasschreiben zum Landlage in Wosel 1595, Bran- 
dis Collektaneen (Mon. Lir. ant. III, p. 234). 

(•••) Tergl. des Statthalters Ausschreiben V. 1506. Brandls Coli. p. 
258 (Mon. Lir. ant. III}; Ritt er und Landrecht Buch VI, Tit. IV, art. 5. 
Besol. T. 30 Juli 1662, 8 7. 

(•*••) Vergl. Rilter-und Landrecht Buch I, Tit. IV, art. 2. 

(••***) Vergl. die Land-und Gerichtstags-Protokolle in Brandis Coli, 
p. 248, 296 (Mon. Lit. ant. III). 

Vergl. s. B. die Landtage zu Koil 1585, zu Wosel 1594, 1595 

f.***«*«^ y d j e Protokolle der Land-und Gerichtstage in Brandis 
Collectaneeo p; 2*8, 296 (Mon. LI*, aot. III). 
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wie ihre Mitglieder als Landsassen (*)], unter Andro- 
hung schwerer Geldstrafe für Nichterscheinen (**)• Die 
Gegenstände der Berathung wurden von den Landrä- 
then, aus eigenem Beschluss oder auf Antrag des König- 
lichen Gouverneurs oder Statthalters, der Ritterschaft 
übergeben, die über dieselben berieth, eine Antwort 
Terfasste und sich dann über den endlichen Beschluss 
mit den Landräthen verglich Gegen Ende des XVII 
Jahrhunderts scheinen, ausnahmsweise bei Bewilligun- 
gen, auch nicht zur Ritterschaft Gehörige auf den Land- 
tagen Zutritt gehabt zu haben, doch nur als Yertreter 
ihrer abwesenden Herren, deren Arrendatoren u. s. w. 
sie waren (****)■ Der Berathung unterlagen alle Ange- 
legenheiten des Landes, so wie Vorschläge in Betreff 
seiner WohlfahrtC****). Die Beschlüsse scheinen anfangs 
keiner weiteren Bestätigung bedurft zu haben (******), 
die aber in der zweiten Hälfte des XVU Jahrhunderts er- 
forderlich ward (**""*). Die Art und Weise der Ver- 
handlungen scheint durch die Gewohnheit allein be- 
stimmt gewesen zu sein, bis im XVII Jahrhunderte in 
den Landesordnungen, die auf^den Landtagen beschlos* 



(•) Vergl. das Ausschreiben des Statthalters iura Landtage nach 
Woscl 1596 und Brandis Coli. p. «0, IX; p. Sit, II.-Ebco so wird 
auch hier bereits, im Ritter-und Landrechte gani allgemein, der Aus- 
druck: Ritterschaft und Landschaft gebraucht, ohne dass dadurch einen 
Unterschied aufzustellen beabsichtigt wird. 

(*•) Brandis Coli. p. 335. Ritter-und Landreehl. Buch TL, Tit. IT, 
ort. 5. 

(••*) Vergl. die Landtags-Protokolle In Brandls Coli. p. 236, «67. 
(••••; Vergl. Marginalien zu Buch VI, Tit. IV, arl. 6 des Ritter-und 
Landrechts. 

('*"*) Vergl. die angeführten Prolokolle, die übrigens in der ganzen 
Beihefolge Tom Endo des XVI Jahrhunderts an im Archlre der Ritter- 
schaft erhalten sind. 

(••••••) Vergl. dieselben Prolokolle bei Brandis, su wie Rfttot-nnd 

landrecht Buch VI, Tit. IV, art. 6. 
( ) Resol. t. 30 Juli 1663, S 7. 
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Landes umfassenden Resümmungen, auch solche üher 
die Art und Weise der Landtage festgesetzt worden zu 
sein scheinen (*)• Diese Bestimmungen sind vielleicht 
die Grundlage der späteren Landtagsordnung von 1756 
gewesen, die bis jetzt in Kraft ist. 

Die Landräthe. 
Die Einrichtung der 12 Landräthe, welche gewisser- 
massen eine sich selbst aus der Mitte der Ritterschaft 
ergänzende Korporation bildeten, dauerte aus der frü- 
heren Periode her durch die ganze Zeit der Schwedi- 
schen Herrschaft hindurch fort. Sie nannten sich daher 
wenigstens noch bis ans Ende des XYI Jahrhunderts der 
Rath von Barrien und Wierland ('*), und hatten, wie 
früher, unter Vorsitz des Statthalters die oberste Ver- 
waltung des Landes (***)> namentlich in Beziehung auf 
das Rechtswesen. Letztere Stellung blieb den Landrä- 
then auch die ganze Schwedische Periode hindurch; in 
Beziehung auf die erstere aber wurden sie im XVII 
Jahrhunderte immer mehr nur die Vertreter der Rit- 
terschaft, während besoldete Räthe (Assistenz-Räthe) 
dem Gouverneur an die Seite gestellt wurden. Indes- 
sen behielten sie die Wahl aller Landesbeamten, und 
standen als regierende Korporation der übrigen Ritter- 
schaft gegenüber. 

Der Rittcrschaftshauplmann. 

Das Amt des Ritterschaftshauptmanns dauerte auch 
aus der früheren Periode herüber; nur dass er jetzt 

(*) Darauf deuten s. B. die Cltale ans der Landesordnunf V. 167S, 
angeführt in den Marginalien iu Buch VI, Tit. IV, axt. 6 des RiUer-ond 
Landrechts. 

(••) Z. B. Brandis Coli. p. iS5. 

("•) Vergleiche Brandis Coli. p. S39. Ritter-ond Landreehl Buch V, 
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die Ritlerschaft, nicht mehr bloss Harrien und Wier- 
Iands, sondern der ganzen Provinz vertrat f).Er wurde 
alle drei Jahre aus von den Landrathen vorgeschlage- 
nen Kandidaten von der Ritterschaft gewählt, und hat- 
te: 1) die Besorgung und Vertretung der Bedurfnisse 
und Interessen der Ritterschaft bei der Obrigkeit und 
den Landräthen; 2) die Leitung der Verhandlungen bei 
den Versammlungen; 3) die Einsammlung der von der 
Ritterschaft bewilligten Abgaben, so wie der Beisteuer 
für ihre besonderen Ausgabcu (*•). Diese wurden aus 
der Kasse der Ritterschaft (der gemeine Kasten) f) 
bestritten. Eben so bestand der Ausschuss, d. h. die 
Versammlung der dem Ritterschaftshauptmann beige- 
gebeneh Deputirten der Ritterschaft ("") f auch schon 
vor der Unterwerfung an Schweden, war aber seitdem 
eine stehende Einrichtung geworden. 

Die Adelsmatrikel. \ 

Die Ritterschaft von Harricn und Wierland, in de^ 
ren Rechte nunmehr die Esthländische Ritterschaft ge- 
treten war, früh zu einer korporativen Verfassung ge- 
langt, suchte durch verschiedene Mittel ihre Abge- 
schlossenheit aufrecht zn erhalten. So erlangte sie im 
Jahre 1452, dass der Hochmeister Ludwig von Erlich- 
hausen bei Bestätigung des Jungingenschen Erbrechts 
bestimmte, dass dasselbe nur für die eingeborene Rit- 
terschaft von Harrien und Wierland gelten solle ("*")- 

(*) Des Fürsteuthums Ehsien R Uterrecht, Buch I, art. VI. 

(*•) Ritter-und Landrechl, Buch I, TU. IV, art. 2, Vergl. Ewer», Ritter- 
und Landrecht, p. II, 8 5. 

(••*) Des Fürstenthuros Ehrten RHterrecht. Buch II, art. I, lex 40.— 
Ritter-und Landrecht, Buch VI, Tit. IV, art. 5. 

(••**) Vergl. Pauckers Auagabe der Chronik und Collectaneen *on 
Brandis (Hon. Lir. ant. III) p. IX. 

(••***) Bunge. Entwickelung u. 6. w. pag. 45, 55, Anmerk. 67; pag. 
67, Anmerk. 11. 
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Als diese sich der Krone Schweden unterwarf, bat sie 
am Bestätigung aller ihrer Rechte und Privilegien, und 
erreichte 1584 die Ausdehnung derselben auch auf die 
Jerwsche und Wiecksche Ritterschaft. Obwohl nun die 
Schwedische Regierung viele Domainen und auch einge- 
zogene Güter an Schweden zu Lehen gab, zum Theilauch 
an andere Fremde verpfändete, -—begegnet man doch 
unter den zahlreichen Namen der Edelleute, die an den 
Verhandlungen und Beschlüssen der Ritterschaft Theil 
nahmen (*), keine Namen Schwedischer Familien, son- 
dern nur die der alten rittcrschaftlichcn und einzelner 
neuhinzugekommener Deutschen Geschlechter. Dieses 
Abschliessen der Ritterschaft gegen die Schwedischen 
Gutsbesitzer war begünstigt durch die Stellung der Land- 
räthe, die, sich selbst ergänzend, auch zu allen Aemtern 
ernannten und den überwiegendsten Einfluss im Lande 
hatten. Uebrigens geschah auch bei allen auf einander 
folgenden Priviiegienbestätigungen immer nur der ein- 
geborenen Ritterschaft Erwähnung. Dass aber besonde- 
re Verzeichnisse über die damals zu ihr gehörigen Fa- 
milien angefertigt worden, darüber findet sich dennoch 
keine Spur. Des Projekts der Einrichtung einer Matri- 
kel, oder eines Verzeichnisses der Adelsgeschlechter in 
Esthland, wird zuerst in der Königlich-Schwedischen 
Resolution vom 31 August 1643 erwähnt im 9 Punkte, 
wo gesagt ist: I. K. M. ist nicht dem von der Esthlän* 
dischen Ritterschaft ausgedrückten Wunsche entgegen, 
in dieser Provinz eine Kommission einzusetzen, zur 
Zusammenstellung einer Ritterbank, um dadurch ver- 
schiedene Missbräuche abzustellen und in Zukunft 
bloss diejenigen als Edelleutc anzuerkennen, die durch 
Abstammung von alten Adclsgeschlechtern oder für ei- 

('} Siehe die LMdUgsprotokolle u. ■. w. in Brandis Coli. (Moo. 
Lif. tot. HI). 
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gene oder ihrer Vorfahren Verdienste die adlige Wür- 
de erlangten and dies durch Königliche Diplome be- ' 
weisen können. Auf gleiche Weise wünscht I. K. M., 
dass für dieses Mal die Einrichtung der erwähnten Kom- 
mission wirklich geschehe. Da aber in gegenwärtiger 
Zeit die Kriegsverhältnisse und Begebenheiten verhin- 
dern, die für diesen Gegenstand nöthigen Anstalten zu 
treffen, und keine Zeit lassen, die Sache im Reichs- 
rathe zu beprüfen und allendlich zu entscheiden, so 
behält sich I. K. M. vor in der Folge, bei Erlangung 
der Volljährigkeit, die Einrichtung der Kommission 
zu bestimmen und zu dem Ende passende Solemnitäten 
festzustellen; bis dahin aber werden alle diejenigen, 
deren adlige Herkunftz weifelhaft ist, sich mit den 
nöthigen Beweisen versehen können ('). 

Bald darauf, als die Esthländische Ritterschaft, in 
Grundlage der Resolution von 1643, um eine endliche 
Anordnung über Abfassung einer Ritterbank nachsuch- 
te, gab die Königin Christine am 17 Januar 1651 eine 
Resolution, welche mit der im Jahre 1650 über den- 
selben Gegenstand der Livländischen Ritterschaft er- 
theilten (siehe die vorhergehende Abtheilung) vollkom- 
men übereinstimmte. Indessen blieb die von der Köni- 
gin Christine gegebene Erlaubniss, eine Ritterbank ein- 
zuführen, wahrscheinlich ohne weitere Folgen. Wenig- 
stens heisst es in der fast 25 Jahre später von Karl XI 
am 16 Oktober 1675 erlheilten Resolution im Punkt 4: 



(*) In dem gegen dag Jahr 1650 abgefassten Ritler-und Landrecble, 

Buch III, TU. VII, art. 1 /wird bestimmt: «dass alle vom Adel /die unter 
der Krone Schweden Jurisdiktion oder Ihrer Boiraässigkeil wohnen und 
gesessen, von nun an, gleich dieses Furtfentbums Eingesessenen, da 
ihnen einige liegende Gründe ansterben sollten, solches an geniessen 
haben.» Dies, scheint es, beweiset, dass die Esthländische Ritterschaft 
fortfuhr, eine ton dem Schwedischen Adel abgesonderte Korporation 
zu sein. 



Digitized by Google 



173 



Damit die Esthländiscbe Ritterschaft und Adel nicht 
dadurch erniedrigt werde, dass einige Personen sich 
adeliger Privilegien und Wappen bedienend, zu vielen 
Unordnungen und Missverstandnissen Anlass geben, so 
erlaubt I. K. M. ihrer getreuen Esthländischen Ritter- 
schaft und Adel zur Abfassung einer Ritterbank eine 
besondere Kommission zu ernennen, um diejenigen, 
welche ihre adelige Abkunft nicht beweisen können, 
zu zwingen sich der adligen Titel und Wappen zu ent- 
schlagen. — Ob später in dieser Hinsicht Massregeln ge- 
troffen worden, ist nicht bekannt. Doch findet man, 
dass bei Gelegenheit der Frage über das Recht des Gü- 
terbesitzes in Esthland, in der Resolution von 17 Juni 
1690 gesagt ist: «daher denn auch usu recipirt ist, dass 
man denjenigen, die unter hiesiger Ritterschaft nicht 
sessbaftig und von Meriten das Indigenatsdiplom mit- 
zutheilen pflegt, damit sie aller Rechte des Esthländi- 
schen Adels sich bedienen mögen.» 

2. Persönliche Rechte des Esthländischen 

Adels, 

Im Allgemeinen blieben die persönlichen Rechte des 
Adels unter der Schwedischen Herrschaft dieselben* 
wie in der früheren Periode. Namentlich wurden sie 
in Retiehung auf Gerichtsbarkeit und peinliches Ver- 
fahren, auf Freiheit von Gefangniss vor gesprochenem 
Urthei!, auf Freiheit von Abgaben, mit Ausnahme der 
neueingeführten Prinzessinsteuer (*) und des alten 
Rossdienstes, von allen Schwedischen Regenten bestä- 
tigt. Was die übrigen persönlichen Rechte des Adels 
betriffl, so suchte die Esthländiscbe Ritterschaft mehr- 
mals um Revorzugung bei Besetzung der von der Kro- 
ne abhängigen Aemter und Stellen in Esthland an. Ai- 



( *) üriu Uth IX, t. 3 Sept. 1600. 
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lein die Königin Christina erkannte dieses Recht nicht 
an nnd erklärte, dass die Eslhlündischen Edelleute auf 
gleiche Weise wie Schweden und Finnländer angestellt 
werden sollten, nach Massgabe ihrer Fähigkeiten und 
Verdienste (*). Das Recht Verträge über die samende 
Hand in Gütern zu schliessen , welches, wie es scheint, 
durch das Jungingensche Erbrecht als aufgehoben an- 
gesehen (**) und sowohl in Brandis Ritterrechte (Ruch 
II, Art XXXVI, lex 1), ab im Ritter-und Landrechte 
(Ruch III, Tit. XIV, art. 1) hierfür erklärt wurde, ward 
auch von der Schwedischen Regierung nicht anerkannt. 
Als die Ritterschaft um Wiederherstellung dieses Rechts 
bat, antwortete Karl XI, dass er es bei dem jetzigen 
Bestände hierin bleiben lassen wolle, weil dieses Recht 
seit der Vereinigung Esthlands mit dem Schwedischen 
Reiche nie Statt gehabt (***). Die Esthländische Ritter- 
schaft bemühte sich auch, im Laufe der Schwedischen 
Herrschaft, um das den Bürgern Revals gegenüber aus- 
schliessliche Recht auf Grundbesitz. Rei Abfassung des 
unter dem Namen des Ritter-und Landrechts bekanten 
Gesetzbuchs gegen das Jahr 1650, durch den Assessor 
des Revalschen Burggerichts Philipp Kruse, wurden in 
dasselbe folgende beide Artikel aufgenommen: 1) Buch 
IV, Tit. XIV, art. 1 , « Will jemand unbewegliche 
Erbgüter und Gründe, die durch Erbgang von der 

(*) Reiol. t. 17 Januar 1651, P. 6. 

(**) Vergl. sowohl den Inhalt der beiden angeführten Gesetzesstel- 
len, als das Protokoll t. H»6 (Brandis RiUerrecht p. 210. Anmer- 
kung 6). 

(••*) Resolution t. 17 Januar 1690. -Dagegen blieb das alte Erbrecht 
bis ins fünfte Glied männ'ieher und weiblicher Seitenlinien un Ter än- 
dert (Ritter und Landrecht. Buch III, Tit. X, art. 1), so dass im Ritter- 
und Landrechte auf das LehnsTerhSKnis» weiter kaum Rückctcbt ge- 
nommen, sondern der Verkauf eines ererbten Gutes nur durch das 
Naherrecht der nächsten Erben beschrankt war (Buch IV, Tit. XIV, 
art.!), eine Ansicht, die freilich die Schwedische Regierung bei der 
Reduktion nicht gelten lassen wollte. Von den Norköpingsehen Mansie*» 
hen ist im Ritter-und Undrechte keine Spur. 
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Schwerdt-oder Spillseite auf ihn verstammet sein, ver- 
kaufen, der soll sie vor allen Dingen anbieten seinen 
nächsten Erhen, ob sie dieselben wollen kaufen für 
denselben Preis, was Andere darum geben; verwei- 
gern sie sich alsdann das Gut zu kaufen, und begeben 
sich also des Kaufs, so mag er das Gut verkaufen an 
wen er will, so theuer als er kann, jedoch an keinen 
Anderen, als der adeligen Standes ist, und mögen die 
Erben nach ein Mahl beschehener Verweigerung sich 
der Beisprache ferner nicht gebrauchen.» 

2) Buch III, Tit. VII, art. 1. «Obwohl in des Hoch- 
meisters Ludwig von Erlichhausen ertheiltenPrivilegio 
enthalten, dass keiner, welcher in diesem Fürstenthume 
Ehsfen keine stehende Erbe oder liegende Gründe hat, 
daselbst auch keine liegende Gründe erben könne, nun- 
mehr aber diese Lande Harrien und Wierland mit der 
hochlöblichen Krone Schweden und darnach gehörigen 
Landen incorporiret, als sollen alle vom Adel, die un- 
ter der hochlöblichen Krone Schweden Jurisdiktion 
oder dero Botmässigkeit wohnen und gesessen, von 
nun an, gleich dieses Fürstenthums Ehsten Eingesesse- 
nen, da ihnen einige liegende Erbgründe ansterben soll- 
ten, solches zu gemessen haben. Dieselben aber, welche 
unter fremde Potentaten oder Herrschaften sich wohn- 
haftig niedergelassen, und also in der Fremde ihr 
Brod essen, können zu keiner Erbschaft der liegenden 
Gründe zugelassen werden, oder derselben Freiheit 
geniessen, baar Geld aber, so der Verstorbene nachge- 
lassen, können sie wohl erben. Imgleichen hat ein jeder, 
der in der Fremde wohnhaftig, sein Patrimonium an 
baarem Gelde aus denen Erbgütern zu fordern.» 

Bald nach Abfassung des Bitter« und Landrechts er- 
folgte, auf von den Deputirten der Bitterschaft vorge- 
stellte Bitten, die Resolution vom 17 Januar 1651, wo 
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im 2-ten Punkte gesagt ist, — dass darüber wie es zu 

verhindern sei, dass Nichtadlige Güter in Esthland he- 
ritzen, I. K. M. für dieses Mal nichts entscheide, son- 
dern den Landräthen überlasse, ihre Meinung zu sagen, 
auf welche Weise dies zu veranstalten sei, ohne Präju- 
diz für die Rechte der einen oder der andern Seite (*).— 
Als die Ritterschaft ihre Bemühungen fortsetzte und 
neue Deputirte nach Stockholm schickte, ward die Re- 
solution vom 30 Juli 1662 erlassen, in welcher es unter 
andern im Punkte 15 heisst: da die Ansprüche weder 
Ton der einen noch von der andern Seite mit besonde- 
ren Privilegien bewiesen werden können, und beide 
sich nicht auf andere Weise vertragen mögen, so solle 
in Zukunft keinem Adligen gestattet sein, Häuser in 
der Stadt zu kaufen und keinem Revalschen Bürger, 
Grundgüter zu kaufen und nach Eigenthumsrecht zu 
besitzen, sondern nur nach Pfandrecht (**). — Die glei- 
cherweise in Stockholm befindlichen Deputaten der 
Stadt Reval, durch diese Resolution sich für beeinträch- 
tigt haltend, baten sogleich um Abänderung derselben, 
und in Folge dessen erfolgte am Tage darauf, am 1 
August 1662, eine neue Resolution, deren 2-ter Punkt 
besagt, dass auf die Bitte der Revalschen Deputirten 
um die Erlaubniss adlige Güter zu kaufen, I. K. M. 
dieselbe Entscheidung ausspreche, die im 15 Punkte 
der Resolution vom 30 Juli geschehen, die jedoch da- 
hin ausgedehnt und erklärt werde, dass — obwohl das 



(*) Nach Brandis ColleeUneen (1596) p. S58 erbte die an einen 
|er verheirathete Tochter einet Edelmanns nichts aas den Gütern 
ihres Vaters. Im Ritter - and Landreehte (Buch III, Tit. VII, art. 7) 
wird der Verlast des Erbrechts auf den Fall beschrankt, wenn die nicht 
•tandesmftssige Ehe ohne Einwilligung der Eitern oder Verwandten 



(•♦) Dies ist bestätigt doreh die Resolutionen v. 80 Oktb. ICC3, 
f.U, S Inf. Mti, ».1,16 Oktb. fw75,t.t. 
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Verbot für jeden einzelnen Burger gelte — I. K. M. 
indessen den Kauf solcher Güter der Stadt für ihre Ge- 
meindebedürfnisse erlaube. — • Ueberdies setzte dann 
noch Karl XI durch Resolution v. 17 Juni 1690 fest: 
es solle ein im adligen Stande sich verbeiratbender Unade- 
liger kein adeliges Gut ohne des Königs Zulass erb- 
lich behalten. 

Was die Reduktionen betrifft, die so verderblich 
für Livland gewesen, so erstreckte sich ihre Wirksam- 
keit auch auf Esthland, und obwohl sie mit grösserer 
Schonung in Ausfuhrung kamen, so wurden doch auch 
hier ganze Kirchspiele zum Besten der Krone eingezogen. 
II. Seit der Zeit der Vereinigung mit Russland. 
1. Abfassung der Adels-Matrikel oder 

Ritterbank. 

Nach der durch Peter den Grossen erfolgten Wieder- 
berstellung und Bestätigung der alten Verfassung Est- 
lands, begann die dortige Ritterschaft wieder um Auf- 
stellung einer vollständigen Ritterbank nachzusuchen, 
während es übrigens schon früher gebräuchlich gewe- 
sen war, von Seiten der Ritterschaft Indigenats-Diplo- 
me zu ertheilen (*)• Vom Landtage 1740 an, begann 
man bereits Familien - Urkunden und Beweise zu ein- 
fanden (•*). Im Jahre 1741 am 12 Januar ernannte der 
Esthländische Generalgouverneur eine besondere Kom- 

O Vergl. Marginalien xu Buch IV, Tit. XIV, art. 1, des Ritler-und Land- 
recht», wo auch zwei solche Indigenalsdiplome aus dem Jahre 1729 ange- 
führt werden. 

(••) Vergl. da« Memorial des Printen Ton Holstein - Beck (damali- 
gen GeneralgouYerneurs von Esthland) an das Juslixkol leg iura der Lir- 
ond Esthlandischen Sachen ?. 13 Marx 1761, bei dem sich befindet ein 
Ihm von der Ritterschaft Übergebeue»: «Alphabetisches Verxeicbnisa 
Ton denjenigen adeligen Familien, welche sich ton dem Anno 1740 gehal- 
tenen Landtage an tbeils bei der Mairikulkommission legitimirt und 
Ihre Familienurkunden beigebracht, thcils mittelst Indigenats-Diploma- 
te Ton obigem termino des Landtags bis diese Zeit dem Adel des Her- 
sogthums Esthland iokorporirt worden und folglich rar Esthlandischen 
Matrikul gehören.» 

12 
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mission zur Abfassung einer Matrikel, unter Vorsitz 
des Ritterschaflshauptmanns aus acht Gliedern, zu zwei 
aus jedem Kreise, bestehend. Zugleich forderte er 
durch ein besonderes Publikat alle zur Adels« 
würde Berechtigten auf , im Lauf eines Jahres , 
d. h. bis Ostern 1742, ihre Beweise beizubringen. Im 
Jahre 1743 ward die Ritterbank allendlich festge- 
stellt, wie aus dem am 10 März 1761 Ton der 
Ritterschaft bei dem Generalgouvernement eingereich- 
ten Verzeichnisse hervorgeht. In diesem sind übrigens 
die Familien nicht nach Zeitperioden, sondern nur al- 
phabetisch geordnet, ohne Unterschied selbst der bis 
1743 und der bis 1761 eingetragenen Geschlechter. 
Ihre Zahl ist 127 (*). Auf diese Matrikel nimmt dann 

(*) Von dieser Zahl »ollen 63 Familien zum allen Stammadel ans der 
Ordeuspcriode gehören, 7 Familien (Baggehufwud. Grolenhjelm, Kaul- 
bar», Lilienfeld, Pistuhlkors, Silberarm, Stenbock) Schwedischen Ur- 
sprungs sein; drei (Baranof, Bielsky, Nasacken) Russischen Ursprungs, 
aber seil dem XVI Jahrhunderte von den Schwedischen Königen mit 
Gutern in Esthland belehnt, und eine zu jener Zeil selbst in die Matri- 
kel aufgenommene Russische Familie: Dolgorucky. Am Ende des XVI 
Jahrhunderts sollen, nach den allen Güterverzcichnis&en in Esthland, 
noch andere Russische Familien daselbst belehnt worden sein, wie die 
Romanow, Pulilow, Rosladin u. a. m., die aber schon im XVII Jahrhun- 
derte ausgestorben su sein scheinen. In dem Berichte ton 1761 erwähnt 
die Ritterschaft übrigens, dass im Lande noch andere Russische Fami- 
lien seien, die in früherer Zeit Indigenatsdiploroe erhalten, aber sich 
noch nicht bei der 1743 geschlossenen Matrikulkommission gemeldet 
hätten. Die noch übrigen 46 Deutschen Familieu sind in der Schwedi- 
schen und in der Russischen Zeit im Lande ansässig gewordene, oder 
solche, denen man das Indignatsdiplom als Ehrenbezeugung überreich- 
te, wie dem Prinzen ron Holstein-Beck. Bei dieser Gelegenheit mag be- 
merkt werden, dats während nsch dem Nystädter Frieden nur wenigo 
Schwedische Familien in Liv-und Esthland zurück blieben, noch we- 
nigere sich bis jetzt daselbst als besilzlich erhalten haben (wie die 
Sienbock, Delagardie, Baggehufwud, Plstohlkora, Lilienfeld, Igelström) 
sehr viele ursprünglich Eslh-und Lirlandische Familien sich in Schwe- 
den angesiedelt haben, wie die Berg, Essen, Fersen, Mellin, Nieroth, 
Paykull, Stackelberg, Stadl ron Holstein, Taube, Wrede u. s. w., eben 
so wie man im früheren Lflthauen die altlirländischen Geschlechter 
der Borcb, Pialer, Sieberg, Tiesenhausen u. a. m. noch Jetzt findet. 
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auch schon die Landtagsordnung Ton 1756 Rücksicht, 
in welcher die zur Matrikel gehörenden Edcllcu- 
te von den nicht zu ihr gehörenden geschieden werden. 
Im Jahre 1785 wurde in Esthland, auf dieselbe Weise 
wie in Livland, die Adelsordnung eingeführt, kraft 
welcher an die Stelle der Matrikel ein adliges Ge- 
schlechtsbuch trat, welches auf der allgemeinen Grund- 
lage geführt wurde. Im Jahre 1796, bei der Wieder- 
herstellung der alten Verfassung Esthlands, trat auch 
die Matrikel wieder ins Leben und die Führung ihrer 
Register ward von neuem dem Ritterschaftshauptmanne 
und der Ritterschaftskanzellei überlassen (*), während 
das Führen der adelichen Geschlechtsbücher auch hier 
im Anfange des Jahrhunderts aufhörte. Die Regeln für 
die Aufnahme in die Matrikel beruhen nur auf Gewohn- 
heit und sind vielfach den im Livländischen Gouverne- 
ment befolgten ähnlich. 

2. Korporationsrechte des Adels. 
Bis zur Einführung der Adelsordnung. 
Bei der Unterwerfung unter die Russische Botmässig- 
keit, bat die Esthländischc Ritterschaft in den Akkord- 
punkten um Erhaltung ihres Rechtes, sich auf Landta- 
gen zu Berathung ihrer Angelegenheiten oder der Pro- 
positionen der hohen Obrigkeit versammeln zu können 
«als eines prinzipalen Stücks ihrer Privilegien»("). Auf 
Grundlage der Bewilligung dieses Punkts durch den 
General Bauer und dessen Bestätigung durch Peter 

(*) Im Jahre 1896 wurde die damalige Matrikel ah Anhang zur Land- 
tagsordnung gedruckt. Sie enthalt 231 Familien, ron denen (ausser der 
schon in der Matrikel ?on 1761 rorkommeuden Dolgorucky's) 18 Itus- 
alscbe »ind: Bibikow, Golubxow, Guriew, Kosodawlew, Kurakfn, Mas- 
low, Moltschanow, Mordwinow, Murawiew, Orlow, Panin, Sherebxow, 
Speran»ky, Spiridow, Subow, Troschlschiusky, Tscbilschcrin, Wiaaml- 
tinow. 

(**) 1710 September 29 (2299) 6. 
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den Grossen, versammelte sich die Esthländischc Rit- 
terschaft, nach der Vereinigung mit Russland wie 
früher, auf den Landtagen und in der alten Weise. 
Um diese festzustellen, ward im Jahr 1756 von dem 
Landtage eine Landtagsordnung abgefasst, die auch 
noch jetzt in Kraft ist. Aus derselben geht hervor, 
dass es ordentliche und ausserordentliche Landtage gab, 
die auf Bitte der Ritterschaft vom Generalgouverneur 
ausgeschrieben wurden (Tit. I, art. 1, 2); dass auf dem 
Landtage nur besitzliche Mitglieder der Ritterschaft (d. 
h. des immatrikulirten Adels) erschienen und Stimm- 
recht hatten, unbesitzliche nur wenn sie von einem Re~ 
sitzlichen bevollmächtigt waren (Tit. II, art. 1); dass 
die Bestätigung der zum Gesetz zu erhebenden Be- 
schlüsse des Landtags durch den Gouverneur beim Ge- 
neralgouverneur zu erbitten war (Tit. IX, art. 3, 5, 6). 
Auf dem Landtage wurde der Ritterschaftshauptmann 
von der gesammten Ritterschaft aus drei von den Land- 
räthen ihr aus derselben vorgeschlagenen Kandidaten 
gewählt (Tit. IV), die Mitglieder des rilterschaftüchen 
Ausschusses aber unmittelbar von der Ritterschaft. Die 
Landrälhe ergänzten sich immer selbst, und wählten 
auch aus der Ritterschaft zur Besetzung aller Richter- 
posten. Der Wirkungskreis der Landräthe, des Ritter- 
schaftshauptmanns u. s. w. war derselbe wie früher; 
den ersteren wurde der Generalmajorsrang, dem Letz- 
teren der eines Obersten ertheilt (**). 

Nach Einführung der Adelsordnung. 
Im Jahr 1783 ward in Esthland, eben so wie in Liv- 
land, die Adelsordnung eingeführt, welche in ihrem 
ganzen Umfange daselbst in Wirksamkeit war bis 1796 

{') Sie ist 1816 mit Zusätzen gedruckt worden. 
<*• ) !7i« Mari 8 (4848). 
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(siehe Zweite Abteilung, Kapitel l) f in welchem Jahre 
die alte Einrichtung der Landesverfassung wieder ein- 
geführt wurde. Im Jahre 1803 erfolgte eine ziemlich 
wichtige Veränderung, indem die Wahlordnung vom 
Landtage selbst verändert wurde. Seit dieser Zeit ergän- 
zen sich die Landräthe zwar noch selbst und wählen zu 
allen Richterposten, aber nur aus von der Ritterschaft 
ihnen vorgeschlagenen Kandidaten (*). Im Jahre 1826 
erschienen in Reval im Druck: 1) Die Esthländische 
Landtagsordnung von 1756, mit denen von da an erfolg- 
ten Vervollständigungen» und 2) die Wahlmethode von 
1803 mit den bis 1824 erfolgten Zusätzen ("). Auf die- 
sen Ordnungen und den als Zusätze angehängten Land- 
tagsschlüssen sind begründet, sowohl das Verfahren auf 
den Esthländischen Landtagen (***), als zum Theil auch 
die Rechte und Pflichten der Beamten der Esthländi- 
schen Ritterschaft. 

3. Personliche Rechte der Esthländischen 

Edelleute. 

Die Rechte und Vorzüge der Esthländischen Ritter- 
schaft: 1) in Beziehung auf den Dienst und die Beset- 
zung der Adelsämter, 2) in Beziehung auf Gerichts- 
barkeit und peinliches Verfahren; 3) in Beziehung auf 
Abgaben und Obliegenheiten,— unterlagen keiner Ver- 
änderung. Was das Recht eigenthümlichen Grundbe- 
sitzes betrifft, so erstrecken sich alle in der Abthei- 
lung über Livland angeführten Bestimmungen über 
Rückgabe der von der Schwedischen Regierung einge- 
zogenen Güter und die Verwandlung der Lehen in AUo- 

H Vergl. die Wahlmethode von 1803. 

(**) Laadtagsordnung und Wahlmetbode des Heriogthums Esthland, 
nebst einem Alphabelischen Verzeichnisse aller xur Esthländischen 
Adelsraatrikel gehörigen Familien. Reval. 1886. 

(***) Diese haben, eben so nie in Livland, alle drei Jahre und öder 
bis jeltl Stau gehabt. 
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dien, eben so auch die Entscheidungen des Senats r* 
1809 und des Reuhsraths von 1828 gleichfalls auf 
Eslhland, wo der eingeborene Adel fortwährend sich 
um das ausschliessliche Recht auf eigenthümlichen 
Grundbesitz vor allen übrigen Ständen bemühte. — Bei 
Erlassung des Bauergesetzbuchs von 1816 war im § 4 
bestimmt worden: «Der Esthländische Bauer hat das 
Recht» sich Ländereien und anderes unbewegliche Ver- 
mögen zum erblichen Besitz und Eigenthum zu erwer- 
ben». In Veranlassung der von der Esthländischen Rit- 
terschaft erbetenen Abänderung einiger Punkte des 
Gesetzbuchs von 1816, erfolgte eine am 2 August 
1829 Allerhöchst bestätigte Meinung des Reichsraths, 
in welcher zur Erläuterung jenes § 4 unter andern Fol- 
gendes gesagt wurde: P. 1. Statt des § 4 der Esthlän- 
dischen Verordnung, nach welchem der Esthländische 
Bauer das Recht hat zum Erbe und Eigenthum Lände- 
reien und andere unbewegliche Güter zu erwerben, 
ist in dem Projekte (vorgestellt von dem Adel) vorge- 
schlagen, folgenden § 54 aus der Livländischen Ver- 
ordnung einzuführen. Der Rauer hat das Recht als Ei- 
genthum unbewegliche Güter zu erwerben, ausser in- 
dessen adlige Güter. Der Rcichsrath bestimmt statt 
dessen, den § 4 der Esthländischen Verordnung zu ver- 
vollständigen durch eine Remcrkung folgenden Inhalts: 
aber die jetzigen gutsherrlichen Höfe in Eslhland, mit 
allen ihnen beigelegten und nur den zur Matrikel 
gehörenden Edellcuten zukommenden Rechten und 
Vorzügen, können nicht in erbliches Eigenthum über- 
gehen, als bloss an Personen derselben Korporation, und 
daher kann der Gutsbesitzer nicht eine Parzelle seinem 
Bauer verkaufen, wenn er nicht dreissig Tschetwert 
Aussaat in jedem Felde behält, — der Bauer aber, Par- 
zellen von grossen gutsherrlichen Höfen kaufend, er- 



Digitized by Google 



183 



wirbt indessen nicht die Rechte, die jenen Edelleuten 
gehören. Da aber im § 126 der Esthlandischcn Ver- 
ordnung, der nach dem Projekte in seiner Kraft blei- 
ben soll, gesagt ist: der Esthländische Bauer hat das 
Recht, bewegliches und unbewegliches Eigenthum zu 
erwerben, dasselbe zu besitzen und darüber zu verfü- 
gen, mit allen nach den Gesetzen den übrigen Bürgern 
des Reichs gestatteten Mitteln, — so muss auch dieser § 
mit der oben angegebenen Bemerkung zu § 4 in Ueber- 
einstimmung gebracht werden. — Diese Meinung des 
Reichsraths wurde nicht bekannt gemacht, weil die in 
demselben in Aussicht gestellte Verschmelzung der 
Bauerverordnungen in allen drei Ostseegouvernements 
bisher noch nicht beendigt worden. 

Die im Kapitel von Livland angegebenen Bestim- 
mungen in Betreff der Kronsarrenden, des Pfandbesil- 
zes in den Ostseegouvernements, die allcndliche Ent- 
scheidung der Frage über don Besitz von Grundeigen- 
thum (siehe oben pag. 139, 144), beziehen sich gleicher 
Weise auch auf Esthland. 

zweiter abschnitt. 

Rechte der Geistlichkeit in Esthland. 
Die Schwedische Regierung begünstigte die Evange- 
lisch-Lutherische Geistlichkeit, vermehrte die Zahl der 
Kirchen, stellte an ihnen Prediger mit gehörigen Ein- 
künften an (*), errichtete im Jahr 1627 einen geistli- 
chen Synod, im Jahr 1629 ein Konsistorium und er- 
nannte 1641 einen besondern Bischoff für Esthland. 
Auch ward das 1675 der Schwedischen Geistlichkeit 
von KarlXI ertheilte Pricsterprivilegium, wie auf Liv- 
land, so gleichfalls auf Esthland ausgedehnt. — Von der 
Russischen Regierung wurden die der Evangelisch-Lu- 

H Rcsolutiou Johann III, y. 12 Juli 1581. 
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therischen Geistlichkeit vorbehaltenen Rechte und Vor* 
züge nicht bloss in ihrem vollen Umfange erhalten» son- 
dern auch erläutert und zum Theil ausgedehnt, in dem 
Gesetze für die Evangelisch-Lutherische Kirche in 
Russland v. 28 December 1832 (5870). 

DRITTER ABSCHNITT. 

Rechte des Bauebnstandes in Esthland. 

/. Die Zeit der Schwedischen Herrschaft. 
(1561—1710). 

Die Schwedische Regierung bemühte sich fortwäh- 
rend um Verbesserung des Zustandcs der Bauern. Kö- 
nig Erich XIV, welcher am 2 August 1561 die Erhal- 
tung der vollen Gerichtsbarkeit («in Hals und Hand») 
der einzelnen Grundherrn über ihre Bauern zugesagt, 
verbot durch Resolution vom 8 September 1561 den 
Edelleuten, die Bauern grausamen Strafen zu unterwer- 
fen. Schon in den Privilegien-KonBrraationen Johann 
III (1570) und Sigismunds (1594) wird die Beschrän- 
kung hinzugefügt, dass diese Gerichtsbarkeit nicht ge- 
missbraucht und der Statthalter oder sonstige König- 
liche Befehlshaber im Gerichte zugelassen werde, was 
in der Bestätigung Karl IX vom 3 September 1600 na- 
mentlich für Kapitalverbrechen bestimmt wurde, wie 
dies auch in der Resolution Gustav Adolphs v. 24 No- 
vember 1617 ausgesprochen wird. In der Folge ward 
festgestellt, dass Sachen, wo die schuldigen Bauern der 
Todesstrafe zu unterwerfen wären, nicht von den Edel- 
leuten selbst entschieden werden können, sondern zur 
Jurisdiktion der Manngerichte unter Revision des Ober- 
landgerichts gehören (*). Die in der zweiten Hälfte des 
XVIII Jahrhunderts in Esthland eingeführten Wacken- 
bücher bestimmten die Menge der Frohnarbeiten und 

(•) Ritter und Landreeht Buch IV, Tic. XVIII, tri. 14. 



Digitized by Google 



185 



die Art ihrer Leistung von Seiten der Bauern, ohne 
dieselben aber tot Erhöhung der Leistungen durch die 
Grundherren, überhaupt vor willkührlicher Behand- 
lung zu schützen. Es gelang der Schwedischen Regie- 
rung nicht, die Eslhländische Ritterschaft zur Freilas- 
sung der Bauern zu bewegen. Dagegen aber verbot sie 
aufs strengste, die in Esthland angesiedelten und bis 
dahin freien Schwedischen und Finnischen Bauern leib- 
eigen zu machen (**). 

//. Seit der Zeit der Vereinigung Esthlands mit 

Rtissland. 

Nachdem, in Folge von zur Kenntniss der Staatsregie- 
rung gelangten Missbräuchen der gustherrlichen Ge- 
walt über die Bauern, dieselbe von dem Landtage 1795 
beschränkt worden, beschloss die Eslhländische Ritter- 
schaft auf dem Landtage 1802, eine Art Verordnung 
über die Bauern ins Leben treten zu lassen, durch wel- 
che namentlich ein neues Gerichtswesen eingeführt und 
das Eigenthum der Bauern gesichert würde. Das be- 
zügliche Projekt, in Form einer Proklamation an den 
Bauernstand, dem damit eine Art politischer Existenz 
bewilligt wurde, erfreute sich der Allerhöchsten Be- 
stätigung im September 1802. Im folgenden Jahre be- 
schloss der Landtag den Entwurf eines vollständigen 
Gesetzbuchs für die Bauern und eines Regulativs über 
die Leistungen derselben zur Allerhöchsten Sanktion 
vorzustellen, welche auch der Kaiser Alexander I am 
27 August 1804 zu gewähren geruhte. 

Auf den im Jahr 1811 von der Esthländischen Ritter- 
schaft ausgesprochenen Wunsch, die Leibeigenschaft 
ihrer Bauern aufzuheben und eine Verordnung für 
dieselben zu verfassen, geGel es dem Herrn und Kaiser 

{•) Besol. t. 5 Mai 16», P. 0, 17 Jtnuar 165», P. 7. 
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Alexander I, eine besondere Kommission zur Abfas- 
sung dieser Verordnung zu ernennen. Sie bestand, 
unter Vorsitz des Esthlandischen General gouverneurs 
Prinzen von Oldenburg, zum Tbeil aus von der Ritter- 
schaft gewählten, zum Theil aus von der Staatsregie- 
rung auf Vorschlag des Presidenten ernannten Gliedern. 
Nachdem dieselbe ihre Arbeit beendet, legte sie der 
Ritterschaft das gemäss der ihr ertheilten Instruktion 
ausgearbeitete Projekt einer Esth ländischen Bauerver- 
ordnung vor. Nach Beprüfung und Gutheissung des 
Projekts durch die auf dem Landtage versammelte 
Ritterschaft, bestätigte der Herr und Kaiser Alexan- 
der I Allerhöchst dasselbe am 23 Mai 1816 (26279), 
und schrieb der örtlichen Obrigkeit vor, die Verord- 
nung einzuführen mit Aufhebung aller früheren nicht 
namentlich durch dieselbe bestätigten Gesetzesbestim- 
mungen. 

Um dies in Ausfuhrung zu bringen, ward eine be- 
sondere Kommission, unter Vorsitz des Ci>ilgouvcr- 
neurs von Esthland, aus zwei Rcgicrungsrälhen, einem 
Kamcralhofsrath und zwei von der Ritterschaft gewähl- 
ten Gliedern errichtet. Dieser Kommission wurde eine 
besondere Instruktion am 23 Mai 1816 (26280) gege- 
ben, kraft welcher ihr zur Pflicht gemacht wurde, die 
Aufsicht zu haben über Ausführung der auf die all- 
mähliche Einführung der Bauerverordnung bezüglichen 
Bestimmungen, und auf die Anwendung der, sowohl 
in den temporairen Festsetzungen, als in der Verord- 
nung selbst enthaltenen, Grundsätze zu sehen. Diese 
Kommission dauerte bis 1832, wo die ihrer Sorge an- 
vertraute Angelegenheit völlig beendet ward. 



» 
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ZWEITES KAPITEL. 

Hechle des städtischen Standes in Esthland. 

ERSTER ABSCHNITT. 

Rechte des staedtischen Standes in Ret iL. 

I. Die Zeit der Schwedischen Herrschaft. 
(1561 — 1710.) 

1. Die Korporationen der Revalschcn Stadt- 
gemeine und die Erwerbung des Bürgerrechts. 

Anfangs blieb die alte Eintheilung der Revalschcn 
Stadlgemeine in den Magistrat, die Grosse und die 
zwei Kleinen Gilden unverändert. Im Jahr 1675 ver- 
einigte Karl XI die beiden letzteren, trennte sie aber 
wieder 1681. Indessen hörte in der Folge die St. Olai 
Gilde auf, und selbst ihr Name verschwand. 

Als Grundgesetz über die Erwerbung des Bürger- 
rechts in Reval ward angesehen der 14te Punkt des am 
24 März 1648 zwischen dem Generalgouverneur Oxen- 
stierna und der Stadt Reval abgeschlossenen Vertrags, 
in welchem gesagt ist: Jeder Fremde, welcher Nation 
er auch sei, kann in Reval das Bürgerrecht erlangen, 
sobald er sich dessen würdig erweiset. Er muss dem 
Rathe Beweise über seine rechtmässige Geburt und ein 
Zeugniss über tadellose Führung beibringen und sich 
in allen Fällen nach den Privilegien der Stadt und den 
königlichen Bestimmungen richten. Uebcrdies muss er 
Lutherischen Glaubens Augsburgischen Bekenntnisses 
sein; Christen anderer Konfessionen werden nicht an- 
genommen, ausser wenn sie zum Protestantischen Glau- 
ben übergehen und ihre Kinder in demselben erziehen. 
Sobald einer genügende Beweise über seinen Glauben 
beibringt, über seine gute Führung und gesetzliche Ge- 
burt, so hindern die übrigen Umstände in Beziehung 
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auf die Nationalität, zu der er gehört, ihn nicht, nach 
Erwerbung des örtlichen Bürgerrechts zu allen Ehren- 
ämtern zu gelangen, kein einziges ausgeschlossen (*). — 
Diese Festsetzung ward von der Königin Christine 
durch Resolution vom 30 Juni desselben Jahres bestä- 
tigt. Uebrigens hing die Aufnahme in die Bürgerschaft 
vom Rathe ab, dessen Entscheidungen in diesem Falle 
keiner Appellation unterlagen. Der in die Bürgerschaft 
Revals Aufgenommene war unter gewissen Vorausset- 
zungen verbunden, sich in die Grosse oder die Kleine 
Gilde eintragen zu lassen, und alle allgemeinen und 
besonderen, durch die örtlichen Einrichtungen ihm 
auferlegten, Obliegenheiten zu erfüllen ("). Jedes Gil- 
deglied hicss eben so wie in Riga Bruder. Besondere 
Verbrüderungen gab es nicht, mit Ausnahme etwa der 
Gompagnie der Schwarzenhäupter. 

2. Korporationsrechte des städtischen 

Standes. 

Jede Gilde hatte ihre besondere Aeltestenbank, die 
aus einer bestimmten Zahl Aeltermänner und Aeltesten 
bestand, die auf Lebenszeit gewählt wurden. Die Pflicht 
der Aeltestenbank bestand darin, dass sie in allen Fäl- 
len, wo nicht eine Bewilligung der ganzen Korporation 
nöthig war, die Interessen ihrer Gilde vertrat. Ueber- 
dies hatten die nicht zur Aeltestenbank gehörenden 
Brüder in jeder Gilde ihren eigenen auf sechs Jahre 
gewählten Wortführer (*•*). 

In den die ganze Stadtgemeine beireffenden Angele- 
genheiten, die nicht dem Rathe alleine vorbehalten 
waren (****), hatten beide Gilden das Recht sich zu ver- 

(*) Vergl. die Schraden der Grossen Gilde, 8 79. 
(**) Ebendaselbst 88 38, 41, 51, 60. 
(***) Schrägen der Grossen Gilde, S 65. 

(•'**) Vertrage de« Halbs mit der grossen Gilde t. 167* Jan. «7 und 
168* Not. 4. 
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sammeln und Beschlüsse zu fassen. Zu solchen Gegen* 
ständen gehörten: 1) die Wahlen, 2) alle auf das Wohl 
der Stadtbewohner bezüglichen Massregeln, über wel- 
che nicht bereits in den schon bestehenden Beschlüs- 
sen und Festsetzungen bestimmte Anordnung vorhan- 
den war (*). Die Gilde Versammlungen konnten nicht 
ohne Wissen des Raths Statt haben, Ton dem auch die 
Bestimmung der zur Berathung der Gildeversammlun- 
gen gelangenden Gegenstände abhing (**). Nach er- 
folgter Uebereinstimraung des Raths mit beiden oder 
doch mit einer der Gilden ward der endliche Be- 
schluss gefasst, zu dessen Gesetzeskraft es der Bestäti- 
gung der Obrigkeit bedurfte. War der Rath nicht über- 
einstimmender Ansicht mit den Gilden, so gelangte die 
Sache zur Entscheidung des königlichen Gouver- 
neurs (***). Die mit dieser unzufriedene Korporation 
war berechtigt, die Angelegenheit zu Allerhöchster 
Entscheidung gelangen zu lassen. 

3. Persönliche Rechte der Revalschen 

Bürger. 

Die Revalschen Bürger beanspruchten das ausschliess- 
liche Recht zum Grundbesitz in der Stadt, was mehr- 
mals von der Eslhländischen Ritterschaft bestritten wur- 
de, die sich um das Recht erblichen Besitzes von Häu- 
sern in der Stadt bemühte. Unterdessen verlangten die 
Bürger ihrerseits das Recht adlige Güter auf dem Lan- 
de erwerben zu können. Zur Entscheidung dieser 
Streitigkeiten bestimmte die Regentin Hedwig Eleono- 
ra, dass die Edelleute nicht Häuser in der Stadt, die 
Burger Revals nicht adlige Güter auf dem Lande soll- 



C) Vergl. Vertrag t. 167S, Zusaliarl. 4 (Resol. t. 30 Juli 1662, 8 4). 
{*•) Resol. t. 16 Oktober 1635, 8 6. 
(*") Resolution t. 30 Juli 166«, 8 4. 
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ten erwerben können (•). (Siehe das erste Kapitel). Die 
Revalschen Bürger hatten das ausschliessliche Recht 
in der Stadt den Kleinhandel nach Mass und Gewicht 
zu treiben. Den fremden Kaufleuten war nur der 
Grosshandel gestattet,, jedoch nicht mit Salz (**). Die 
übrigen persönlichen Rechte der Bürger blieben un- 
yerändert wie in der vorigen Periode. 

Anmerkung. Die Bürger des Doms, seil alten Zeilen her eine be- 
sondere Korporation (•♦•) bildend, erhielten ihre Verfassung durch 
Resolution rom 11 Juli 1052. Da diese Korporation bloss aus Band- 
werkern bestand, so bezogen sich die ihr ertheilten Privilegien auch 
nur auf solches Gewerbe. 

17. Seit der Zeit des Eintritts unter die Russische 

BotmOssigkeit. 

Seit der Unterwerfung unter die Russische Botmäs- 
sigkeit, unterlagen die Rechte des städtischen Standes 
in Reval keinen irgend wichtigen Veränderungen, aus- 
ser zur Zeit der Einführung der Stadtordnung, an de- 
ren Stelle aber im Jahr 1796 wieder die alten Einrich- 
tungen traten. In Rücksicht des Rechts auf den Han- 
delsbetrieb, ward die Wirksamkeit der allgemeinen 
Russischen Gesetze auch auf Reval ausgedehnt. Die 
daselbst seit den Zeiten Boris Godunow's lebenden Rus- 
sischen Bürger treiben Handel und bezahlen die Han- 
delsabgaben gleich den Bürgern Evangelisch-Lutheri- 
scher Konfession (***•). Indessen haben sie nicht das un- 

(*) Resolution 80 Juli und t. ! August 166», p. 14; Resolution t. 3 
August 1664. (Seil dem Anfange des gegenwärtigen Jahrhunderts scheint 
der Anspruch auf ausschliessliches Recht iura Hausbesitx in der Stadl 
sich auf ein Naherrecht beschrankt zo haben). 

<••) Resolutionen vom 24 Mir, 1648, 8 18, 30 Oktober 1635, 8 3, 16 
Oktober 1675, 8 3, 8 Juli 1679. 

<" *) Urkunde des O. M. Plettenberg r. 1508, Joh.nn III, r. 6 No- 
vember 1584 und Gustav Adolph's y. 15 Februar 1686; Resol. v. 17 Ok> 
tober 1665. 

(«•«) 1830 November 20 (5641). 
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bedingte Recht zum Betriebe von zünftigen Handwer- 
ken und zum Bierbrauen, welches letztere ausschliess- 
lich den in die grosse Gilde aufgenommenen Bürgern 
vorbehalten ist. Auch nehmen sie weder an den Wah- 
len zu den Stadtämtern, noch an der Yertheilung der 
städtischen Abgaben und Obliegenheiten Theil, noch 
überhaupt an den Berathungen über städtische Angele- 
genheiten. 

zweiter abschnitt. 

Bechte des staedtischen Standes in den kleinen 
Staedten Esthlands. 

Die Gemeindeverfassung Narvas, die im Wesentli- 
chen mit der Revals übereinstimmte, hatte auch ähnli- 
che Schicksale wie diese, und eben so gestalteten sich 
auch die Gilden und ihre Einrichtungen auf ähnliche 
Weise. In Hapsal, Wesenberg und Weissenstein (so wie 
später auch in dem erst in Russischer Zeit entstande- 
nen Ballisch-Port), hatte es schon in der Schwedischen 
Zeit keine Gilden gegeben, sondern die Bürgerschaft 
bildete immer nur eine Korporation. Die Aufnahme 
in diese war und ist auch an gewisse Bedingungen ge- 
knüpft, über die in Hapsal der Rath, in den anderen 
Städten das Ortliche Vogte igericht entscheidet. Die 
Bürgerschaft in Hapsal hat zur Vertretung ihrer Rech- 
te beim Rath einen Aeltermann, in den anderen Städ- 
ten nur Aellesten, die in den Bürgerversammlungen 
den Vorsitz führen. 



VIERTE ABTIIEILUjVG. 

VON DER ALLMAEHLICHEH FESTSTELLUNG DES 

8TAENDEREGHTS IN KURLAND UND 

P ILTEN. 

ERSTES KAPITEL. 
Rechte der ländlichen Stände in Kurland. 

ERSTER ABSCHNITT. 

Rechte des Adelsstandes in Kubland. 
J. Bis zur Vereinigung mit Russland. 
1. Korporationsrechte des Adels. 
Abfassung einer Adelsmatrikel in Kurland. 

Als die Polnischen Kommissarien im Jahr 1617 die 
sogenannte Regiraents-Formcl crlicssen, wurde (§ 3) be- 
stimmt, dass die Polnischen und Litthauischen Edelleu- 
te, die Güter in Kurland besässen, als Eingeborene des 
Landes anzusehen seien; zugleich ward (§ 39) festge- 
setzt, eine Kommission zu errichten um zu untersu- 
chen, welche Geschlechter wirklich adlig seien und 
welche sich unrechtmässig die Adels würde anmass- 
ten (*). Auf dieser Grundlage erwählte der Kurländi- 
sche Adel im Jahre 1620 achtzehn Deputirte, welche, 
unter Vorsitz des Herzogs selbst, zur Beprüfung der 
vorgestellten Beweise über den Adelsstand schritten, 
und zur Zusammenstellung eines Verzeichnisses der 
damals in Kurland befindlichen Adelsgeschlechter. In 
der von der Ritterschaft ihren Deputirten ertheilten 

(*) Inter eos, qui re vor« Nobile« sunt et qul Plebejl, eonitituto ja- 
diclo equeitri, quod vulgo «RiUerbanku appelUtur, dberimen fUl. 
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Instruktion y. 17 Okiober 1620 ist bestimmt, als Be- 
weise des Adelsstandes anzunehmen: 1) die allgemeine 
Notoriettt (*); 2) das Zeugniss anderer Ede Heute, nach 
dem Beispiele der Polnischen Konstitutionen und Ge- 
bräuche; 3} der Adelsstand in anderen Ländern; 4)_ 
Adelsdiplome von Meistern und Hochmeistern; 5) adli- 
ge Geburt; 6) gerichtliche Urtheile und Entscheidungen; 
7) Kaiserliche und Königliche Diplome. — Die Arbeiten 
der Deputirten wurden am 20 Juli 1634 beendet. In • 
dem Ton ihnen angefertigten Verzeichnisse befanden 
sich 115 Geschlechter, von denen 94 ihren adligen 
Stand durch Notorietät und Producirung ihrer Ahnen 
erwiesen; eilf bewiesen ihre Ahnen durch Siegel und 
Briefe; zehn bewiesen ihren Adel durch Kaiserliche 
und Königliche Diplome; zwölf Geschlechter, da sie 
nicht genügende Beweise beibrachten, wurden nicht 
aufgenommen (**). Bei Ausfertigung dieses Verzeich- 
nisses der Adelsgeschlechter ward zugleich unter an- 
dern bestimmt: Punkt 5: «Damit auch der abusus des 
Nobililirens künftig nachbleibe, so soll kein Königlich 
Privilegium inskünftige mehr gelten, das nicht ex 
commendatione Principis et Nobilitatis auf öffentlichem 
Kur-und Sem gallischen Landtage und dem darnach er- 
folgten Landtage durch Tugenden erlanget» (***). — Die 
Bestimmungen der Kommission wurden von dem Land- 
tage am 18 März 1645 bestätigt. Der Polnische König 
Johann Kasimir bestätigte, durch Urkunde vom 10 
Februar 1649, alle Handlungen der Kommission und 
versprach Niemandem das Kurländische Indigenat (In- 



(') Mit dem Notorio, quac est probalio probatisslma. 

('*) Kruse. Kurland unter den Herzögen. 1, p. WS. Vergleiche: Ziegen- 
horn. Beilage 131, p. 169 und folg. Polnische und Litthauische Ge- 
schlechter finden sich gar nicht in diesem Verzeichnisse. 

(*") Ziegenhorn. Beilage ltf, p. 171. * 

13 
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digenatus seu Nohilitas) ohne vorgängige Einwilligung 
des Herzogs und des Adels zu ertheilen (*). Seil dieser 
Zeit begann der Kurlandische Adel oder die Ritterschaft 
neue Mitglieder auf den Landtagen nach eigener Will- 
kuhr aufzunehmen und entfernte völlig den Polnischen 
und Litthauischen Adel ("). 

Landtage und allgemeine Konferenzen. 

Bei Erlassung der Regimentsformel im Jahr 1617, wur- 
den auch ausfuhrlich bestimmt: die Zusammensetzung 
der Kurländischen Landtage (***), die Gegenstände ihrer 
Wirksamkeit und das Verfahren auf denselben. Die 
Landtage waren gewöhnliche und ausserordentliche. 
Die gewöhnlichen Landtage wurden vom Herzoge alle 
zwei Jahre zusammenberufen, die ausserordentlichen 
aber nur in besonders wichtigen Fällen, nach Bestim- 
mung des Herzogs und seiner Räthe Kurland war 
zu bequemerer Zusammenrufung der Landtage in 17 
Kirchspiele getheilt. In jedem Kirchspiele erhielt der 
Oberhauptmann, der Hauptmann oder der zu dem Ende 
erwählte besitzliche Edelmann die herzogliche Bekannt- 
machung über die Berufung des Landtags und versam- 
melte den Adel seines Kirchspiels zur Wahl von Land- 
tagsdeputirten. Jedes Kirchspiel war verpflichtet einen 
Deputirten zu erwählen; es war zwar erlaubt zwei zu 
senden, doch hatten sie dann nur eine gemeinsame Stim- 
me. WegenNichterwählung eines Deputirten zum Land- 
tage zahlte das Kirchspiel die zwei ersten Male eine 



(*) Vergleiche »ach den Landtagsschluss 70m 87 Juli 1746, P. 56. 

(**) Zum ersten Male fand die Aufnahme neuer Glieder nach Be_ 
kanntmachung des RilLerbankYerzeichnissee von 1634 tUtt auf dem 
Landtage von 1648, wo sieben Adelsgeschlechler in dasselbe eingetragen 

(•**) Die Landtage In Kurland begannen gleich nach der Gründung 
des Herxogthums. Die Landtagsbeschlüsse von 1567—1606 sind abge- 
druckt im Archive für Geschichte u. *. w. II, p. 166 und folg. 

(••••) Rcgimenliformel, 68 S6, 17. 
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Strafe yon hundert Thalern; geschah es aher dreimal 
nach einander, so ging das Stimmrecht verloren (*). 
Die Deputirten versammelten sich in Mitau, in be- 
sonderen Fällen jedoch auch in andern Städten (* # ). 
In Mitau angekommen, schritten die Deputirten zur 
Wahl eines Landbotenmarschalls, der auf dem Land- 
tage den Vorsitz führte, die Angelegenheiten vor- 
legte, welche zur Berathang kamen, und über- 
haupt die Verhandlungen leitete (*). Gegenstände des 
Landtags waren insbesondere : 1) die Beralhung über 
die vom Herzoge eingegangenen Forderungen und 
Vorschläge, über die vom ganzen Adel oder einem 
oder mehreren Kirchspielen vorgebrachten Beschwer- 
den und Vorschläge, über die Interessen und Bedürf- 
nisse des Adels im Allgemeinen; 2) die Wahl zu allen 
der Besetzung durch den Adel vorbehaltenen Aemtern; 
3) die Durchsicht der Rechnungen der Bitterkasse seit 
dem Schluss des letzten Landtages her (**). Im Allge- 
meinen konnte auf dem Landtage nichts beschlossen 
werden in Widerspruch zu den Grundgesetzen des 
Herzogthums, d. h. dem Unterwerfungsvertrage, der 
Urkunde über die Investitur und der Regiments- For- 
mel (***). Nach dem Schlüsse der Landtagsverhandlun- 
gen wurde der Landtagsschluss verfasst vom Herzoge 
und den ältesten Rathen, nach vorgängiger Besprechung 
mit den Landboten, und wurde dann vom Herzoge, den 
ältesten Rathen, dem Landbotenmarschalle und den 
Landboten unterzeichnet. Damit erhielt der Landtags- 
schluss Gesetzeskraft, und wurde von den Oberhaupt- 



(*) Komminarieliseher Vergleich v. 16«, 147. 

(*•) Form. Regina, S S6. Lmdlagsschlai* T. 1614, Sil. 

(**•) Ziegenhorn, • 489. 

<****) Form. Reg., Sf7. Ziegenhorn SS 449-495. 
(*•***) Form. Reg., 8 17. KompoBitionMkte v. 1793, 8 4. 
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leuten in den ihnen anvertrauten Oberhauptmann- 
schaften bekannt gemacht (*). In der Kompositionsakte 
vom 18 Februar 1793 ward unter andern bestimmt: 
dass alle ausschliesslich die Rechte des Adels betreffen- 
de Sachen, als da sind die gemeinen Willigungen, die 
Ertheilung des Indigenats, die Wahl von Bevollmächtig- 
ten des Adels u. s. w. nicht der Zustimmung des Her- 
zogs bedürften, sondern durch Stimmenmehrheit der 
auf dem Landtage versammelten Landboten Gesetzes- 

■ 

kraft erhalten sollten.' 

Ausser den Landtagen gab es in Kurland noch die 
sogenannten brüderlichen Konferenzen, an denen alle 
Glieder der Kurländischen Bitterschaft Theil nahmen, 
die Stimmrecht hatten. Sie wurden in ausserordentli- 
chen Fällen vom Herzoge berufen, auch hatten ihre Be- 
schlüsse nicht ohne dessen Zustimmung Gesetzeskraft, — 
im Fall seines Todes, oder seiner Abwesenheit, nicht 
ohne Bestätigung des Königs von Polen. Seit der Er- 
lassung der Regiments - Formel (1617) bis zum Jahre 
1793, während 176 Jahren, haben 129 Landtage Statt 
gehabt, von der ersten brüderlichen Konferenz im Jahr 
1712 an bis 1795, während 83 Jahren, haben letzterer 
17 Statt gefunden. Das Amt der Deputirten hörte mit 
dem Schlüsse, des Landtags auf. 

Die ältesten Räthe und der Bevollmächtigte des 

Adels. 

Ausserhalb der Landtage wurden die Interessen der 
Ritterschaft bewahrt durch die ältesten Räthe und ei- 
nen besonderen Bevollmächtigten (Landesbevollmäch- 
tigter, Landesdclegirler), welcher in Fällen von Wich- 
tigkeit erwählt wurde, um wegen Erhaltung der ritter- 
schaftlichen Rechte beim Könige und dem Polnischen 
Reichstage wirksam zu sein. 

H UudtagsschlufS tob 1648, S 13. Zirgcnhorn, S 506, 
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2. Persönliche Rechte der Edelleutc. 

In Beziehung auf den Dienst. 

Die Kurländischen Edelleute hatten das aussei ! iess- 
(iche Recht zur Besetzung folgender Aemter: 1 der 
vier ältesten Käthe (Oberburggraf, Landhofraeisier, 
Kanzler und Landmarschall); 2} der vier Oberhaupt- 
leute, 3) der acht Hauptleute, 4) der acht Oberhaupt- 
mannsgerichts - Assessoren, 5) der vier Mannrichtcr 
und 6) der Offiziere bei den Landestruppen. 

In Beziehung auf Gerichtsbarkeit und peinliches 

Verfahren. 

Die Edelleute unterlagen nur ihrem gewohnlichen 
Gerichte; die Errichtung ausserordentlicher oder kom- 
missarialischer Justiz über diescINcn war unzulässig (*), 
ausser wenn die beiden streitenden Parteien darum ba- 
ten oder bei Theilungen und Grenzführungen (**). Die 
Edelleutc wurden nur von Ihresgleichen gerichtet; 
Unadligc konnten nicht über Adlige richten (*"). In 
Kriminalsachen unterlagen Kurländische Edelleute nur 
der Jurisdiktion des Oberhofgerichts uud der hinzuge- 
zogenen vier Oberhauptleutc (**"), mit Appellation an 
den König ausser bei Kapitalverbrechen ("*••). Alle 
Injurien und Kriminalsachen der Edelleutc wurden 
im akkusatori sehen Prozess verhandelt (******). Edelleu- 
te konnten nur in den ersten 24 Stunden nach Ver- 
übung des Verbrechens in Arrest genommen werden, 
ausser wenn sie des Hochverraths, des Mords, der Brand- 

^ — ■ ^ — - ■ . 

(*) Kommissirialische Entscheidungen von 1717, 8 19. 
(") Kurländisehe Statnten, 8 8; Komis». Entsch. r. 1717 ad Gr»?. 5; 
Kompositionsakle r. 1746, 8 14. 
(•'•) EommiM. EnUch. r. 1717 ad grar.5; Komp - Akte 1783, % 35. 
(••••) Porm. Reg. v. 1617, 8 18. 
( )Form. Reg., 88 16, 17. 

("*"*) Kommisi. EoUeh.f. 1717, adgrav.14 undl5;Landtag»tchlaM 
11 September 1780. 
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Stiftung oder eines andern schweren Verbrechens an- 
geklagt wurden ( # ). 

In Beziehung auf Abgaben und Obliegenheiten. 

Die Kurlandischen Edelleute waren von allen Abga- 
ben frei (•*). Indessen war der Herzog berechtigt, in 
Fällen der äussersten Noth und mit vorgängiger Zustim- 
mung der Landtags, Auflagen auszuschreiben und Bei- 
steuern zu verlangen (***). Zur Kriegszeit zahlte der 
Adel Kontributionen nach der Hakenzahl, und leistete 
selbst den Kriegsdienst. 

In Beziehung auf das Vermögen. 

In Folge der Errichtung des Herzogtums Kurland, 
erfolgte im Jahre 1570 die Verwandlung aller dortigen 
Lehen in Allodien, ungefähr zwei Jahrhunderte frü- 
her als diese Massregel in Livland und Esthland zur 
Ausfuhrung kam (****). Die später ertheilten Leben wur- 
den im Jahre 1776 ebenfalls allodificirt. — Im Jahre 
1617, als die Polnische Regierung eine besondere Kom- 
mission absandte, um den zwischen den Söhnen Gott- 
hard Kettlers und dem Adel enstandenen Streitigkeilen 
ein Ende zu machen, wurden yon der Kommission (je- 
doch unter Mitwirkung der Ritterschaft) die Statuten 
abgefasst, in denen dem Adel unter andern das aus- 
schliessliche Recht auf eigentümlichen Güterbe- 
sitz vorbehalten wird Uner achtet der Vorstellun- 

(•) Urk. Bertog Gotthard« 7 Min 1563 und »0 Juni 1570; Karl. 
Statuten, 8 83; Komm it. Bot «eh. t. 17t7, I 35; Kompositionsakte y. 
1778, 8 8,-so wie yiele Landlagssehlässe. 

P ') Kommis. Enticb. 1717. 

(*•') Urkunde Herzog Gotlhard's tom SO Janl 1570, 8 10. 

(****) Urk. Herzog Gollhard'i ?. 30 Juni 1570. 
{***•*) Im 8 105 der Statuten Iii getagt: «E» »oll keiner, der nickt Ade- 
ligen Standes oder pro indigena angenommen, adelige Güter erblich zu 
kaufen, bei Verlust derselben, mächtig sein». Kettelblau (Statuten 
8 110). NachZiegonhorn's Versicherung, war dieser Paragraph nicht in 
dem dem Hersoge torgestellten Exemplare und ist erst später eingetragen. 
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gen und Bitten der Kurltadischen Städte, welche ihre 
Rechte auf das Beispiel der Preussischen Städte und 
die Reichstagsordination von 1582 über Livland stütz- 
ten^), wurde in der Folge der Streit über den Grund- 
besitz mehr als einmal zum Vortheil des eingeborenen 
Adels entschieden ("), und das ausschliessliche Recht 
desselben wie durch vielfache Gesetzbestimmungen und 
Akten, so auch durch zweihundertjährige gewisser- 
massen in Gesetzeskraft gekommene Praxis bestä- 
tigt (•••). Zugleich mit den Bürgern waren auch der 
Polnische und Litthauische Adel vom Güterbesitz ent- 
fernt, der anfänglich viele Besitzungen in Kurland ge- 
habt (""). — Ausserdem genoss die Kurische Ritterschaft 
ein ausschliessliches Recht auf den Arrendebesitz der 
dem Herzoge vorbehaltenen Lehngüter, nach billigem 
Anschlag und auf nicht weniger als sechs Jahre (*****). 
Der Adel hatte auch das unbeschränkte Recht, aus 
wohler worbenem Vermögen, welcher Art es auch sei, 
nach Belieben Majorate und Fideikom misse zu stiften, 
Erbverträge zu schliessen und Familienverträge jeder 
Art einzugehen, ohne Bestätigung des Herzogs und des 
Königs ( ). ^ 



(•) Antwort der Kurlandlachen Städte t. 9 Dec. 1688. Vergl. Ziegen- 
hörn, SS 622, 828. 

(*•) Komm.-Vergleieh 16*1, S 85. Entscheidung W Herstellung 
guter Ordnung r. 17S7.-Landtageeehlu»»e t. 3 Sept. 1739, S 6, 6 Febr. 
1738 , 8 18,3 Juli 1738, SS. 

(♦**) Vergl. Zlegenhorn,88 623, 680. 

(****) Vergl . Form, reg., S 3. 

(•••*•) Komm. Entich. t. 1717, § 4 und Vertrag Herxog Johann 
Ernst'» 14 Juni 1737, S 1.— Kompos.-Akle 1746, S 11. — Veraiche- 
rungsakte Herxog Karl*» 35 Okt. 1759, 36. - Kompos.-Akt« t. 1793, 
S8 13, n.-LeJidtagaeehluaae r. 1618, 1634, 1636, 1739, 1738, 1782 und 
1786. 

( ) TJrk. Sigismund Auguit'e 38 Not. 1561, t7.ürk. Herwg 

Gotthard ! 30 Juni 1570, 3 6. 
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//. Rechte des Adelsstandes in Kurland seit der Verei- 
nigung mit Riissland. 

1. Korporationsrechte des Adels. 

Zugleich mit der allgemeinen Gouvernementsverord- 
nung wurde in Kurland auch die Adelsordnung einge- 
führt, in Grundlage welcher Adelsversammlungen 
eröffnet wurden, wie im Gouvernement, so in den 
Kreisen. Als aber die alte Verfassung Kurlands im Jah- 
re 1796 wieder hergestellt wurde, traten an die Stelle 
der Adelsversammlungen abermals Landtage und Kon- 
ferenzen. Im Jahre 1806 verfasste die Kurlandische 
Ritterschaft eine Landlagsordnung, durch welche die 
Zusammensetzung des Landtags und das Verfahren bei 
den Berathungen genau bestimmt wurde. Heber dio 
zur Verhandlung kommenden Gegenstande, so wie über 
das Verfahren bei der Aufnahme in die ritterschaftli- 
che Korporation, finden sich daselbst keine Bestimmun- 
gen.— Im Jahre 1795 wurden, in Grundlage der Adels- 
ordnung, in Kurland ein Adelsmarschall und 9 Kreis- 
marschalle gewählt. Nach Wiederherstellung der alten 
Einrichtungen im folgenden Jahre, bescbloss die zu 
einer allgemeinen Konferenz versammelte Ritterschaft, 
stehende Beamte zur Vertretung ihrer Interessen aus- 
serhalb der Landtage zu wählen. In Folge dessen 
schwand der Einfluss der Oberräthe auf die Angelegen- 
heiten, und die Besorgung und Vertretung der Korpo- 
rationsinteressen ward dem Ritterschafts-Komite über- 
tragen, der aus dem Landesbevollmächtigten und 8 
Kreismarschällen, zu zwei aus jeder Oberhauptmann- 
schaft, dem Obereinnehmer und dem Ritterschafls-Sc- 
krctair zusammengesetzt wurde. Nach der Vereinigung 
des Piltenschen Kreises im Jahre 1819 wurde die Zahl 
der Kreismarschälle auf 10 vermehrt, von denen fünf 
fortwährend in Mi tau, die andern in ihren Kreisen* 
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sind. Auf dem Landtage von 1836 wurde das Amt eines 
Obereinnehmers aufgehoben und seine Befugnisse zum 
Theil einem besonderen Kassier, zum Theil einem der 
Kreismarschälle, je nach Bestimmung des Landesbe- 
vollmächtigten, auferlegt. Im Jahre 1838 ward eine 
neue Landtagsordnung verfasst, die einige neue Bestim- 
mungen enthielt; sie wurde dem Ministerium des Inne- 
ren vorgestellt, von welchem sie der Zweiten Abthei- 
lung der Eigenen Kanzellei Seiner Kaiserlichen Maje- 
stät mitgetheilt worden ist. ^ 

2. Persönliche Rechte der Kurländischen 

Edelleute. 

Die Rechte und Vorzuge, deren sich die Kurländi- 
sche Ritterschaft zur Zeit der Herzöge erfreute, blie- 
ben in ihrem Wesen unverändert. In einigen Beziehun- 
gen aber wurden sie sogar erweitert und vervollstän- 
digt durch die Reichsgesetze. 

Als besondere Ausnahme sind, sowohl der Adel, als 
die anderen Stände in Kurland, von der Bezahlung der 
Stempelsteuer bei den von ihnen vollzogenen gerichtli- 
chen Handlungen befreit (*). Die Gesetze über den Grund- 
besitz aus der herzoglichen Zeit blieben in Kraft auch nach 
der Vereinigung mit Russland. Das ausschliessliche Recht 
des Kurländischen Adels auf den Besitz von adligen 
Gütern ist bestätigt durch die Kurländische Bauerver- 
ordnung, in welcher S 4 gesagt ist: Der Kurländische 
Bauer hat das Recht zu erblichem Besitz unbewegliche 
Güter zu erwerben; was aber das Recht auf Grundei- 
genthum betrifft, so geniesset er desselben nur auf der- 
selben Grundlage, wie dieses nach den Landesstatuten 
den nichtindigenen Einwohnern des Landes erlaubt 



(*) 1798 August i (18G36); 1844 August 19 (30099). 



ist (•)_ Am 19 März 1830 (3542) wurde der frühere 
Pfandbesitz auf 99 Jahr abgeschafft und demKurländi- 
sehen Adel vorgeschrieben, seine Güter auf nicht mehr 
als 10 Jahre zu verpfänden ("). »' 

ZWEITER ABSCHNITT. 

Rechte der Geistlichkeit in Kurland. 

Obwohl schon im Jahre 1572eine Kirchenordnung ('•*) 
für Kurland erlassen worden war, und selbst von den 
Landtagen einige Bestimmungen über die Verhältnisse 
der Geistlichkeit gegeben wurden, so gab es doch in 
der herzoglichen Zeit keine vollständigen und bestimm- 
ten Gesetze über die Rechte der Evangelisch-Lutheri- 
schen Geistlichkeit. Indessen möchte anzunehmen sein, 
dass bei dem ganz überwiegenden Einflüsse des Adels, 
die Geistlichkeit zur Zeit der Herzöge in Kurland 
nicht solche Berechtigungen erwerben konnte, als es 
in Liv-und Esthland, besonders seit dem Priesterprivi- 
legium von 1675, der Fall war. Durch das Gesetz für 
die Evangelisch-Lutherische Kirche in Russland vom 
28 Dec. 1832 (5870), wurden die Rechte und Vorzüge 
dieses Standes ausführlich angegeben und in Vielem 
ausgedehnt. Ueberdies erschien im Jahre 1840 eine be- 
sondere Gesetzbestimmung über die Pastoratswid- 
men ( j. 



(*) 1817 Aug. 85 (17084) 8 4. Vergl. Allgemeine Verordnung, P. 1. 
(**) Am 84 Dec. 1S41 (15151} erMgte die Allerhöchst bestätigte Mei- 
nung des Reichsralhs, durch welche ins Einzelne gehende und detail- 
lirte Regeln über den PTandbesili in den Oslseegouternements fest- 
gestellt worden (Siehe pag. 144). 

(•**) Ziegenhorn, S 891, Anmerkung c. Vergl. überhaupt S 378 und 

folg. 

(•"•) 1840 Dec. 86 (14090). 
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DRITTER ABSCHNITT. 

Rechte des Bauebnstandes in Kurland. 
ZUT Vereinigung mit Russland. 
Die Kurländischen Bauern gehörten dem Gutsherrn, 
auf dessen Besitzungen sie angesiedelt waren, und er- 
füllten die ihnen auferlegten Obliegenheiten oder zahl- 
ten eine Geld abgäbe. In Grundlage der Urkunde Herzog 
Gotthardt vom 20 Juni 1570, stand den Ede Heuten die 
unbeschränkte peinliche Gerichtsbarkeit über die in 
ihrem Gebiete von Bauern begangenen Verbrechen zu. 
In den Statuten von 1617 wurde den Edelleuten bei 
Strafe von 100 Gulden verboten, ihre leibeigenen 
Bauern mit dem Tode zu bestrafen ohne besonderes 
peinliches Gericht (*). Im Falle grausamer Behandlung 
durch den Gutsherrn« war den Bauern gestattet, zum 
Schutze des Herzogs und der Gesetze ihre Zuflucht zu 
nehmen (**). 

//. Seit der Zeit der Vereinigung mit Russland. 

Im Jahre 1814 entwarf eine ans der Mitte des Adels 
im Kurländischen Gouvernement, unter Vorsitz des 
Generalgouverneurs Marquis Paulucci, Allerhöchst an- 
geordnete Kommission das Projekt einer Verordnung 
über die Verbesserung des Zustandes der Bauern. Die- 
ses Projekt wurde zugleich mit der Allerhöchst bestä- 
tigten Esthländischen Bauerverordnung von 1816 der 
auf ausserordentlichem Landtage versammelten Kurlän- 
dischen Bitterschaft zur Beprüfung vorgelegt. Als im 
Dec. 1816 die Bitterschaft sich für die Annahme einer 
Bauerverordnung nach den Grundsätzen der Esthländi- 
schen aussprach, wurde eine besondere Kommission 
von dem Adel erwählt, zu der noch ein Glied des Ka- 



rl Kurl. Statuten, 8 68. 
(**) Ziegenhorn, S58S. 



> 
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meralhofs als Vertreter der Kronguter hinzukam. Die- 
ser Kommission ward aufgetragen, nach den in Eslhland 
angenommenen Grundsätzen, jedoch mit den durch die 
Ortlichen Verhältnisse gebotenen Abweichungen, ein 
neues Projekt zu entwerfen. Als die Arbeiten der Kom- 
mission beendet waren, legte der Rigas che Kriegsgou- 
verneur auf Allerhöchsten Befehl das Projekt einem 
ausserordentlichen Landtage vor, und die Ritterschaft 
erklärte ihre vollkommene Genehmigung aller in dem- 
selben enthaltenen Bestimmungen. In Folge dessen ward 
/ die Kurländische Bauerverordnung am 25 August 1817 

(27024) Allerhöchst bestätigt, und eine besondere Kom- 
mission ernannt um dieselbe in Ausführung zu brin- 
gen. Dieselbe bestand, unter Vorsitz des Civilgouver- 
neurs, aus den Räthen der Gouvernementsregierung, 
zweien Räthen des Kameralhofs und dreien Kreismar- 
schällen. Sie beendete ihr Geschäft im Jahre 1832, als 
alle Kurländischen Bauern aus der Leibeigenschaft 
ausgetreten waren. 



ZWEITES KAPITEL. 

Rechte des städtischen Standes in Kurland. 

ERSTER ABSCHNITT. 

Rechte des städtischen Standes in Kurland bis zur 
Vereinigung mit Russlasd. 

/. Erwerbtmg des Bürgerrechts. 

In den Kurländischen und Piltenschen Städten wur- 
den allgemein bei Erwerbung des Burgerrechts ver- 
langt: Beweise über eheliche Geburt und rechtlichen 
Wandel, so wie den dem Herzoge geleisteten Unter- 
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Uianseid (*). — Das Lutherische Bekenntniss war keine 
nothwendigc Bedingung zur Aufnahme. Vermöge der 
Regimentsformel von 1617 sicherte die Polnische Re- * 
gierung den Katholiken in Kurland und Pillen diesel- 
ben Rechte, wie den Lutheranern. — Wer das Bürger- 
recht erhalten, musste in die Korporationen der Kaufleu- 
te oder der Handwerker eintreten. Bei der Aufnahme 
in dieselben, mussten Bedingungen erfüllt werden, wel- 
che in den für jede Stadt insbesondere geltenden Schrä- 
gen angegeben waren. 

//. Die Korporationsrechte des städtischen Standes. 

Die Stadtgemeinden hatten das Recht, sich zur Be- 
rathung über ihre Korporalionsangelegenheiten zu ver- 
sammeln. Gegenstände dieser Yersammlungen waren: 
1J die Wahlen zu den Gemeindeämtern (Aeltermänner 
und Aeltesten); 2) Berathung nnd Beschlussnahme über 
auf die ganze Stadtgemeinde bezügliche Angelegenhei- 
ten; 3) Verlheilung der städtischen Lasten. Das Verfah- 
ren bei der Berathnng und bei der Beschlussnahme war 
verschieden und durch die Polizeiordnung jeder Stadt 
festgestellt. 

III. Die persönlichen Rechte der Bürger. 

Das Hauptvorrecht der Kurländischen und Pilten- 
sehen Bürger bestand darin, dass sie ein ausschliessliches 
Recht auf den Betrieb städtischer Gewerbe hatten (*'). 
Die den Zünften zustehenden Rechte waren in ihren 
Schrägen bestimmt. 

D Vergl. die verschiedenen In der Einleitung iura ersten Theile an- 

■ 

geführten Sladtordnungen und Poliici Ordnungen. 

{**) Entscheidung Herzog Gotthard'! mischen der Ritterschaft und 
Goldingen t. 82 Juni 1570; Slat. 8 107; ürk. Kon. August II t. 10 Dec. 
174Ö. 
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ZWEITER ABSCHNITT. 

Rechte des städtischen Standes in Kurland seit der 

Vereinigung mit Russland« 

Die Gemeindeverfassung der Kurländischen Städte 
blieb auf der alten Grundlage beruhen. Die durch die 
allgemeinen Reichsgesetze, so wie durch die Anord- 
nungen der örtlichen Obrigkeit, eingeführten Yerände- 
rungen in den Rechten des städtischen Standes bezie- 
hen sich: 1) auf die Aufnahme in die Bürgerschaft der 
Städte, welche in Grundlage der allgemeinen Regeln 
und Verordnungen geschieht; 2) auf den Betrieb der 
Handwerke und anderer Gewerbe, in Übereinstimmung 
mit den allgemeinen Reichsgesetzen. 

DRITTES KAPITEL. 

Standesrechte in Pilten. 

ERSTER ABSCHNITT* 

Standesrechte in Pilten eis zur Vereinigung mit 

Russland. 

Die Piltensche Ritterschaft bildete eine besondere, 
von der Kurländischen getrennte Korporation. Im Pil- 
tenschen Kreise wurden die Landtage oder Konferen- 
zen yom Ortlichen Landgerichte zusammen berufen, 
und zwar alle drei Jahre. Auf dem Landtage oder der 
Konferenz erschienen nicht Deputirte wie in Kurland, 
sondern im Allgemeinen alle im Kreise besitzlichen 
Edelleute. Ausserhalb der Landtage ruhte die Sorge 
für die Rechte und Freiheiten der Ritterschaft auf dem 
Landgerichte oder Landrathskollegium. Was die jeder 
einzelnen Person zustehenden Rechte betrifft, so genoss 
der Piltensche Adel aller der dem Polnischen und 
Kurländischen Adel zukommenden Vorrechte (*). 

n Bestimmungeu der Polnischen Kommission für PiUon 1. 1617, 1 6, 
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ZWEITES ABSCHNITT. 

Standesrechtb in Pilten seit der Vereinigung mit 

Russland. 

Von 1795 bis 1819 bildete die Piltensche Ritter- 
schaft eine von der Kurländischen verschiedene Kor- 
poration, genoss aber in Grandlage ihrer Privilegien 
aller Rechte und Vorzüge der letzteren. Die Verbin- 
dung des Piltenschen Kreises mit Kurland veranlasste 
den Yereinigungsakt vom 27 März 1819 zwischen bei- 
den Ritterschaften, in deren 5-tem Artikel bestimmt ist, 
dass von nun an alle einer derselben insbesondere ver- 
liehenen Rechte ab allgemeine angesehen werden sollen, 
und dass jedes Glied jedweder Korporation als Glied 
der gesammten Kurländisch- Piltenschen Ritterschaft 
gelten solle (*). — Auf diese Weise bildet seit 1819 die 
Piltensche Ritterschall einen Theil der Kurländischen, 
nimmt an den Kurländischen Landtagen Theil und hat 
zu ihrer Verwaltung dieselben ritterschaftlichen Beam- 
ten. — Was die übrigen Stände Piltens betrifft, so ha- 
ben sie, wie vor der Vereinigung mit Russland, so auch 
seitdem, alle Rechte und Vorzüge derselben Stände in 
Kurland gehabt. In Reziehung auf die Aufhebung der 
Leibeigenschaft, waren die Massnahmen gemeinschaft- 
lich mit denen in Kurland. 



(") BeTollmichligt zur Abfassung des Vereinigungsakts waren: Ton 
Seiten der Kurländischen Ritterschaft die Glieder des Rittersehafts- 
komite"» — Ton Seilen Piltens die Barone ton Rahden und ton Rönne 
und Herr von Mirbach. 
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